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Vorwort. 


Als vor einem Jahrzehnt diese Zeitschrift in’s Leben 
trat, äusserte der Begründer derselben im Vorwort: „Wie 
überhaupt die reichere Gestaltung der Formen des öffent- 
lichen Lebens mehr und mehr den Disciplinen des öffent- 
lichen Rechtes ihre lang verkümmerte Anerkennung zu ge- 
währen verspricht, so hat ganz besonders dasKirchenrecht 
diese Anerkennung wachsen sehen, seit Fragen kirchenrecht- 
lichen Inhalts in den Vordergrund der politischen Erörterung 
getreten sind“. Heute, wo die Geschichte der letzten zehn 
Jahre mit ihrer wunderbaren Fülle denkwürdiger Ereignisse 
vor unseren Augen liegt, und wo der Gegenwart hinsicht- 
lich der Neugestaltung der Beziehungen von Staat und 
Kirche die schwierigsten, auch für die Gestaltung der Zu- 
kunft unseres Volkes bedeutungsvollsten Aufgaben gestellt 
sind, dürfen wir es als überflüssig erachten, über das 
hohe praktische Interesse der wissenschaftlichen Behand- 
lung kirchenrechtlicher Fragen noch ein Wort zu verlieren 
und die Existenz einer besonderen, dem Kirchenrecht ge- 
widmeten wissenschaftlichen Zeitschrift zu rechtfertigen. 

Zur Zeit der Gründung der Zeitschrift für Kirchen- 
recht fehlte für das evangelische Kirchenrecht, so wie für 
jede Behandlung des katholischen Kirchenrechts und der 
Beziehungen von Staat und Kirche, welche nicht von dem 
ultramontanen Standpunkte ausgeht, ein wissenschaftliches 
Organ. Dieser Mangel eines Vereinigungs- und Sammel- 
punktes für die Bestrebungen auf dem bezeichneten Gebiete 
wurde aber nicht nur von den Männern der Wissenschaft 
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schn#erzlich empfunden, sondern gereichte auch der letzteren, 
und nicht minder der Anwendung und Fortbildung des Rechts 
zu fühlbarem Nachtheil. Bei diesem Verhalt führte die 
Erkenntniss, dass die Gründung unserer Zeitschrift einem 
Bedürfniss abzuhelfen verheisse, derselben sofort die Unter- 
stützung einer Anzahl der 'hervorragendsten Kirchenrechts- 
lehrer evangelischen Bekenntnisses zu. Leider hat bereits 
der Tod schmerzliche Lücken in die Reihe Derjenigen ge- 
rissen, welche vor zehn Jahren sich zu diesem Unternehmen 
verbanden, — es genügt hier die Namen Richter und 
Jacobson zu nennen. Auch auf dem Felde der Wissen- 
schaft fallen Vorkämpfer, wie auf dem der kriegerischen 
Ehre. Auch in der Wissenschaft hinterlassen die Todten 
den Ueberlebenden die Mahnung, ihnen nachzueifern, und 
namentlich an die Jüngeren ergeht der Ruf, wenn der Vor- 
dermann fällt, in die Lücke zu treten. Selbst in Beziehung 
auf das evangelische Kirchenrecht hat unsere Zeit- 
schrift übrigens ihre Aufgabe erst in Angriff nehmen können ! 
— Dem Gränzgebiet von StaatundKirche wendeten 
sich die wissenschaftlichen Kräfte, welche derselben zur Verfü- 
gung standen, vorzugsweise zu, und unsere Zeitschrift darf von 
sich rühmen, dass sie in der That der Staatsgewalt hat erhalten 
helfen, was als wesentlicher Bestandtheil der Staatshoheit 
angesehen werden muss. Aber die neuesten Phasen in dem 
Judicium finium regundorum zwischen dem Staate und der 
römischen Kirche liefern den Beweis, dass die Rechtswissen- 
schaft mit Aufgebot aller Kräfte noch heute für das Er- 
_ gebniss der gesammten geschichtlichen Entwicklung seit dem 
Mittelalter, für die wiederum bestrittene Anerkennung der 
Berechtigung des Staates zur selbstständigen Erfüllung seiner 
sittlichen Bestimmung einzutreten bat gegenüber den ultra- 
montanen Bestrebungen, welche das politische Leben auf’s 
Neue dem Gesetze des geistlichen Universalmonarchen 
unterwerfen, und die römische Kirche als Staat, ja als den 
Staat höherer Art zur Geltung zu bringen suchen. 

In Beziehung auf das katholische Kirchenrecht 
musste unsere Zeitschrift bisher aus äusseren Gründen sich 
ein beschränkteres Ziel stecken, als im Interesse der Sache 
lag. Eine kirchenrechtliche Zeitschrift kann ihrer Aufgabe 
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nur dann vollständig genügen, wenn sie das gesammte 
Recht der christlichen Kirchen als ihr Arbeitsfeld behandelt. 
Unsere Zeitschrift verhiess allerdings auch das katholische 
Kirchenrecht in den Kreis der Bearbeitung zu ziehen, und 
sie hat auch einzelne Arbeiten über katholisches Kirchen- 
recht veröffentlicht, von denen auch auf katholischer Seite 
anerkannt worden ist, dass sie die Wissenschaft gefördert 
haben. Allein auf eine ebenbürtige Bearbeitung des katho- 
lichen Kirchenrechts neben dem evangelischen musste so 
lange verzichtet werden, bis es gelang, auch katholische 
Gelehrte zu regelmässiger Mitarbeit an der Zeitschrift zu 
gewinnen. Als unsere Zeitschrift begründet wurde, glaubten 
wir die Verhältuisse richtig zu beurtheilen, wenn wir zu- 
nächst die evangelischen Vertreter der Kirchenrechtswissen- 
Schaft zu gemeinsamer Arbeit zu sammeln uns bemühten. 
Unsere Zeitschrift erhielt daher damals nur die Bestimmung, 
ein Organ für die evangelischen Freunde der Kirchenrechts- 
wissenschaft darzustellen. Daraus ergab sich auch für die 
Behandlung des katholischen Kirchenrechts ein Standpunkt, 
welcher von demjenigen, den katholische Canonisten einzu- 
nehmen haben, unterschieden war. Nun haben zwar in Be- 
ziehung auf Gegenstände, welche von der Verschiedenheit 
der confessionellen Auffassung nicht berührt werden, mehrere 
hervorragende katholische Canonisten, wie Schulte und 
Maassen uns durch einzelne Beiträge erfreut, allein die 
Beschränkung, welche entsprechend der nächsten Bestim- 
mung der Zeitschrift die Fassung des Programms derselben 
der Behandlung insbesondere der Dogmatik des katho- 
lischen Kirchenrechts auferlegte, trat einer dauernden Ver- 
bindung katholischer Gelehrter mit unserer Zeitschrift bis- 
her hindernd in den Weg. Es wird unseren Lesern zur 
Befriedigung gereichen, zu erfahren, dass gegenwärtig, wo 
andere Bedenken in den Hintergrund getreten sind, welche 
bisher der Vereinigung evangelischer und katholischer 
Kirchenrechtslehrer zur Bearbeitung ihrer Wissenschaft in 
einem gemeinsamen Organe hinderlich waren, wir uns ent- 
schlossen haben, durch Erweiterung des Programms unserer 
Zeitschrift unsererseits zu einer solchen Verbindung die 


Hand zu bieten, und dass sich namhafte katholische Ge- 
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lehrte bereit erklärt haben, sich an unserer Zeitschrift, 
welche nunmehr einen paritätischen Charakter erhält, zu 
betheiligen. Insbesondere hat uns Professor Dr. Johann 
Friedrich Ritter von Schulte in Prag seine ständige 
Mitwirkung an derselben zugesichert. Auf diese Weise 
hoffen wir die beste Gewähr dafür erlangt zu haben, dass 
in der Zeitschrift in Zukunft neben dem evangelischen 
auch das katholische Kirchenrecht eine der Bedeutung des 
Gegenstandes entsprechende Vertretung finden wird. 

Damit aber auch katholische Gelehrte mit derselben 
Freiheit, wie die evangelischen Mitarbeiter dieser Zeitschrift 
in derselben das Kirchenrecht - zu behandeln im Stande 
seien, erklären wir ausdrücklich, dass die Mitarbeiter, evan- 
gelische wie katholische, in der freien Aeusserung ihrer 
wissenschaftlichen und kirchlichen Ueberzeugungen nicht 
beschränkt sind. Die Redaction giebt also durch die Auf- 
nahme einer Arbeit nicht ihre Zustimmung zu allen darin 
ausgesprochenen Ansichten, sondern nur zu erkennen, dass 
sie die Arbeit nach Inhalt und Form für geeignet zur Ver- 
öffentlichung in einer wissenschaftlichen, demRechte 
der christlichenKirchengewidmeten, aber auch 
die Berechtigung des Staates zur selbststän- 
digen Erfüllung seiner sittlichen Bestim- 
mung anerkennenden Zeitschrift hält. Kein Mitar- 
beiter ist für etwas Anderes verantwortlich, als was er selbst 
geschrieben hat. Die Aufsätze der Herausgeber stehen 
mit allen übrigen auf völlig gleicher Linie. Auch sie er- 
scheinen unter alleiniger wissenschaftlicher Verantwortlich- 
keit ihrer Verfasser. 

Aus dem Gesagten geht hervor, dass die Zeitschrift 
als solche so wenig specifisch evangelischen als specifisch 
katholischen Interessen, sondern der Wissenschaft des 
Kirchenrechts dient. Die Zeitschrift als solche verhält sich 
auch zu der altkatholischen Bewegung innerhalb der rö- 
misch-katholischen Kirche rein objectiv. 

Ueber die Aufnahme kirchenrechtlicher Arbeiten katho- 
lischer Gelehrter wird also nur nach Maassgabe der ange- 
gebenen Gesichtspunkte, nicht nach Maassgabe der Partei- 
stellung entschieden, welche die Verfasser in dem Streite 
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einnehmen, der sich in der katholischen Kirche gegen- 
wärtig erhoben hat. 

Dieselben Grundsätze wissenschaftlicher Freiheit müssen 
aber auch für die Behandlung des evangelischen 
Kirchenrechts in der Zeitschrift zur Geltung kommen. Haben 
wir schon bisher nicht bloss für praktische Fragen die Be- 
leuchtung von verschiedenen Standpunkten zugelassen, son- 
dern auch bei der Behandlung von Fragen, welche eine 
prineipielle Bedeutung haben, verschiedene kirchliche und 
wissenschaftliche Richtungen in unserer Zeitschrift zum 
Worte gelangen lassen, so glauben wir doch, dass wenn 
die Freiheit der wissenschaftlichen Discussion evangelisch- 
kirchenrechtlicher Gegenstände in der Zeitschrift durch die 
Anwendung der bezeichneten, für die Redaction maassge- 
benden Grundsätze in weiterem Umfange gewährleistet er- 
scheint, als es nach unserem ursprünglichen Programm der 
Fall war, diess dem Interesse der Wissenschaft nur förder- 
lich sich erweisen wird. Die ausgesprochenen Grundsätze 
kommen aber nicht allein den Mitarbeitern, welche durch 
dieselben von aller Verantwortlichkeit für die in den Ar- 
beiten der Herausgeber entwickelten wissenschaftlichen An- 
sichten ausdrücklich losgesprochen, sondern auch den 
Herausgebern zu Gute, welche, obwohl ihr kirchlicher und 
wissenschaftlicher Standpunkt den Lesern der Zeitschrift 
im Allgemeinen bekannt ist, doch bisher häufiger, als ihnen 
erwünscht war, in die Lage kamen, sich gegen die Iden- 
tificirung der in den aufgenommenen Arbeiten ausge- 
sprgchenen wissenschaftlichen Ansichten mit ihrer eigenen 
Auffassung der betreffenden Fragen verwahren zu müssen. 

Es gereicht uns zur Freude, den Lesern mitzutheilen, 
dass auch Professor Dr. Otto Mejer in Rostock, dessen 
neueste Arbeit: „Zur Geschichte der römisch-deutschen 
Frage“ wir kürzlich anerkennend erwähnten, künftig sich 
an unserer Zeitschrift betheiligen wird. 

Dass es übrigens der Redaction unbenommen bleiben 
muss, die Aufnahme von einzelnen Beiträgen der Mitar- 
beiter, deren Veröffentlichung durch die Zeitschrift prin- 
cipielle Bedenken nicht entgegenstehen würden, den- 
noch aus äusserlichen Gründen abzulehnen, braucht, weil 
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die Redaction dem Interesse der Leser, beziehentlich der 
Verlagshandlung Rücksicht schuldet, kaum besonders her- 
vorgehoben zu werden. 

Göttingen und Leipzig im Dezember 1871. 
Dr. Richard Dove. Dr. Emil Friedberg. 


EN — kun et en 1 


I. 


Ein Gutachten des verewigten Aemilius Ludwig 
Richter über die Fragen: 1. Ob und inwieweit 
nach den Grundsätzen des allgemeinen protestan- 
tischen Kirchenrechts eine Protestation der Ge- 
meinde gegen den vom Patron präsentirten Can- 
didaten Berücksichtigung verdiene und geeignet 
sei, das Wahlrecht des Patrons zu beschränken? 
2. Welche Rechte. der vom Patron präsentirte 
Candidat, dessen Vocation von der geistlichen 
Oberbehörde (Consistorium) zwar bestätigt, ihm 
aber noch nicht ausgeantwortet ist, durch die 
Präsentation, beziehentlich die Bestätigung der 
Vocation erlangt hat. 


Eingeleitet von 


R. W. Dove. 


Herr Consistorialrath Dr. B. Hübler in Berlin fand 
in den Acten des Königlichen Ministeriums der geistlichen 
Angelegenheiten daselbst das nachstehend mitgetheilte, vom 
13. Juli 1846. datirte Gutachten des verewigten Aemilius 
Ludwig Richter über folgende auf das Patronatrecht 
bezügliche Fragen: 

1. Ob und inwieweit nach den Grundsätzen des allge- 
meinen protestantischen Kirchenrechts eine Protestation 
der Gemeinde gegen den vom Patron präsentirten Can- 
didaten Berücksichtigung verdiene und geeignet sei, das 
Wahlrecht des Patrons zu beschränken ? 
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2. Welche Rechte der vom Patron präsentirte Candidat, 
dessen Vocation von der geistlichen Oberbehörde (Con- 
sistorium) zwar bestätigt, ihm aber noch nicht ausge- 
antwortet ist, durch die Präsentation beziehentlich die 
Bestätigung der Vocation erlangt hat, und inwieweit 
diese Rechte der geistlichen Oberbehörde die Pflicht auf- 
erlegen, der wiederholten Protestation der Gemeinde un- 
geachtet ihn zu confirmiren und seine Ordination zu 
veranlassen. 

Da das betreffende Gulschien nicht bloss den Werth 
einer Erinnerung an den verewigten Meister des Kirchenrechts 
hat, sondern ein allgemeineres Interesse beanspruchen darf, 
erwirkte Herr Dr. Hübler bei dem damaligen Herrn Minister 
der geistlichen Angelegenheiten Dr. von Mühler Excellenz 
‘die Genehmigung zur Veröffentlichung desselben in unserer 
Zeitschrift, für deren geneigte Ertheilung wir dem Herrn 
Minister hiermit Öffentlich unsern Dank ausdrücken. 

Der Fall, welcher zu dem Gutachten Veranlassung ge- 
geben hat, gehört dem preussischen Antheil des Markgraf- 
thums Oberlausitz an. Das evangelische Provinzialkirchen- 
recht desselben weist hinsichtlich der Wahl der Pfarrer bei 
Patronatkirchen einige besondere Grundsätze auf, welche 
hier passend zu berühren sind. Bei dieser Gelegenheit will 
ich nicht unterlassen auf eine einschlagende fleissige und 
belehrende Arbeit aus neuerer Zeit aufmerksam zu machen, 
nämlich die von dem Dr. jur. H. Schultz,. Stadtrath zu 
_ Görlitz bearbeiteten Beiträge zum Evangelischen Provinzial- 
‘* Kirchenrecht des Preussischen Markgrafthums Oberlausitz“, 
Görlitz 1868. (G. Remer) 83. SS. 8. Dieselben behandeln 
in den ersten beiden Abschnitten die rechtsgeschichtliche 
Entwickelung der Oberlausitz bis zu ihrer Theilung durch 
den Wiener Frieden vom 18. Mai 1815. und die in dem 
preussischen Antheil der Oberlausitz in Folge der Einfüh- 
rung der preussischen Ordnungen eingetretenen Verände- 
rungen in der Stellung der provinzialrechtlichen Bestim- 
mungen, während ein dritter Abschnitt die Besonderheiten 
des evangelischen Provinzialkirchenrechts des bezeichneten 
Gebiets hinsichtlich der Wahl der Pfarrer bei Patronat- 
kirchen ($. 11.), der Verwaltung des Kirchenvermögens 
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($. 12.), der Baulast ($. 13.), der Einkünfte der Geistlichen 
(8. 14—16.), der Sterbe- und Gnadenzeit ($. 17.) und der 
Auseinandersetzung zwischen dem anziehenden. und ab- 
gehenden Pfarrer, beziehentlich dessen Erben ($. 18.) dar- 
stellt. 

Nach dem Patent vom 15. November 1816. wegen Ein- 
führung des Allgemeinen Landrechts in die mit den Preus- 
sischen Staaten vereinigten ehemals Königlich Sächsischen 
Provinzen und Districte (Ges.-S. v. 1816. S. 233.) 8. 2. 3. 
soll in den erwähnten Gebieten vom 1. März 1817. ab das 
preussische Allgemeine 'Landrecht nebst den dasselbe ab- 
ändernden, ergänzenden und erläuternden Bestimmungen 
Gesetzeskraft haben an Stelle der bisher zur Anwendung 
gekommenen allgemeinen Landes- und subsidiarischen Ge- 
setze, während dagegen die in den einzelnen Provinzen und 
Orten bisher bestandenen besonderen Rechte und Gewohn- 
heiten noch fernerhin ‘ihre bisherige gesetzliche Kraft be- 
halten sollen, so dass hinter diesen in erster Linie geltenden 
provinziellen und localen Normen das Allgemeine Landrecht 
nebst seinen Erläuterungen als subsidiäres Recht zur An- 
wendung kommt, während die bisherigen (sächsischen) all- 
gemeinen Landes- und die subsidiär geltenden Gesetze ausser 
Kraft gesetzt sind. Die streitige Frage, welche Bestim- 
mungen.im Sinne des Publications-Patents als provinzielle, 
also in principaler Geltung belassene, und welche als allge- 
meine Landesgesetze also ausser Kraft getretene und durch 
die einschlagenden Vorschriften des A. L.-R. ersetzte Nor- 
men zu erachten seien, ist dahin zu beantworten, dass unter 
den besonderen Rechten und Gewohnheiten alle diejenigen 
Normen zu verstehen sind, welche nur in dem Markgraf- 
thum Oberlausitz auf Grund eines Gesetzes oder altherge- 
brachten Gewohnheitsrechtes in Wirksamkeit standen, unter 
„allgemeinen Landesgesetzen“ dagegen alle Vorschriften, 
welche für sämmtliche Churfürstliche, später Königlich 
Sächsische Lande eine gemeinsame Verbindlichkeit sta- 
stuirten und welche deshalb in den sämmtlichen Gebietstheilen 
‚entweder verfassungsmässig publieirt oder stillschweigend 
recipirt waren !). 


8. H. Schultz, angef. Beiträge S. 29. ff. Verbinde Plenar- 
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In Beziehung auf die Wahl der Prediger bei Patronat- 
kirchen ?) bestehen für die Oberlausitz besondere Normen 
namentlich über die zu haltenden Probepredigten in dem 
Rescript Friedrich Augusts II. v. 20. April 1724. nebst 
Oberamts-Patent vom 29. April 1724. „wegen derer vor 
Vocation eines Geistlichen zu haltenden Probepredigten“ in 
Verbindung mit dem Rescripte desselben vom 22. Juni 1726. 
nebst Oberamts-Patent vom 19. November 1726., die Er- 
läuterung des vorstehenden Oberamts-Patents betreffend. 
Diese, auch in dem Gutachten ängezogenen Normen bilden 
besonderes Recht der Oberlausitz im Gegensatz der allge- 
meinen sächsischen Landesgesetze, indem abweichend von 
dem Recht der chursächsischen Landestheile wegen der 
damals in der Oberlausitz fehlenden Superintendenturein- 
richtung die Anordnung der Probepredigt, die Anhörung 
der Gemeinde, die Einführung des Vocirten in das Amt in 
der Oberlausitz lediglich dem Patron zustand. Für den 
preussischen Theil der Oberlausitz ist nun zwar durch die 
Errichtung von Superintendenturen °) das Verfahren in 
mancher Beziehung dem in den chursächsischen Landes- 
theilen vorgeschriebenen ähnlich geworden, indem der Pa- 
tron wegen der Kanzelabkündigungen mit dem Superinten- 
denten in Communication zu treten, und die Vocation dem- 
selben behufs Einholung der Bestätigung durch das Consi- 
storium zu übermitteln hat, und der Superintendent im Auf- 
trage des Consistoriums gewöhnlich die Installation vornimmt. 
Allein der Inhalt der erwähnten Rescripte bildet hinsicht- 
lich der Probepredigt fortdauernd provinzielles, also dem A. 
L.-R. gegenüber in principaler Geltung stehendes Recht, 
was auch von der Observanz gilt, dass der Patron in der 


beschlüsse des Obertribunals v. 6. Dec. 1852. (Entsch. Bd. XXIV. 8.1. ff., 
auch bei Altmann, Praxis der Preuss. Gerichte in Kirchen-, Schul- 
und Ehesachen, Leipzig 1861. S. 159.) und 4. Juli 1853. (Enntsch. Bd. 
XXV. S. 808.), so wie Erkenntn. des Ob.-Tribunals v. 15. März 1854. 
(Entsch. Bd. XXIX. S. 159.), nach welchem letzteren die Kirchenord- 
nung v. 1. Januar 1580. für ein allgemeines Landesgesetz zu erach- 
ten ist. 

%) Schultz, angef. Beiträge S. 47. ff. 

°») S. darüber Schultz, angef. Beiträge S. 26. 
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Oberlausitz berechtigt ist, ausser der Probepredigt noch 
eine Gastpredigt mit dem Zweck abhalten zu lassen, 
dass sie nur ihm, dem Patron, zur bessern Begründung 
seiner Auswahl diene. Der Gastpredigt folgt die Probe- 
predigt des auf Grund der ersteren von dem Patron aus- 
gewählten Pfarrers zu dem Zwecke, um sich der Gemeinde 
als ihr künftiger Seelsorger zu präsentiren. Nach dem in 
den angeführten Rescripten geregelten Recht der Oberlausitz 
in Beziehung auf die Probepredigt ist der Tag derselben der 
Gemeinde acht Tage zuvor von der Kanzel zu verkündigen. 
Acht Tage nach Abhaltung der Probepredigt kann der Patron 
die Vocation ausstellen, „wenn die Kirchengemeinde gegen 
des Vocandi Lehre, Leben und Wandel nichts Erhebliches 
noch zu Recht Beständiges auszusetzen hat. Bis zum Ab- 
lauf jener Frist bleibt es ihr frei, die habenden Erinnerungen 
geziemend vorzutragen, wogegen sie sich alles Tumultuirens, 
wie aller unerheblichen und unnötlhigen Einwürfe gänzlich 
zu enthalten... hat.“ 

Das besondere Recht der Oberlausitz hinsichtlich der 
Probepredigt weicht von den betreffenden Vorschriften des 
A. L.-R. in folgenden Puncten ab: 

1. In der Oberlausitz gilt der $. 339. A. L.-R. Thl. II. 
Tit. 11. nicht, wonach, abgesehen von dem Falle einer Ver- 
hetzung oder Aufwiegelung die Zulassung zu der Pfarrstelle 
nicht geschehen soll, wenn ein Subject wenigstens zwei 
Drittel der Stimmen sämmtlicher Gemeindeglieder gegen 
sich hat. 

2. Nach $. 334. A. L.-R. Thl. 1I. Tit. 11. muss die 
Gemeinde mit ihrer Erklärung über das von dem Patron 
gewählte Subject vernommen werden, wogegen sie nach 
dem Provinzialrecht der Oberlausitz ihre etwaigen Einwen- 
dungen geziemend vorzutragen hat und nach Verlauf von 
acht Tagen nach der Probepredigt mit Erinnerungen nicht 
mehr admittirt zu werden braucht. Schultz *) folgert 
hieraus wohl mit Recht, dass eine Vernehmung der Gemeinde 
nicht nöthig, es vielmehr zulässig ist, die Erhebung eines 
Widerspruchs abzuwarten. | 


*) A. a. 0.8. 50. 
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3. Das Provinzialrecht der Oberlausitz fordert nicht, 
wie das A. L.-R. ausser der Probe- oder Gastpredigt noch 
eine Catechisation Seitens des zu wählenden Pfarrers. 

4. Die nach dem A. L.-R. auf vierzehn Tage bemessene 
Frist zur Abkündigung der Probepredigt beträgt nach dem 
Provinzialrecht der Oberlausitz nur acht Tage. 

Nach diesen einleitenden Bemerkungen zur Orientirung 
der Leser über die einschlagenden Normen des Provinzial- 
rechts der Oberlausitz lasse ich nunmehr folgen die 


Rechtliche Erörterung 
von 
A. L. Richter. a 


Durch den Patron der Kirche zu U. ist der Candidat 

P. zu der durch den Tod des Pfarrers M. erledigten Pfarrei 

daselbst präsentirt worden. Gegen die Anstellung desselben 

hat jedoch die Gemeinde wiederholt remonstrirt und gebeten, 
dass zur Feststellung der von ihr vorgebrachten Thatsachen 
eine gerichtliche Untersuchung angeordnet werden möge. 

Gegenwärtig soll dieser Widerspruch einer rechtlichen Er- 

örterung nach Anleitung der folgenden Fragen unterworfen 

werden: 

I. ob und inwieweit nach den Grundsätzen des allgemeinen 
protestantischen Kirchenrechts eine Protestation der Ge- 
meinde gegen den vom Patron präsentirten Oandidaten, 
wie die ..vorliegende Berücksichtigung verdiene und ge- 
eignet sei, das Wahlrecht des Patrons zu beschränken ? 

II. welche Rechte der Candidat P., dessen Vocation als 

‘ Pastor in U. von’ dem Königl. Consistorium zu B. zwar 
bestätigt, ihm aber anscheinend bis jetzt noch nicht aus- 
geantwortet ist, durch die Präsentation und resp. die 
Bestätigung der Vocation erlangt hat und in wieweit 
diese Rechte der geistlichen Oberbehörde die Pflicht 
auferlegen, der wiederholten Protestation der Gemeinde 
ungeachtet ihn zu confirmiren und seine Ordination zu 
veranlassen. | 


Rechtliche Erörterung über Rechtsfragen aus dem Patronatrecht. 17 


Zur ersten Frage. 


Nach einem allgemeinen Grundsatze des Kirchenrechts 
gehört es zu den wesentlichen Rechten jeder Gemeinde, 
dass ihr eine Mitwirkung bei der Besetzung des für sie 
bestehenden geistlichen Amtes verstattet werde. Diese Mit- 
wirkung ist ihr auch dann nicht zu versagen, wenn das 
Amt einem Patronatrechte unterliegt, und zwar äussert sie 
sich in dem Rechte des Widerspruchs, dessen Ausübung 
sich nach den hier ganz übereinstimmenden Kirchenord- 
nungen an die Probepredigt anknüpft. Vergl. für den vor- 
liegenden Fall: Oberamtspubl. vom 29. April 1724. u. Re- 
script vom 19. Juni 1726, Oberamtspubl. vom 19. Novbr. 1726. 

Vorausgesetzt wird aber, dass der Widerspruch sich 
auf gehörig erwiesene Thatsachen stütze, deren Beur- 
theilung dem Kirchenobern zusteht. Wenn also eine Ge- 
meinde erklärt, dass ihr die Probepredigt „nicht christ- 
lich genug“ oder „hölzern“ erschienen sei, wenn sie das ° 
Benehmen des Designirten als ein „hoflärtiges“ und „unhöf- 
liches“ bezeichnet, so wird allein auf ein solches, seiner 
Natur nach schwankendes und unbestimmtes Urtheil hin 
die Anstellung des befähigt erfundenen Präsentirten nicht 
versagt werden können, welche zu erwarten sowohl der 
letzgere selbst als der Patron an sich berechtigt sind. 

Auf der anderen Seite ist jedoch nicht zu läugnen, dass 
der geistliche Obere unter Umständen die Confirmation 
eines Präsentirten zu verweigern nicht nur berechtigt, son- 
dern verpflichtet ist, obwohl es dem Widerspruche der Ge- 
meinde an der hinreichenden objectiven Begründung mangelt. 
Dieses wird dann geschehen müssen, wenn die Antipathie 
einer Gemeinde sich auf eine Weise kundgiebt, welche die 
Hoffnung auf eine gesegnete Wirksamkeit des Geistlichen 
vernichtet. Allerdings ist, wo eine Gemeinde nur mit einem 
allgemeinen Widerspruche hervortritt, zunächst erforderlich, 
durch Ermahnungen und Belehrungen zu wirken, und der 
Fälle giebt es viele, wo auf diesem Wege das durch äussere 
Einflüsse erzeugte Vorurtheil überwunden, und durch das 
rechte Verhalten’ des Geistlichen später doch das rechte 
Verhältniss des Anschliessens und Vertrauens begründet 
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worden ist. Dagegen ist es aber auch möglich, dass eine 
bestimmte Eigenthümlichkeit der Gemeinde auf der einen, 
und des Geistlichen auf der andern Seite eine Spannung 
des Widerwillens veranlasst hat, der Rücksicht zu tragen 
das Kirchenregiment um des Heiles der Gemeinde und der 
Kirche willen sich entschliessen muss, sobald die ihm zu 
Gebote stehenden Mittel der Versöhnung und Ausgleichung 
vergeblich erschöpft worden sind. Ein solcher Fall scheint 
hier gegeben zu sein, wo es sich um eine Gemeinde han- 
delt, die von ihrem Zusammenhange mit der Brüderunität 
her sich ein sehr lebendiges Bedürfniss christlicher Nahrung 
bewahrt hat, und um einen Candidaten, der, wie es scheint, 
dieses Bedürfniss zu befriedigen nicht sonderlich geeignet 
ist. Wird nun ferner noch erwogen, dass die Unität früher 
den Wünschen der Parochianen in Beziehung auf die An- 
stellung des Geistlichen geneigtes Gehör schenkte, und dass 
die Herrnhutischen Gemeinden, deren Eigenthümlichkeit 
auch in diesem Bezuge sich in U. erhalten zu haben scheint, 
auch an das äussere Verhalten der Geistlichen sehr strenge 
Anforderungen zu stellen gewöhnt sind, so wird der so 
beharrlich kundgegebene Widerwille gegen den präsentirten 
Candidaten begreiflich, ohne dass man zu der, wie es scheint, 
hier nicht genügend begründeten Erklärung durch eine Auf- 
wiegelidng seine Zuflucht zu nehmen braucht. Um so mehr 
dürfte hier die Versagung der Confirmation nach fruchtlos 
versuchter Versöhnung gerechtfertigt erscheinen, damit nicht 
ein Stück christlichen Lebens gefährdet werde, das zu 
schützen das Kirchenregiment berufen is. Der Einwurf 
aber, dass durch die Bethätigung der hier aufgestellten An- 
sicht das Patronatrecht seines wesentlichen Inhaltes ent- 
kleidet werden würde, beantwortet sich folgendergestalt. 
Der Patron hat allerdings das Recht, ein bestimmtes 
Subject zu präsentiren, und der Obere ist verpflichtet, dieses 
Subject zu instituiren, wenn es fähig ist. Die Handlung, 
welche der Letztere vorzunehmen hat, wird eben deshalb 
collatio necessaria genannt. Aber jene Verpflichtung ist 
nach der Natur der Sache keine absolute; der Patron kann 
nicht fordern, dass sie erfüllt werde selbst um den Preis 
der Gefährdung des kirchlichen Lebens der Gemeinde, 
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sondern sein Recht muss der höheren Rücksicht auf das 
Heil der Kirche weichen, die hier um so mehr von der 
geistlichen Behörde bewahrt werden muss, als sie dem Patron 
selbst fremd ist. Denn das ist die Eigenthümlichkeit des 
Patronatrechtes, dass in ihm ein wichtiges Attribut der 
Kirchengewalt, die Auswahl der Person für ein vakantes 
Amt, zu einem ganz ausserkirchlichen Rechte geworden ist. 
Wenn nun schon nach dem canonischen Rechte dem Prä- 
sentirten die Institution aus einer „rationabilis causa“ ver- 
sagt werden kann, 

van Espen, Jus eccl. univ. I. p. 797. (ed. Colon. 1777.) 
so wird die hier dem Bischof gegebene Freiheit des Er- 
messens sich um so mehr in der evangelischen Kirche 
bethätigen müssen, wo das Verhältniss des Geistlichen zur 
Gemeinde ein ganz anderes ist, wo die Personen nicht ge- 
wissermaassen fungible sind, so dass jeder Ordinirte so gut 
ist, als der Andere, sondern vor Allem dahin getrachtet 
werden muss, dass jeder Gemeinde womöglich der rechte 
Geistliche, auf keinen Fall aber ein solcher gegeben werde, 
von welchem eine segensreiche Einwirkung von vornherein 
nicht gehofft werden kann. Dass hier unter Umständen die 
rechte Gränze von den Consistorien überschritten werden 
könne, ist freilich nicht zu verkennen. Hier steht indessen 
dem Patron das Recht des Recurses zu, falls er sich nicht 
beruhigen und zu einer anderen Präsentation vorschreiten will. 

Mit dieser Erörterung steht denn auch das A. L.-R. 
im Einklange. Zwar gilt der $. 339. II. 11. nicht in der 
Ober-Lausitz. Aber nur die formelle Bestimmung ist nicht 
anwendbar, während das Princip auch hier seine Herrschaft 
fordert, eben weil es aus der rechten Auffassung der dem 
Kirchenregimente obliegenden Verpflichtung gegenüber dem 
Patronatrechte und aus der rechten Würdigung des Ver- 
hältnisses zwischen dem Geistlichen und der Gemeinde 
hervorgeht. 


Zur zweiten Frage. 
Nach dem canonischen Rechte gewährt die Präsentation 
dem Präsentirten das Recht, den Obern um die Institution 
in der Pfründe anzugehen, während das Recht am Amte 
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selbst, das jus in re, nach der Ausdrucksweise der Canonisten, 
erst durch die Letztere erworben wird. Verweigert der 
Obere die Einsetzung ohne Grund, so ist zwar eine Be- 
schwerde zulässig, doch anerkennt auf der anderen Seite 
das Recht auch ein jus variandi des Laienpatrons derge- 
stalt, dass derselbe’ auch andere Subjecte innerhalb der Frist 
zur Auswahl präsentiren darf. 

In der evangelischen Kirche ist es ebenfalls entschie- 
dener Grundsatz, dass das Amt selbst nur durch einen Act 
der Kirchengewalt übertragen werde, zu deren specifischen 
Aeusserungen die Verleihung der Aemter gehört. Dieser 
Act ist da, wo ein Patronatrecht besteht, die Confirmation, 
welche der institutio collativa des canonischen Rechts ana- 
log ist, mithin, wie diese das Recht am Amt gewährt; hier- 
nach kann die Frage, welches Recht die Vocation durch 
den Patron verleihe, nur dahin beantwortet werden, dass 
durch diesen Act der Vocirte das Recht auf die Institution 
erwerbe, oder ein jus ad rem, wie es die Canonisten be- 
zeichnen. Er wirkt also zunächst auf den Patron derge- 
stalt, dass derselbe zu variiren nicht mehr berechtigt ist. 
Ferner giebt er dem Vocirten das Recht, von den Kirchen- 
obern die Institution zu verlangen, ein Recht, dem ohne 
Zweifel auch eine Verpflichtung des letzteren entspricht. 
Der rechtliche Standpunkt, von welchem aus diese beiden 
Wirkungen beurtheilt werden müssen, ist indessen ein sehr 
verschiedener. Für die erstere ist er ohne Zweifel der pri- 
vatrechtliche.e Dagegen die Berechtigung des Präsentirten 
gegenüber dem Consistorio ist ebenso gewiss nicht gleicher 
Natur, sodass sie etwa durch eine Klage geltend gemacht 
werden könnte, die das preussische Recht hier mit gutem 
Grunde ausschliesst, Reser. vom 24. Aug. 1829., 20. Juli 
1830., sondern darüber, ob sie zur That werden soll, ent- 
scheidet das pflichtmässige Ermessen der Behörde und die 
Rücksicht auf das Heil der Kirche. Erscheint dieses ge- 
fährdet, so muss, wie bereits zur ersten Frage bemerkt 
worden ist, das Recht des Patrons wie des Präsentirten 
weichen, und das einzige Mittel gegen die Abweisung ist 
hier die Beschwerde bei der vorgeordneten Instanz der Ver- 
waltung und zuletzt bei seiner Majestät dem König. 


Rechtliche Erörterung über Rechtsfragen aus dem Patronatrecht. 17 


Hiernach ist also durch die Vocation die Möglichkeit 
einer Verwerfung des präsentirten Candidaten nicht ausge- 
schlossen, und hierin würde auch die bereits erfolgte Be- 
stätigung der Vocation keine Aenderung hervorbringen, so 
lange nicht die Ausantwortung erfolgt ist, an welche die 
rechtlichen Wirkungen allein sich anschliessen. 

Nach einzelnen Particularrechten geht die Prüfung und 
Bestätigung der Vocations-Urkunde der eigentlichen Con- 
firmation voraus, welche mündlich bei der Verpflichtung 
erfolgt und in einem besonderen Confirmationsdocumente 
bezeugt wird. In diesem Falle enthält die Bestätigung der 
Vocations-Urkunde nur das Anerkenntniss, dass die objec- 
tiven Bedingungen der Berufung dem Rechte gemäss seien; 
sie gewährt mithin dem Präsentirten gegenüber der geist- 
lichen Behörde kein grösseres Recht als das oben bezeich- 
nete.e Wo dagegen, wie im vorliegenden Falle die Bestä- 
tigung der Vocation zugleich der Act der eigentlichen In- 
stitution ist, wird mit der Ausantwortung das jus in re 
erworben, und der Vocirte hat nunmehr ein Klagerecht, 
nicht zwar, wie das canonische Recht annimmt, auf die 
Einsetzung in die Funktionen des Amtes (denn in diesem 
Bezuge müssen auch hier die allgemeinen Grundsätze des 
Staatsrechtes gelten), wohl aber auf die mit dem Amte ver- 
bundene Besoldung. 

Berlin den 13. Juli 1846, 

gez. Richter. 


Zeitschr. f. Kirchenrecht. Xi. ı. 


[Se] 
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II. ’ 
Die Statthaftigkeit der Civilehe nach katholischen 
Grundsätzen. 
Von 


Joh. Friedrich Ritter von Schulte. 


In dem Syllabus vom Jahre 1864. hat Pius IX. die 
beiden Sätze verdammt: | 

„LXXI. Tridentini forma sub infirmitatis poena non 
obligat, ubi lex civilis aliam formam praestituat, et velit 
hac nova forma ‚interveniente matrimonium valere“ (unter 
Berufung auf Litt. Ad Apost. 22. aug. 1851... 

„LXXIl. Vi contractus mere civilis potest inter chri- 
stianos constare veri nominis matrimonium ; falsumque est, 
aut contractum matrimonii inter christianos semper esse 
sacramentum, aut nullum esse contractum, si sacramentum ex- 
cludatur“ (unter Berufung auf das cit. Schreiben, den Brief 
Pius IX. v. 9. Sept. 1852. an den König von Sardinien, 
die Allocutionen v. 27. Sept. 1852. und 17. Dez. 1860.) '). 


1) Die Uebersetzung in dem von P. Clemens Schrader S. J. 
bevorworteten Buche »Der Papst und die modernen Ideen« II. Heft. 
Wien 1865., welche unzweifelhaft von diesem der römischen Anschau- 
ungen kundigen Jesuiten herrührt, bemerkt S. 78. zum ersten Satze: 
»ist das staatliche Gesetz ungiltige, zum zweiten S. 79: »Und eben 
darum ist auch jede in was immer für eines bürgerlichen Gesetzes 
Kraft unter den Christen ausserhalb des Sakramentes eingegangene 
Verbindung zwischen Mann und Frau nichts anderes, als ein schänd- 
liches und verderbliches von der Kirche so sehr verdammtes Concu- 
binat, und deshalb kann von dem Eheband das Sakrament niemals 
getrennt werden.e — Dass es eine Injurie ist, wenn sich ein Bischof 
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Nach diesen Aussprüchen im Zusammenhalt mit deren 
Quellen kann es scheinen, als sei die Statthaftigkeit der - 
Civilehe vom katholischen Standpunkte aus kein Gegenstand 
der Discussion. Wäre diess der Fall, so wäre zugleich selbst- 
verständlich, dass, wo das Concil von Trient (cap. 1. de 
ref. matr. Sess. XXIV.) publizirt worden ist, die nicht vor 
dem katholischen Pfarrer abgeschlossene Ehe kirchlich als 
Concubinat gelten würde, um so mehr als es bekannt- 
lich hinsichtlich der gemischten Ehen für eine Anzahl von 
Diöcesen von der Anwendung .der Tridentinischen Fornı 
sein Abkommen haben kann (Schulte Handb. des Ehe- 
rechts S. 233. ff.) in Folge päpstlicher Dispens. Die Statt- 
haftigkeit ist endlich für jene absolut ausgeschlossen, welche 
seit dem 18. Juli 1870. an den unfehlbaren Papst auf Grund 
einer von Gott gevuffenbarten Lehre glauben. Ganz abge- 
sehen davon, dass für mich dieses „Dogma“, wie ich er- 
wiesen habe (in dem Buche „die Stellung der Concilien, 
Päpste und Bischöfe“ u. s. w. Prag 1871.), lediglich den 
Charakter eines von Pius IX. ausgesprochenen mit der 
steten Geschichte und Lehre der katholischen Kirche im 
Widerspruche stehenden falschen Satzes an sich trägt, bleibt 
es der Wissenschaft vorbehalten, zu prüfen, ob die im Syl- 
labus ausdrücklich aufgestellten Behauptungen nebst den 
daraus fliessenden Folgerungen in Wirklichkeit katholische 
Sätze waren und sind, nicht bloss neukatholische. 

Diese Prüfung hat ein eminent kirchliches und staat- 
liches Interesse. Wenn ein Staat in unseren Tagen ein die 
Ehe betreffendes Gesetz erlassen will, so dürfte er sich kaum - 
vorher die Frage vorlegen: ob die spezifisch katholischen 
Sätze ihm diess gestatten. Die Staatsgesetzgebungen beweisen, 
dass man solche Skrupel nicht gehabt hat. Es ist aber 
bekannt, wie gerade von katholischer Seite stets behauptet 
und insbesondere in den legislativen Körpern geltend ge- 
macht wurde, dass solche Gesetze gegen katholische Dogmen 
verstossen. Man braucht nur auf die Debatten im öster- 
reichischen Reichsrathe hinzuweisen, die dem Ehegesetze 


herausnimmt, eine bestimmte Civilehe als Concubinat zu bezeichnen, 
liegt auf der Hand. 
2 * 
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vom 25. Mai 1868. vorausgingen. Ist nun erwiesen, dass 
der Standpunkt des Syllabus in der Kirche nicht zu allen 
Zeiten gegolten hat; wird erwiesen, dass der Staat für sein 
Gebiet auch nach kirchlichen Sätzen unbehindert ist: so 
ergiebt sich daraus: 1. dass den Einwürfen mit gleicher 
Waffe begegnet wird, weil der Staat keine Pflicht hat, den 
jeweiligen Stand der theologischen Anschauungen für sich 
als Norm anzusehen; 2. dass die Behauptung: das Gesetz 
trete dem katholischen Glauben entgegen, als falsch erbracht 
ist, weil nach katholischer Lehre der Glaube unveränderlich 
ist, folglich nicht heute Glaubenssatz sein kann, was gestern 
kein solcher war. Fch kann bei dieser Untersuchung nicht 
auf die einzelnen historischen Vorgänge u. s. w. eingehen, 
was ein dickes Buch verlangen würde, sondern darf aus 
den bekannten und feststehenden Thatsachen folgern. Es 
sei mir gestattet," hier einen Satz anzuführen, den ich in 
meinem Handbuche des kathol. Eherechts S. 24. im Jahre 
1855. habe drucken lassen, ohne dass derselbe damals vom 
Papste beanstandet wurde: 

„Somit ist vom blossen Rechtsstandpunkte aus das 
System der confessionell verschiedenen und der blossen 
Civilehen gleichbegründet und berechtigt; jenes, weil einer 
jeden Confession das Ihrige bleibt; dieses, weil es keine 
verletzt und ein rein staatliches Recht geübt wird.“ 

I. Es ist historisch gewiss, dass bis zum Concil von 
Trient, also bis 1563, niemals durch einallgemeines 
Kirchengesetz eine bestimmte Form der Ehe- 
schliessung vorgeschrieben worden ist, und dass 
die constante Auffassung der Kirche dahin ging: Die Ehe 
werde geschlossen durch den Consens der Con- 
trahenten. Diese Sätze bedürfen keines Nachweises aus 
den Quellen ®), da sie nicht bestritten werden können. Aus 
ihnen folgt mit logischer Gewissheit: 

1. Ohne den Consens eines Mannes und eines Weibes 
kann es keine Ehe geben. Es ist also nach dem katholi- 


°) Wer diese haben will, findet sie in meinem Handbuche des 
Eherechts. Giessen 1855. und inE. Friedberg, das Recht der Ehe- 
schliessung. Leipzig 1865. | 
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schen Dogma unmöglich, dass jemals eine Form aufgestellt 
werde, die ohne dieses innere Moment eine Ehe schüfe. 
Als Spender des Ehesakramentes nimınt die römische 
Ansicht ganz consequent nur die Ehegatten, nicht den Pfarrer 
(oder Priester) an ?). Wer den Pfarrer (oder Priester) als 
Spender annimmt, leugnet damit sofort, dass die Ehe in 
der Kirche stets als Sakrament angesehen worden sei. Denn 
da die Mitwirkung des Pfarrers (oder eines Priesters) nach 
Lehre und Recht der Gesamintkirche niemals bis auf das 
Trienter Concil zur Gültigkeit der Ehe erforderlich war, 
da zahllose Ehen uhne jene Mitwirkung geschlossen und 
als gültige angesehen wurden: so folgt, dass die Kirche, 
wenn jene Ansicht richtig wäre, nichtsakramentale Ehen 
als gültige Ehen würde angesehen haben, dass also die Ehe 
nicht sakramental zu sein brauchte. 

3. Die Vorschrift des Trienter Coucils hat 
gar keinen dogmatischen, sondern lediglich einen 
rein juristischen (disciplinären) Charakter. Es ergiebt 
sich diese Folgerung schon aus dem vorher Gesagten evi- 
dent; sie soll gleichwohl wegen des bald zu berührenden 
Punktes noch näher erörtert werden, und zwar ganz im 
Geiste derjenigen Schule und Methode, die nach der römi- 
schen Ansicht als canonisirt gilt. Wenn die Vorschrift des 
Trienter Concils über die Form der Eheschliessung einen 
dogmatischen Charakter hätte, so könnte offenbar das Wesent- 
liche derselben nicht alterirt werden. Das Wesentliche besteht 
unzweifelhaft in der Gegenwart von Pfarrer (Priester) 
und von mindestens zwei Zeugen im Moment des ausge- 
drückten Consenses. Nun ist a) für eine Anzahl von Diö- 
cesen davon abstrahirt worden, wie bereits gesagt wurde; 
b) die verpflichtende Kraft der Vorschrift ist davon abhängig 
gemacht worden, dass das decretum I. de ref. matr. Sess. 
XXIV. bereits dreissig Tage in der einzelnen Pfarrei pu- 
blizirt worden sei; c) wo diess Decret nicht publizirt worden 
ist, da erscheint die Tridentinische Form nicht als noth- 
wendig. Wenn also diese Vorschrift einen dogmatischen 
Charakter hätte, so würde an dem einen Orte ein Ding 


®) Der Beweis in meinem Handbuche 8.7. f£. 
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dogmatisch nothwendig, an dem anderen dogmatisch nicht 
nothwendig sein. Da die Ehe der Christen nach dem 
Dogma *) stets Sakrament sein soll, so wäre damit be- 
wiesen, dass ein Sakrament je nach der Oertlichkeit wesent- 
lich verschiedenartig zu Stande käme. Das gilt nach ka- 
tholischer Lehre für absurd. Folglich ist die Vorschrift 
jetzt ebensowenig dogmatischen Inhalts, als vor 1563. eine 
solche Form zum Sakramente gehörte. s 

3. Das Sakrament wird auch nach dem Con- 
cilvon Trient nur durch die Consenserklärung 
von Mann und Frau, wie aus dem Vorhergehenden 
unwiderleglich sich ergiebt. 

4. Innerlich nothwendig zur Eheschliessung ist nur die 
Consenserklärung. 

II. Mit diesen Sätzen ist dargethan, dass die Triden- 
tinische Form der Eheschliessung lediglich rein juristischer 
Art ist. Demnach hat eine Nichtberücksichtigung derselben 
niemals den Charakter des Sichhinwegsetzens über Glaubens- 
sätze oder über ihrer Natur nach religiöse Pflichten, son- 
dern lediglich den der Nichtberücksichtigung einer jedes 
inneren, an sich richtigen Grundes entbehrenden positiven 
Rechtsnorm, da wohl aus dem Wesen der Ehe nie und 
nimmer gefolgert werden kann, der Pfarrer habe etwas 
dabei zu thun. Aber dieser Ansicht steht der Syllabus und 
nach der Meinung Vieler das Cuneil von Trient selbst ent- 
gegen. Eine Ehe, welche nicht coram parocho abgeschlossen 
ist dort, wo das Tridentinum gilt, ist behaftet nach der 
technischen Terminologie mit dem Ehehinderniss der Heim- 
lichkeit (impedimentum clandestinitatis); sie ist also nach 
dem Kirchenrechte ungültig. Da nun nach dem Syllabus 
die Canones des Coneils von Trient, welche das Recht der 
Kirche, trennende Ehehindernisse aufzustellen betrefien, 
dogmatischer Natur sind 5); da das Coneil von Trient die 


‘) Folgt schon aus den Sätzen des Syllabus.. Vgl. mein Hand- 
buch 8.5. f. Can. 1. und doctrina de matr. Sess. XXIV. Conc. Tridentini. 

®) Syllabus Nr. LXX. »Tridentini canones, qui anathematis 
censuram illis inferunt, qui facultatem impedimenta dirimentia indu- 
cendi Ecclesiae negare audeant, vel non: sunt dogmatici vel de hac 
mutuata potestate intelligendi sunt.“ 
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Kirche zur Aufstellung von trennenden Ehehindernissen für 
berechtigt und die Irrthumslosigkeit bei deren Aufstellung 
dogmatisch erklärt hat ®): so — also argumentirt man -— 
folgt, dass nach dem Dogma eine nicht in der kirchlich 
vorgeschriebenen Form geschlossene Ehe ungültig ist. Diese 
Argumentation ist nicht stichhaltig. Denn erstens wird die 
Frage über das Recht der Kirche, Ehehindernisse aufzu- 
stellen, bei der Untersuchung der Natur des Caput I. decreti 
de ref. matr. gar nicht berührt. Zweitens würde daraus, 
dass die Irrthumsfreiheit behauptet wird, noch nicht zu 
folgern sein, dass der concrete Satz, welcher ein 
einzelnes Ehehinderniss aufstellt, dogmatischer 
Natur ist; vielmehr würde daraus nur folgen, dass die 
Kirche, als sie den Satz aufstellte, keinen Irrthum beging. 
Diese Folge darf man kühn zugeben, weil für ein errare 
im theologischen Sinne in einem solchen Falle gar kein 
Object vorliegt, der can. 4. Sess. XXIV. im zweiten Theile 
seiner Alternative also gar nicht angefochten werden kann. 
Wer aber der concreten, ein bestimmtes Ehehinderniss auf- 
stellenden, Satzung einen dogmatischen Charakter vindicirt, 
kommt im eine eigenthümliche Lage. Nach can. 4. wäre 
dann jede ein Ehehinderniss definirende Satzung dogmati- 
schen Charakters. Cap. 2. de ref. matr. derselben Sitzung 
des Concils hebt Fälle der cognatio spiritualis, cap. 3. der 
publica honestas, cap. 4. der s. g. affinitas illegitima auf. 
In Einem Athemzuge wäre also den einzelnen Ehehinder- 
nissen ein dogmatischer Charakter verliehen, und der- 
selbe dem unbedingten Wechsel für unterworfen erklärt 
worden. 

Das cap. 1. decreti de ref. matr. Sess. XXIV. sagt 
im Eingange: „Tametsi dubitandum non est, clandestina 
matrimonia, libero contrahentium consensu facta, rata et 
vera esse matrimonia, quamdiu ecclesia ea irrita non 
fecit“, und bestimnit, indem es die Vorschrift über die künf- 
tige Form giebt: „Qui aliter, quam praesente parocho, vel 


mon mn 


*, Can. 4. de sacr. matr. Sess. XXIV. „Si quis dixerit, ecclesiam 
non potuisse constituere impedimenta matrimonium dirimentia, vel in iis 
constituendis errasse: anathema sit.« 
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alio sacerdote de ipsius parochi seu ordinarii licentia, et 
.duobus vel tribus testibus matrimonium contrahere atten- 
tabunt, eos sancta synodus ad sic contrahendum omnino in- 
habiles reddit, et hujusmodi contractus irritos et nullos esse 
decernit, prout eos praesenti decreto iritos facit et annul- 
lat.“ Mithin hat das Tridentinum durch ein blosses Gesetz 
ein Reformations- (Disciplinar-) Decret, statuirt: Niemand 
sei fähig, eine Ehe anders einzugehen, eine in anderer Form 
eingangene sei unverbindlich, nichtig. 

Ich habe somit bewiesen, dass es kein katholisches 
Dogma ist, die Ehe müsse vor dem katholischen Pfarrer 
geschlossen werden. Es kann diess gar nicht Dogma 
sein, weil die Ehen an Orten, wo das cap. 1. nicht gilt, 
solo consensu abgeschlossen werden können, und nach dem 
katholischen Glauben die Glaubenssätze nicht an einem 
Orte andere sein können als am anderen. Ein Staats- 
gesetz demnach, das die Civilehe fordert, steht, 
soweit diese Form in Betracht kommt, in gar keinem 
Conflict mit dem Dogma, sondern fordert lediglich 
eine Form, welche die Kirchengesetze nicht vorschreiben, 
beziehungsweise ohne die kirchliche nicht zulassen. 

Es entsteht aber die Frage: Verstösst der Staat 
dadurch, dass er überhaupt diese Bestimmung 
trifft, gegen katholische Glaubenssätze? Ich 
stelle mich ganz auf den positiven Boden des Concils von 
Trient), um selbst denjenigen, welcher jeden dogmatischen 
Ausspruch eines allgemeinen Concils als unfehlbar ansieht, 
zu überzeugen. Diese Frage fällt in gewisser Hinsicht zu- 
sammen mit der Frage: Ist der Staat nach katholischen 
Sätzen berechtigt, über die Ehe Bestimmungen zu erlassen, 


”) Ich habe nicht die Ansicht, dass jeder dogmatische Ausspruch 
eines sogenannten allgemeinen Concils unfehlbar sei, sondern halte 
mit der Kirche nur solche Aussprüche für unfehlbar, welche mit der 
geoffenbarten Lehre harmoniren. Dass nur in diesem Sinne der ganzen 
Kirche Unfehlbarkeit beigelegt wurde, dass eine mechanische Unfehl- 
barkeit derKirche unbekannt ist, dass historisch festgestellt werden 
muss, was geoffenbart sei, habe ich in meinem Buche »Die Stellung 
der Concilien« u. s. w. bewiesen. Daselbst Seite 180. f. habe ich ge- 
zeigt, in welche Widersprüche das Concil von Trient mit seinen Üß- 
nones über die Ehe geräth. | 
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insbesondere für sein Gebiet die Gültigkeit der Ehe an be- 
stimmte Bedingungen zu knüpfen? Den positiven kirch- 
lichen Standpunkt®) vermag ich nicht schärfer zu formuliren, 
als ich dies in meinem Lehrbuche gethan habe in den 


Sätzen: 

»Für das Verhältniss der Kirche zum Staate sind fol- 
gende Sätze festzuhalten: 1) Niemals hat die Kirche ausgesprochen, 
dass nur sie Gesetze betreffs der Ehe geben und allein in Ehesachen 
richten könne. Wohl aber hat sie 2) erklärt: Die Kirche könne 
selbstständig trennende Ehehindernisse aufstellen; die Staatsgewalt 
könne kirchlicherseits aufgestellte oder anerkannte Ehehindernisse 
nicht aufheben, könne der Kirche ibr Recht nicht schmälern; die 
Kirche habe Jurisdiction in Ehesachen. 3) Jede Ehe gilt dogmatisch 
für unauflöslich [salvis exceptionibus], welche dem Rechte der Kirche 
entspricht. Aus diesen Vordersätzen muss jenes Verhältniss vom 
kirchlichen Rechtsstandpunkte aus mit logischer Noth- 
wendigkeit in folgenden Sätzen formulirt werden: a) der Staat kann 
kein kirchliches Ehehbinderniss aufheben; b) der Staat kann keine 
Ehe für ungültig erklären, welche nach den Grundsätzen der Kirche 
gültig ist; c) die Kirche allein kann darüber entscheiden, ob eine Ehe 
gültig oder ungültig ist. Somit nimmtallerdings die Kirche 
dasausschliessliche Rechtin Anspruch, trennende 
Ehehindernisse aufzustellen, von solchen zu dis»- 
pensiren und über die Gültigkeit der Eben zu er 
kennen. « 

Wir stehen somit vor einer einfachen Lösung der Frage. 
Wenn der Staat diejenige Ehe als allein gültige ansieht, 
welche in kirchlicher Form zu Stande kommt; mit anderen 
Worten, wenn der Staat die Ehe schlechthin als eine kirch- 
liche anerkennt, setzt er sich in Widerspruch mit den 
kirchlichen Sätzen, sobald und soweit er Gesetze giebt, 
welche mit den kirchlichen Sätzen nicht harmoniren. Ja 
auch wenn sie harmoniren, thut er dasselbe, weil die Kirche 
ihm das Recht dazu bestreitet, solche „überflüsssige* Ge- 
setze zu erlassen, wie Pius IX. in dem Briefe vom 9. Sept. 
1852. sagt. Wenn der Staat über Ehen Gerichtsbarkeit 
übt, (hinsichtlich der Gültigkeit), welche kirchlich einge- 
gangen wurden, setzt er sich in Conflict mit den kirchlichen 


8, Vgl. über diese Frage mein Handbuch 8.23. ff, mein Lehr- 
. buch des kath. Kirchenrechts, 2. Aufl. Giess. 1868. S. 382. ff. Die die 
Sätze des Textes belegenden Quellenstellen kann ich hier übergehen: 
das Lehrbuch giebt sie genau. 
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Sätzen. Wenn endlich der Staat die Mitwirkung derKirche 
zur Durchführung von Gesetzen verlangt, welche nicht die 
kirchlichen sind, tritt er den Rechten der Kirche zu nahe. 

Ganz anders steht es aber, wenn der Staat für sein 
Gebiet, ohne über das kirchliche Bestimmungen zu treffen, 
Gesetze giebt, Bedingungen für die Gültigkeit der Ehen 
vorschreibt, eine Gerichtsbarkeit über die Gültigkeit der 
Ehen ausübt. Dadurch tritt er der Kirche nicht zu nahe. 
Denn er greift in das kirchliche Gebiet nicht ein. Unzwei- 
felhaft bildet die Ehe auch nach katholischer Auffassung 
ein den Staat berührendes Rechtsverhältniss. Hält man 
nun fest daran, dass der Staat eine für sein Gebiet selbst- 
ständige Gewalt ist, so unterliegt dessen volle Competenz 
keinem Zweifel. An diesem Satze ist in der alten Kirche 
nicht gezweifelt worden. Augustinus stellt das Staats- 
und Kirchengesetz nebeneinander ?). Das Ehehinderniss der 
geistlichen Verwandtschaft ist vom Kaiser Justinian einge- 
führt worden'!®). Die Ungültigkeit der Ehen von Sklaven 
ohne Zustimmung der Herren, welche die Staatsgesetze 
hatten, ist bekanntlich lange Zeit von der Kirche als selbst- 
verständlich anerkannt worden !!). Wohl hat die Kirche 
Ehen, die nach dem Civilgesetze ungültig waren, darum 
nicht für ungültig erklärt, aber sie hat bis tief in’s Mittel- 
alter hinein nicht gesagt: Das Civilrecht, der Staat sei zu- 
folge eines Glaubenssatzes nicht befugt, Bedingungen für 
die Gültigkeit aufzustellen !?). Seitdem aber die Gerichts- 


% Er sagt de civitate dei L. XV. c. 16.: »Experti sumus in con- 
nubiis consobrinarum etiam nostris temporibus propter gradum propin- 
quitatis fraterno gradui proximum, quam raro per mores fiebat, quod 
fieri per leges licebat, quia id nec divina prohibuit, et nondum prohi- 
buerat lex humana.« Mein Handbuch S. 159. 

10) Mein Handbuch S. 189. Wenn der Syllabus Nro. 69. den Satz’ con- 
demnirt, »die Kirche habe erst in späteren Jahren angefangen, trennende 
Ehehindernisse aufzustellen «, so wäre sehr wünschenswerth, dass er er- 
klärt hätte, was er unter sequiora saecula verstehe. Die dogmatischen 
Abfertigungen bezw. Behauptungen historischer Thatsachen im Syllabus 
streifen an’s Komische. 

ıı) Mein Handbuch 8. 115. Es ist nicht nöthig, diesen Punkt 
ausführlich zu beweisen. 

12) Lehrreich ist in dieser Hinsicht c. 1. de coniugio servorum IV. 
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barkeit in Ehesachen ganz allgemein nur von den kirch- 
lichen Gerichten ausgeübt wurde, und parallel mit dieser 
Entwicklung die kirchliche Gesetzgebung nicht bloss, wie 
vorher, die ethisch-religiöse Seite, sondern auch die rein 
rechtliche Seite bei der Ehegesetzgebung in’s Auge fasste, 
verstand sich der Rechtssatz, dass in Ehesachen die 
Kirche allein Gesetze gebe und richte, ganz von selbst. 
Diese Entwicklung ist im 12. Jahrhundert abgeschlossen, 
aber von der Anschauung, dass dormatisch die Kirche 
in Ehesachen allein oder überhaupt die Gesetzgebung und 
Gerichtsbarkeit besitze, weisen weder die Canones, noch 
die Literatur Belege auf!?). Seit Innocenz III. macht sich 


9. Der Erzbischof von Salzburg hatte angefragt, ob Ehen der Sklaven, 
gegen der Herren Willen geschlossen, gültig seien. P. Hadrian IV. 
antwortet: »Et si contradicentibus dominis et invitis contracta fuerint, 
nulla ratione sunt propter hoc ecclesiastico iudicio dissolvenda.« Er 
hütet sich, zu sagen: sie sind gültig, oder: das Civilrecht kann 
solches nicht bestimmen, sondern nur: die Kirche hat sie nicht zu an- 
nalliren. Die Worte eccles. judicio hat die Gregorianische Compilation 
weggelassen und eo den Sinn alterirt, weil 1234. die Jurisdiction in 
Ehesachen allgemein der Kirche zustand, es daher jener Worte nicht 
mebr bedurfte. 

18) Im Gegentheile, es folgt aus der Art, wie die Schriftsteller 
sprechen, dass sie die Entwicklung als etwas Zufälliges ansehen. 
Dieser Punkt ist so interessant, dass ich mir erlaube, einige Stellen 
anzuführen. Bis auf Alexander III. bestand ein bedeutender Gegensatz 
hinsichtlich der Frage: ob eine bloss durch verba de praessenti 
geschlossenenichtvollzogeneEhelösbarsei odernicht? 
Die römische und italienische Praxis und Theorie nahm an, wenn eine 
solche Frau einem zweiten Manne desponsirt und von diesem geschwängert 
wärde, sei die zweite Ehe unauflöslich , die erste aber gelöst; die 
gallikanische Kirche hingegen hielt an der Ansicht fest, die erste 
sei gültig. Alexander Ill. (Rolandus Bandinellus) sagt im Stroma 
(meine Beiträge zur, Geschichte der Literatur über das Dekret 
Gratians, Wien 1870. Erster Beitrag Seite 20.): ad C. XXVII. 
i. ££ »His et innumeris auctoritatibus ostenlitur, non licere sponso 
vel sponsae utroque vivente ad secunda vota transire. Quod juxta quos- 
dam de sola traducta, benedicta atque velata intelligitur. Generaliter 
tamen et non specialiter ab aliis dictum fore videtur. KEcclestae tamen 
consuetudo est, ut, si desponsata alium virum sibi elegerit atque ab eo 
carnali coniunctione polluta fuerit, secundo eam concedere. Quaetamen con- 
suetudo, quibus auctoritatibus defendatur, me latere non denego.« Be- 
kanntlich hob denn auch Alexander III. (c. 8. X. desponsa duor. IV. 8.) 
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eine andere Anschauung geltend, die in den Decreten Gre- 
gors IX. abgeschlossen ist. Denn seitdem galt als ausge- 


diese Gewohnheit auf, und erklärte sponsalia de praesenti für unlös- 
bare Ehen. Paucapalea hat die Ansicht Gratians. Richard von 
Cremona (mein cit. erster Beitr. S. 48; das Werk ist, wie ich S. 46. 
beweise, gemacht zwischen 5. April 1179. und 830. August 1181.) Summa 
decreti ad. Caus. XXVII. Item quaeritur, si liceat sponsae vel sponso 
renuntiare priori conditioni et transire ad secunda vota? Ad hoc re- 
spondeo, quia nequaquam licet de iure, sed si de facto sic fieret, refere- 
bat olim, utrum sponsa erat benedicta cum sponso nec ne. Si bene- 
dietio illa solemnig intervenisset, sive secundus desponsasset eam, etiam 
nuptias celebrasset et cognovisset, tamen primum reformabatur matrimo- 
monium. $. Item si non processum erat a primo usque ad benedictio- 
nem, referebat, utrum statum esset in eisdem finibus a secundo cum 
primo vel non. Si sic, rediebat ad primum;. si ultra processum erat 
manebat cum secundo, sive desponsatio erat de praesenti sive de futuro. 
Et haec consuetudo adhuc a lombardis quibusdam observatur. Verum 
his cavillationibus summi pontificis medetur decretum, quod praecipit, 
sponsam de praesenti, etiamsi ab illo in matrimonium, usquequaque 
perfectum assumta fuerit, ad primum redire.«e Das Dekret ist die ci- 
tirte Decretale Alexanders III. licet praeter solitum. Dieselbe Ansicht 
als?die zu Bologna referirt die von mir bekannt gemachte Summa Co- 
loniensis (mein 2. Beitr. S. 12.); die Praxis der ecclesia Francorum be- 
zeugt die Summa Parisiensis (das. S. 23. und 24.; vgl. auch Maas- 
s en Paucapalea, Wien 1859. 8. 22). Huguecio (Die Stelle ist auch ab- 
gedruckt bei Maassen a. a. O. Anmerk. 42.) ad c. 45. C. XXVII. 
q. 2. diet. Grat. (nach cod. Monac. 10247. alias Pal. M. 247.) sagt, 
nachdem er seine Verwunderung ausgedrückt, dass Gratian in dieser 
Weise habe räsonniren können, da doch die Extravaganten Licet und 
Significasti von Alexander III. das Gegentheil sagten: »Sed 
tunc temporis haec pessima consuetudo erat in his et in multis aliis 
locis, et ideo forte sic sententiavit. Sed nunc per Dei gratiam et au- 
etoritate Alexandri et Urbani tertii haec pessima consuetudo abolita est 
per ultra montes et fere per totam Italiam; sed adhuc inquinat Bo- 
noniam, Imolam, Mutinam, Regium et Parmam, ut audio. Papa enim 
Lucius fuit in hac opinione pessima, et pro hac dedit sententiam red- 
dens talem rationem »ne a pluribus cognoscerentur« in illa decretali 
Quaesitum.« Wenn man so sieht, dass Päpste und Länder über einen 
Cardinalpuukt differirten, alle Canonisten ich kann noch andere an- 
führen) des 12. Jahrh. die Sache nur als eine juristische Frage an- 
sahen; wenn man dann die von mir (die Stellung der Concilien Seite 
180. f.) anderwärts gezeigten Widersprüche hinzunimmt, muss die Be- 
hauptung: Die Kirche habe stets die Ehe für unauflöslich erklärt, sehr 
cum grano salis verstanden werden. — Paucopales Summa decreti 
(nach Cod. Vindobon. 2220) ad C. 27. q. 2. prince. »ÜConsensus autem 
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macht, dass die Ehesachen vor den geistlichen Richter ge- 
hören !*). Wenn gleichwohl bis auf das Concil von Trient 
verschiedene civilrechtliche Satzungen für die bürgerliche 
Geltung von Ehen existirten !?), so trat dadurch äusserlich 
kein Gegensatz zum Rechte der Kirche hervor, weil erstens 
nirgends von der Kirche in dogmatischer Form die alleinige 
Competenz beansprucht worden war, und weil zweitens 
keine Form der Eheschliessung nothwendig war. In erster 
Hinsicht schuf der Cauun 12. des Trienter Concils Sess. 
XXIV.: „Si quis dixerit, causas matrimoniales non spe- 
ctare ad judices ecclesiasticos: anathema sit,“ in Verbindung 
mit den Canones 3., 4., 6. ff. einen gänzlich verschiedenen 
Rechtszustand. Dieser wurde sofort praktisch von Be- 
deutung durch cap. 1. decr. de ref. matr. Sess. XXIV. 
Mittlerweile war eine andere grosse Aenderung vor sich 
gegangen. Bekanntlich hat die Kirche seit den ältesten 


debet esse licitus et manifestus. Licitus hoc modo, quod personae sint 
legitimae. Quarum personarum nulla voverit castitatem, inter quas 
nulla sit consanguinitas vel affınitas, quibus nullum ius divinum aut 
humanum aut auctoritas aliqua derogare possit, vel legitime contradi- 
cere. ... Et cum parenium voluntate fieri debet«; zu Causa 80. q. 2. 
»Leex tenenda est, nisi obviare sacris canonibus videatur.« Rufinus 
Summa (nach Cod. Götting. ms. jurid. 159.) Prooem.: »In hoc ergo discre- 
pant jus divinum et humanum. Item in hoc, quod humanum loquens 
de coniugio dicit, nobilem cum filia tabernarii matrimonium contrahere 
non posse. Es his innotuerit, circa quae hoc vel illud jus vertatur, et 
in quibus haec differant.«e Sichardus ad Caus. 36. (mein 1. Beitr. S. 40.) 
»Quod autem contra interdietum ecclesiae factum est ratum non haberi 
tam divinae quam humanae legis proclamat auctoritas, ut: videtur no- 
bis in quadam decretali C.« (Decret Colestins II. in c. 1. de matr. 
contra int. IV. 17. Comp. I., pars decisa von c. 3. X. 1V. 18). Summa 
Parisiensis (mein 2. Beitrag S. 39.\: »Sed matrimonium hodie non se- 
cundum leges fit sed secundum canones.« In einer anonymen Summe 
(mein 3. Beitr. S. 21.) des 12. Jahrh.: »Probatur etiam lege fori, quod 
iste matrimonium contrahere non potest. Nam, ut dicit lex in auten- 
ticis ingressi mabrimonsum« etc. Ganz allgemein sagt auch die Glosse 
des Johannes Teutonicus zu c. 29. C. 27. q. 2., das Civilrecht sei 
in Ehesachen anwendbar. 

14) Vgl. meine Lehre von den Quellen des kath. Kirchenrechts. 
Giessen 1860. S. 430. ff. 

ı, Viele derartige hat Friedberg in dem citirten Werke an- 
geführt. 
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Zeiten gefordert, dass die Ehen ihrer Glieder mit kirch- 
licher Billigung geschlossen würden. Aber man darf be- 
haupten, dass diese Forderung sicherlich in alter Zeit aus- 
schliesslich, aber auch im Ganzen bis auf das Concil von 
Trient einen religiösen, nicht ‚einen eigentlich juristischen 
Charakter hatte. Denn abgesehen von juristischen Ge- 
sichtspunkten (der erst spät eintretenden Verhütung un- 
gültiger Ehen durch das Aufgebot) hat lediglich der Ge- 
danke: jede wichtige Handlung im Einklange mit dem Bi- 
schofe zu setzen, anfänglich die Vorschrift hervorgerufen. 
Dieser Gesichtspunkt war freilich entfallen, sobald sich die 
uralte Stellung des Bischofs zur Gemeinde gänzlich ver- 
ändert hatte; er hatte auch kaum noch eine innere Be- 
rechtigung bei der thatsächlichen Stellung der Pfarrer seit 
dem Mittelalter. Neben dieser Rücksicht spielt in den Quel- 
len die selbstverständliche Anschauung eine Rolle, eine so 
heilige Handlung, wie die Ehe, kirchlich zu begehen. Da- 
her der Abschluss in facie ecclesiae thatsächlich wohl in 
der ganzen christlichen Welt die Regel war, mögen da- 
neben auch noch so viele lokale Formen angewendet 
worden sein. Solange die kirchliche Einheit existirte, 
lag eine Aenderung fast ausserhalb des Ideenkreises. Und 
zugleich begreift man, wie der Gedanke: die Kirche allein 
habe das Recht über die Ehe Gesetze zu erlassen und 
über die Gültigkeit der Ehen, die Scheidung u. s. w. zu 
 urtheilen, als rechtliche Folge von der Sakramentsnatur ab- 
geleitet wurde, ohne dass trotz dieser Folge dem Staate 
für sein Gebiet das gleiche Recht abgesprochen werden 
konnte. Als die kirchliche Einheit zerrissen war, suchte 
man im Concil von Trient durch eine dogma- 
tische Definition zu retten, was leicht ver- 
loren gehen konnte. Wollte man das, so musste man 
auch die kirchliche Form unbedingt als die allein zulässige 
statuiren, da nur auf diese Art sofort auch äusserlich 
die Ehe als rein kirchliche Angelegenheit und unter das 
kirchliche Recht und Gericht fallend erschien. Dass diese 
Motive die inneren gewesen sind (die äusseren kommen 
später in Betracht), ist durch die Auffassung seit dem Con- 
cil von Trient bewiesen. 


w 
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Von jetzt an erschien jedes Staatsgesetz in Ehesachen 
. als ein Angriff gegen das Recht, wo nicht gar gegen das 
Dogma, wie keines weiteren Nachweises bedarf. Es ist 
aber hierdurch evident geworden, dass der Staat, sobald 
er eine rein bürgerliche Form der Eheschliessung aufstellt, 
wie er damit den dogmatischen Grundlagen der Kirche 
nicht zu nahe tritt, sofort auch jeden Conflict mit dem kirch- 
lichen Rechte vermeidet. Denn die Ehe ist dadurch ein 
bürgerlicher Akt. Welchen Charakter die Kirche die- 
sem beilegen will, ist nicht seine Sache. Dieser Standpunkt 
rechtfertigt sich auch einzig dort, wo mehrere Kirchen (und 
Religionen) in einem Staate bestehen, weil der des (von 
mir früher stets empfohlenen) confessionell verschiedenen 
Eherechts sich praktisch als unausführbar und die noth- 
wendige Verletzung der Gleichberechtigung invulvirend er- 
wiesen hat. 

UI. Die Tridentinische Form ist nach der Erklärung 
des Gesetzes selbst durch Gründe hervorgerufen worden, 
die weder spezifisch religiöser noch kirchlicher, sondern 
rein sozialer oder rechtlicher Natur sind. Man bemerke, 
sagt das cap. 1. decr. de ref. matr., dass die Verbote der 
heimlichen Ehen wegen des menschlichen Ungehorsams nicht 
mehr nützten; schwere Sünden entständen aus ihnen, zu- 
mal wenn ein heimlich Verheiratheter sein Weib verlasse, 
eine andere öffentlich heirathe und mit ihr in beständigem 
Ehebruche lebe; diesem Uebel könne die Kirche, „die über 
Verborgenes nicht urtheilt“, nur durch wirksamere Mittel 
steuern. Deshalb wird zuerst das dreimalige Aufgebot und 
dann die Consenserklärung vor dem Pfarrer, endlich die 
Eintragung der Ehe in das Trauungsbuch vorgeschrieben. 
Es ist mithin ausschliesslicher Zweck, den Abschluss 
der Ehe in unbedingt beweisender Form zu 
constatiren. 

Es erhellt das ganz besonders auch daraus '!°), dass der 
Pfarrer (Priester) nach dem Wortlaute des Dekrets eine 


16) Da ich keine historische Entwicklung beabsichtige, gehe ich auf 
die Geschichte des Dekrets nicht ein. Friedberg a. a.0. 5. 107. ff. 
referirt nach Pallavicino die Verhandlungen. 
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bloss juristische Rolle spielt??), testis autorisabilis nach 
der Schule ist, dass zur Form der Abschluss in dem Kirchen- 
gebäude oder zur Zeit des Gottesdienstes nicht gehört, dass 
keinerlei ceremonielle Handlung wesentlich ist, dass die 
Synode bloss ermahnt, die Ehegatten mögen vor der in 
der Kirche erhaltenen Benediction nicht in demselben Hause 
zusammen wohnen und mindestens drei Tage vor der Voll- 
ziehung der Ehe beichten und das Abendmahl empfangen. 
Auf den letzten Zweck, Sünden zu verhüten, kommt nichts 
an, weil dieser, wie es Innocenz Ill. in c. 13. X. de jud. Il. 1. 
gethan, consequent die Kirche an die Stelle des Staates setzt. 
Wer die neueren Verhältnisse, die erweiterten Verkehrsverhält- 
nisse, zumal seit der Entdeckung Amerikas, ins Auge fasst, 
muss zugeben, dass die formlose (solo consensu) Ehe nicht 
mehr genügte. Darin liegt der Grund, weshalb die Tridentini- 
sche Form so ziemlich in allen civilisirten Ländern Eingang 
fand. Sie entsprach den Verhältnissen vollkommen, da nicht 
zu bestreiten ist, dass auf dem Lande sich kaum eine grössere 
Publizität denken lässt, als durch das Aufgebot zur Zeit 
des Pfarrgottesdienstes und durch den Abschluss in der 
Kirche, dass diese aber auch in den Städten, besonders in 
der niedrigen und den Mittelklassen der Bevölkerung aus- 
reicht. Aber der Zweck des Gesetzes, die Oeffentlichkeit 
wird in der heutigen Zeit in den meisten Ländern gerade 
so gut erreicht, wenn das Aufgebot von einer Behörde er- 
folgt, durch Anschlag am Amtsbrette bekannt gemacht, 
etwa noch in einer Amtszeitung abgedruckt wird und die 
Eheschliessung vor einem besonderen Beamten unter Assi- 
stenz von 3 bis 5 Zeugen stattfindet, die Eintragung in ein 
staatliches (Gemeinde-)Register geschieht. Dass dem so ist, 
beweisen die thatsächlichen Zustände. Bigamien kommen 
verhältnissmässig nicht selten vor in Ländern, wo die Tri- 
dentinische Form gilt, nicht seltener, als wo Civilehe be- 
steht. Ich darf aus meiner Erfahrung als Mitglied eines 
geistlichen Ehegerichts sagen, dass mancher Fall von un- 
gültigen Ehen ex defectu formae Trident., der durch Mit- 
wirkung der Pfarrer ermöglicht wurde, analog bei einer 


17) Näheres in meinem Handbuche S8, 56. fi. 
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Civilbehörde kaum hätte stattfinden können. Der Zweck 
des Trienter Dekrets steht somit der Civilehe 
nicht entgegen. 

IV. Während im Mittelalter die kirchliche Gesetzgebung 
und Gerichtsbarkeit in Ehesachen sich als die beste und 
zweckmässigste herausstellte, muss für unsere Zeit die staat- 
liche Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit als solche erklärt, 
damit aber die Civifehe gefordert werden, weil, wie ich 
hervorgehoben habe, der Staat nicht befugt ist, der Kirche 
auf ihrem Gebiete entgegen zu treten. Im Mittelalter war 
das bürgerliche Recht vielfältig nach Ständen, Ländern, 
Oertern so verschieden, dass die Kirche sich unmöglich 
an dessen allgemeine Beobachtung binden konnte, wo es 
sich um einen Cardinalpunkt menschlicher Freiheit handelte, 
um das Recht der Eheschliessung, das nur aus den triftig- 
sten, in sich begründeten Ursachen beschränkt werden 
sollte.e Bedenkt man, dass die Ehe beschränkt war durch 
die Zustimmung der Herren bei Hörigen aller Art, durch 
die Gemeinde, oft durch die Genossenschaft, dass die bür- 
gerlichen Wirkungen an verschiedenen”Orten von der Er- 
füllung verschiedener Bedingungen abhingen u. s. w., 80 
erklärt sich vollkommen, dass die Kirche mit ihrem einheit- 
lichen Eherechte wohlthätig wirkte, indem dieses nur überall 
anwendbare Sätze aufstellte. Dasselbe abstrahirte von jeder 
Form, berücksichtigte nicht Stand noch sonstige Stellung. 
Die Ehehindernisse waren von den geistlichen Personen bei 
‚den einfachen Verhältnissen leicht festzustellen. Entsprach 
ein Satz den Zuständen nicht mehr, so hob man ihn auf, 
wie diess von Innocenz III. auf dem vierten Lateranconeil 
1215. mit der Verwandtschaft und Schwägerschaft über den 
vierten Grad hinaus und der affinitas secundi et tertii generis 
geschah. Man darf daher sagen: das kirchliche Eherecht im 
Mittelalter wirkte wohlthätig und ist nie als drückend em- 
pfunden worden. Den Gegensatz bildet die Neuzeit. Kein 
denkender Bischof billigt mehr die Masse rein überflüssiger 
Ehehindernisse, die bei den heutigen sozialen Zuständen 
lediglich eine Plackerei sind (Verwandtschaft und Schwäger- 
schaft des 3. und 4. Grades) oder überhaupt zwecklos, 
weil sie nicht zu constatiren sind (affınitas illegitima), oder 
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auf gar keinem innern Grunde ruhen (publica honestas ex 
sponsalibus proveniens), oder für das Recht bedeutungslos 
geworden sind (cognatio spiritualis). Dahin gehört ebenso 
in seinen Variationen das ausserhalb der religiösen Ge- 
nossenschaften abgelegte votum simplex. Und doch tritt 
keine Aenderung ein. Man dispensirt freilich stets; ja, 
wenn nur die Taxe entrichtet und das Gesuch ordent- 
lich einbegleitet wird, versagt Rom die eine nach seinen 
Grundsätzen mögliche Dispens. Aber bestehen diese Ge- 
setze zu finanziellen Zwecken? Oder sind sie zu dem 
Ende gegeben, um die Parteien hinzuhalten, d. h. in sehr 
vielen Fällen zum ausserehelichen Leben zu verleiten ? 
Nicht diese Nachtheile sind es allein, welche das kirchliche 
Eherecht in einen Zwiespalt mit den staatlichen und sozialen 
Bedürfnissen gesetzt-haben. Die kirchlichen Sätze über 
die Ehen von Kindern unter väterlicher Gewalt, die Be- 
handlung der gemischten Ehen, der Missbrauch der Ver- 
sagung der Ehe zu kirchlichen, mit der Ehe nicht zusam- 
menhängenden Zwecken, welchen die Neukatholiken in 
neuester Zeit eclatant gegenüber den Gegnern der „Vati- 
canischen Dogmen“ sich erlauben, die Benutzung der Ehe, 
welche nach der eigenen Erklärung frei sein soll, um blosse 
äussere kirchliche Handlungen zu erreichen '®) u. s. w., alle 
diese Gründe haben dem kirchlichen Eherechte den Boden 
gelockert. Was aber die kirchliche Gerichtsbarkeit in Ehe- 
sachen betrifft, so hat dieselbe nicht nur keinerlei Vorzug 
vor der weltlichen, sondern ist im Gegentheile schlechter. 
Die Geistlichen sind im Ganzen unfähig, das eheliche Ver- 
hältniss richtig zu beurtbeilen !?). 


18) So muss in Oesterreich der Katholik einen Beichtzettel vorzeigen. 
Es ist nichts seltenes, dass solche gekauft werden, dass sie erschwin- 
delt werden, dass sie ohne Beicht gegeben werden u. dgl. m. Die 
Trauungen am Nachmittage, die Dispensen von zwei Verkündigungen 
sind alltäglich. Es hat die Praxis nur dazu gedient, das Kirchenwesen 
noch mehr zu entgeistigen und in reiner Form aufgehen zu lassen. 

1%) Ich kann hier aus langjähriger Erfahrung reden. Woher soll 
der kath. Priester seine Beurtheilung schöpfen ? Aus dem Beichtstuhle 
etwa? Oder aus den Casuisten. Wie viele kennen denn ein wirkliches 
Familienleben ? 
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V. Im Mittelalter bildete der Klerus im Ganzen die 
grosse Masse der Gebildeten. Das ist anders geworden. 
In unserer Zeit stehen die Massen der Juristen, Admini- 
strativbeamten, Aerzte, Lehrer der Mittelschulen, zahlreiche 
Personen in anderen Lebensstellungen im Ganzen an Bildung, 
an Erfahrung und gesellschaftlichen Formen über der Masse 
der katholischen Geistlichen. Diess wird täglich stärker, 
weil die neukatholische Geistlichkeit sich fast nur aus der 
niedrigsten und ärmsten Volksschichte ergänzt und durch 
die Erziehung in den Knaben- und Klerikal-Seminarien gar 
nicht in die Lage kommt, sich eine genügende Bildung 
anzueignen. Die Gründe eine Ehe zu verbieten kann heute 
der Staat durch seine mit der Volksvertretung vereinbarten 
Gesetze besser aufstellen, als die dem ehelichen Leben fern- 
stehende katholische Geistlichkeit. Aus dem Titel des Sa- 
kraments kann man nicht argumentiren, weil der Staat an 
dieses nicht rührt. Alle wirklich auf inneren, an und für 
sich richtigen Motiven, ruhenden Ehehindernisse (Unmündig- 
keit, Impotenz, vis ac metus, Irrthum, zu nahe Verwandt- 
schaft, Schwägerschaft in der geraden Linie, Eheband, Ent- 
führung) wird jede Gesetzgebung anerkennen. Wenn sie 
darüber hinaus noch andere (Mangel der väterlichen Ein- 
willigung, Ehebruch, imp. eriminis, disparitas cultus) beibe- 
hält bez. aufstellt, hat es die Kirche ja leicht, ihre Gesetze 
in Einklang zu bringen mit den Staatsgesetzen. So gut 
sie früher Ehehindernisse machen und aufheben konnte, ist 
sie im Stande es jetzt zu thun. Im Volksbewusstsein grün- 
det sich der kirchliche Standpunkt nicht. Seit in Oester- 
reich die Geltung der geistlichen Gesetze pro foro eivili 
aufhörte (zufolge des Gesetzes vom 25. Mai 1868.), beküm- 
mert sich Niemand mehr um die geistlichen Gerichte ?°). 
Das katholische Volk hat gar kein Verständniss für die 
Nothwendigkeit der geistlichen Ehe-Gesetzgebung und Ge- 
richtsbarkeit.. Die Civilehe allein ist im Stande, 
erstens jeden Conflict zwischen Staat und 


2°) Wenn gegenüber den Hunderten von Processen in Wien und 
Prag jährlich vielleicht ein Dutzend noch bisher ventilirt wurden, so 
hebt das sicher das Gesagte nicht auf. 
3 ” 


36 J. Fr. v. Schulte: 


Kirche auf dem Gebiete der Ehe zu verhindern, 
zweitens zu bewirken, dass die Kirche auf diesem Gebiete, 
anstatt ihre Aufgabe in die Durchführung juristischer Formen 
zu setzen, sich wiederum damit befasse, seelsorgerlich zu 
wirken. 

VI. Aus der bisherigen Darstellung dürfte sich ergeben 
haben, dass nichts verkehrter ist, als die Civilehe und ihre 
Einführung prinzipiell aufzufassen als ein Produkt des Gegen- 
satzes zur Kirche, der Feindseligkeit gegen die Kirche. 
Diese leider allgemein verbreitete Auffassung hat verschie- 
dene Gründe. Der oberflächlichste liegt wohl darin, dass 
sie als Product der französischen Revolution erscheint. Man 
bedenkt aber dabei nicht, dass vorher schon in Frankreich 
der Staat souverän in dieser Materie vorgegangen war ?!). 
Auch kann eine Institution an sich nicht schon darum an- 
gefochten werden, weil die Umstände nicht gefallen, unter 
denen sie ins Leben trat. Man hat die Civilehe in Frank- 
reich und in Deutschland dort beibehalten, wo französisches 
Recht eingeführt war. Der Erfolg lehrt, dass die Streitig- 
keiten zwischen Kirche und Staat entfallen sind, aber die 
religiöse Seite der Ehe keine Einbusse erlitten hat. Auch 
ist die Macht des Clerus dadurch keineswegs geringer ge- 
worden; wohl hat derselbe manche Schreiberei und Arbeit 
dadurch verloren, dass er bei einer Trauung nur fragt, ob 
dem Staatsgesetze Genüge geleistet wurde, und falls das 
geschehen, sich bloss an die kirchlichen Sätze hält. Eine 
tiefer liegende Ursache der berührten Antipathie liegt darin, 
dass, wo im 19. Jahrhundert auf dem Continente die Civil- 
ehe eingeführt wurde, regelmässig ein Kampf mit der Kirche 
vorausging. Hierdurch hat die Civilehe den Charakter einer 
Repressalie gegen die Kirche angenommen, was sie an sich 
gar nicht ist, noch zu sein braucht. Leider erhielt diese 
Anschauung einen ganz besonderen Halt durch einen an- 
deren Vorgang. Man führte einzeln die Civilehe ein bloss 
für solche Fälle, wo bisher die christliche Anschauung 
überhaupt keine Ehe zu Stande kommen liess ??), nämlich 


a1) Vgl. Friedberg.a. a. 0. S. 499. fi. 
32) So die 8. g. Nothcivilehe für Dissidenten in Preussen u. s. w. 
Vgl. diese Gesetze bei Friedberg Seite 690. fl. 
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für Ehen von Christen und Nichtchristen, einzeln bloss für 
Fälle, in denen einer Person die kirchliche Eingehung ver- 
weigert werde, ohne dass ein Staatsgesetz entgegen stehe ?°). 
Diese s. g. Nothcivilehe trat somit geradezu als Mittel 
auf, den Einfluss der Kirche, soweit sie dem Staatsgesetze 
widerstrebte, zu brechen. Thatsächlich hatte in Deutsch- 
land auch dies. g. facultative Civilehe °*) keinen an- 
deren Grund. Zu der Opposition von katholischer Seite 
gesellte sich ebenfalls eine solche von evangelischer, und 
vom rein objectiven Standpunkte aus mit grösserem Rechte. 
Die evangelische Kirche bestreitet dem Staate das Recht 
der Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit in Ehesachen nicht; 
sie verlangt von ihm lediglich, dass er seine Gesetze in 
Einklang bringe mit den christlichen Grundsätzen. So lange 
nun die Geistlichen keinen Anstand nahmen, die nach dem 
Staatsgesetze zulässigen Ehen durch ihre Mitwirkung zu 
ermöglichen, konnte man mit Recht evangelischerseits sich 
gegen die Civilehe als unberechtigte Neuerung beklagen. 
Indessen ist bekanntlich durch den Gegensatz der Bestim- 
mungen der Staatsgesetze über die Scheidung der Ehen 
und das Recht der Wiederverehelichung Geschiedener mit 
den Anschauungen einer strengeren theologischen Richtung 
der Conflict ebenfalls praktisch geworden. 

Bei diesem Stande der Sache zeigt sieh denn ziemlich 
allgemein, dass man das Wesen der Civilehe fast ausschliess- 
lich in die Form der Eheschliessung setzt. Das ist 
verkehrt. Die Form der Eheschliessung würde sicherlich 
nicht das Object des Zwiespaltes geworden sein, wofern 
nicht der Zwiespalt der materiellen Gesetzgebung vorhanden 
gewesen wäre. Sobald aber dieser vorlag, sobald das 


22) Anhalt-Dessau-Köthen, Ges. v. 18. Nov. 1851. $. 1., mit landes- 
herrl. Bewilligung; Württembergisches Ges. v. 1. Mai 1855; 
Badisches v. 9. Oct. 1860. Friedberg S.678. ff. Dazu Oester- 
reichisches v. 25. Mai 1868. In Baden ist mit Ges. v. 21. Dez. 
1869. und V.-O. vom selben Tage vom 1. Febr. 1870. ab die obligato- 
rische Civilehe nebst Civilstandsregistern für Geburten, Ehen und Todes- 
fälle eingeführt worden. 

21) Friedberg S. 670. ff. über die betreffenden Gesetze. Der- 
selbe erörtert auch die verschiedenen legislativen Versuche Deutsch- 
lands, die Gesetze Englands u. s. w. 
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Staatsgesetz Ehen für zulässig erachtete, welche es nach 
dem Kirchengesetz nicht sind, oder umgekehrt das Kirchen- 
gesetz vom Staatsgesetz verbotene Ehen zulässt, ist nur 
eine Alternative möglich. Entweder behält der Staat die 
kirchliche Form bei und zwingt den Geistlichen zur Assi- 
stenz, oder er abstrahirt: von der kirchlichen Form und 
schafft die Civilehe. Jenes geschah früher in Oesterreich. 
Das ist offenbar ein directer Eingriff in die kirchliche Frei- 
heit, ist unverträglich mit den Prinzipien einer gesunden 
Politik, erzeugt Indifferentismus, Missachtung der Kirchen- 
gesetze, schädigt dadurch aber die Heiligkeit der Gesetze 
überhaupt. Das anderwärts (z.B. in Preussen) statuirte 
Expediens, in einem solchen Falle die Trauung durch einen 
Geistlichen einer anderen Kirche zuzulassen, ist mindestens 
ebenso bedenklich. Denn es enthält bei ungemischten Ehen 
eine directe Einmischung in die fremde Confession, weil 
die Eheschliessung nach dem Gesetze ein kirchlicher Act 
ist; es befördert ebenso den Indifferentismus, wozu der 
Staat weder die Aufgabe noch gar die Pflicht hat; es 
fordert mit Nothwendigkeit den confessionellen Hader 
heraus und führt im Leben zu den grössten Unzukömmlich- 
keiten. 

VlI. Führt der Staat nun für Fälle, in denen die kirch- 
liche Eheschliessung nach den Sätzen der betreffenden Kirche 
unzulässig, hingegen nach dem Civilrechte zulässig ist, die 
s. g. Noth-Civilehe ein, oder ruft er, um solche Fälle im 
voraus zu vermeiden, die s. g. facultative Civilehe ins Leben: 
so hat er scheinbar dem kirchlichen Standpunkte Rechnung 
getragen. Man kann nämlich geneigt sein, zu sagen: wenn- 
schon die kirchliche Eheschliessung als alleinige Form nicht 
zu halten ist, muss sie wenigstens als die Regel festgehalten, 
die civile nur als die Ausnahme gestattet werden, die da- 
durch von selbst als ein Uebel gebrandmarkt ist. Diese 
Anschauung erklärt, weshalb gerade von geistlicher Seite 
lieber die eine oder die andere von diesen beiden Formen, 
als die obligatorische Civilehe, concedirt wird. Von con- 
servativer Seite hat man im Ganzen dieser Anschauung 
beigepflichtet. Sie ist aber zu verwerfen vom kirchlichen 
wie vom staatlichen Gesichtspunkte aus. 
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Vom ersteren kann dem Staate das Recht nicht be- 
stritten werden, für den Erwerb der bürgerlichen Rechte, 
welche zum Theile in der Ehe wurzeln (Familien-Erb-Recht), 
Bedingungen vorzuschreiben. Thut das der Staat, so übt 
er sein Recht aus, verletzt die Kirche nicht. Diese sieht 
ihre Gesetze und Formen als kirchliche, das Gewissen ver- 
pflichtende an. Stellt nun der Staat neben die kirchliche 
Form und Satzung allgemein eine civile (facultative Civil- 
ehe), so sagt er damit unzweifelhaft: die civile ist geradeso 
gut, wie die kirchliche; es ist einerlei, ob man die kirch- 
liche befolgt, oder ob man die staatliche setzt. Er erklärt 
damit den Anspruch der Kirche auf die das Gewissen ver- 
pflichtende Kraft ihrer Gesetze für nicht begründet. Das 
muss den Indifferentismus erzeugen, muss zu einer scharfen 
Scheidung der Individuen führen, muss zur Reaetion durch 
Kirchenstrafen treiben. Diess lähmt die kirchliche Wirk- 
samkeit ohne Noth auf ihrem eigenen Gebiete. Wenn er 
für den Nothfall der kirchlichen Form eine civile sub- 
stituirt (Noth-Civilehe), treten einmal dieselben Gesichts- 
punkte ein. Darüber hinaus setzt er sich dem Vorwurfe 
aus, dass er den Weg zeige, wie das Individuum sich seiner 
kirchlichen Verbindlichkeit entledige. Desshalb haben ein- 
zelne österreichische Bischöfe geradezu gesagt: er prämiire 
den Ungehorsam gegen die Kirche. Man setzt dem zwar 
entgegen: er zwingt Niemand. Dieser Einwand entkräftet 
bloss den Vorwurf, dass der Staat ın das Recht der Kirche 
eingreife; er ist jedoch ungeeignet, die höheren religiösen 
und politischen Vorwürfe zu entkräften. Eben diese aber 
beweisen zugleich, dass der von geistlicher Seite der Noth- 
oder facultativen Civilehe vor der obligatorischen einge- 
räumte Vorzug illusorisch ist. 

Alle-diese Missstände werden verhütet bei der obligato- 
rischenCivilehe. Wenn Jeder, der heirathen will, eine Civil- 
ehe schliessen muss, bleiben die kirchlichen Anschauungen 
ganz unangefochten. Wer auf einem streng kirchlichen Stand- 
punkte steht, mag darin bloss einen Civilcontract sehen, wieer 
das ja tagtäglich sagen hört und wie die Sache an vielen 
Orten angesehen wird; wer einen anderen hat, dem ist 
nichts Neues geboten. Fordert der Staat den civilen Ab- 
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schluss vor dem kirchlichen, so tritt er der Kirche nicht 
zu nahe, weil er eben das Recht hat, für den Erwerb der 
unter seine Ordnung fallenden Rechte die näheren Bestim- 
mungen zu erlassen. Hält sich Jemand im Gewissen nach 
den Sätzen seiner Kirche nicht für gebunden, so ist er 
darum nicht befugt, sich über die civilen Pflichten hinweg 
zu setzen. ‘Wollte der Staat einen anderen Standpunkt ein- 
nehmen, so müsste er auch einfach die Kirchengesetze aus- 
führen, welche den Umgang mit Ketzern verbieten, dem 
Ketzer die Erbfähigkeit nehmen u. s. w. Kurz er hat 
vom ultramontanen Standpunkte aus nur die Alternative: 
entweder sich das Recht der Selbstbestimmung in allen 
sein Leben angehenden Dingen zu vindiciren, oder be- 
dingungslos die Gesetze der Päpste anzuerkennen. Hält 
er den Standpunkt des 18. Juli 1870. für richtig, so muss 
er in nothwendiger Consequenz sofort alle seine Ehege- 
setze abschaffen und einfach das ganze kirchliche Eherecht 
einführen für Katholiken, wie Protestanten, — denn also 
sagt Bonifacius VIII. in der Bulle Unam sanctam — „dem 
römischen Pontifex unterworfen zu- sein, ist für jegliches 
menschliche Geschöpf zum Heile nothwendig.“ Geht er aber 
davon aus, dass die Dogmen des 18. Juli 1870. als christ- 
liche Offenbarungssätze nicht beglaubigt sind, dann kann 
er aus der Geschichte und der Vernunft sich den Beweis 
verschaffen, dass er berechtigt ist, für sein Gebiet in Ehe- 
sachen die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit zu hand- 
haben, ohne selbst mit den Dogmen der katholischen Kirche 
in Conflict zu gerathen, welche bis zum 18. Juli 1870. be- 
stand und von ihm anerkannt worden ist. 

Es folgt aus dem Früheren, dass sich das Wesen der 
Civilehe nicht in die blosse Form, welche gewissermaassen 
als kürzester Ausdruck des Systems erscheint, setzen lässt, 
sondern darin besteht, dass der Staat für sein Ge- 
biet dieEhegesetzgebung übt, und dass er in noth- 
wendiger Consequenz für die für sein Gebiet normirte Ehe 
eine durch seine Mitwirkung zu setzende Form 
schafft. Um nochmals das Gesagte klar hervortreten 
zu lassen, fasse ich die Resultate zusammen; sie sind: 

1. Das Gesetz des Concils von Trient über die Ehe- 
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schliessung (cap. 1. de ref. matr. Sess. XXIV.) hat keiner- 
lei dogmatischen Charakter. 

2. Die einzelnen concrete Ehehindernisse aufstellenden 
Gesetze sind nicht dogmatischer Natur ?°). 

3. Der Staat ist nach katholischer Lehre ungehindert 
‚für sein Gebiet die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit in 
Ehesachen zu üben. 

4. Die Civilehe ist die einzige Möglichkeit, den staat- 


25) Um Missdeutungen zu entgehen, füge ich hinzu, dass sich von 
selbst versteht, dass ich nicht an jene denke, welche nicht behoben 
werden können. Die Aufstellung in Form eines Dogma macht 
das Gesetz nicht dogmatisch. Denn was can. 6. (Lösung des matr. 
ratum non consummatum durch die professio religiosa) 9. (Nichtigkeit 
der von Clerici majores und regulares castitatem solemniter professi 
geschlossenen Ehen) 11. (Verbot der Eheschliessung in der geschlos- 
senen Zeit und Anerkennung der Ceremonien) de sacr. matrim. Sess. 
XXIV. Conc. Trid. inhaltlich sanctioniren, kann unmöglich Glau- 
benssatz sein. Es ist jeden Tag möglich, zu bestimmen: 1) die 
professio religiosa löst nicht die nicht vollzogene Ehe [oder sollte man wohl 
Jemand einreden wollen, in der apostolischen Zeit, bezw. bevor die 
juristische Durchbildung des Ordenswesens erfolgt war, habe man in 
der Kirche auch nnr eine Ahnung von dem Satze des Tridentinums 
gehabt?'; 2) die Heirath ist den Clerici majores gestattet [oder soll 
man etwa jetzt glauben, der Cölibat sei stets Glaubenssatz gewesen 
oder es geworden?]; 3) das Institut der vota solemnia mit dieser ju- 
ristischen Folge wird aufgehoben, oder wer Mönch ist wird per dis- 
pensationem zum Heirathen gelassen [oder soll man glauben, das 
votum solemne sei unlösbar und ein Mönch könne zufolge eines Glau- 
benssatzes nicht wieder austreten? Die alten Canonisten erklärten, der 
Papst könne nicht a voto dispensiren , alle neueren lehren das Gegen- 
theil]; 4) das Verbot des tempus clausum hört auf. Gerade dieser 
Canon 11. beweist, dass es ein unbegreifliches Ding war, die rein po- 
sitive Gesetzgebung über solche Dinge durch die Form von Glaubens- 
sätzen — denn solche sollen bekanntlich die Tridentinischen Canones 
sein — zu rechtfertigen. Freilich zeigen diese Canones auch, welche 
Gefahr das Concil von Trient durch sein Vorgehen in die Kirche ein- 
geführt hat. Ich gestehe, dass ich jetzt selbst nicht begreife, wie ich 
zwanzig Jahre lang und darüber nicht zur Einsicht gekommen bin, 
welcher Abgrund durch das Vorgehen, rein juristische, willkürliche 
Dinge mit dem Gewande des Dogma zu bekleiden, sich geöffnet hat. 
Gottlob, der 18. Juli 1870. hat Einem die Augen gründlich geöffnet. Von 
bona fides kann für Keinen, der gesunde Sinne hat, fernerhin die 
Rede sein, wenu er der Wahrheit sich verschliesst. 
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lichen Anforderungen gerecht zu werden, ohne die Kirche 
zu verletzen. 

5. Nur die obligatorische Civilehe ist zu rechtfertigen, 
die facultative und die Noth-Civilehe zu verwerfen. 


4 ie 
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IV. 


Die moderne Doctrin von dem wunabänderlichen 
Rechte der lutherischen Kirchenlehre. *) 


Zugleich als Beitrag für die Revision einiger kirchenrechtlichen 
Grundbegriffe. | 


Von 
Dr. E. R. Bierling in Göttingen. 


Erster Artikel. 


Der Streit um das Bekenntniss, wie er die lutherischen 
Kirchen der Gegenwart bewegt, ist so wenig bloss theologischer 
Art, dass auch die Kirchenrechtswissenschaft dringende Ver- 
anlassung hat, mit aller Entschiedenheit dazu Stellung zu neh- 
men. Ja, es ist schwerlich zu viel behauptet, wenn man für 
die zukünftige Gestaltung des protestantischen Kirchenrechts 
Deutschlands, insbesondere auch für das zukünftige Verhält- 
niss der protestantischen Kirche zum Staate, die schliess- 
liche Entscheidung in der Bekenntnissfrage für vorzugs- 
weise maassgebend erachtet. Denn so viel lässt sich schon 
jetzt übersehen, dass das lutherische Bekenntniss im Sinne 
des Concordienbuchs und der alten Dogmatiker nie mehr die 
rechtliche Bedeutung wiedergewinnen wird, die ihnen in den 
Landeskirchen des 16. und 17. Jahrhunderts unzweifelhaft, 
im 18. wenigstens nominell eigen war. Hiernach stellt sich 
aber, da von einem Aufgeben aller Kirchenlehre für 
Besonnene nicht die Rede sein kann (s. unten $. III, 4.) 
als Ende der gegenwärtigen durchaus unklaren Verhältnisse 
nur die doppelte Möglichkeit dar: entweder die bisherigen 
Landeskirchen lösen sich in eine Anzahl kleiner Gesinnungs- 
vereine auf; oder man entscheidet sich offen für das 


*) Die Redaction verweist in Beziehung auf ihre Stellung zu der 
vorliegenden Streitfrage auf das Vorwort. 
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Prinzip fortgesetzter Reform auch im Gebiete der Lehr- 
_ verfassung. 

Ich gehöre durchaus nicht zu denen, welchen schon der 
blosse Gedanke an die kirchlichen Verhältnisse Nordamerikas, 
zum Theil auch Englands und der Schweiz ein geheimes 
Grausen verursacht. Im Gegentheil, ich bin geneigt, zu- 
zugestehen, dass in unsern Tagen, nachdem es allgemein 
als unzulässig erkannt ist, in grossen Kirchengemeinschaften 
hinsichtlich eines höchst umfassenden Lehrbegriffs volle 
Uebereinstimmung schlechtweg vorauszusetzen, jenes Nord- 
amerikanische Prinzip, a priori betrachtet, vorzugsweise An- 
spruch auf Beachtung hat. Ich wünsche daher auch, dass die 
etwa bestehenden direkten, wie indirekten Hindernisse für Bil- 
dung von Freikirchen Seitens solcher, die um ihres Ge- 
wissens willen aus den Landeskirchen ausscheiden, nach 
Möglichkeit beseitigt werden, sei es durch Gewährung 
ähnlicher Rechte oder umgekehrt durch Beschränkung der 
landeskirchlichen Privilegien. Ja ich würde selbst in der 
Aufhebung der letzteren nicht nothwendig ein Un- 
glück erblicken. Allein unmittelbar auf eine Auflösung 
unserer derzeitigen grösseren Kirchenkörper in eine Masse 
kleinerer Vereine religiöser Gleichgesinnter hinzuarbeiten, 
müsste ich selbst dann für ein äusserst gewagtes Experi- 
ment halten, wenn das Normalbleiben des Verhältnisses 
nicht schon regelmässig durch die nächste Generation mehr 
oder minder in Frage gestellt wäre. Vor der Hand kann 
ich mich daher nur für den zweiten Weg entscheiden, 
wie ich denselben in meiner Schrift „Gesetzgebungsrecht 
evangelischer Landeskirchen im Gebiete der Kirchenlehre“ als 
rechtlich möglich und zum Theil auch schon durch 
die neueren Kirchenordnungen ausdrücklich anerkannt 
nachgewiesen habe. 

Doch das ist nicht die Ansicht jener namentlich unter 
der lutherischen Geistlichkeit weitreichenden Partei, die sich 
die „bekenntnisstreue“ nennt. Nicht nur dass dieselbe in dem 
Festhalten an der alten Kirchenlehre ausschliesslich das 
Heil der Kirche sieht, sie leugnet auch die rechtliche Mög- 
lichkeit einer Abänderung der kirchlichen Lehrnormen ins- 
besondere Seitens der in neuerer Zeit allmählich überall 
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auftauchenden Synoden. Ja, der Eifer für diese Ansicht 
ist, wie die lutherische Conferenz des Jahres 1871. gezeigt 
hat, so gross, dass selbst der Gegensatz zwischen „Alt- 
lutherthum“ und „Neulutherthum“ mit einem Male ver- 
schwunden zu sein scheint. 

Schon aus dem oben Gesagten begreift sich leicht, dass 
gerade mir das Verlangen, diese Doctrin von dem unab- 
änderlichen Rechte der lutherischen Kirchenlehre einmal 
speciell zu characterisiren und ihre Nichtigkeit Schritt für 
Schritt aufzudecken, besonders nahe liegen muss. Ich glaube 
diess aber nicht besser thun zu können, als durch eine ein- 
gehende Kritik der Schrift von Luthardt: „Die Synoden 
und die Kirchenlehrre — Den Synoden der evang. luth. 
Kirche gewidmet.“ (Leipzig, Dörffling und Franke. 1871.) 

Für’s Erste halte ich es für fruchtbarer , eine weitver- 
breitete Parteidoctrin nach der unmittelbaren Darstellung 
eines ihrer anerkanntesten Vertreter zu schildern und zu 
kritisiren, als erst eigenhändig aus den Produkten möglichst 
vieler Anhänger derselben ein Bild davon zusammen zu 
setzen !). Zum Mindesten begegnet man damit, dass man 
sich immer streng an seinen Mann hält, am besten dem 
Vorwurfe, die gegnerische Ansicht bewusst oder unbewusst 
entstellt zu haben; ein Vorwurf, der leider nicht immer 
ungegründet ist. 

Für's Zweite darf ich die Schrift Luthardt’s als mehr oder 
weniger direkt gegen meine Ausführungen gerichtet be- 
trachten. Zwar unterscheidet er in seiner Vorrede (S.8.) 
streng zwischen „formellem Recht“ und „materieller Be- 
rechtigung* und kündigt den Lesern an, dass sich seine 
Erörterungen lediglich auf letztere erstrecken sollen, während 
er mir das formelle Recht so zu sagen preisgiebt. Allein 


1) Zur Vermeidung von Missverständnissen mag jedoch bemerkt 
werden, dass die von mir acceptirte Methode ein zeitweiliges Eingehen 
auf einzelne Ausführungen anderer bestimmter Vertreter der 
fraglichen Doctrin durchaus nicht ausschliessen will. Im Gegentheil 
ist eg z. B. meine Absicht, in diesen Blättern (namentlich in grösseren 
Anmerkungen) speziell der meiner früheren Schrift gewidmeten Be- 
sprechung Seitens v. Scheurl’s (Zeitschrift für Prot. und Kirche 1870. 
Bd. LIX. (3. H.) S. 156. ff. (4. H.) S. 189. fi.) durch gründliche Be- 
leuchtung seiner Gegengründe gerecht zu werden. 
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einestheils hat auch meine oben eitirte Schrift die „materielle 
Berechtigung“ oder, richtiger gesagt, die einschlagenden 
kirchenpolitischen bez. rechtsphilosophischen und theologi- 
schen Fragen wiederholt — wenn auch nur als Nebensache 
— berührt; anderntheils zeigt schon ein flüchtiger Blick 
in das Detail der Luthardt’schen Theorie und zumal auf die 
praktischen Consequenzen, die Luthardt daraus zieht, dass 
es mit jener Unterscheidung, so wie sie von ihm bestimmt 
und geltend gemacht worden ist, doch eine ganz sonderbare 
Bewandtniss haben müsse (s. u. $. V.). Unter allen Um- 
ständen ist eine Kritik der Luthardt’schen Schrift vortrefflich 
geeignet, eine fortlaufende Rechtfertigung, Verstärkung und 
Ergänzung meiner früheren Beweisführung in den fraglichen 
Dingen zu bilden. 

Für’s Dritte endlich bietet mir die Schrift Luthardts 
eine unerwartete, aber nur um so erwünschtere Gelegenheit, 
eine Anzahl von Ueberlegungen, die ich schon seit längerer 
Zeit etwa unter dem allgemeinen Titel: „Zur Revision 
einiger kirchenrechtlicher Grundbegriffe“ zusammenzustellen 
beabsichtigte, im Anschluss oder vielmehr im Gegensatze zu 
den Luthardt’schen Anschauungen in besonders anschaulicher 
Weise zur Darstellung zu bringen. Daher der Zusatz zum 
Haupttitel dieser Blätter, dessen volle Bedeutung vorläufig 
meinen Lesern immerhin etwas fragwürdig bleiben mag. 


I. 


Die Theorie Luthardt’s von dem Verhältniss der 
Synoden zur Kirchenlehre, wie sie nach dem vorstehend Be- 
merkten den Ausgangspunkt und Hauptgegenstand unserer 
kritischen Erörterungen zu bilden hat, lässt sich ohne Mühe 
‘in folgende Hauptsätze auflösen. 

1) „DieFrage, um die es sich handelt, ist die, ob die 
Synoden ein Recht haben oder nicht, über kirchliche Lehren 
zu verfügen, bisher geltende zu ändern oder zu beseitigen, 
neue, von den bisherigen abweichende vorzuschreiben und 
ihre Handhabung zu gebieten.“ (Die Synoden und die 
Kirchenlehre 8. 21.) 

2) Diese Frage ist schon darum zu verneinen, 
weil eine „gesetzliche Feststellung der gültigen Lehre auf 


Die moderne Doctrin v. d. unabänderl. Rechte d. luth.Kirchenlehre. 47 


den Synoden nach dem Maassstab des gegenwärtigen Zeit- 
bewusstseins 

a) bei der Verschiedenheit desselben unmöglich, 

b) der bisherigen Lehre und ihren Anhängern gegen- 
über unberechtigt; 

c) ohne schwere Erschütterungen undurchführbar ist.“ 
(a. a. OÖ. S. 25. verb. mit 8. 23. f.) 

3) „Aber auch wenn alle diese Bedenken nicht wären, 
so stünde doch ein solches Verfahren im Widerspruch mit 
dem Wesen der Kirche“ (S. 25. cit.). Dieser Satz (der 
den eigentlichen Kernpunkt der Luthardt’schen Ausführung 
bildet) erscheint erhärtet durch folgende Argumentation. 

a) „Wer Fragen des kirchlichen Rechts behandeln 
und zu diesem Behufe auf den Begriff der Kirche zurück- 
gehen will, der muss den kirchlichen Begriff von der Kirche 
zu Grunde legen und zu seinem Ausgangspunkt machen, 
oder er bekennt, dass er überhaupt nicht im Sinne der 
Kirche von der Sache handle, sondern höchstens im Sinne 
einer zukünftigen Kirche, die er sich denkt und wünscht, 
die aber noch nicht vorhanden und also auch nicht berech- 
tigt ist, und von der es noch kein Kirchenrecht geben kann“ 
(a. a. O. S. 30.). 

b) Nach diesem kirchlichen Begriffe von der Kirche, 
wie er aus Bibel und Symbolen entnommen wird (ebd. S. 27. ff.), 
ist die Kirche eine ganz einzigartige (S. 26.) „Schöpfung 
Gottes“ zu deren Wesen „die Lehre der Kirche, welche 
den Inhalt des Bekenntnisses bildet,“ nothwendig und un- 
mittelbar mitgehört (S. 28. 29. 32. u. a.). 

c) Allerdings ist „dieser Begriff von der Kirche zunächst 
ein rein theologischer und dogmatischer“ (ebd. S. 30.) 
und „es ist nicht zu vergessen, dass neben demselben ein 
rechtlicher steht“ (S. 31.). Allein „die rechtliche Kirche 
ist doch auch keine gegen die geistliche Kirche ganz indif- 
ferente ;* vielmehr „bildet die letztere die Grundlage und den 
eigentlichen Inhalt der rechtlichen, die rechtliche ist nur die 
äussere, empirische Örganisirung von jener,“ woraus 
dann „folgt, dass die Kirche auch in ihrer rechtlichen Ge- 
stalt nicht eine Sache der menschlichen Willkür ist, sondern 
dass sie auch hier auf ewigen göttlichen Grundlagen ruht.“ 
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d) Desgleichen sind die Bekenntnissschriften der (luthe- 
rischen) Kirche nichts Anderes, als „die mit innerer und 
geschichtlicher („von Gott gefügter“ S. 39.) Nothwendigkeit“ 
erfolgte „weitere Entfaltung und genauere Bestimmung der 
Lehre, die mit dem Wesen der Kirche selbst gegeben ist“ 
(S. 34. .f.). 

 e) Ist daher „auch die Lehre insofern Sache der Gesetz- 
gebung, als es sich um Einführung von Lehrbüchern, Gesang- 
büchern, Agenden u. s. w. handelt,“ so ist „doch nicht die 
Lehre selbst Gegenstand der Gesetzgebung, nicht der materielle 
Inhalt jener Schriften unterliegt dem synodalen Willen und 
Beschluss, so dass die Synode bestimmen könnte, welche 
Lehren vorgetragen werden sollen oder dürfen und welche 
nicht, sondern nur die formelle Seite jener Schriften und 
die äussere Anordnung hinsichtlich ihres Gebrauchs fallen 
unter ihre Verfügung“ (S. 39.). 

f) Noch mehr: „die Lehre der Kirche selbst wird so- 
gar damit nicht eine andere, ob man den symbolischen 
Schriften durch einen äussern formellen Akt ihre Würde 
als Bekenntnissschriften ab- oder zuerkennt.“ „Was sie 
lehren, ist doch die Lehre der lutherischen Kirche, und 
wer ein Glied oder vollends ein Diener und 
Lehrer dieser Kirche sein will, ist so gut an diese 
Lehre gebunden, als er an die Kirche, die diese Lehre 
hat, gebunden ist durch seine Gliedschaft oder Dienst- 
stellung.“ 

4) Die „unvermeidlichen praktischen Folgen davon, 
wenn die Synoden sich das Recht beilegen wollten, über 
die Lehre und das Bekenntniss der Kirche mit eigner Macht- 
vollkommenheit zu verfügen,“ (a. a. O. $. 43. 47.) würden 
Bein: Ä | 

a) „Verwirrung und Verstörung der Gemeinden“ 
(8. 43. £. 47.). 

b) „Aufhebung und Vernichtung der einzelnen Landes- 
kirche in ihrem eigenthümlichen Wesen und Charakter“ 
(8. 44. f. 47.). 

c) „Loslösung derselben aus der Gemeinschaft mit der 
Gesammtkirche, der sie durch ihr Bekenntniss angehört“ 
(S. 45. £. 47.). 
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„Die Synoden sind aber berufen zu bauen und nicht 
einzureissen.“ 
5) Die Einwürfe, welche die Gegner der vorstehenden 
Doctrin theils 
a) aus dem Schriftprinzip, theils 
b) aus dem Prinzip des allgemeinen Fortschritts her- 
nehmen , beruhen auf „falscher Anwendung“ „an und für 
sich wahrer und berechtigter Prinzipien“ (a.a.0.8.47.ff.53.ff.). 


II. 


Der Punkt, auf welchen im Allgemeinen jede Kritik 
in erster Linie ihr Augenmerk zu richten haben wird, ist 
die Art und Weise, wie die zu beurtheilende Ansicht die 
Aufgabe oder Frage gefasst hat, die sie zu lösen 
(beantworten) unternimmt. Es kann sich hierbei natürlich 
niemals darum handeln, die Freiheit des Schriftstellers in 
der Wahl des Gegenstandes seiner Erörterungen beschränken 
zu wollen. Wohl aber muss es erlaubt sein, zu prüfen, ob 
die Frage oder Aufgabe, die derselbe zu lösen wirklich 
sich vorsetzt, auch richtig gestellt, d. h. in sich klar, ver- 
ständlich und unzweideutig, nicht von vorn herein durch 
Vermischung mehrerer ähnlich aussehender, aber in Wahrheit 
total verschiedener Dinge verquickt ist. 

Vorwürfe der letzteren Art sind es denn auch in der 
That, die ich der in $. I. dargelegten Theorie Luthardt’s 
vor allen andern zu machen habe. „Die Frage, um die 
sich’s handelt“ sagt derselbe (a. a. O. S. 21. u. oben ]J, 1.) 
„ist die, ob die Synoden ein Recht haben oder nicht, über 
kirchliche Lehren zu verfügen.“ Da ich nun nicht annehmen 
kann, dass es Luthardt’s Absicht war, sich mit blossen 
Phantasiegebilden herumzuschlagen und überdiess in der 
Vorrede der Luthardt’schen Schrift (S. 5.) die ausdrückliche 
Bemerkung sich findet, dass ich den Synoden jenes Recht 
zuschreibe, so bin ich sicherlich berechtigt, die Worte 
„Frage, um die sich’s handelt“, also auszulegen: „Frage, 
um die sich’s zwischen uns Beiden handelt,“ oder wenn 
man lieber will, zwischen der Luthardt’schen Partei einer-, 
den Anhängern des von mir vertheidigten Gesetzgebungs- 
rechts andererseits. Ist diese Auslegung aber richtig, so 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 4 
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kann mein Urtheil über den ganzen in Rede befangenen 
Satz nur lauten: Nein, das ist nicht die Frage. 

1) Von einem Gesetzgebungsrechte evangelischer Sy- 
noden im Gebiete der Kirchenlehre habe ich meinestheils 
stets unter einem mehrfachen Vorbehalte gesprochen. 
Einerseits wies ich darauf hin, dass es sich durchaus 
nicht von selbst verstehe, dass jedes kirchliche Gesetz- 
gebungsorgan zu Allem autorisirt sei, was der Landeskirche 
selbst als eigentlicher Inhaberin aller Gesetzgebungsbefug- 
nisse zukommen muss (Gesetzgebungsrecht evang. Landes- 
kirchen im Gebiete der Kirchenlehre $.114.). Ich fügte sogar 
hinzu, dass man billig zögern dürfe, die regelmässig wieder- 
kehrenden ordentlichen Landessynoden mit allzu unum- 
schränkter Competenz auszustatten und behandelte demgemäss 
die Auslegung der bestehenden Kirchenverfassungsgesetze 
als eine Frage, deren Beantwortung zwar nothwendig durch 
die allgemeine theoretische Ansicht über das Gesetzgebungs- 
recht der Landeskirche selbst beeinflusst, aber keineswegs 
unmittelbar und schlechterdings schon mitenschieden sei ?). 

Auf der anderen Seite hatte ich wiederholt der That- 
sache zu gedenken, dass in unsern evangelischen Landes- 
kirchen, wie sie zur Zeit sind, niemals der Synode 
allein und ausschliesslich das Gesetzgebungsrecht in irgend 
einem Gebiete zusteht, sondern immer nur in Gemeinschaft 
mit dem ständigen (landesherrlichen) Kirchenregimente (a. 
a. O. S. 116. 142. f. 156. n. 103). Und zwar begreift dieses 
präsumtive Recht des Letzteren durchaus nicht bloss den 
rein formellen Vollzug der Sanction und Publication der 
von der Synode gefassten Beschlüsse in sich, sondern es 
ist mindestens ebenso sehr ein Recht, bedenklichen, über- 


Y GR TO GÄQGGScHGLZE ZZ _TFE- 


GG DGBGBGBR GC EL GEHE GGGAGDCGEE Gr 
GCVHröo GG GOCH Q GGG TG 


Die moderne Docirir v. d. unabänderl Rechte d. Juth. Kırchenlehre 51 


früher angedeutet (a a. O. S. 114. f.) darin, dass seine 
Ausübung in gewissen bes«nders he:xeligen Dingen und da- 
rum namentlich auch im Gebiete der Kirchenlehre von der 
vorgängigen Befragung der mehr lokalen kirchlichen Organe, 
insbesundere der Kreissynoden abhängig gemacht ist (vgl. 
z. B. Badische K. V. von 1861. $. 80. Hanuvv. K, ©. v. 
1864. 8. 65. Abs. 3.). 

Keiner dieser Vorbehalte ist von Luthardt auch nur 
erwähnt worden. Ich beliaupte damit nicht, dass er sie über- 
sehen, oder gar absichtlich verschwiegen habe; aber er that 
jedenfalls Unrecht, sie bloss stillschweigend vorauszusetzen, 
da er wohl wissen konnte, wie sehr ein solches Stillschweigen 
geeignet ist, seinen Lesern, die meist nur an das wirklich 
Ausgesprochene sich halten werden, eine Reilıe der schreck- 
haftesten Dinge als möglich erscheinen zu lassen, die bei 
einer einfachen Bezugnahme auf jene Vorbehalte sehr viel 
weniger gefährlich aussehen, ja zum Theil vielleicht gar als 
blosse Spukgestalten sich herausstellen. 

2) Indessen ist diess noch nicht der eigentlich ent 
scheidende Fehler der Luthardt’schen Fragstellung. 
Dieser liegt vielmehr in der unklaren, bez. unrichtigen Auf- 
fassung die er von der Natur eines „Gesetzgebungsrechts 
im Gebiete der Kirchenlehre“ zum Besten giebt. Anstatt 
der letzteren, von mir gebrauchten Bezeichnungsweise und 
wohl selbst mit der Absicht, dieser eine noch deutlichere zu 
substituiren, bedient er sich, wie bereits bemerkt (I, 1.) des 
Ausdruckes: „Recht, über kirchliche Lehren zu verfügen, 
bisher geltende zu ändern oder zu beseitigen, neue, von 
den bisherigen mehr oder weniger abweichende vorzuschrei- 
ben und ıhre Handhabung zu gebieten.“ Nun will ich 
nicht von vorn herein leugnen, dass derartige Ausdrücke 
allenfalls dasselbe besagen könnten, was ich meinestheils 
unter dem gemeinsamen Titel Gesetzgebungsrecht im Gebiete 
der Kirchenlehre zusammenfasste (vgl. a. a. OÖ. $. V.). Be- 
trachtet man jedoch jene Worte Luthardt’s im Zusammen- 
hange mit seinen sonstigen Ausführungen, so bekommen 


dieselben einen vil!io anderen Sinn. Die Folge aber 

ist, dass dir . Beweisführung keine Widerlegung 

des von m haupteten liefern kann, sondern 
$ M 
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nur einen Beweis für Wahrheiten, die bei Lichte besehen 
von Niemand, am allerwenigsten von mir bestritten wor- 
den sind. 

Es sind hauptsächlich drei Momente, wodurch sich 
Luthardt seine Aufgabe in so verhängnissvoller Weise ver- 
schoben hat. 

&) Luthardt charakterisirt die Bejahung der von ihm 
(S. 21.) gestellten Frage, oder, was bei ihm dasselbe bedeutet, 
meine °) Ansicht an einer späteren Stelle seiner Schrift 
(S. 27.) als die „Forderung, dass die Synoden, als Vertreter der 
Kirche, wie irgend eine andere menschliche Gesellschaft 
die Befugniss haben, über die Grundsätze, die für sie maass- 
gebend sein sollen, unbedingt zu entscheiden.“ Es ist 
diess offenbar kein blosses Versehen; vielmehr zieht sich 
diese Anschauung durch die ganze Schrift (s. insbes. S. 43.). 
Nun lässt sich wenig einwenden, wenn Luthardt einer 
solchen Forderung gegenüber offen ausspricht : „diess wäre 
berechtigt nur, wenn die Kirche den Einzelnen, die j e- 
weilig ihre Mitglieder sind, ihre Entstehung verdankte 
und somit von diesen schlechthin abhängig wäre.“ Höch- 
stens könnte man umgekehrt noch weiter gehen und selbst 
unter dieser Voraussetzung das Recht unbedingter Entschei- 
dung bestreiten. Allein wer hat denn überhaupt ein 
solches Recht unbedingter Entscheidung behauptet? Nicht 
das ist — auch ganz abgesehen von dem sub 1. Bemerkten — 
die Frage, ob die Synoden ein unbedingtes Recht der 


%) Wenn ich in diesen Blättern immer und immer wieder speziell 
von mir rede, so kommt mir nicht im Mindesten in den Sinn, mir 
hinsichtlich all der fraglichen Ansichten das Verdienst der Priorität 
beilegen zu wollen. Ich nehme nicht mehr für-mich in Anspruch, als 
was mir L. selbst zugesteht, die betreffenden Ansichten zuerst 
im Zusammenhange juristisch formulirt und motivirt zu 
haben. Allein einestheils ist eben doch die L.’sche Schrift, wie ich 
schon erwähnt, vorzugsweise mit auf meine Ansichten gemünzt, und 
darf ich daher wohl um der Kürze im Ausdruck willen regelmässig 
bloss mich als denjenigen anführen, den L. widerlegen will; anderntheils 
bringt es, je mehr es bisher überhaupt an juristischer Behandlung der 
Frage gefehlt hat, schon die Natur der Sache mit sich, dass ich mei- 
stens nur meine eigenen Ausführungen völlig strict vertreten und ver- 
theidigen kann. | 
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Gesetzgebung haben oder nicht? Dass dieses Recht kein 
unbedingtes, darüber sind wir vielmehr Alle einig. Die 
Frage ist zunächst einzig die: Ist die Grenze dieses Rechtes 
durch die Lehre der Symbole ein für allemal gegeben 
oder nicht? 

b) Luthardt legt mir ferner von vorn herein den Gedanken 
unter, dass die Kirchenlehre den Ausdruck des jedesmaligen 
religiösen Zeitbewusstseins vorstellen solle (S. 23. ff.). 
Auch diese Voraussetzung ist eine irrthümliche, wenn ich 
auch vielleicht in meiner früheren Schrift mich nicht ener- 
gisch genug gegen sie verwahrt haben sollte. „Dem gegen- 
wärtigen Zeitbewusstsein einen Ausdruck verschaffen“ und 
„diesem Zeitbewusstsein gerecht werden,“ es also zum Min- 
desten nicht schlechthin als für die kirchliche Lehrordnung 
und die öffentliche Darstellung des kirchlichen Glaubens 
irrelevant betrachten, das sind zwei grundverschiedene Dinge. 
Nur das Letztere aber, jenes „gerecht werden“ ist es, was 
von mir befürwortet wurde (vgl. $. III.), und auch hierbei 
denke ich nur an das religiöse Bewusstsein derjenigen 
Zeitgenossen, die noch wirklich auf dem Grunde zu stehen 
glauben, auf welchem sich ihre Kirche erbaut hat. 

c) Luthardt macht sich endlich consequent jener Ver- 
wechselung der Aufgaben derGesetzgebungund 
der theologischen Wissenschaft wirklich schuldig, 
die er ohne allen Grund mir vorwirf. Denn, wenn er 
behauptet, ich behandle die Lehre ausschliesslich als eine 
Sache der Ordnung (8. 55.), „damit die Leute wissen, 
wie sie daran sind,“ (S. 23.) so ist diess einfach eine Un- 
wahrheit. Luthardt würde sich vergeblich abmühen, eine Stelle 
in meinen früheren Schriften ausfindig zu machen, wo ich 
mich in dieser nahezu frivolen Weise ausgesprochen und 
dasjenige, was in der That „Sache der stillen Arbeit, 
der Versenkung in die Sache“ sein muss, zur Aufgabe der 
Gesetzgebung gemacht hätte. Wohl aber legt Luthardt umge- 
kehrt, bald stillschweigend, bald ausdrücklich der Wissen- 
schaft, „der Lehre selbst,“ „der fortschreitenden Wahrheits- 
erkenntniss“ eine Kraft und Bedeutung bei, die sie nie und 
nirgends besessen haben. Es ist nicht wahr, dass schon 
„die Lehre selbst,“ oder eine gewisse gleichmässige Wahr- 
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heitserkenntniss, und wenn sie als noch so verbreitet ge- 
dacht wird, schon eine bestimmte äussere Gemeinschafts- 
ordnung, ja auch nur irgend welche Gemeinschaft selbst 
d.h. ein fortgesetztes wechselseitiges Geben und Nehmen 
in Beziehung auf jene Wahrheit in sich schliesst. Noch 
mehr; sie ist nicht einmal im Stande, für sich allein 
eine solche Gemeinschaft, geschweige denn eine äussere 
Gemeinschaftsordnung hervorzurufen; vielmehr setzt 
jede Gemeinschaft, und vollends das Zustandekommen einer 
äusseren Ordnung derselben stets noch ganz andere Bedürf- 
nisse und Eigenschaften der Menschennatur voraus, als 
die thatsächliche Uebereinstimmung des Denkens über ge- 
wisse Dinge. Will man daher nicht die Existenz einer 
Lehrordnung für die kirchliche Gemeinschaft überhaupt 
verleugnen, so muss man die Begriffe „Lehre“ und „Lehr- 
ordnung“, welche die beiden Seiten jeder Kirchenlehre 
bilden, so lange als wesentlich selbständige behandeln, 
als nicht die vollkommene Wahrheit und Irrthums- 
losigkeit der ersteren, sowie die vollkommene Con- 
formität der letzteren mit ‘jener, durch ein Wunder 
für alle Welt zur absoluten Gewissheit geworden ist. 
Dann freilich hat die Wissenschaft sowohl als die Gesetz- 
gebung überhaupt keine Aufgaben mehr in dem frag- 
lichen Gebiete zu erfüllen: bis dahin aber kann und muss 
zwar die Fortbildung der „Lehre“ selbst Sache der stillen 
Gelehrtenarbeit sein; aber ebenso gewiss kann und muss 
die Fortbildung der Lehrordnung, wenn man nicht von vorn 
herein jede solche Fortbildung verwirft, in der Haupt- 
sache nur durch einen Willensakt der Gemeinschaft, also 
inbewusster Weise nur im Wege der Gesetzgebung voll- 
zogen werden; die Wissenschaft kann hiezu nur die Vor- 
arbeiten liefern ®). 


In. 


Die weitgreifende Bedeutung dessen, was ich im vori- 
gen $. über die Unklarheit bez. Unrichtigkeit der Luthardt’- 


*) Die genauere Ausführung und Begründung s. u. $. XVII. vb. 
mit $. IIL 
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schen Fragstellung zu sagen hatte, zeigt sich sofort an den 
drei in erster Linie von ihm vorgebrachten Gründen 
(s. 0. 8. I, 2. a—c). Denn „eine gesetzliche Feststellung 
der gültigen Lehre auf den Synoden“ in dem bei Auf- 
stellung dieser Gründe vorausgesetzten Sinne, 
insbesondere „nach dem Maassstabe des gegenwärtigen 
Zeitbewusstseins* liegt eben völlig ausserhalb der wirklichen 
Streitfrage (8. II, 2. bes. bu. c). So gern ich daher zugebe, 
dass auf Luthardts Voraussetzungen die Prädikate 
„unmöglich,“ „den Altgläubigen gegenüber unberechtigt,“ 
„ohne schwere Erschütterungen undurchführbar“ vollkommen 
anwendbar sind, so gewiss ist durch diese Thatsache noch 
nicht das Mindeste von dem widerlegt, was ich meines- 
theils behauptet habe. 

Es leuchtet ein, dass ich mir bei dieser Lage der Sache, 
die nothwendig bei jedem späteren Einwurf Luthardt's 
wiederkehrt, jede weitere Auseinandersetzung sparen und 
ruhig abwarten könnte, was denn Luthardt und Genossen 
nun wirklich gegen meine Ansicht von einem Gesetz- 
gebungsrechte im Gebiete der Kirchenlehre vorzubringen 
vermögen. Doch ich möchte mich in keinem Falle dem 
Vorwurf der Voreiligkeit oder auch nur Bequemlichkeit 
aussetzen. Wäre es nicht möglich, dass die Schrift Lut- 
hardt’s, obgleich sie direct gar nicht meine Anschauungen 
trifft, doch .indirect wichtiges Material gegen dieselbe ent- 
hielte? Um die Nichtigkeit dieses Bedenkens möglichst 
handgreiflich zu machen, wird es am besten sein, unsere 
Streitfrage noch von einem anderen Standpunkte aus zu 
betrachten, als bisher. In meiner früheren (grösseren) Schrift 
hatte ich es vor allen Dingen mit dem positiven Kirchen- 
rechte, genauer gesagt damit zu thun, inwiefern und in- 
wieweit ein Gesetzgebungsrecht im Gebiete der 
Kirchenlehre, theils nach protestantischen Voraus- 
setzungen überhaupt, theils speziell für unsere Landeskirchen 
als vorhanden zu betrachten sei. Die kirchenpoli- 
tische Frage, in welcher Weise unsere Landeskirchen 
von dem so nachgewiesenen Gesetzgebungsrechte Gebrauch 
machen sollen, blieb in der Hauptsache ganz aus dem 
Spiele und stand selbst da, wo ich auf sie Bezug nahm, 
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durchaus in zweiter Linie ®). Drehen wir nun einmal die 
Sache um. Das will sagen: stellen wir die kirchenpoli- 
tische Frage voran und weisen dann nach, dass auf die 
Antwort, welche wir auf diese geben, die Luthardt’schen 
Prädicate „unmöglich“ u. s. w. durchaus nicht anwendbar 
sind, trotzdem, dass diese unsere Antwort ein Gesetz- 
gebungsrecht im Gebiete der Kirchenlehre in dem von mir 
' behaupteten Sinne schlechterdings voraussetzt. 

Es kann mir natürlich nicht einfallen, hier ein voll- 
ständiges Reformprogramm aufstellen zu wollen; schon da- 


5) Man wird mir zugestehen müssen, dass ich schon in jener Schrift 
die nicht kirchenrechtlichen Fragen von den rein kirchen- 
rechtlichen regelmässig streng unterschieden habe. Dass ich diess 
an einzelnen Stellen noch ausdrücklicher hätte hervorheben können, 
soll indessen nicht geleugnet werden. Namentlich gebe ich zu, dass 
die Andeutungen, die ich im $. XV. (Gesgbr. S. 112. ff.) über Art, 
Richtung und Grenze der Lehrreformgesetzgebung gab, noch besser 
zu formuliren gewesen wären. Dennoch kann ich die Kritik, die sich 
hauptsächlich gegen diesen Abschnitt gerichtet hat, nur zum klein- 
sten Theile als gerechtfertigt anerkennen. Erstens geht dieselbe 
meistens von der Ansicht aus, als werde hierdurch meine juristische 
Ausführung ($$. IV. bis XIIL), dass die Kirchenlehre nicht schon selbst 
Grenze der landeskirchlichen Gesetzgebung, sondern nach ihrer recht- 
lichen Seite hin dieser unterworfen sei, wieder in Frage gestellt. Diese 
Ansicht ist, — selbst angenommen (nicht zugegeben), das von mir in 
8. XV. Gesagte sei von Anfang bis zu Ende falsch — schlechterdings 
unbegründet und schon damals in $.XV. cit. (S. 111.) entschieden von 
mir zurückgewiesen worden. So wenig man dem Staate oder dem 
-Einzelmenschen das Recht der Selbstbestimmung darum absprechen 
wird, weil es bis jetzt nicht gelungen ist, sich über die Grenzen dieses 
Rechts zu einigen, so wenig darf man es der Kirche gegenüber; das 
Gesetzgebungsrecht der letzteren, wie des Staates besteht, auch 
wenn und so lange es als unmöglich gelten muss, seine Grenzen ein 
und für alle Mal zu ‚bestimmen. Genug, dass wir wissen, wo jene 
Grenze nicht zu suchen ist (s. 8. II, 2. a. u. das Nähere unten $. XIV.). 
Zweitens hat man das Materielle meiner Andeutungen zum Theil 
total missverstanden ; ja selbst einzelne mir befreundete Männer haben 
aus ihnen den Schluss gezogen, ich verlange, so zu sagen, eine neue 
verbesserte Auflage der symbolischen Bücher. Hätte ich eine 
solche Auffassung meiner Bemerkungen überhaupt für möglich gehalten, 
so würde ich mich gegen den Gedanken einer derartigen Fälschung 
gründlich verwahrt haben. Hoffentlich genügt aber diese Erklärung, 
in Verbindung mit den Ausführungen im Text, mich wenigstens gegen 
solche exorbitante Missverständnisse künftig sicher zu stellen. 
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rum nicht, weil ein solches stets von den besonderen 
Verhältnissen der betreffenden Einzelkirche auszugehen hat. 
Was ich an diesem Orte niederlegen will, beschränkt sich 
auf einige allgemeine Grundsätze, die meiner (hier nicht 
näher zu motivirenden) Ansicht nach mehr oder weniger für 
jede Reform im Gebiete der Lehre maassgebend sein sollten. 

1) Wie Christus der Mittelpunkt, so ist und bleibt die 
heil. Schrift im eminenten Sinne Quelle des evan- 
gelischen Glaubens. Darüber sind im Grunde Alle 
eins, die wirklich evangelisch sein und heissen wollen. 

In dieser Eigenschaft als Quelle des evangelischen Glau- 
bens wirkt die Schrift natürlich mittelbar bestimmend 
auch auf die Gesetzgebung, überhaupt auf die Erzeu- 
gung und Gestaltung des Rechts in der Kirche. Desgleichen 
kann und muss sie selbst wiederum, sei es im Ganzen, sei 
es wenigstens in ihren wichtigsten Theilen, Gegenstand 
der kirchlichen Rechtsordnung, zumal der Unterrichts- 
und Gottesdienstordnung, oder, was wesentlich das- 
selbe besagt, Gegenstand gewisser kirchlicher Rechte und 
Pflichten werden. Es ist z.B. nicht blosse Convenienz, son- 
dern kirchlicher Rechtsgrundsatz, dass jede Predigt, jeder 
gottesdienstliche Lehrvortrag an die Schrift anzuknüpfen, auch 
die Vorlesung von Bibel-Abschnitten eine bestimmte regel- 
mässige Stelle im Cultus einzunehmen hat; es ist nicht bloss 
guter Wille, sondern Rechtspflicht des geistlichen Amtes, 
dass es ebensowenig das Forschen in der Schrift, als das 
Verkündigen des Evangeliums auf Grund derselben ver- 
nachlässigt. 

Dagegen ist die Schrift nicht nur niemals directe 
Quelle des kirchlichen Rechtes, sondern auch nie- 
mals in einer lutherischen oder einer andern Kirche im 
Ganzen oder Einzelnen als ein Codex der Kirchenlehre 
angesehen worden; und gewiss soll sie diess auch niemals 
werden. 

2) Es ist früher von mir (Gesetzgebungsrecht evang. 
Landeskirchen 88. XI—XIII) nachgewiesen worden, dass 
die heute so genannten „lutherischen Symbole“ weder die 
älteste reformatorische Kirchenlehre gewesen sind, noch 
überhaupt sofort oder bald nach ihrer Entstehung Geltung 
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als solche erlangt haben ®). Eine Gesetzgebung also, die 
den gedachten Bekenntnissschriften ihre (erst später erlangte) 
Eigenschaft als Kirchenlehre wieder entzieht, kann ihnen 
dadurch allein gar nichts von ihrer ursprünglichen Be- 
deutung und Würde nehmen. | 

Von diesem Gedanken aus einerseits, und auf Grund 
einer unbefangenen Betrachtung der gegenwärtigen Praxis 
andererseits, ergiebt sich mir folgende kirchenpolitische An- 
sicht. Soweit es sich um jene ursprüngliche Bedeu- 
tung der Symbole, d. h. um die Thatsache handelt, dass in 
ihnen thatsächlich die bedeutendsten Glaubenszeugnisse 
aus der frühesten und frischesten Periode unserer Kirche 
vorliegen, kann und darf die Gesetzgebung nicht nur nichts 
gegen sie thun, sondern soll sie auch fernerhin zum Gegen- 
stande der kirchlichen Ordnung machen. Genauer ge- 
sagt, sie darf und soll die nöthigen Einrichtungen (theolo- 
gische Bildungsanstalten, Prüfungen u. s. w.) treffen, dass 
ihre Diener nicht nur mit der Schrift und allen möglichen 
theologischen Disciplinen, sondern ganz besonders auch mit 
den Bekenntnissschriften vollständig vertraut sind, sie 
darf und soll sich auch (etwa durch entsprechendes Amtsge- 
löbniss) davon überzeugen, dass diese den guten Willen haben, 
in fortgesetztem Contact mit dem dort bezeugten Glauben 
zu bleiben. Nicht minder dagegen ist die Forderung be- 
rechtigt, dass die noch bestehenden allgemeinen Rechtsvor- 
schriften in Hinsicht auf die Symbole, nach welchen die 
gesammte Lehre der letzteren schlechtweg als 
Maassstab der Beurtheilung aller kirchlichen Thätigkeit ge- 
braucht, mithin streng genommen nicht der mindeste Wider- 
spruch gegen irgend einen Theil derselben geduldet werden 
soll, ausdrücklich aufgehoben werden ?). 


6) Eine Ausnahme in letzterer Hinsicht macht bloss die Concordien- 
formel, also gerade die späteste und am wenigsten allgemein anerkannte 
symbol. Schrift. — S. übrigens zur Vermeidung von Missverständnissen 
S. 61. not. 11. 

”) Vgl. hierüber den vortrefflichen Aufsatz von Lipsius »Be- 
kenntniss und Bekenntnissverpflichtunge (Anhang zu seinen Streit- 
schriften »Glaube und Lehre« Kiel 1871.), mit dem ich in der Sache 
durchaus übereinstimme. Seine Verwahrung gegen die juridische Be- 
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3) Je offener die Gesetzgebung die sub 1. und 2. an- 
angedeuteten Grundsätze zur Geltung bringt, je unzwei- 
deutiger sie die bisherigen allgemeinen rechtlichen 
Normen ausser Kraft setzt, um so bedeutsamer und selb- 
ständiger tritt eine Reihe von besonderen Normen für 
die verschiedenen einzelnen kirchlichen Handlungen und 
Lebensgebiete hervor, die bisher meist nur als praktische 
Anwendung der allgemeinen rechtlichen Gebundenheit an die 
Lehre der Symbole aufgefasst wurden. Hierher gehören 
beispielsweise: . 

a) der altkirchliche Rechtssatz, dass die Aufnahme in 
die Kirche resp. unter die vollberechtigten Mitglieder (Taufe, 
Confirmation) die Ablegung eines bestimmten Glaubensbe- 
kenntnisses voraussetze; 

b) der vorgeschriebene Gebrauch eines bestimmten 
Katechismus ®), insbesondere des kleinen Luther’schen, für 
den kirchlich -religiösen Unterricht (Kinderlehre, Confir- 
mandenunterweisung, Katechesen der Erwachsenen); 

c) die gesetzliche Gebundenheit der Kirchendiener an 


handlung der Bekenntnissfrage vermag ich freilich nur für richtig an- 
zuerkennen, soweit sie gegen jene falsche juridische Behandlung ge- 
richtet ist, die nicht zwischen Bekenntniss an sich und der später 
hinzugetretenen bestimmten rechtlichen Anerkennung oder, was das- 
selbe ist, den später durch Gesetzgebung oder Gewohnheitsrecht entstan- 
denen Rechtssätzen über das Bekenntniss streng unterscheidet. Allein 
auch diese Beschränkung bezeichnet wohl kaum eine wirkliche Meinungs- 
verschiedenheit. 

e\ Der vorgeschriebene Gebrauch eines bestimmten Katechismus 
zum Unterricht begreift ein Doppeltes in sich. Einerseits erscheint 
der Lehrer verpflichtet, den Katechismus den Kindern oder doch den 
Confirmanden selbst ale einen Ausdruck des kirchlichen Glaubens in 
die Hand zu geben und demgemäss auch denselben zum Gegenstande 
des Unterrichts zu machen; andererseits darf er, schon aus einfach 
pädagogischen Gründen, nicht gleichzeitig Dinge lehren, die in offen- 
barem Widerspruche mit dem Katechismus stehen. Dass übrigens 
auch diese Gebundenheit an den Katechismus nicht schlechtweg Ge- 
bundenheit an die einzelnen Ausdrücke desselben bedeutet, das braucht 
wohl kaum hinzugefügt zu werden. Wenn selbst für die Auslegung 
und Anwendung von Gesetzen der altjuristische Grundsatz zweifellos 
gilt: scire leges non est verba earum tenere, sed vim ac potestatem, 
um wie viel mehr bei einem Religionslehrbuchel 
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Agende und Gemeindegesangbuch rücksichtlich der Litur- 
gie ®) und der Gesänge; 
d) Vorschriften gegen den Missbrauch der Kanzel °); 
e) Bestimmungen über Zurückweisung vom Abend- 
mahle 1%); u. s. w. 


8a) Ueber die hervorragende Bedeutung des Gebetes s. die mei- 
sterhafte Ausführung von Ritschl »Die Begründung des Kirchenrechts 
in d. ev. Begriff von der Kirche« (Zeitschr. f. K.-R. VIII. Bd. S. 220. ff. 
bes. 239. ff. 298.) | 

. ®) Zum Missbrauch der Kanzel gehören nicht nur persönliche 
Invectiven, ungehöriges Hereinziehen politischer Dinge u. dgl., 
sondern selbstverständlich auch direct polemische Auslassungen 
gegen das, was »Kirchenlehre«e in unserem Sinne (s. not. 11.) ist 
oder auch nur früher gewesen ist, mit einem Worte alles, was 
geeignet erscheint, Aergerniss und Zwiespalt in der Gemeinde zu er- 
regen, oder sonst dem Zweck der Predigt, der in erster Linie Er- 
bauung durch das Wort Gottes ist, widerspricht. 

10) Gerade in diesem Punkte ist eine neue gesetzliche Regelung, 
vor allen Dingen aber eine Verständigung zwischen den Parteien sehr 
zu wünschen. Bis jetzt messen sowohl die Orthodoxen, wie die Libe- 
ralen theilweise mit einem unrichtigen Maassstabe. Wenn z.B. alt- 
lutherische Separatistengemeinden, deren Glieder alle Vortheile der 
Zugehörigkeit zur Landeskirche geopfert haben, weil sie es mit ihrem 
Gewissen unverträglich fanden, mit solchen, die über das Abendmahl 
nicht streng lutherisch denken, zu communiciren, wenn, sage ich, solche 
Gemeinden auch fernerhin Unirten und Reformirten das Abendmahl 
weigern, so haben wir kein Recht diess zu tadeln, oder gar vom Stand- 
punkte der Gewissensfreiheit aus (die gerade für sie spricht) anzu- 
fechten. Allein in unsern lutherischen Landeskirchen (den aller- 
meisten wenigstens) bat die Berufung auf das Gewissen in dieser Sache 
gar keinen Sinn mehr. Nicht als wenn ich leugnen wollte, dass die 
altlutherische Dogmatik einerseits in der That jeden für unwürdig zum 
Geniessen des Abendmahls erachtete, der davon anders als Luther denkt, 
andererseits den Geistlichen im Gewissen verpflichtet hielt, nach Mög- 
lichkeit zu verhindern, dass Jemand das Abendmahl unwürdig und 
demgemäss »sich selbst zum Gericht« geniesse. Aber unsere ganze heutige 
Praxis zeigt, dass unsere Geistlichen selbst nicht mehr an die Wahrheit 
dieses Grundsatzes glauben. Sonst wäre es ganz unverantwortlich, dass 
sie fortwährend unzählige Personen zulassen, ‘von denen sie recht wohl 
wissen, dass sie nicht die wahre lutherische Auffassung theilen. Ja, 
ich gehe noch weiter. So gewiss ich v. Zeschwitz (die kirchlichen 
Normen berechtigter Abendmahlsgemeinschaft. Leipzig) in dem, was 
er über die Gesetzgebung und Praxis des 16. und 17. Jahrh. ausführt, 
fast durchweg beistimmen muss, so wenig halte ich damit schon die 
Frage für entschieden, ob auch heute noch die Nichtzulassung ein- 
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Alle diese besonderen Normen bleiben durch eine Ge- 
setzgebung in der sub 2. geforderten Richtung an und für 
sich (rechtlich) unberührt und in Wirksamkeit, wenn sich 
auch von selbst versteht, dass durch Beseitigung der bisheri- 
gen rechtlichen Geltung der Symbole auch für eine zukünf- 
tige Umbildung jener besondern Normen ein viel freierer 
Spielraum gewonnen ist, als er von dem früheren Stand- 
punkte aus consequenterweise zugestanden werden konnte. 

4) Die vorstehenden Bemerkungen enthalten durchaus 
nicht ein Aufgeben dessen, was ich früher (Gesetzgebungs- 
recht $. III., bes. S. 16. ff.) über die Nothwendigkeit einer 
Kirchenlehre ausgeführt habe. Im Gegentlieil, überall 
da, wo irgendwie besondere Normen der sub 3. er- 
wähnten Art bestehen, ist auch „Kirchenlehre“ in dem von 
mir angenommenen und bei allen meinen Erörterungen 
vorausgesetzten Sinne (Gesetzgebungsrecht $. II.) 1"). 


zelner Reformirten (Unirten) Rechtens sei. Die Praxis seit der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrh. ist jedenfalls dagegen, und es ist 
mindestens nicht unwahrscheinlich, dass dieselbe da, wo mit dem Weg- 
fall jeder persönlichen Prüfung der Communicanten auch das Mittel 
weggefallen ist, die übrigen Forderungen des älteren Rechts zu befrie- 
digen, in ein vollständiges Gewohnheitsrecht übergegangen ist. 

11, Hier, wie überall verstehe ich unter »Kirchenlehre« den In- 
begriff allea dessen, was in einer bestimmten Kirche 
(z. B. einer deutschen Landeskirche) als Ausdruck des gemein- 
samen Glaubens in rechtlicher Geltung ist d. h. den 
darüber in Geltung befindlichen Rechtsvorschriften (Rechts- 
sätzen) gemäss, als Ausdruck (Darstellung, Bekenntniss) des gemein- 
samen Glaubens (der gemeinsamen Frömmigkeit) in bestimmter (durch 
jene Vorschriften bestimmter) Weise gebraucht wird (resp. gebraucht 
werden soll). Das im Texte Gesagte bedarf hiernach wohl keiner wei- 
teren Begründung. Desgleichen begreift sich von selbst, dass die von 
mir nicht minder häufig verwandten Ausdrücke: »Lehrnorme »recht- 
lich geltende Lehre« »rechtlich anerkannte Lehre« u. a. dgl. blosse 
Abkürzungen sind für: »Lehre, die in Gemässheit positiver Rechts- 
vorschriften innerhalb einer gewissen Kirche in bestimmter Weise und 
Bedeutung gebraucht werden soll.«e Sie drücken alle der Sache nach 
dasselbe aus, wie der Ausdruck »Kirchenlehre« und abstrahiren 
bloss von der besonderen Art der Bedeutung, (Ausdruck des gemein- 
samen kirchlichen Glaubens), in welcher nach dem Obigen alle Kirchen- 
lehre gebraucht wird (oder doch gebraucht werden soll. Vb. $. VII. 
not. 18. und 17. 
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Da im Uebrigen an vollständige Abschaffung 
aller jener besonderen Normen kein Mensch denkt, der 
den Fortbestand der Kirche will, andererseits das sub 1. 
Geforderte schon als im Wesentlichen erreicht betrachtet 
werden kann, so lässt sich für die meisten unserer lutheri- 
schen Landeskirchen als Aufgabe der Gesetzgebung im 
Gebiete der Kirchenlehre zweierlei bezeichnen: 

erstens offenes Aufgeben aller jener Rechtsgrund- 
sätze, nach welchen für das kirchliche Gemeinschaftsleben 
die gesammte Lehre der Symbole ausschliesslich als 
Darstellung des kirchlichen Glaubens angesehen und ge- 
braucht werden soll (s. oben 2.), 

zweitens fortgesetzte Revision der besonderen 
Normen für Aufnahme in die Kirche, unter die Kirchen- 
diener, für Unterricht und Gottesdienst einschliesslich der 
Einführung neuer Katechismen, Agenden, Gesangbücher 
u. 8. w. 

Indessen bin ich weit davon entfernt, hiermit zu meinen, 
dass die landeskirchliche Gesetzgebung, nachdem sie in 
diesen Dingen vielleicht lange Jahre hindurch gar nichts 
gethan, das Versäumte durch schleunige gleichzeitige Inan- 
griffnahme der Reform in beiden Richtungen nachholen 
solle. Ich bin vielmehr vollauf überzeugt, dass zumal die 
Lösung der zweiten Aufgabe eine äusserst vorsichtige, ru- 
hige Behandlung der Sache, so wie die grösstmöglichste 
Sehonung selbst blosser Vorurtheile verlangt. Dringend 
wünschenswerth erscheint mir zunächst nur die Anerkennung 
und baldige Durchführung der ersten Aufgabe, bei der es, 
trotz der grossen prinzipiellen Bedeutung, faktisch nur um 
gesetzliche Sanctionirung dessen sich handelt, was die un- 
klare, schwankende Regierungspraxis der letzten Jahrzehnte 
im einzelnen Falle bereits mehr oder weniger thatsächlich 
zugestanden hat. 

Ja, für den Augenblick d. h. mit spezieller Rücksicht 
auf die nächstfolgenden Ausführungen, beanspruche ich 
schliesslich nicht einmal die wirkliche, positive Anerkennung 
jener ersten Aufgabe. Wer dieselbe aus irgend welchem 
Grunde abweisen zu müssen glaubt, wohl! — der betrachte 
meine Ansicht einfach als ein Beispiel zur Illustration 
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des Ausdrucks „Gesetzgebungsrecht im Gebiete der Kirchen- 
lehre.*“ Für meinen gegenwärtigen Zweck, zumal soweit 
derselbe bloss Kritik der Luthardt’schen Theorie ist, reicht 
das vollkommen aus. 


IV. 


Prüfen wir nunmehr nochmal die drei ersten Einwürfe 
Luthardts, so kann es gar kein Zweifel sein, dass der 
Einwurf der Unmöglichkeit diejenigen Gesetzgebungs- 
acte, welche ich im $. III. im Gebiete der Lehre in erster 
Linie als wünschenswerth bezeichnet habe, durchaus nicht 
trifft. | 

Luthardt schliesst bei jenem ersten Einwurfe aus- 
drücklich sowohl die rechtliche Unmöglichkeit, als 
die Unmöglichkeit wegen des etwaigen Uebergewichts der 
Altgläubigen aus; er handelt durchaus nur von der Un- 
möglichkeit wegen der Verschiedenheit des 
religiösen Zeitbewusstseins unter den nach Reform 
Verlangenden selbst. Wollte ich nun auch zugeben, dass 
sich die Letzteren sehr schwer über eine bestimmte, gemein- 
same, unmittelbar aus den Schriften unserer heutigen Theo- 
logen zu ziehende Quintessenz verständigen würden, so ist 
doch nicht abzusehen, warum sie den Vorschlag, vor allen 
Dingen einmal den Umfang und den 'rechtlichen Wir- 
kungskreis der Kirchenlehre in der von mir dargelegten 
Weise offen zu beschränken, schlechterdings von der Hand 
weisen sollten. Vielmehr ist anzunehmen, dass gerade die 
Einsicht, dass es augenblicklich ebenso inopportun sei, eine 
völlig neue Lehrnorm zu schaffen, als völlig schranken- 
lose Lehrfreiheit zu proklamiren, auch principielle Gegner 
des von mir vertretenen Standpunkts veranlassen würde, 
eine Gesetzgebung der bezeichneten Art, wenigstens gegen- 
über der bisherigen Gebundenheit an das gesammte' Con- 
cordienbuch als einen wichtigen Fortschritt zu begrüssen. _ 

Im Uebrigen ist die Frage, ob thatsächlich mög- 
lich oder nicht, im vorliegenden Falle, wie überhaupt 
in Gesetzgebungssachen, eine sehr müssige. Es gilt hier, 
wie fast nirgends so sehr die Wahrheit, die der Volksmund 
in dem freilich sehr trivial klingenden Satze ausspricht: 
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Probiren geht über Studiren. Ich will damit selbstverständ- 
lich nicht einem leichtsinnigen Experimentiren in legisla- 
tiven Dingen das Wort reden. Allein sehr häufig besteht 
die angebliche Unmöglichkeit nur darin, dass die maass- 
gebenden Factoren über Bedenklichkeiten aller Art nicht 
dazu gelangt sind, die Sache ernstlich zu wollen. Sobald 
- man wirklich zum Versuch schritt, hat sich schon 
manches für völlig unmöglich Gehaltene als recht wohl mög- 
lich entpuppt. Es ist daher auch jedenfalls besser, wenn die 
Wissenschaft sich bemüht, Mittel und Wege zu finden, wie 
man einem in vielen Landeskirchen faktisch vorhandenen 
Reformverlangen gerecht werden könne, als durch vor- 
nehmes Pochen auf die Unmöglichkeit der Ausführung 
früher oder später dem Radicalismus Thür und Thor zu 
öffnen. | 

2) Gegen den zweiten Einwurf Luthardt’s, dass eine 
gesetzliche Feststellung der Kirchenlehre „den Altgläubigen _ 
gegenüber unberechtigt“ sei, ist von unserem gegenwärtigen 
Standpunkte aus d. h. sofern unter jener gesetzlichen Fest- 
stellung bloss das verstanden wird, was ich als Aufgabe 
der Gesetzgebung bezeichnet habe, — denn hinsichtlich des 
Ueberschusses besteht gar kein Streit (8. III. pr.), — kurz 
Folgendes zu bemerken. 

a) Luthardt macht sich eines circulus in concludendo 
schuldig, indem er als Beweisgrund anführt, was offenbar 
für ihn selbst Beweisthema ist. Denn was er sich auch 
unter jener „materiellen Berechtigung“ denken mag, von 
welcher er in seiner Schrift ausschliesslich zu sprechen 
unternommen (s. unten $. V.), jedenfalls muss der Aus- 
druck „berechtigt“ in seinem Einwurfe in dem- 
selben Sinne genommen werden, wie in der Haupt- 
frage, ob die Synoden berechtigt seien oder nicht. 
Hiernach ist aber die Behauptung, dass die Synoden den Alt- 
gläubigen gegenüber zu einer Gesetzgebung der betrefienden 
Art unberechtigt seien, selbst nichts als eine Verneinung 
der Hauptfrage; kann also natürlich nicht als Grund für 
diese Verneinung angeführt werden. 

b) Was Luthardt zur Illustration seines zweiten 
Einwurfs hinzugefügt hat, beruht auf einer völlig unbe- 
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gründeten Auffassung, theils der thatsächlichen Verhält- 
nisse, theils der gegnerischen Absichten. 

aa) Es ist nicht wahr, dass auf den meisten Kanzeln 
auch nur beispielsweise der Sächsischen Landeskirche „der 
alte Glaube“, „der Glaube der Kirche“ gepredigt wird, 
wenn man darunter unzweideutig die ganze 
und volle Glaubenslehre der symbolischen 
Bücher versteht. Es ist unzweifelhaft, dass sogar die- 
jenigen, die sich am meisten mit ihrer Orthodoxie brüsten, an 
den Symbolen gemessen, im Durchschnitt so kräftige Hetero- 
doxen sind, dass vielleicht nicht Einer von ihnen vor einem 
Consistorium des 16. oder 17. Jahrhundert bestünde 1°). Nur 
fehlt es aus eben diesem Grunde gegenwärtig auch gänzlich 
an Männern, welche wie Abraham Calov, Ho& von Hohenegg, 
Benedikt Carpzov u. A. diese Wahrheit auch den Harthörig- 
sten handgreiflich zu machen bemüht wären. 

Schon hieraus ergiebt sich auch, dass die angebliche 
Thatsache, dass in der Regel die Predigten der altgläu- 
bigen Geistlichen viel fleissiger besucht werden, als die der 
Neugläubigen , — selbst wenn sie wahr wäre — doch nur 
sehr wenig Bedeutung haben könnte für unsere wirkliche 
Streitfrage. Nimmt man aber vollends hinzu, dass in weit- 
aus den meisten Fällen, insbesondere auf dem Lande, wo 
für den Kirchenbesuch die Gewohnheit und Sitte mehr 
maassgebend ist, als in den Städten, den Leuten gar keine 
Wahl gegeben ist zwischen mehreren Geistlichen, und vor 
allen Dingen, dass gerade durch den strengsymbolischen 
Charakter der Lehrordnung oft die Tüchtigsten und 
Gewissenhaftesten vom geistlichen Berufe sich zurück- 
schrecken lassen, weil sie nicht geneigt sind, von der Wan- 
delbarkeit einer freilich zeitweilig ziemlich liberalen Ver- 


__ 


2) Wie gar wenig Grund Mänuer, wie Luthardt, Delitsch, 
Martensen, v. Hoffmann, Thomasius, Kurz, Philippi 
u. A. haben sich, als » Altgläubige« oder »Symbolgläubige« zu geriren, das 
zeigt vielleicht am allerbesten die Ausführung eines Mannes, der 
wirklich Ernst gemacht hat mit dem Bekenntniss zur altlutherischen 
Dogmatik, wir meinen C. F. W. Walthers Schrift: »Was lehren 
die neueren orthodox sein wollenden Theologen von der Inspiration ?« 
(Dresden 1871.) bes. 8. 20 ff. 
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waltung abhängig zu sein; — nimmt man, sage ich, das 
Alles hinzu, so liegt auf der Hand, dass jene Behauptung 
Luthardts auch nicht das Geringste von dem beweist, 
was sie beweisen soll. Die Orthodoxen wissen diess auch 
recht gut, wie namentlich der Eifer zeigt, mit welchem sie 
gegen jede Verstärkung des Laienelements in den Syno- 
den ankämpfen. 

“ bb) Wenn ferner Luthardt sich wider ein „Ignoriren 
der Altgläubigen“, „ein Uebergehen zur Tagesordnung über 
den Widerspruch zwischen ihnen und den Ändern‘, ein 
„Hinausdrängen der Altgläubigen aus der Kirche“ und dgl. 
mit aller Entschiedenheit ausspricht, so hat er gewiss Recht. 
Aber die Voraussetzung, dass die Andersgläubigen sämmt- 
lich dergleichen wollen, ist, wie schon ein Blick auf den 
vorigen $. zeigen kann, total aus der Luft gegriffen. 

Nicht wir wollen die Altgläubigen ignoriren, sondern 
wir wollen nur nicht von ihnen ignorirt sein; nicht wir 
wollen Jene hinausdrängen aus der Kirche, wir wollen 


nur nicht von ihnen hinausgedrängt werden. Erstreben wir 


doch nicht eine solche Aenderung der Lehrordnung, welche 
die wirklich altgläubigen Geistlichen verpflichtete, po- 
sitiv anders zu lehren, als bisher; wollen wir doch viel- 
mehr nur, dass sie genöthigt werden, sich in der Negation, 
der Antithese zu mässigen, dass sie insbesondere nicht 
mehr Alle, die offen und ehrlich bekennen, dass sie sich 
ausser Stande fühlen, die Symbole schlechtweg zur 
Richtschnur ihrer lehramtlichen Thätigkeit zu machen, eo 
ipso als zum kirchlichen Lehramt unfähig ansehen dürfen. 

Und überdiess versteht sich von selbst, dass wir auch 
dieses Ziel nur auf gesetzlichem Wege verfolgen. Das 
will sagen: wir erkennen den Altgläubigen genau diesel- 
ben gesetzlichen Rechte und Mittel zu, um für Auf- 
rechterhaltung der gegenwärtig ihnen befriedigend erschei- 
nenden Lehrordnung zu wirken, die wir für ans in Anspruch 
nehmen, um die nach unseren Begriffen nothwendige Re- 
form des bisherigen Rechtszustandes herbeizuführen. 


cc) Luthardt schliesst die vorliegende Auseinander-' 


setzung mit den Worten: „Aber sie (die Altgläubigen) sind 
im Rechte, während ihre Gegner die Neuerung vertreten.“ 
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Hierauf ist einerseits das sub a Bemerkte zu wieder- 
holen, dass ja das „im Recht sein“, worauf sich Luthardt 
beruft, gerade die Frage ist, die erst beantwortet werden 
soll. Andererseits bekommen jene Worte nur Sinn unter 
der augenscheinlich falschen Voraussetzung, dass jede 
Neuerung schon an sich ein Unrecht, eine Rechtsver- 
letzung in sich begreife. Endlich passen sie so schlecht 
wie möglich zu dem unmittelbar vorher angeführten 
Züricher Beispiele. Denn so wenig das in Rede befangene 
Religionslehrbuch oder gar der damit verbundene staat- 
liche Zwang meine Sympathien hat, so gewiss muss 
ich darauf hinweisen, dass in dem vorliegenden Falle die 
„Altgläubigen“ die Neuerer, die „Neugläubigen“ die Ver- 
theidiger des Bestehenden sind. Die Altgläubigen haben 
also weit eher Ursache, das von mir vertretene Gesetz- 
gebungsrecht selbst in Anspruch zu nehmen, wenn sie nicht 
etwa den Ausschluss des Religionsunterrichts aus der Staats- 
schule und Gründung einer neuen Religionsgesellschaft 
vorziehen sollten. 

3) Der dritte Einwurf Luthardts (s. 8. I, 2. c.) fällt 
nothwendig mit dem zusammen, was Luthardt selbst später als 
die Folgen einer praktischen Anwendung unserer Grundsätze 
darzulegen versucht hat (in seiner cit. Schrift S. 43. ff.). 
Wir begnügen uns daher an dieser Stelle nochmals darauf 
hinzuweisen, dass auch dieser Einwurf Luthardt’s, soweit er 
gegen die gesetzliche Feststellung der Lehre in seinem 
Sinne gerichtet ist, überhaupt keiner Widerlegung bedarf, 
da ein solches Gesetzgebungsrecht unsererseits niemals 
behauptet worden ist. (s. $$. II, 2. und III. pr.) Im Uebrigen 
beziehen wir uns auf unsere nachfolgende Darstellung 


(88. XIII— XV). 


v. 


Den eigentlichen Kern- und Mittelpunkt der Lut- 
hardt'schen Schrift bildet der Beweisversuch, dass ein Ge- 
setzgebungsrecht im Gebiete der Kirchenlehre dem Wesen 
der Kirche widerspreche. 

Es begreift sich von selbst, dass auch auf diesen Be- 
weisversuch die Mängel der Fragstellung nicht eben günstig 

| 5 * 
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gewirkt haben. Indessen darf zugestanden werden, dass die 
desfallsigen Ausführungen Luthardt's, wenn sie nur 
sonst richtig wären, wenigstens zum Theil meine 
Grundsätze über das landeskirchliche Gesetzgebungsrecht 
mittreffen würden. 

Um so mehr ist hier eines andern Fehlers in der Lut- 
hardt’schen Anschauungsweise zu gedenken, der nicht 
wohl als ein Fehler in der Fragstellung bezeichnet werden 
konnte, aber ziemlich ebenso verhängnissvoll für die ganze 
Doctrin gewesen ist, wie diese. Luthardt hat, wie schon früher 
erwähnt wurde, an die Spitze seiner Schrift die Unterschei- 
dung gestellt von „formellem Recht“ und „materieller Be- 
rechtigung.*“ Nur mit der letzteren will er es zu thun 
haben, das formelle Recht dem Juristen überlassen. Das 
kann auf den ersten Augenblick als ein wichtiger Schritt 
zur Verständigung erscheinen. Denn für den Juristen kann 
es kein Zweifel sein, dass dasjenige, was Luthardt „for- 
melles Recht“ nennt, in Wahrheit das einzige wirkliche 
(positive, geltende) Recht ist. „Materielle Berechtigung“ 
ist nur ein Inbegriff von mehr oder weniger subjectiven, 
von nicht rechtlichen Prämissen ausgehenden Vorstel- 
lungen darüber, was in einem gewissen Gebiete Recht 
sein sollte!?). Luthardt jedoch kehrt die Sache vollständig 


18, Ob jene Prämissen theologischen oder philosophischen Ursprungs 
oder reine Zweckmässigkeitsgründe sind, das ist hier völlig gleichgültig. 
Immer ist das, was man auf solche Prämissen gründet, auch im gün- 
stigsten Falle nur eine dringende Forderung an die Gesetzgebung, 
niemals aber selbst nun schon Recht. Will man für derartige Forde- 
rungen an die Gesetzgebung, sofern sie gegründet sind, (wo- 
rüber die Kirchenpolitik zu entscheiden hat,) den Ausdruck »mate- 
rielle Berechtigunge in Anspruch nehmen, so ist hiegegen wenig 
zu sagen. Wohl aber müssen wir uns gründlich verbitten, dass 
man die Frage, was wirklich Rechtens, die stets nur auf 
Grund der geltenden positiven Rechtssätze beantwortet werden kann, 
irgendwie davon abhängig macht, was nach jenen theologischen, rechts- 
philosophischen und sonstigen Vorstellungen materiell berechtigt, besser 
gesagt, kirchenpolitisch geboten oder angemessen erscheint. 

Dass wir ferner unsern Gegnern keineswegs die Befugniss ab- 
sprechen, die Verwirklichung ihrer Forderungen d. h. dessen, was 
sie für »materiell berechtigt« halten, auf gesetzlichem Wege 
zu erstreben, das ist bereits in $. IV. bemerkt worden. Dagegen 
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um. Ihm ist die „materielle Berechtigung“ das wahre 
Recht, das „formelle“ dagegen nur ein angemessenes, aber 
nicht nothwendiges Anhängsel. Fehlt dasselbe, so schadet es 
wenig oder nichts; steht es im Widerspruch mit der Haupt- 
sache d. h. der materiellen Berechtigung, so ist das zwar 
misslich, weil es die Leute leicht irre machen kann, ändert 
aber gar nichts an der Thatsache, dass nur dem, was „sach- 
lich Rechtens ist“, eine wahrhafte Verpflichtung entspricht, 
nicht dem formellen Rechte. (Luthardt S. 35. u. a.) 

Ein dritter Fehler endlich, der sich ebenfalls, wie 
die beiden anderen, durch die ganze Schrift Luthardt’s hin- 
durchzieht, aber gleich dem zweiten in diesem Haupttheil 
der Luthardt’schen Forderung besonders nachtheilig wirken 
muss, ist die Nachlässigkeit, mit welcher von Luthardt der 
Ausdruck „Kirche“ gebraucht wird. 

Luthardt spricht fast immer nur „von der Kirche“, von 
dem „Begriff der Kirche“, „von dem Wesen der Kirche“ 
ohne irgend etwas zur Verhütung von Missverständnissen 
hinzuzufügen; ja, selbst da, wo er zwischen dem „geist- 
lichen* und dem „rechtlichen“ Begriff von der Kirche unter- 
scheidet, handelt er anscheinend bloss von zwei Seiten 
eines und desselben Dinges. Das würde völlig correct sein, 
wenn wir Alle bei dem Ausdruck „Kirche“ regelmässig 
nuran einen, nurein Mal in der Welt existirenden Gegen- 
stand unserer Vorstellung oder doch an ein Exemplar 
einer einzigen bestimmten Gattung von Gegenständen 
zu denken pflegten. So kann (oder konnte wenigstens 
bis vor Kurzem) der orthodoxe Katholik von dem Be- 
griff „der Kirche“ schlechthin reden, ohne eine Verwechs- 
lung fürchten zu müssen, weil er, wie allbekannt, unter 
„Kirche“ im Zweifel nicht mehr und nicht weniger als die 
eine, über den ganzen Erdkreis sich erstreckende und 
unter Episcopat und Primat organisirte Kirche meint, der 
er selber angehört. Allein der protestantische Sprachge- 


versteht sich von selbst, dass wir ihnen kein Privilegium zugestehen 
können, allein darüber zu entscheiden, wie weit ihre Forderungen 
wirklich gegründet d. h. das von ihnen Geforderte auch »wirklich 
materiell berechtigt« ist. 
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brauch begreift unter dem allgemeinen Ausdruck „Kirche“ 
weder bloss ein Unicum, wie der katholische, noch aus- 
schliesslich ein Exemplar einer einzigen Gattung, wie diess 
etwa bei dem Ausdruck ‚Mensch“ oder „Staat‘‘ der Fall 
ist; er verbindet vielmehr mit dem Worte „Kirche“ je 
nach Umständen ganz verschiedene Vorstellungen d.h. 
er geht bewusst oder unbewusst davon aus, dass dieses 
Wort mehrere sachlich ganz verschiedene Dinge oder 
Vorstellungen bezeichnen könne und solle. Ich will hier 
gar nicht davon reden, dass sowohl das kirchliche Ge- 
bäude, als die einzelne, lokale kirchliche Stiftung „Kirche“ 
genannt wird; rücksichtlich dieser Wortbedeutungen, die auch 
derKatholicismus kennt, wird kaum jemals ein Missverständniss 
möglich sein. Aber es giebt noch eine ganze Reihe anderer 
Vorstellungen von „Kirche‘‘, die ebenfalls nicht etwa ver- 
schiedenartige, mehr oder weniger richtige Auffassungen ein 
und derselben Sache, sondern neben einander: mögliche 
Vorstellungen ebensv vieler verschiedener, wenn auch 
zugleich nahe unter sich verwandter und verknüpfter Dinge 
sind. Da ist zunächst die Vorstellung von der einen all- 
gemeinen, von Zeit, Raum, und überhaupt äusserer Ge- 
staltung unabhängigen Gemeinschaft aller wahrhaft Gläu- 
bigen, von welcher der dritte Artikel und die theologische 
Dogmatik (wenigstens in erster Linie) handelt. Da ist 
zweitens der Inbegriff alles äusseren christlichen Gemein- 
schaftslebens, an welches wir denken, wenn wir von der 
„christlichen Kirche‘ schlechthin und insbesondere von 
deren Geschichte reden. Da ist drittens die Vorstellung von 
der einzelnen äusserlich organisirten christlichen 
Religionsgemeinschaft. Da ist viertens die moderne staats- 
rechtliche Bezeichnungsweise, wesentlich eine Beschrän- 
kung der vorherigen auf die staatlich recipirten Religionen. 
Da ist endlich die Vorstellung theils von den mehr oder we- 
niger abhängigen Gliedern der erwähnten Einzelgemein- 
schaften, (Lokalkirche, Provinzialkirche) theils von der mehr 
oder weniger nahen Verwandtschaft der letzteren unter 
sich (Gesammtkirche). 

Ob in den vorstehenden Bemerkungen die verschiede- 
nen Vorstellungen oder vorgestellten Dinge, für welche der 
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Sprachgebrauch den Ausdruck ‚Kirche‘ verlangt oder doch 
gestattet, völlig klar und richtig nach Inhalt und Umfang 
bezeichnet sind oder nicht, darauf kommt es für unsern 
gegenwärtigen Zweck gar nicht an. Die Hauptsache ist, 
dass sie hinreichend deutlich die Thatsache bezeugen, dass 
es nicht bloss eine einzige Spezies oder eine einzige 
Gattung von Dingen oder Vorstellungen giebt, auf welche 
der Ausdruck „Kirche‘ hinweisen kann, sondern mehrere 
verschiedene und beziehungsweise mehrere verschiedene 
Gattungen solcher. Denn hieraus folgt unmittelbar die 
Nothwendigkeit, die entsprechenden verschiedenen Vorstel- 
lungen im Denken und Darstellen um so strenger ausein- 
ander zu halten, je leichter die gleiche Ausdrucksweise zur 
Vermischung verführen kann. Dass diess aber Luthardt nicht 
genügend gethan, dafür wird schon die allernächste Er- 
örterung , hauptsächlich aber das Capitel von dem „geist- 
lichen‘‘ und „rechtlichen“ Begriffe der Kirche (s. u. IX.) 
reichliche Belege liefern. 


v1. 


Die Grundvoraussetzung, von welcher Luthardt aus- 
geht bei dem Beweise, dass meine Ansicht von einem 
Gesetzgebungsrechte im Gebiete der Kirchenlehre „dem 
Wesen der Kirche widerspreche‘‘, ist von ihm selbst in den 
Worten ausgesprochen (s. o. $. I], 3a): „Wer kirchenrecht- 
liche Dinge behandeln und zu diesem Behufe auf den Be- 
griff der Kirche zurückgehen will, der muss den kirch- 
lichen Begriff von der Kirche zu Grunde legen 
und zu seinem Ausgangspunkte machen oder er bekennt, 
dass er überhaupt nicht im Sinne der Kirche von der 
Sache handle, sondern höchstens im Sinne einer zukünft- 
tigen Kirche, die er sich denkt und wünscht, die aber noch 
nicht vorhanden und also auch nicht berechtigt ist und 
von der es noch kein Kirchenrecht geben kann.“ 

Dieser Satz, schon an und für sich grundfalsch, muss 
in dem Zusammenhange, in welchen ihn Luthardt gestellt 
hat, geradezu als unbegreiflich erscheinen. 

1) Der Luthardt’sche Satz, wie man ihn auch drehen und 
wenden mag, kann schlechterdings für nichts anderes genom- 
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men werden, als für eine Vorschrift für die Kirchenrechts- 
wissenschaft. Mag man nun die Aufgaben der letzteren wei- 
ter oder enger fassen, in jedem Falle hat es dieselbe entweder 
ausschliesslich (Kirchenrechtswissenschaft im eigent- 
lichen, technischen Sinne !®*) oder wenigstens hau ptsäch- 
lich mit dem „formellen Rechte“ zu thun. Die „materielle 
Berechtigung“ kommt als solche für die erstere gar nicht, 
für die letztere nur insofern und insoweit in Frage, als 
diejenigen Wissenschaften, die sich mit ihr irgendwie be- 
schäftigen (Kirchenpolitik, theologische Dogmatik, praktische 
Theologie, Rechtsphilosophie) der Kirchenrechtswissenschaft 
im weitern, uneigentlichen Sinne mit subsumirt werden 
können. 

Was soll man nun dazu sagen, wenn Jemand es unter- 
nimmt, eine ganz allgemeine Vorschrift für die Kirchen- 
rechtswissenschaft aufzustellen und gleichzeitig feierlichst 
erklärt, mit dem formellen Rechte habe er gar nichts zu 
schaffen ?! — 

2) Der Luthardt’sche Satz enthält ferner unter allen 
Umständen — und zwar schon ganz im Allgemeinen be- 
trachtet, ohne jede Rücksicht auf unsere spezielle Streitfrage 
— eine contradıctio in adjecto. 

a) Betrachten wir denselben zunächst, indem wir den 
Ausdruck „kirchenrechtliche Dinge* im technischen Sinne 
nehmen, vom Standpunkte des formellen Rechts oder der 
eigentlichen Kirchenrechtswissenschaft. Offenbar kann die 
Wortverbindung „kirchlicher Begriff von der Kirche,“ 
(was für eine Art von Kirche man auch als die den Be- 
griff aufstellende oder vertretende denken mag) höchstens 
zweierlei bedeuten. Entweder nämlich soll damit der 
Inbegriff derjenigen Merkmale bezeichnet werden, welche 
die definirende Kirche selbst dermalen zu besitzen 
behauptet, oder (was wohl die wirkliche Meinung Luthardt’s 
ist) der Inbegriff derjenigen Merkmale, welche sie als 


— 


138) Wo ich in diesen Blättern ohne Zusatz von Kirchenrecht, 
Kirchenrechtswissenschaft, kirchenrechtlichen Dingen u. s. f. rede, sind 
diese Begriffe stets nur im engern und eigentlichen Sinne. (posi- 
tives Kirchenrecht, Wissenschaft von diesem, u. s. f.) zu verstehen. 
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allgemeine Bedingung für den Titel „Kirche“, mit 
anderen Worten als zum Wesen der (oder einer) Kirche 
gehörig hinstell. Nimmt man nun das Erstere an, so 
ist klar, dass jene Selbstdefinition stets einen ent- 
sprechenden, schon vorher vorhandenen wirklichen 
Besitzstand voraussetzt, an welchem die Richtigkeit 
jener Begriffsbestimmung zu prüfen, und nach welchem 
dieselbe eventuell zu berichtigen ist. Ist dagegen die zweite 
Auslegung der Worte Luthardt’s die richtige, so ist es erst 
recht unzulässig, den kirchlichen Begriff von der Kirche 
zur Grundlage kirchenrechtlicher Erörterungen 
machen zu wollen. Denn selbst die unzweifelhafteste 
Anerkennung , dass „die“ (oder „jede Kirche‘) diess 
oder jenes bestimmte Merkmal haben müsse und dass 
demgemäss diese oder jene Rechtsgrundsätze gelten 
müssten, ist doch noch gar kein Beweis dafür, dass die 
fragliche Gemeinschaft, die jenen Begriff aufgestellt, auch 
wirklich jener Merkmale theilhaftig ist, und dass das- 
jenige, was nach jenem Begriffe als Recht gelten sollte, 
wirklich gilt. Wer also, um mit Luthardt zu reden, nicht 
im Sinne einer bloss möglichen Kirche, die vielleicht noch 
gar nicht oder nicht mehr vorhanden ist, und von der es 
dermalen kein Kirchenrecht geben kann, sondern in dem 
eigentlichen und sprachgebräuchlichen Sinne von kirchen- 
rechtlichen Dingen handeln will, wer insbesondere kirchen- 
rechtliche Untersuchungen liefern und nicht bloss 
schon gewonnene Resultate in ein gewisses System zusammen- 
fassen will 1%), der darf „den kirchlichen Begriff von der 
Kirche“ unter allen Umständen nicht zu Grunde legen. 


1t) Dieser Unterschied ist von Wichtigkeit für die Beurtheilung 
des Inhalts unserer kirchenrechtlichen Lehrbücher, die meistens 
(eine Ausnahme macht Eichhorn) mit einer vollständigen Begriffs- 
bestimmung von der Kirche beginnen. Steht diese Begriffsbestimmung 
im Einklang mit den unabhängig zu Stande gekommenen Ergebnissen 
der Detailuntersuchung, so bietet sie vielleicht einen angemessenen 
Mittelpunkt für die ganze systematische Darstellung. Dagegen ist es 
niemals erlaubt, die Richtigkeit der positivrechtlichen Einzeldarstellung 
an dem vorausgeschickten Kirchenbegriffe zu messen. Die Widersprüche, 
die etwa zwischen beiden hervortreten, beweisen auch im günstig- 
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b) Genau derselbe Widerspruch — nur in gerade umge- 
kehrtem Verhältniss — liegt vor, wenn man den „kirch- 
lichen Begriff von der Kirche“ als Grundlage und schlecht- 
hin entscheidenden Maassstab für kirchenpolitische Unter- 
suchungen aufstellt. 

Ist nämlich unter diesem „Begriff von der Kirche* 
(ganz wie oben sub a) nur der Ausdruck des Selbstbewusst- 
seins der betreffenden Kirche oder die Erklärung zu ver- 
stehen, dass sie selbst diese oder jene Eigenschaften b e- 
sitze, so hat derselbe begreiflicherweise für die kirchen- 
politische Untersuchung gar kein Gewicht. Denn 
abgesehen von der Richtigkeit jener Erklärung, schliesst 
der blosse Besitz gewisser Eigenschaften gar nicht schon 
die Nothwendigkeit ein, dass sie dieselben sämmtlich 
fort und fort besitzen müsse, um als Kirche fortexistiren 
zu können. 

Soll dagegen der „kirchliche Begriff von der Kirche“ die 
kirchliche Vorstellung von dem Wesen der Kirche, d. h. 
davon ausdrücken, an welchen Eigenschaften „die Kirche“ 
(oder „eine Kirche“) zu erkennen sei, so verdient zwar ein 
solcher Begriff stets Beachtung, kann aber niemals nach 
protestantischen Grundsätzen als grundsätzlich incorrigibel 
angesehen werden, nachdem die protestantischen Kirchen 
selbst die mehr als ein Jahrtausend alte Vorstellung der 
vorreformatorischen Kirche von dem Wesen der Kirche und 
damit überhaupt die Irrthumslosigkeit kirchlicher Begrifis- 
bestimmungen zurückgewiesen haben. Wenn nun aber „der 
kirchliche Begriff von der Kirche“ fortgesetzt geprüft 
werden darf, so kann er auch nicht als absolut noth- 
wendige Grundlage kirchenpolitischer Untersuchungen 
bezeichnet werden, welche aus irgend einem Grunde auf 
den Begriff „Kirche“ zurückgreifen. Vielmehr muss es der 
Kirchenpolitik unverwehrt sein, auch dasjenige zu nutzen, 


— 


sten Falle bloss, dass das geltende Recht der Reform bedarf. Ebenso 
wohl aber können sie auch in einer falschen Begrifisbestimmung 
oder in der besonderen Art und Weise ihren Grund haben, wie jener 
Kirchenbegriff mit den übrigen kirchenrechtlichen Grundbegriffen ver- 
bunden wird. (Vorausgesetzt ist hierbei natürlich, dass die fragliche 
Detailerörterung nicht selbst aus andern Gründen d.h. aus Gründen 
des positiven Rechts oder der juristischen Logik zu verwerfen ist). 
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was die fortschreitende theologische Kritik etwa für die 
Correctur des kirchlichen Begriffs von der Kirche gethan 
hat; zumal, wenn und wo deren Resultate zu dem bereits 
geltenden Kirchen rechte besser stimmen, als jener „kirch- 
liche Begriff.“ | 

3) Am allerunbegreiflichsten muss es erscheinen, wenn 
man den „kirchlichen Begriff von der Kirche“ bei Beant- 
wortung unserer speziellen Frage zu Grunde legen will; 
gleichviel, ob man hierbei bloss die kirchenrechtliche, 
oder zugleich die kirchenpolitische Seite derselben, oder 
auch nur die letztere für sich allein in Betracht zieht. Hier 
der Beweis: 

Unsere spezielle Frage, d. h. die Frage nach einem 
Gesetzgebungsrechte im Gebiete der Kirchenlehre, die den 
Gegenstand nicht nur meiner früheren Untersuchungen, 
sondern auch der Luthardt’schen Schrift und demgemäss 
der gegenwärtigen Kritik bildet, hat sowohl als kirchen- 
rechtliche, wie als kirchenpolitische nur unter der Vor- 
aussetzung überhaupt Sinn, dass man gleich- 
zeitig mindestens als offene Frage ansieht, ob 
die Kirchenlehre, oder was in diesem Fall dasselbe be- 
sagt, die Lehre der lutherischen Symbole schlechthin 
vollkommen oder vielmehr der Verbesserung (durch 
die fortschreitende Wissenschaft, insbesondere aus besserem 
Verständniss der Schrift) fähig sei. Ist aber diess auch nur 
als offene Frage zugelassen — ganz davon zu schwei- 
gen, dass Luthardt unzweifelhaft viel mehr zugesteht und 
als Protestant zugestehen muss — so ist natürlich auch das 
wenigstens offene Frage, ob der kirchliche (symbolische) 
Begriff „von der Kirche“ der Correctur fähig ist 
oder nicht. Wer mithin unsere spezielle Frage zu lösen 
unternimmt, darf niemals von vorn herein als ge- 
wiss annehmen, dass derselbe der Correctur nicht 
unterliege; mithin darf man ihn auch in keiner Weise als 
Grundlage!°) für die Beantwortung unserer Streit- 


15, Man beachte das Wort »Grundlage.e Synonymen sind: Obersatz, 
überhaupt Prämisse, fundamentum u. dgl. Das Wort »Ausgangspunkt« 
ist zweideutig. Es kann dasselbe ausdrücken; aber es kann auch 
bloss den (äusseren) »Anknüpfungspunkt« bezeichnen. Was L. damit 
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frage ansehen, auch sofern und soweit man diese nicht 
als juristische, sondern als kirchenpolitische fasst. 


vn. 


Nach den Erörterungen des vorigen $. drängt sich von 
selbst die Frage auf: wenn „der kirchliche Begriff von der 
Kirche“ nicht die maassgebende Grundlage kirchenrecht- 
licher und kirchenpolitischer Untersuchungen, und insbeson- 
dere nicht die Grundlage für die Lösung unserer Lehrgesetz- 
gebungsfrage soll bilden können, was denn sonst? — 

Hierauf erwidere ich: 

Soweit diese Frage eine Frage an die Wissenschaft der 
Kirchenpolitik ist, scheint mir eine vollständige Beant- 
wortung derselben vorläufig überhaupt nicht meines Amts 
zu sein. Auch steht das, was ich etwa schon jetzt darüber 
zu sagen hätte, in so engem Zusammenhange mit dem, was 
ich später über die Bedeutung des Schriftprinzips und der 
fortschreitenden Wissenschaft gegen Luthardt’s desfalsige 
Ansichten auszuführen habe, dass ich mich hier mit einer 
einfachen Verweisung auf die $$. XVI. und XVII. be- 
gnügen muss. 

Soweit dagegen die obige Frage an die Kirchenrechts- 
wissenschaft im eigentlichen Sinne gerichtet ist, ergiebt sich 
die Antwort so unmittelbar aus. allgemein anerkannten ju- 
ristischen Grundsätzen, dass es für die meisten Leser dieser 
Zeitschrift kaum noch eines Wortes bedarf. 

Die Letzteren wissen so gut, wie ich, dass die in letzter 
Instanz maassgebende Grundlage der kirchenrechtlichen, 
wie schlechthin aller rechtlichen Untersuchung einzig und 
allein die positiven, in Geltung befindlichen Rechtssätze 
bilden können, wie sie sich unmittelbar nur aus 
wahren Rechtsquellen. (Gesetzen, theilweise Verträgen, und 
Rechtsgewohnheiten) schöpfen lassen. Sie wissen so gut, 
wie ich, dass alle Resultate wissenschaftlicher, juristischer 
Arbeit, (soweit sie nicht selbst in die Quellen übergegangen, 
d. h. durch diese positive Rechtssätze geworden sind) ins- 


meint, ist insofern gleichgültig, als er unmittelbar vorher den völlig 
unmissverständlichen Ausdruck »zu Grunde legen« gebraucht, den ich 
demgemäss auch im Texte allein verwendete. 
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besondere die zahllosen Formulirungen von Rechtsbegriffen, 
die meisten allgemeinen Rechtsvoraussetzungen , Rechts- 
prinzipien u. s. w. praktische Bedeutung nur haben, weil 
und sofern sie aus unmittelbar gegebenen Rechtssätzen — 
und zwar richtig — abgeleitet, durch diese gerechtfer- 
tigt sind. 

Ebenso wenig bedarf es freilich der besonderen Aus- 
führung, dass nicht jede Untersuchung an allen Punkten 
über das, was die Wissenschaft producirt hat, hinaus und auf 
jene letzte Grundlage zurückzugreifen braucht, dass vielmehr 
für Alles, was gegenwärtig wirklich als Eigenthum der Wissen- 
schaft zu betrachten ist, so lange jeder besondere Beweis der 
Uebereinstimmung mit den thatsächlich geltenden Rechts- 
sätzen entbehrt werden kann, als nicht gegründete Zweifel 
gegen diese Uebereinstimmung laut geworden sind. 

Durchaus dieselben Grundsätze müssen füglich für den 
Nachweis gelten, dass eine Aenderung der Kirchenlehre 
durch landeskirchliche Gesetzgebung rechtlich möglich 
oder unmöglich sei. Um jedoch diesen Satz noch deut- 
licher zu machen, sei es mir verstattet, hier eine kurze Ana- 
lyse des Nachweises einzuschieben, den ich selbst für die 
rechtliche Möglichke t in meiner früheren Schrift (88. IV.— 
XIII.) gegeben habe. 

}) Meine Beweisführung ist zunächst unabhängig 
von dem „kirchlichen, wie überhaupt von jedem von 
vorn herein festgestellten „Begriffe von der Kirche.“ 
Was ich am Anfang meiner Schrift (8. I.) über das Wort 
„Kirche“ gesagt habe, ist einzig und allein gesagt, um 
den Leser nicht im Zweifel darüber zu lassen, an was für 
eine Art von Wesen, die der Sprachgebrauch gleichmässig 
als „Kirche“ bezeichnet, gerade da zu denken sei, wo von 
Kirchenlehre (ich hätte auch hinzufügen können: von 
Kirchenrecht) die Rede ist. Dagegen ist es mir nicht in 
den Sinn gekommen, auch nur von dieser Art eine voll- 
ständige Begriffsbestimmung geben zu wollen und 
noch viel weniger habe ich eine solche zur Grundlage 
meiner Untersuchung gemacht 19). 


16) Mit anderen Worten, ich habe mich darauf beschränkt zu er- 
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2) Den Ausgangspunkt meiner Hauptbeweisführung 
bildet vielmehr die simple Erwägung, dass jeder Streit über 
ein Gesetzgebungsrecht im Gebiete der Kirchenlehre 
selbst ausschliesslich unter der Voraussetzung Sinn 
hat, dass man unter Kirchenlehre eine Lehre versteht, die 
innerhalb der betreffenden Kirche rechtliche Geltung 
hat !?), d. h. unter der Voraussetzung, dass Rechts- 


klären, dass überall, wo von einer Kirchenlehre die Rede ist, unter 
Kirche zunächst nur eine bestimmte äussere Religionsgemeinschaft 
verstanden werden kann. Das will nicht etwa sagen, »Kirche«e und 
»Religionsgemeinschaft« seien Synonyma , (wie diess im 18. und im 
Anfang unseres Jahrhunderts meist angenommen wurde); der Begriff 
der äusseren Religionsgemeinschaft erscheint vielmehr nur als der 
höhere Gattungsbegriff, und zwar, wohlverstanden, nicht für Alles 
und Jedes, was überhaupt Anspruch auf den Titel »Kirche« hat, son- 
dern einzig und allein für die Art von »Kirche«, die bei Auseinander- 
setzungen über »Kirchenlehree zunächst und unmittelbar in 
Frage kommt. Ich habe mithin keineswegs behauptet, dass beispiels- 
weise auch die Vorstellung von der einen allgemeinen Kirche 
des dritten Artikels (jener grossen societas fidei in cordibus), oder jener 
blosse Collectivbegriff von christlicher Kirche, der den Stoff der Kirchen- 
geschichte bestimmt, mit unter den gedachten Begriff der äussern 
Religionsgemeinschaft zu bringen seien. Ja, ich habe nicht einmal 
behauptet, dass es schlechthin genüge, dem gedachten höheren 
Gattungsbegriffe das Prädikat »christlich« hinzuzusetzen, um den vollen 
Begriff auch nur von der Art von Kirche zu erhalten, die mich am frag- 
lichen Orte speziell interessirte.e Und doch hätte ich mich hierfür mit 
gutem Gewissen auf Luther berufen können, der wiederholt verlangt 
bat, dass man für »Kirche« einfach »christliches Volk“ »christliche 
Gemeine« u. s. w. sagen möge (s. $. VIIL). 

17) Es kommt hierbei gar nicht darauf an, ob der Sprachge- 
brauch dem Ausdruck »Kirchenlehre« ebenfalls ausschliesslich die 
im Texte bemerkte Bedeutung (vgl. not. 11.) beilegt oder nicht. In 
Wirklichkeit kennt derselbe leider verschiedene Bedeutungen jenes 
Wortes. Sieht man dagegen, wie man muss, auf die Sache und ent- 
schliesst sich, eine dieser Bedeutungen consequent zu gebrauchen, so 
bleiben nur zwei Möglichkeiten: entweder man nimmt an, wasich 
angenommen, weil es mir als der in der heutigen Praxis anerkannteste 
Sprachgebrauch erschien, oder man behauptet, das, was wir Kirchen- 
lehre nennen, sei so zu nennen auch schon vor aller und ohne alle 
rechtliche Anerkennung, gleichviel aus welchen Gründen. 

Nun ist gewiss richtig, dass meine (im Text angegebene) Voraus- 
setzung, wie v. Scheurl (Zeitschr. f. Protest. u.K., Bd. LIX. 8. 157.) 
bemerkt hat, für die Behauptung eines Gesetzgebungsrechts im G e- 
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sätze existiren, nach welchen die betreffende Lehre 
innerhalb jener Kirche in bestimmter Weise und bestimmter 
Bedeutung '?) im öffentlichen Gebrauch ist (Gesetzgebungs- 
recht evang. Landeskirchen, $. Il.; vgl. oben $. I1., 2. c 
und $. IIL, n. 11.). 

3) Dass die letztgedachten Rechtssätze (oder, was das- 


biete der Kirchenlehre von höchstem Gewicht ist. Allein ganz 
unrichtig sind die Consequenzen, die er daraus gezogen hat. 

Gehört die rechfliche Geltung nicht zum Begriff der Kirchenlehre, 
sondern ist sie nur ein Annexum derselben, so folgt daraus nicht, dass 
das von mir behauptete Gesetzgebungsrecht nicht existire, sondern 
einzig und allein, dass es nicht als Gesetzgebungsrecht im Gebiete 
derKirchenlehre selbst, vielmehr nur als ein Gesetzgebungsrecht 
über die rechtliche Bedeutung der Kirchenlehre oder über 
die hinsichtlich der Kirchenlehre bestehenden 
Rechtsgrundsätze bezeichnet werden kann. Das will sagen: 
der wirkliche Inhalt meiner Schrift wird von einer Verschiedenheit 
der Auffassung des Begriffs »Kirchenlehre« gar nicht berührt, sondern 
bloss die Ausdrucksweise, die insoweit zu corrigiren wäre. 

Wohl aber folgt umgekehrt für v. Scheurl und überhaupt alle 
Gegner meiner Auffassung, dass von ihrem Standpunkte aus keine 
Lebre schon darum, weil sie Kirchenlehre ist, für irgend Jemand 
in der Kirche Rechtsverbindlichkeiten in sich schliesst. Denn subjec- 
tive Rechtsverbindlichkeit ohne ein objectives Recht, d. h. ohne positive 
Rechtssätze ist ein offenbarer Widerspruch. 

18) Welcher Art diese Bedeutung ist, mit andern Worten, ob ich 
Recht hatte, zu behaupten, dass sich alle Kirchenlehre als ein A us- 
druck der gemeinsameh kirchlichen Frömmigkeit darstelle, diess ist 
für die Frage nach der rechtlichen Möglichkeit der Aende- 
rung der Kirchenlehre völlig gleichgültig, so lange man nicht 
mit dem Katholicismus behauptet, die fragliche Lehre sei vom ersten 
bis zum letzten Buchstaben unmittelbar von Gott offenbarte oder ein- 
gegebene Lehre. (Vgl. not. 17. und die Ausführung im Text.) Diess 
übersieht v. Scheurl gänzlich, wenn er wiederholt meint, die Be- 
fangenheit in Schleiermacher’schen Vorstellungen sei Schuld auch an 
meiner Auffassung der Rechtsfrage; ganz davon zu schweigen, dass 
meine angeblich »Schleiermacher’schen« Vorstellungen heute fast allge- 
mein angenommen sind (vgl. z.B. auch Luthardt, Dogmatik, $. 7.) 
und dass insbesondere v. Scheurl’s Auffassung, wonach die Kirchen- 
lehre »Ausdruck des reformatorisch-kirchlichen Schriftverständnisses« 
ist, in der Sache auf ganz dasselbe hinauskommt. Denn so wenig 
er daran denken wird, dass jener Ausdruck ohne Glauben (Frömmigkeit) 
zu Stande gekommen, so gewiss habe ich (Gesetzgebangsrecht $.I. a. E. 
u. 6. XV.) nur an einen auf die Schrift gegründeten Glauben gedacht. 
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selbe besagt, die Kirchenlehre nach ihrer rechtlichen Seite) 
durch landeskirchliche Gesetzgebung aufgehoben, resp. ge- 
ändert werden können, ergiebt zunächst der folgende indi- 
recte Beweis (a. a. O. 88. IV.—X.) 

a) Bis zum jedesmaligen Beweise des Gegentheils sind 
alle wahren Rechtssätze, mithin auch die Rechtssätze, durch 
welche eine Lehre zur Kirchenlehre oder, wenn man lieber 
will (not. 17.) eine Kirchenlehre zur rechtlich geltenden 
Lehre/wird, als der Aufhebung und Abänderung im Wege 
der Gesetzgebung !?) fähig zu erachten. 

b) Jener Beweis des Gegentheils ist hinsichtlich der ga n- 
zen Summe der vorbemerkten die Kirchenlehre betreffen- 
den, bez. begründenden Rechtssätze bis jetzt in keiner 
Weise geführt ?9), hinsichtlich einzelner etwa besonders 


19%, Man beachte wohl, dass hier (sub a) zunächst bloss von der 
Gesetzgebung als einer allgemeinen Form der Rechtsbildung,, dagegen 
noch gar nicht von dem Gesetzgebungsrecht der Landeskirchen, ge- 
schweige denn von den besonderen Organen und Formen der Gesetz- 
gebung die Rede ist, welche beiden bestimmt, wie schon früher ($. II, 1.) 
erwähnt, in diesen Blättern in der Hauptsache ganz ausser Ansatz zu 
bleiben haben. 

20) Gegen meine desfalsigen Ausführungen hat auch v. Scheurl 
(a. a. O. S. 158. ff.) nur einen der von mir beurtheilten Gegengründe 
festgehalten, nämlich den aus der Bedeutung des ursprünglichen B e- 
kenntnissactes selbst abgeleiteten, dem auch ich besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt hatte. Gegen das von ihm hierbei neuer- 
dings Vorgebrachte ist in der Kürze zu bemerken: 1) Es ist eine 
contradictio in adjecto, dass dem in einem besonders wichtigen, epoche- 
machenden Zeitpunkte abgelegten Bekenntnisse als solchem eine 
Kraft inne wohnen soll, die überhaupt ausserhalb der Natur alles 
wahren, reinen Bekennens liegt. Es giebt nur die Alternative: Ent- 
weder ist das, was v. Scheurl »Bekenntnissact« nennt ($. 159.), also 
beispielsweise die Ablegung des Augsburgischen Bekenntnisses Seitens 
der verbündeten Fürsten vor Kaiser und Reich, bloss Bekenntnissact, 
dann kann von keiner andern bindenden Kraft die Rede sein, als wie 
sie schlechthin allgemein in der thatsächlich fortdauernden Ueberzeugung 
von der Wahrheit des Bekannten liegt, also mit der geringsten Aende- 
rung dieser thatsächlichen Ueberzeugung insoweit mit gebrochen wird. 
Oder jener sog. »Bekenntnissact« ist noch etwas Anderes, als Be- 
kenntnissact; dann kommt für unsere (juristische) Frage nur noch dieses 
Andere in Betracht. Damit stehen wir aber wieder auf dem Stand- 
punkte, von dem ich früher (Gesetzgebungsrecht $$. IV. u. XI.) die 
Sache behandelt habe; v. Scheurl müsste denn nachweisen wollen, 
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wichtiger Rechtssätze aus leicht begreiflichen Gründen noch 
gar nicht versucht worden. 


wie jenes »Andere« auch anders gefasst werden müsste, ala ich es ge- 
fasst. — 2) Es ist eine mit den unzweifelhaftesten Thatsachen in Wider- 
spruch stehende Postulation (S. 160.), dass mit irgend einem der luthe- 
rischen »Bekenntnisse« »der Grund eines neuen Kirchen- 
baues gelegt worden sei.«e Selbst das Augsburgische Bekenntniss ist 
abgelegt, nachdem thatsächlich bereits ein Jahrzehnt hindurch 
Kirchen mit reformatorischer Lehre bestanden, und auf der 
andern Seite lange vorher, ehe Jemand wagte, von einer luthe- 
rischen Kirche zu reden. Und was vollends die Absicht der 
Bekennenden anlangt, so wissen wir gerade aus den eigenen 
Aussagen derselben, dass sie nicht dahin ging, eine neue Kirche, son- 
dern ihr Recht aufReform der alten zu begründen. Ganz davon 
zu schweigen, dass der eigentliche Verfasser des Bekenntnisses nicht 
nur der festen Ueberzeugung war, er dürfe daran fortgesetzt ändern 
und bessern, sondern diess auch wirklich that, ohne dass innerhalb 
der Evangelischen gegen die veränderten Ausgaben und ihre offi- 
cielle Verwendung bei den Religionsverhandlungen, sowie in den 
Kirchen selbst, auch nur der mindeste Widerspruch laut geworden 
wäre. — 3) v.Scheur] hat mich missverstanden, wenn er S. 160. meint, 
ich erachte >das Kirchenbekenntniss als Ausdruck der jeweiligen Ge- 
sammtüberzeugung der Kirche als bindend für die Einzelnen.« Nein, 
ich erachte vielmehr für den Einzelnen als bindend nur: recht- 
lich, was dermalen als Rechtsgesetz in Geltung ist, mora- 
lisch, was der Einzelne nach seinem besten Wissen und 
Gewissenfür bindend hält. — 4) Gerade wenn man wirklich jede 
Kirche als eine Gesammtpersönlichkeit ansieht, wie sie 
v. Scheurl 8. 165. zeichnet, oder richtiger gesagt, als ein Gemein- 
wesen, dessen Glieder nicht bloss, wie etwa in einem litterarischen 
Vereine, durch die Vereinsstatuten, sondern ähnlich, wie beim Staate 
durch unzählige, unsichtbare Fäden an einander geknüpft sind — ge- 
rade dann ist es mehr, als gewagt, über die Fortexistenz einer Kirche 
die zufällige Vorstellung der ersten Arbeiter an und in derselben 
entscheiden zu lassen, und nicht vielmehr dieselbe davon abhängig zu 
machen, ob sich die betreffende Kirche, wie sie gegenwärtig ist, im 
Grossen und Ganzen als blosse Fortsetzung der alten Kirche fühlt. 
Will man einmal mit Analogien argumentiren, — warum soll eine 
Charakteränderung, die bei der Einzelpersönlichkeit niemals mit Tod 
gleichbedeutend ist, vielmehr gerade Fortdauer des Selbstbewusstseins 
trotz alles Neuen voraussetzt, bei der »Gesammtpersönlichkeit« das Um- 
gekehrte bewirken? — 5) v. Scheurl negirt rücksichtlich der 
einmalbestehenden Kirche das Schriftprinzip aus- 
drücklich (S. 161. f.). Diess ist, um seinen Standpunkt festzu- 
halten, nothwendig und die Offenheit, mit der er es thut, im höchsten 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 6 
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Da nun einerseits 

c) Lokal- oder Provinzialgemeinden, sofern sie Glieder 
einer evangelischen Landeskirche sind ?'), nach dem wirk- 
lich geltenden Rechte ein eigentliches Gesetzgebungsrecht 
überhaupt nicht besitzen, — andererseits 
d) dasjenige, was man evangelische, (deutschevange- 


Grade achtungswerth ; aber ebenso gewiss steht diese Auffassung der 
Sache im Widerspruche sowohl mit den Thatsachen der gesammten 
Reformationsgeschichte, als mit den ausgesprochenen Grundsätzen 
der Gründer unserer evangelischen Kirche. Belege hierfür s. in den 
folgenden Blättern, bes. 6$. VOL, XVI. — 6) Der Gegensatz zwi- 
schen der katholischen und protestantischen Kirche in ihrer Stellung 
zur Kirchenlehre ist m. E. gerade umgekehrt, als wie ihn v. Scheurl 
darstellt. Dass die katholische Kirchenlehre, soweit sie wirklich Kirchen- 
lebre ist, niemals der Abänderung unterliegen kann, das zweifelt 
prinzipiell kein Katholik an; auch nicht ein Anhänger der 
Päpstlichen Unfehlbarkeit. Sie ist unabänderlich, und muss unab- 
änderlich sein, weil sie unmittelbar vom heiligen Geiste offenbarte Lehre 
ist. Und eben, weil diess die lutherischen Symbole nicht sind und nicht 
sein wollen, können sie auch nicht für unabänderlich gelten. — 7) Ueber 
die irrige Meinung v. Scheurl’s, dass ich die rechtliche Mög- 
lichkeit der Aenderung auf einen falschen Begriff von der Kirchen- 
lehre gründe (S. 168.) s. oben die Noten 17. u. 18. — 8) Ueber die 
völlig unmöglichen Auslegungen, die v. Scheur] den von mir (Gesetz- 
gebungsrecht $. IV.) angeführten Belegen aus den Symbolen und Luther’s 
Schriften hat angedeihen lassen, s. u. $$. VIIL, X., XVI. — 9) Der 
durch alle Ausführungen v. Scheurl’s durchgehende Grüändfehler 
besteht darin, dass er überall mit einem von vorn herein ihm fest 
stehenden Begriffe von der Kirche handtiert, was er nach dem von 
mir in $. Vl. dieser Blätter (bes. 2. u. 4.) Dargelegtem schlechterdings 
nicht thun durfte, ohne fortgesetzte Widersprüche nicht thun konnte. 
— 10) Schliesslich ist noch darauf hinzuweisen, dass der verlangte 
Beweis, dass ein bestimmter Rechtssatz oder eine Summe von Rechts- 
sätzen schlechterdings nicht im Wege der Gesetzgebung abgeändert 
werden könne, beinahe niemals bloss durch eine theoretische 
Untersuchung erbracht werden kann. S. Gesetzgebungsrecht $. XV. 
8. 113. und die weitere Ausführung in dieser Abhandlung $. XIV. 

21) Dass sie diess nicht immer, sondern bisweilen auch durchaus 
oder doch wesentlich selbständige (nur in Form eines Kirchenbundes 
vereinigte) Kirchenwesen sind, ist von mir wiederholt bemerkt worden 
(a. a. 0. 0. $. VI., S. 47. $. XIX. S. 144. f.); desgleichen, dass von 
analog selbständigen d. h. ihr Recht nicht von einer höheren, gemein- 
samen kirchlichen Gewalt ableitenden Freikirchen in der Hauptsache 
ganz dasselbe gilt, wie von den nur für uns Deutsche vorzugsweise 
wichtigen Landeskirchen (ebdas. $. VI. 8. 49.). 
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lische, lutherische, reformirte) Gesammtkirche nennt, juri- 
stisch betrachtet, bis jetzt nichts ist, als ein Collectiv- 
begriff mehr oder weniger geistig verwandter Einzelgemein- 
schaften ?*), dagegen 

e) in keinem Falle von einer rechtlichen Unterord- 
nung der Landeskirchen unter eine Gesammtkirche als 
höhere rechtliche Gewalt, oder was dasselbe besagt, von 
einer rechtlichen Gebundenheit an die Gesammtkirche 
die Rede sein kann, so 

f) darf und muss jede Landeskirche als formell 
(juristisch) berechtigt gelten, die mehr berührten Rechts- 
sätze oder mit andern Worten die Kirchenlehre, sofern 
und soweit sie rechtlich-geltende Lehre ist, ihrer 
Gesetzgebung zu unterstellen. 

4) Es ist möglich, dem vorstehenden, übrigens durchaus 
schlüssigen, indirecten Beweise noch einen directen hinzu- 
zufügen, dahin gehend, dass das behauptete Gesetzgebungs- 
recht mehr oder weniger von allen evangelischen Landes- 
kirchen consequent geübt, auch die Consequenzen dieser 
Ausübung innerhalb des Protestantismus selbst allseitig an- 
erkannt worden sind ?°). 

Es waren Landeskirchengesetze, wodurch die ersten 
Rechtssätze über Predigt und Unterricht in der reformato- 
rischen Lehre, sowie überhaupt die ältesten Lehrnormen 
geschaffen wurden. 

Es waren Landeskirchengesetze, wodurch jene frühesten 
Normen aufgehoben, und die nachmals sog. lutherischen 
und reformirten Symbole mit rechtlicher Geltung ausge- 
stattet wurden. 

Es waren Landeskirchengesetze, wodurch diesen Lehr- 
normen allmählich theils noch andere hinzugefügt, theils im 


#2) S. hierüber a. a. O. 66. VIL—X., sowie meine Schrift »Zehn 
Fragen an Luthardt, die angebliche Lehreinbeit der lutherischen Kirche 
betreffend.« (Göttingen 1871.) S. 26. ff. 

8) S. Gesetzgebungsrecht $$. XI—XIV. Es ist freilich traurig zu 
sehen, mit welcher Kaltbiftigkeit die oben aufgeführten Thatsachen, die 
historisch längst feststehen und auch zum Theil schon öfters mit Nach- 
druck hervorgehoben worden sind, von manchen Leuten einfach igno- 
rirt werden. 

g* 
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Ganzen oder Einzelnen die bisher behauptete rechtliche 
Geltung entzogen wurde. 

Und was das Wichtigste ist, die formelle Gültig- 
keit aller dieser Tandeskirchengeneize ist Seitens der 
andern confessionsverwandten Landeskirchen oder 
auch nur ihrer Kirchenregimente ebensowenig angezweifelt 
worden, wie der Fortbestand der fraglichen Landes- 
kirchen in allen ihren bisherigen Rechten. — 

Doch genug der Abschweifung; kehren wir zu unserer 
Kritik der Luthardt’schen Schrift zurück. 
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I. 


Deutsches Reichsgesetz vom 4. Mai 1870., betreffend die Ehe- 
schliessung und die Beurkundung des Personenstandes von 
Bundesangehörigen im Auslande. 


Mitgetheilt von 
R. W. Dove. 


Bereits das Norddentsche Bundesgesetz vom 8. November 
1867., betreffend die Organisation der Bundesconsulate, sowie die 
Amtsrechte und Pflichten der Bundesconsuln bestimmte im $. 13.: . 
„Die Befugniss der Consuln zu Eheschliessungen und zur Beur- 
kuudung der Heirathen, Geburten und Sterbefälle der Bundesan- 
gehörigen bestimmt sich bis zum Erlass eines diese Befugniss 
regelnden Bundesgesetzes nach den Landesgesetzen der einzelnen 
Bundesstaaten. — Wenn nach den Landesgesetzen die Befugniss 
von einer besonderen Ermächtigung abhängig ist, so wird die 
letztere von dem Bundeskanzler auf Antrag der Landesregierung 
ertheilt.‘“ Die Motive bemerkten: „Die im $. 13. erwähnten 
consularischen Befugnisse in Bezug auf Eheschliessungen sind 
nach den Particulargesetzen nur einzelnen Consuln beigelegt, wo- 
bei theils auf die besondere Lage ihres Wohnorts, welche eine 
solche exceptionelle Maassnahme nothwendig macht, theils aber 
auch darauf Rücksicht zu nehmen ist, dass der Consul mit den 
von der Landesgesetzgebung vorgeschriebenen Erfordernissen einer 
Ehe genugsam vertraut sei.‘ Ein solches Particulargesetz war 
z. B. das preussische Gesetz vom 3. April 1854., betreffend die 
Eheschliessung und die Beurkundung des Personenstandes evange- 
lischer Preussischer Unterthanen in aussereuropäischen Ländern.!) 


') Im Auszuge nebst der Instruction vom 24. August 1854. abge- 
nn bei E. Friedberg, Recht der Eheschliessung, Leipzig 1865- 
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Dagegen ertheilt das norddeutsche Bundesgesetz vom 4. Mai 1870. 
dem Bundeskanzler die Befugniss, einem diplomatischen Vertreter 
des Bundes für das ganze Gebiet des Staates, bei dessen Hofe 
oder Regierung derselbe beglaubigt ist, und einem Bundesconsul 
für dessen Amtsbezirk die allgemeine Ermächtigung zu ertheilen, 
bürgerlich gültige Eheschliessungen von Bundesangehörigen vorzu- 
nehmen und die Geburten, Heirathen und Sterbefälle von Bundes- 
angehörigen zu beurkunden. Das norddeutsche Bundesgesetz vom 
4. Mai 1870. ist demnächst zum deutschen Reichsgesetz erklärt 
worden.?) 

Die Geltung trat für Baden und den südlichen Theil von 
Hessen nach Artikel 80. der zwischen dem norddeutschen Bunde 
und den Grosslierzoglichen Regierungen von Baden und Hessen 
vereinbarten Verfassung des deutschen Bundes v. 15. November 
1870. (s. das. 1.28.) vom Tage der Wirksamkeit dieser Verfassung 
an ein; ebenso für Württemberg nach Art.2. Nr. 6. des Vertrages 
mit Württemberg v. 25. November 1870. In Bayern erfolgte die 
Einführung durch das deutsche Reichsgesetz v. 22. April 1871., 
betreffend die Einführung norddeutscher Bundesgesetze in Bayern 
8. 2. (I. 12.) vom Tage der Wirksamkeit dieses letzteren Gesetzes 
an. Wir lassen nun folgen das 


Gesetz, betreffend die Eheschliessung und die Beurkundung 
des Personenstandes von Bundesangehörigen im Auslande 
vom 4. Mai 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen im Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zu- 
stimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 

8.1. 

(I. Allgemeine Bestimmungen.) Der Bundeskanzler kann einem 
diplomatischen Vertreter des Bundes für das ganze Gebiet des Staates, 
bei dessen Hofe oder Regierung derselbe beglaubigt ist, und einem 
Bundeskonsul für dessen Amtsbezirk die allgemeine Ermächtigung 
ertheilen, bürgerlich gültige Eheschliessungen von Bundesangehörigen 
vorzunehmen, und die Geburten, Heirathen und Sterbefälle von Bun- 
desangehörigen zu beurkunden. 

8. 2. 

Die zur Ebeschliessung und zur Beurkundung des Personenstan- 
des ermächtigten Beamten ($. 1.) haben über die Beurkundung der 
Geburten, Heirathen und Sterbefälle getrennte Register zu führen. 
Die vorkommenden Fälle sind in protokollarischer Form unter fort- 


2) Vgl. Einführungsgesetz zur Verfassung des Deutschen Reichs 
v. 16. April 1871. 8. 2. 
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laufender Nummer in die Register einzutragen. Jedes Register wird 
in zwei gleichlautenden Originalen nach einem Formulare geführt, 
welches von dem Bundeskanzler vorgeschrieben wird. Das Formular 
soll für alle Beamten ein übereinstimmendes sein. 

Am Jahresschlusse hat der Beamte die Register abzuschliessen 
und das eine Exemplar derselben dem Bundeskanzler einzusenden. 
Gleichzeitig hat er den Regierungen der einzelnen Bundesstaaten aus 
den Registern einen Auszug der Fälle mitzutbeilen, welche Angehörige 
derselben betreffen. 

Wenn im Laufe des Jahres in ein Register eine Eintragung 
nicht erfolgt ist, so hat der Beamte eine amtliche Bescheinigung hier- 
über dem Bundeskanzler einzusenden. 

8. 3. 

(II. Eheschliessung und Beurkundung derselben.) Der Schliessung 
der Ehe muss das Aufgebot vorangehen. Vor Beginn desselben sind 
dem Beamten die zur Eingehung einer Ehe nach den Gesetzen der 
Heimath der Verlobten nothwendigen Erfordernisse als vorhanden 
nachzuweisen. Insbesondere haben die Verlobten in beglaubigter 
Form beizubringen: 

1) ihre Geburtsurkunden; 

2) die zustimmende Erklärung derjenigen Personen, deren Einwilli- 
gung nach den Gesetzen der Heimath der Verlobten erforder- 
lich ist. 

Der Beamte kann die Beibringung dieser Urkunden erlassen, 
wenn ihm die Thatsachen, welche durch dieselben festgestellt werden 
sollen, persönlich bekannt oder auf andere Weise glaubhaft nachge- 
wiesen sind. 

Auch kann er von unbedeutenden Abweichungen in den Urkunden, 
beispielsweise von einer verschiedenen Schreibart der Namen, oder 
einer Verschiedenheit der Vornamen absehen, wenn in anderer Weise 
die Identität der Betheiligten festgestellt wird. 

Der Beamte ist berechtigt, den Verlobten die eidesstattliche Ver- 
sicherung über die Richtigkeit der Thatsachen abzunehmen, welche 
durch die vorliegenden Urkunden oder die sonst beigebrachten Be- 
weismittel ihm nicht als hinreichend festgestellt erscheinen. 

8. 4. 

Das Aufgebot geschieht durch eine Bekanntmachung des Beamten, 
welche die Vornamen, die Familiennamen, das Alter, den Stand oder 
das Gewerbe und den Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern ent- 
halten muss. Diese Bekanntmachung muss an der Thüre oder an 
einer in die Augen fallenden Stelle vor oder in der Kanzlei des Be- 
amten eine Woche hindurch ausgehängt bleiben. Erscheint an dem 
Amtssitze des Beamten eine Zeitung, so ist die Bekanntmachung 
ausserdem einmal darin einzurücken, und die Eheschliessung nicht 
‚vor Ablauf des dritten Tages von dem Tage an zulässig, an welchem 
das die Bekanntmachung enthaltende Blatt ausgegeben ist. Unter 
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mehreren an dem bezeichneten Orte erscheinenden Zeitungen hat 
der Beamte die Wahl. 
8. 5. 

Wenn eine der aufzubietenden Personen innerhalb der letzten 
sechs Monate ihren Wohnsitz ausserhalb des Amtsbereichs ($. 1.) 
des Beamten gehabt hat, so muss die Bekanntmachung des Aufgebots 
auch an dem früheren Wohnsitze nach den dort geltenden Vorschrif- 
ten erfolgen, oder ein gehörig beglaubigtes Zeugniss der Obrigkeit 
des früheren Wohnortes darüber beigebracht werden, dass daselbst 
Ehehindernisse in Betreff der einzugehenden Eihe nicht bekannt seien. 

8. 6. 

Der Beamte kann aus besonders dringenden Gründen von dem 

Aufgebote ($$. 4. und 5.) ganz dispensiren. 
‘8.7. 

Die Schliessung der Ehe erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen 
durch die an die Verlobten einzeln und nach einander gerichtete feier- 
liche Frage des Beamten: 

ob sie erklären, dass sie die Ehe mit dem gegenwärtigen ande- 

ren Theile eingehen wollen, 
und durch die bejahende Antwort der Verlobten und durch den hier- 
auf erfolgenden Ausspruch des Beamten, 

dass er sie nunmehr kraft des Gesetzes für rechtmässig ver- 

bundene Eheleute erkläre, 

8. 8. 

Die Ehe erlangt mit dem Abschlusse vor dem Beamten bürger- 
liche Gültigkeit. 

8.9. 


Die über die geschlossene Ehe in die Register einzutragende Ur- 
kunde (Heiraths-Urkunde) muss enthalten: 

1) Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigkeit, Alter, Stand oder 

Gewerbe, Geburts- und Wohnort der die Eheeingehenden Personen; 

2) Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohn- 
ort ihrer Eltern; 

8) Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohn- 
ort der zugezogenen Zeugen ; 

4) die auf Befragen des Beamten abgegebene Erklärung der Ver- 
lobten, sowie die erfolgte Verkündigung ihrer Verbindung; 

5) die Unterschrift der anwesenden Personen. 

8. 10. 

Die vorstehenden Bestimmungen über die Eheschliessung (88. 8. 
bis 9.) finden auch Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, sondern 
nur einer derselben ein Bundesangehöriger ist. 

8. 11. Ä 

(III. Geburtsurkunden.) Die Eintragung der Geburt eines Kindes 
In die Register kann von dem Beamten nur vorgenommen werden, 
nachdem sich derselbe durch Vernehmung des Vaters des Kindes oder 
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anderer Personen die Ueberzeugung von der Richtigkeit der einzu- 

tragenden Thatsachen verschafft hat. 

Diese Eintragung muss enthalten: 

1) den Ort, den Tag und die Stunde der Geburt; 

2) das Geschlecht des Kindes; 

8) die ihm beigelegten Vornamen; 

4) Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigkeit, Stand oder Ge- 
werbe, sowie den Wohnort der Eltern und zweier bei der Ein- 
tragung zuzuziehenden Zeugen; 

5) die Unterschrift des Vaters, wenn er anwesend ist, und der vor- 
gedachten Zeugen. 

. 12. 

(IV. Urkunden über Sterbefälle) Die Eintragung eines Todes- 
falles in die Register erfolgt auf Grund der Erklärung zweier Zeugen. 
Sie muss enthalten: 

I) Vor- und Familiennamen des Verstorbenen, dessen Staats- 
angehörigkeit, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn- und Ge- 
burtsort; 

2) Vor- und Familiennamen seines Ehegatten; 

3) Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigkeit, Stand oder Ge- 
werbe und Wohnort der Eltern des Verstorbenen; 

4) Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes, 

soweit diese Verbältnisse bekannt sind; 

5) Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohn- 
ort der Zeugen, welche die Erklärung abgeben, und, wenn es 
Verwandte des Verstorbenen sind, den Grad ihrer Verwandt- 
schaft; 

6) Unterschrift der Zeugen. 

8. 13. 

(V. Schlussbestimmungen.) Insoweit durch die Gesetze eines Bun- 
desstaates den diplomatischen Vertretern und Konsuln in Ansehung 
der Eheschliessungen, sowie der Beurkundung der Geburten, Heirathen 
und Sterbefälle der Angehörigen dieses Staates von einer besonderen 
Ermächtigung nicht abhängige oder ausgedehntere Befugnisse, als die 
im gegenwärtigen Gesetze bestimmten, beigelegt sind oder künftig 
beigelegt werden, stehen diese Befugnisse für die bezeichneten Ange- 
hörigen auch den diplomatischen Vertretern des Bundes und den 
Bundeskonsuln zu. 

8. 14. 

Auf die Gebähren, welche für die durch das gegenwärtige Gesetz 
den Beamten des Bundes überwiesenen Geschäfte und insbesondere 
für die Ausfertigungen und Abschriften aus den Personenstunds-Re- 
gistern zu erheben sind, findet der $. 88. des Bundesgesetzes, be- 
treffend die Organisation der Bundeskonsulate, sowie die Amtsrechte 
und Pflichten der Bundeskonsuln, vom 8. November 1867. (Bundes- 
gesetzbl. 8. 137.) Anwendung. 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Bundes-Insiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. Mai 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhausen. 


1. 


Becursus ab abusu in Elsass-Lothringen. 


Mitgetheilt von 
R. W. Dove. 


Das deutsche Reichsgesetz vom 30. December 1871., be- 
treffend die Verwaltung in Elsass-Lothringen, enthält auch eine 
Bestimmung über den Recursus ab abusu, mit welchem hier zum 
ersten Male Organe des neuen deutschen Reiches zu thun be- 
kommen. Es heisst darin: 

„Wir Wilhelm von Gottes Gnaden .Deutscher Kaiser, König 
von Preussen u. s. w. verordnen im Namen des Deutschen Reiches, 
nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths, für Elsass-Loth- 
ringen was folgt: 

8. 9. Alin. 1. „Ueber Recurse wegen Missbrauchs in kirch- 
lichen Angelegenheiten — recours comme d’abus — welche 
durch das die Organisation der Kulte betreffende Gesetz vom 18. 
Germinal des Jahres X. (8. April 1802.) und die dasselbe ergänzenden 
Gesetze dem Staatsrathe übertragen sind, entscheidet an Stelle 
des Staatsrathes der Bundesrath nach Vernehmung seines Aus- 
schusses für Justizwesen.‘ 

Das erwähnte Gesetz (die Articles organiques de la convention 
du 26. messidor an IX.) bestimmt Art. 6.—8.: 

6. „Il y aura recours au conseil d’Etat, dans tous les cas. 
d’abus de la part des superieurs et autres personnes ecclesiastiques 

Les cas d’abus sont: l’usurpation ou l’exces de pouvoir, la 
contravention aux lois et r&glements de la r&publique, l’infraction 
des rögles consacr&es par les canons recus en France, l’attentat 
aux libertes, franchises et coutumes de l’Eglise gallicane, et toute 
entreprise ou tout procede qui, dans l’exercice du culte, peut 
compromettre l’honneur des citoyens, troubler arbitrairement leur 
conscience, degenerer contre eux en oppression ou en injure, ou 
en scandale public.“ 

7. „Il y aura pareillement recours au conseil d’Etat, s’il est 
port& atteinte & l’exercice public du culte et & la liberte que les 
lois et les röglements garantissent & ses ministres.“ 


Miscellen. 91 


8. „Le recours comp6tera & toute personne interess6ee. A 
defaut de pleinte particuliere, il sera exerc& d’office par les 
prefets. 

‘ Le fonctionnaire public, l’ecclesiastique ou la personne qui 
voudra exercer cerecours, adressera un m&moire detaille et sign6, 
au conseiller d’Etat charge de toutes les affaires concernant les 
cultes, lequel sera tenu de prendre, dans le plus court delai, tous 
les renseignements convenables; et, sur son rapport, l’affaire sera 
suivie et definitivement terminee dans la forme administrative, ou 
renvoy6ee, selon l’exigence des cas, aux autorit6s competentes.“ 


IM. 


Das französische Concordat von 1801. im Reichslande Elsass- 
Lothringen. 


Das französische Concordat von 1801. ist den Rechten der 
Staatsgewalt bei Weitem günstiger, als die übrigen Concordate, 
welche von der Curie in unserem Jahrhundert mit Staatsregierungen 
abgeschlossen worden sind und es hat sich deshalb, und weil es 
in Verbindung mit den organischen Artikeln vom 18. Germinal 
X. (8. April 1802.) zur staatsgesetzlichen Geltung gelangt ist, in 
dieser zu behaupten vermocht. Die für die Staatsgewalt werthvollsten 
Zugeständnisse in der erwähnten Convention sind indessen von 
der Curie an die katholische Confession des Staatsoberhauptes 
geknüpft worden. Denn es räumen zwar die Artikel 4. und 5. des 
Concordates demselben die Nomination der Bischöfe ein: 

Art. 4. „Le premier consult de la r&publique nommera dans 
les trois mois qui suiveront la publication de la bulle de Sa Sain- 
tete, aux archeväches et eväches de la circonscription nouvelle. 
Sa Saintet& conferera l’institution canonique suivant les formes 
etablies par rapport A la France avant le changement de gou- 
vernement.‘ 

Art. 5. „Les nominations aus &veches qui vaqueront dans 
la suite, seront &galement faites par le premier consul, et l’insti- 
tution canonique sera donnee par le Saint-Siege, en conformite 
de l’article pr&cedent.“ 

Und Artikel 16. schreibt vor: 

„sa Saintete reconnait dans le premier consul de la r&publique 
francaise, les m&mes droits et pr&rogatives dont jouissait pres 
d’elle l’ancien gouvernement.“ 

Allein Artikel 17. fügt hinzu: 
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„I est convenu entre les parties contractantes que, dans le 
cas oü quelqu’un des successeurs du premier consul actuel ne 
serait pas catholique, les droits et prerogatives mentionnes dans 
l’article si-dessus, et la nomination aux &vöch6s, seront regles, 
par rapport & lui, par une nouvelle convention.“ 

Die Souveränität in den von Frankreich durch den Artikel 
I. des Präliminarfriedens vom 26. Februar 1871. abgetretenen 
Gebieten Elsass und Lothringen, welche in der durch den Artikel 
I. des Friedensvertrages vom 10. Mai 1871. und den dritten Zu- 
Satzartikel zu diesem Vertrage festgestellten Begränzung durch 
das deutsche Reichsgesetz vom 9. Juni 1871. 8. 1. mit dem deut- 
schen Reiche für immer vereinigt worden sind, steht nun aller- 
dings nicht dem deutschen Kaiser, sondern der juristischen Person 
des deutschen Reiches zu, allein die Ausübung der Staatsgewalt 
in Elsass und Lothringen gebührt allerdings nach $. 3. des ange- 
führten Reichsgesetzes vom 9. Juni 1871., betreffend die Ver- 
einigung von Elsass und Lothringen mit dem deutschen Reiche, 
dem Kaiser. Hiernach unterliegt es keinem Zweifel, dass der 
deutsche Kaiser das Recht die Bischöfe in dem neuen Reichslande 
Elsass-Lothringen zu nominiren auf Grund des Concordats von 
1801. nicht in Anspruch zu nehmen befugt ist, da er der römisch- 
katholischen Kirche nicht angehört, sondern dass hinsichtlich der 
Bisthümer des Reichslandes der Fall eingetreten war, welchen der 
Artikel 17. des Concordats im Auge hatte, nämlich dass es über 
die Besetzung derselben einer neuen Uebereinkunft zwischen dem 
päpstlichen Stuhle und der Staatsgewalt bedurfte. Inzwischen hat 
die Curie ihrerseits die fortdauernde Geltung des ganzen fran- 
zösischen Concordats von 1801. für das Reichsland Elsass-Loth- 
ringen in Frage gestellt. Auf eine Anfrage des Bischofs von 
Strassburg, wie man es bei Ernennung der Pfarrer durch den 
Bischof mit dem der Staatsregierung concordatmässig nach Art. 10. 

„Les &veques nommeront aux cures. 

Leur choix ne pourra tomber que sur des personnes agreees 

par le gouvernement ;“ 
zustehenden Recht der Genehmigung‘) zu halten habe, erwiderte 
nämlich der Cardinal-Staatssecretär 


1) Die organischen Artikel bestimmen: Art. 19. „Les eveques 
nommeront et institueront les cur6s. Neanmoins ils ne manifesteront 
leur nomination, et ils ne donneront l’institution canonique, qu’apres 
que cette nomination aura &t6 agr&ede par le premier consul.‘“ Art. 
27. „Les cur6s ne pourront entrer en fonctions qu’apr&s avoir pröt6, 
entre les mains du pr6fet, le serment prescrit par la convention passee 
entre le gouvernement et le Saint-Siöge. Il sera dress6 proc&s- 


Miscellen. 93 


Erlauchtester und ehrwürdigster Herr! 

In Beantwortung des Briefes, den Eure Gnaden am 28. November 
an den heiligen Vater gerichtet haben, beeile icb mich Ihnen kund 
zu geben, dass es nicht zweckmässig erscheine, auf den in Ihrem 
Briefe enthaltenen Erwägungen zu bestehen, um die in Betreff der 
Ernennung der Kantonal-Pfarrer entstandenen Verwickelungen zu 
lösen, und zwar aus dem Grunde, weil das Konkordat von 1801. dort 
von dem Augenblicke an keine Kraft mehr hat, in welchem Elsass 
ein Theil des deutschen Reiches geworden ist. 

Indem ich Sie zugleich versichere, dass der heilige Stuhl nicht 
ermangeln wird, im geeigneten Augenblicke eine angemessene Ver- 
ständigung mit der preussischen Regierung in Betracht zu ziehen, 
habe ich das Vergnügen, die Versicherungen meiner ausgezeichneten 
Hochachtung zu widerholen. 

Euer bischöflichen Gnaden ergebener 

Staatssekretär (gez.) Antonelli. 

Rom, 3. Januar 1872. 

An den Herrn Bischof von Strassburg. 

Die deutsche Reichsregierung scheint indessen auf die Auf- 
rechterhaltung des Concordats keinen sonderlichen Werth zu legen, 
wie dasselbe denn in der That, wenn von dem Nominationsrecht 
für die bischöflichen Stühle abgesehen werden muss, der Staats- 
gewalt keine namhäften Befugnisse einräumt, welche dieselben 
nicht auch auf anderem Wege zu behaupten im Stande wäre. Die 
Reichsregierang hat also auch ihrerseits den Standpunkt acceptirt, 
welcher in dem Schreiben des Cardinal-Staatssecretärs vom 3. 
Januar 1872. eingenommen wurde, nämlich dass das Concordat für 
Elsass-Lothringen hinfällig geworden sei. Inzwischen scheinen der 
Curie selbst Bedenken entstanden zu sein, ob sie mit der „preus- 
sischen Regierung‘ (warum nicht lieber „dem Marquis von 
Brandenburg“ ?) zu einer angemessenen Verständigung gelangen 
werde. 

Daraus ist denn das folgende von der „Germania‘‘ mitgetheilte 
und an den Bischof von Strassburg gerichtete Schreiben des Cardinals 
Antonelli vom 10. Februar zu erklären: 

„Verehrtester Hochwürdigster Herr! Die Mittheilung, die Euer 
Bischöfliche Gnaden dem Gouverneur ihrer Stadt von meinem unterm 
3. des verwichenen Monats an Sie gerichteten Schreiben machen zu 
sollen geglaubt haben, hat bei der Regierung des deutschen Reiches 
die Idee erzeugt, als hätte man derselben durch den Inhalt dieses 
Briefes das Konkordat von 1801. „kündigen“ wollen. Darum beeile 
ich mich, Ihnen zu bedeuten, dass dieses keineswegs die Ab- 


verbal de cette-prestativon, par le secretaire general de la prefecture, 
et copie collationnse leur en sera delivree.“ 


94 Miscellen. 


sicht des heiligen Stahles gewesen, weil der heilige Stuhl 
der Kaiserlichen Regierung kein Konkordat zu kündigen hat. Man 
hat Eurer Bischöflichen Gnaden bloss zur Kenntniss bringen wollen, 
von welchem Standpunkte der heilige Stuhl hinsichtlich des Konkor- 
dats in Bezug auf die Provinzen, die Frankreich nicht mehr ange- 
hören, ausgegangen ist, und dass zur Regelung der religiösen Ange- 
legenbeiten dieser Landestheile nothwendigerweise mit der kaiser- 
lichen Regierung Deutschlands eine neue Uebereinkunft ge- 
troffen werden müsste. So lange besagtes Einvernehmen nicht geschieht, 
müssen selbstverständlich die Verfügungen des Konkordats in allen 
Dingen, für welche nach dem Sinne des Artikels XVII. desselben 
Konkordats keine besonderen Uebereinkünfte mit dem heiligen Stuhl 
nothwendig sind, fortwährend beobachtet werden. Weshalb 
gegen die Staatsgenehmigung der Kantonspfarrer keine Schwierigkeit 
vorliegt. Sie werden aber selbst einsehen, dass es besser ist, sich 
vorläufig privatim über diese Ernennungen zu verständigen, um sie 
keiner Verweigerung auszusetzen, was übrigens in Deutschland selbst 
zu geschehen pflegt. 

Ich ergreife mit Vergnügen diesen neuen Anlass, den Gesinnungen 
meiner ausgezeichnetsten Hochschätzung Ausdruck zu geben. 

Ew. Bisch. Gn. Diener 

gez Antonelli.“ 


Rechtlich liegt die Sache einfach so, dass, nachdem einmal 
die Curie durch den Cardinal-Staatssecretär, also durch dasjenige 
Organ, durch welches sie mit den Staatsgewalten zu verkehren 
pflegt, ihren Standpunct dahin dargelegt hatte, dass sie das 
Concordat für Elsass - Lothringen als der verbindlichen Kraft 
entbehrend erachte, die Reichsregierung befugt war, sich nun 
auch ihrerseits auf den gleichen Standpunct zu stellen. Es liegt 
hier ein contrarius consensus vor, der als Aufhebungsgrund des 
quasivölkerrechtlichen Vertrages anerkannt werden muss. Auf 
die Spitzfindigkeiten des Cardinal-Staatssecretärs in dem Schreiben 
v.10. Februar braucht sich die Reichsregierung nicht einzulassen. Ihr 
von dem Concordateunabhängiges, weil aus der Kirchenhoheit fliessen- 
des Recht der Staatsgenehmigung für die Anstellungen der Pfarrer, 
welches überdiess in dem französischen Staatskirchenrecht seine 
selbstständige geschichtliche Begründung hat, vermag sie, wie 
auch die Erfahrung bereits wiederum bewährt hat, nöthigenfalls 
durch Einbehaltung der Staatsgehälter durchzusetzen. 

| | R. W. Dove. 


Miscellen. 95 


IV. 


Bisherige kirchliche Eintheilung und Verfassung von Elsass- 
Lothringen. 


Der zu Frankfurt a. M. geschlossene Friedensvertrag zwischen 
Deutschland und Frankreich vom 10. Mai 1871. bestimmt in Ar- 
tikel 6.: 

„Da die hohen kontrahirenden Parteien der Meinung sind, 
dass die Dioecesangränzen der an das Deutsche Reich abgetretenen 
Territorien mit der neuen, durch obenstehenden Artikel 1. be- 
stimmten Gränze zusammenfallen müssen, so werden sie sich naclı 
der Ratifikation des gegenwärtigen Vertrages unverzüglich über 
die zu diesem Zwecke zu nehmenden gemeinsamen Maassregeln 
verständigen.‘ 

„Die der reformirten Kirche oder der Augsburger Konfession 
angehörigen auf den von Frankreich abgetretenen Territorien an- 
sässigen Gremeinden werden aufhören, von der französischen geist- 
lichen Behörde abhängig zu sein.“ 

„Die zur Kirche der Augsburger Konfession gehörigen, auf 
französischem Territorium ansässigen Gemeinden werden aufhören, 
von dem Ober-Konsistorium und von dem Direktor in Strassburg 
abhängig zu sein.“ 

„Die israelitischen Gemeinden der Territorien im Osten der 
neuen Gränze werden aufhören, von dem israelitischen Central- 
Konsistorium zu Paris abhängig zu sein.“ 

Die Zusatzkonvention vom 11. Dezember 1871. zu dem Frank- 
fürter Friedensvertrage fügt in Artikel 9. hinzu: 

„Bis zum Abschlusse der im ersten Absatz des Artikel 6. 
des Friedensvertrages vom 10. Mai 1871. in Aussicht genommenen 
Verhandlungen wird verabredet, dass die Bischöfe, welche in den 
von der neuen Gränze durchzogenen Dioecesen eingesetzt sind, in 
ihrem ganzen Umfange die geistlichen Befugnisse, womit sie zur 
Zeit bekleidet sind, behalten und ermächtigt bleiben sollen, für 
die religiösen Bedürfnisse der ihrer Obhut anvertrauten Bevölke- 
rungen zu sorgen.“ Absatz 2. bis 4. des Art. 6. sind ausgeführt. 

In Cultus-Angelegenheiten der römisch-katholischen 
Kirche untersteht das Reichsland!) dem Erzbisthum Besangon. 
Suffragane desselben haben ihren Sitz 1. in Strassburg für die 


1) Vgl. die vortreffliche statistische Arbeit von K.Brämer, das 
neue Reichsland Elsass mit Deutsch-Lothringen, in der Zeitschrift 
des Königl. Preussischen Statistischen Bureaus, herausg. von 
Engel, Elfter Jahrgang 1871. Heft I. II., Berlin 1871. S. 14. 
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beiden vormaligen rheinischen Departements (Haut Rhin und Bas 
Rhin) mit 77. Hauptkirchen (cures), 635. Nebenkirchen (succur- 
sales) und 195. vom Staate besoldeten Vicariaten; 

2.in Saint-Die für das Wasgau-Departement (Vosges) in 
seinem vormaligen Umfange, also auch für die Cantone Saales und 
Schirmeck, mit im Ganzen 33. Haupt-, 351. Nebenkirchen und 
68. Vicariaten; | 

‘3. in Nancy (daneben Toul) für das Murthedepartement 
(Meurthe) in seinem vormaligen Umfange, also auch für die Di- 
stricte Saarburg und Salzburg (Chäteau-Salins), mit 35. Haupt-, 
530. Nebenkirchen und 44. Vicariaten ; 

4. in Metz für das frühere Moseldepartement, also die Di- 
stricte Saargemünd, Metz, Diedenhofen und Briey mit 36. Haupt-, 
449. Nebenkirchen und 119. Vicariaten. 

Es gehören also zu dem Reichslande ihrem grösseren Theile 
nach die Sprengel von Strassburg (von welchem jedoch Belfort 
und Umgegend bei Frankreich ' verblieben ist) und von Metz 
(von welchem aber der grösste Theil des Arrondissements Briey 
und ein kleiner des Districtes Metz französisch geblieben sind). 
Dagegen gehören zu dem deutschen Reichslande ein Stück des 
Sprengels von Nancy (Distriete Saarburg und Salzburg deutschen 
Antheils (35,47. OMeilen) und ein kleines Stück des Sprengels 
von Saint-Die (Cantone Schirmeck und Saales deutschen Antheils). 

Jeder Dioecese ist ein grosses Seminar zum Unterricht der- 
jenigen beigegeben, welche die Priesterweihe zu erwerben beab- 
sichtigen. 

Jeder Cantonshauptort hat seinen cur&, jede Succursale ihren 
desservant. — 

Die Kirchenverfassung der reformirten Kircue wie der Kirche 
Augsburgischer Confession in Frankreich beruht noch auf dem 
Decret vom 18. Germinal X. (Articles organiques des cultes pro- 
testants, Walter Fontes juris ecclesiastici, Bonn 1862. p. 198. 
sqq.), das, aber im Ganzen nicht im Sinne kirchlicher Selbst- 
verwaltung, modificirt ist durch Decret Napoleon’s II. vom 26. 
März 1852. 

Der Generalrath (conseil central) der reformirten Kirche 
Frankreichs lıat seinen Sitz in Paris, das Seminar in Montauban. 
Die erwähnte erst 1852. von Napoleon III. hergestellte ständige 
Centralbehörde, (nach F. Fabri, Staat und Kirche, Gotha 1872. 
‘8. 142.: „eine blosse für staatliche Schauvorstellungen berechnete 
Repräsentation‘) hatte keine’ Nationalsynode zur Seite. 

Auf den unteren Stufen ist die reformirte Kirchenverfassung 
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rein presbyterial gestaltet. Nach dem Decret vom 26. März 1852. 
haben jetzt die einzelnen Gemeinden Presbyterialräthe (conseils 
presbyteraux), aus denen die Kirchenräthe (consistoires) hervor- 
gehen, während der Verfassung der organischen Artikel von 1802. 
das Fundament, das Presbyterium der einzelnen Gemeinde in 
beiden Kirchen gänzlich abging. In calvinischer Sprache heisst. 
consistoire so viel wie Presbyterium der einzelnen Gemeinde; was 
in der Napoleonischen Verfassung als consistoire bezeichnet wird, 
entspricht dem collogue der calvinischen Verfassung, stellt eine 
Kreissynode geringen Umfangs dar. 

Auf etwa 6000 Seelen kommt eine Consistorialkirche. Solche 
Kirchen sind im früheren Departement des Oberrheins: zu Mül- 
hausen und Markirch (Arrondissement Kolmar'); 

des Niederrheins: zu Bischweiler en! Strassburg) 
und Strassburg; 

des Wasgaus: zu St. Die (in französisch Lothringen); 

der Mosel: zu Courcelles-Chaussy (im Canton Pange) und Metz. 

-In beiden Kirchen werden aber die Cousistoires nicht gleich- 
heitlich von den Vertretern der betreffenden Kirchengemeinden 
beschickt, sondern der Versammlungsort des Consistoire, der ‚chef 
lien“, meist eine grössere Ortschaft entsendet alle seine Mitglieder 
des Presbyterialraths in das Consistoire, während die Vertreter der 
übrigen Gemeinden nur die doppelte Zahl jener bilden dürfen, 
ein Fehler in der Organisation, der sich nur aus dem Napolconi- 
schen Interesse erklärt, das die Einwohner der grösseren Orte 
leichter zu beeinflussen hoffte (Fabri a. a. O. S. 143.). 

In der reformirten Kirche von Elsass-Lothringen sollte nachı 
der französischen Einrichtung von 1802. über je fünf consistoires 
die Provinzialsynode stehen. Doch correspondirten die kleinen 
reformirten consistoires in den zahlreichen der Regierung vorbe- 
haltenen Angelegenheiten direkt mit dem Cultusminister. 

In der viel umfangreicheren Kirche der Augsburgischen Con- 
fession haben ebenfalls die einzelnen Gemeinden nach dem Decret 
von 1852. Presbyterialräthe, aus denen in der angegebenen Weise 
Consistoires gebildet werden. Die ersteren sind aber durchaus 
von den letzteren abhängig. Consistorialkirchen giebt es im früheren 
Departement - 

des Oberrheins, Distriet Kolmar 5.: zu Andolsheim, Kolmar, 
Reichenweyer (Riquewihr im Canton Kaisersberg), Markirch; 

des Niederrheins, District Schletstadt 4.: zu Sindhausen 
(Canton Markolsheim), Urbach (Fouday im Canton Weiler, zu 
Rothau gehörig), Barr und Gerstheim (Canton Erstein); 


Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 7 
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desgl. District Strassburg 13.: zu Dorlisheim (Canton Mols- 
heim), Wasselnheim, Strassburg (7.Kirchen — auch ist ein Pastor 
am dortigen Lyceum aumönier), Ittenheim (Canton Schiltigheim), 
Brumpt, Vendenheim und Bischweiler); 

desgl. District Weissenburg 6.: zu Weissenburg, Sulz unterm 
Wald, Hatten, Wörth am Sauerbach, Niederbronn, Oberbronn; 

desgl. Distriet Zabern 9: zu Schwindratzheim (Canton Hoch- 
felden), Dettweiler (Canton Zabern), Buchsweiler (Bouxwiller), 
Ingweiler, Pfaffenhofen, Lützelstein, Drülingen, Diemeringen und 
Buckenheim (Bouquenom); ° 

des Wasgaus 1.: zu Rothau (Canton Schirmeck); 

der Murthe 2.: zu Finstingen (Arrondissement Saarburg) und 
Wiberswiller (Canton Albestroff im Arrondissement Salzburg, ab- 
hängend von Buckenheim); 

der Mosel, District Saargemünd 2.: zu Bärenthal (Canton 
Bitsch, nach Niederbronn gehörig) und Saargemünd (zu Bucken- 
heim gehörig). | 

Ausserdem waren mit dem Strassburger Directorium verbun- 
den die neun lutherischen Consistorialkirchen in Frankreich: 

a) im Departement des Doubs zu Audincourt, Blamont, Mont- 
beliard und Saint Julien; b) im Departement der Haute Saöne 
u Champey, Hericourt und Tr&moin (nach Saint Julien gehörig) ; 
c) im Departement der Rhöne zu Lyon; d) im Departement der 
Seealpen (Alpes maritimes) zu Nizza. 

Die seit 1852. lebenslänglich von der Regierung ernannten 
Inspecteurs ecclösiastiques sind im Wesentlichen Superintendenten, 
Vermittler und Organe des Directoire gegenüber den Consistoires. 
Der Provinzialsynode entspricht in der Kirche des Augsburgischen 
Bekenntnisses die Inspectionsversammlung (assembl&e d’inspection). 
Das Oberconsistorium in Strassburg (Consistoire sup6erieur) ist 
eine Art Generalsynode. Es wird gebildet aus 27. Mitgliedern, 
von diesen sind 10. von der Regierung ernannt. Diese sind der 
Präsident (der Präsident des Direetoriums ist nämlich geborener 
Präsident des Oberconsistoriums), ein Regierungs-Commissär und 
die Inspectoren (8.). Ausserdem besteht das Oberconsistorium aus 
einem Deputirten des Seminars und 16. Laiendeputirten, welche 
der Wahl der Kirche überlassen sind. Das von dem Oberconsi- 
storium und von der Regierung ernannte Directorium soll einen 
jenem verantwortlichen Ausschuss darstellen, gebildet aus 5. Mit- 
gliedern, 4. Weltlichen und einem Geistlichen ; das Oberconsistorium 
wählt 2. Mitglieder, 3. ernennt die Regierung. Die Verantwort- 
lichkeit des Directoriums gegenüber der Kirche (dem Ober-Consi- 


Miscellen. 95 


storium) ist nicht von Bedeutung, desto stärker die Abhängigkeit vom 
Staate (vgl. auch Kienlen, Artikel: Französisch reformirte und 
Intberische Kirche im 19. Jahrhundert in Herzogs Encyklopaedie 
Ba. IV. S. 547. ff.). Das Directorinam übt nach der Napoleoni- 
schen Kirchenverfassung eine beinahe unumschränkte Kirchen- 
regierung. Es besetzt alle Pfarrstellen seit 1852. olıne die min- 
deste Betheiligung der Gemeinden. 

Die Beschlüsse der Consistoires bedürfen der Zustimmunz 
des Directoriums, so wie kein Beschluss des Ober-Consistoriums 
Geltung hat, ohne dass der Cultus-Minister ihn bestätigt. Also 
unter gehäuften repräsentativen Formen eine nach unten absolute 
Kirchenregierung unter unbedingt maassgebendem Staatseinfluss, 
das ist die Bedeutung der Napoleonischen Kirchenverfassung 
von 1852. 

Im August 1871. hat der Reichskanzler angeordnet, die drei 
noch vorhandenen Mitglieder des Directoriums (darunter ein noch 
von der Inspection Mantbeliard ins Oberconsistorium gewähltes, 
aber fortfunctionirendes Mitglied) zu bestätigen, das Consistoire 
superieur zu berufen, und ihm die Wahl der zwei fehlenden Mit- 
glieder zu übertragen. — 

Was den israelitischen Cultus betrifft, so wurde derselbe von 
einem Üentralconsistorium in Paris und 9. Consistorialsynagogen 
beaufsichtigt, darunter denen von Kolmar, Strassburg, Metz und 
(in französisch Lothringen) Nancy. R. W. Dove. 


V. 


Königlich Preussisches Gesetz vom 15. März 1860., betreffend 
die Eide der Juden. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen, mit Zustimmung beider Häusser des Landtages, für den ganzen 
Umfang der Monarchie, einschliesslich des Jadegebietes, was folgt: 

8.1. 

Die Eide der Juden werden mit der Eingangsformel: „Ich schwöre 
bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden“ und mit der Schluss- 
formel: „So wahr mir Gott helfe“ geleistet, von Männern unter Er- 
hebung der rechten Hand, von Frauen unter Auflegung dieser Hand 
auf die Brust. 

8. 2. 
Die Belehrung über die Wichtigkeit des Eides und die Eidesab- 
nahme erfolgt durch die für letztere je nach der Art des Eides zu- 


ständige Behörde, 
7“ 
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8. 8. Ä 
Inwiefern hierbei ein Rabbiner oder jüdischer Gelehrter zuzuziehen, 
bleibt dem Ermessen der Behörde anheimgestellt. 
8. 4, 
Die für die Eidesleistung der Juden eingeführten sonstigen be- 
sonderen Förmlichkeiten und Vorschriften werden aufgehoben. 
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Een Berlin, den 15. März 1869. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhausen. Frhr. v. d.Heydt. v. Roon. 
Gr.v.1tzenplitz. v. Mübhler. v.Selchow. Gr. zuEulenburg. 
| Leonhardt. 


vl 


Königlich Preussisches Gesetz vom 22. Februar 1869., be- 

treffend die Aufhebung der $8.30. bis 33. Titel 1. Theil II. 

des Allgemeinen Landrechts und der damit zusammenhängen- 
den Bestimmungen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Einziger Artikel. | 

Das Eheverbot wegen Ungleichheit des Standes (88. 30. bis 38. 
Tit. 1. Th. H. des Allgemeinen Landrechts !) ist mit allen seinen Folgen 
aufgehoben. Ehen, welche diesem Verbote zuwider geschlossen sind, 
- bedürfen zu ihrer Gültigkeit der nochmaligen feierlichen Vollziehung 
nicht. 


)»A.L.R. Il. 1. $. 80. „Mannspersonen von Adel können mit 
‘Weibspersonen aus dem Bauer- oder geringerem Bürgerstande keine 
Ehe zur rechten Hand schliessen.“ 

31. „Zum höheren Bürgerstande werden hier gerechnet: alle 
öffentliche Beamte (die geringeren Subalternen , deren Kinder in der 
Regel dem Canton unterworfen sind, ausgenommen,) Gelehrte, Künstler, 
Kaufleute, Unternehmer erheblicher Fabriken, und die engen, welche 
gleiche Achtung mit diesen in der bürgerlichen Gesellschaft geniessen.“ 

„Zu ungleichen Ehen eines Adelichen ($. 30.) kann das 
Landes-Justiz- Collegium der Provinz Dispensation erzbäilen, wenn der, 
welcher eine solche Ehe schliessen will, nachweist, dass drei seiner 
nächsten Verwandten desselben Namens und Standes darein willigen.“ 

„Kann er dergleichen Einwilligung nicht beibringen, oder 
findet sich von Verwandten, die mit den Consentirenden gleich nahe 
sind, ein Widerspruch, so kann die Dispensation nur von dem Landes- 
herrn unmittelbar ertheilt werden.“ 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigeu Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. Februar 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr.v. Bismarck-Schönhausen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v.Itzenplitz. v. Mühler. v.Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


vn. R | 
Königlich Preussisches Gesetz vom 11. März 1878., betreffend 
die Beaufsichtigung des Unterrichts- und Erziehungswesens. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen, in Ausführung des Artikels 23. der Verfassungs-Urkunde vom 
31. Januar 1850., mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtages, 
für den Umfang der Monarchie, was folgt: 

&. 1. 

Unter Aufhebung aller in einzelnen Landestheilen entgegenstehen- 
den Bestimmungen steht die Aufsicht über alle öffentlichen und Privat- 
Unterrichts- und Erziehungs-Anstalten dem Staate zu. 

Demgemäss handeln alle mit dieser Aufsicht betrauten Behörden 
und Beamten im Auftrage des Staates. 

8. 2. 

Die Ernennung der Lokal- und Kreis-Schulinspektoren und die 
Abgrenzung ihrer Aufsichtsbezirke gebührt dem Staate allein. 

Der vom Staate den Inspektoren der Volksschule ertheilte Auftrag 
ist, sofern sie dies Amt als Neben- oder Ehrenamt verwalten, jeder- 
zeit widerruflich. 

Alle entgegenstehenden Bestimmungen sind aufgehoben. 

8. 8. 

Unberührt durch dieses Gesetz bleibt die den Gemeinden und 
deren Organen zustehende Theilnahme an der Schulaufsicht, sowie 
der Artikel 24. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. 

8. 4. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegen- 
heiten wird mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. März 1872. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürstv. Bismarck. Gr.v.Roon. Gr.v.Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphausen. Falk. 

Der Artikel 24. der Preussischen Verfassungsurkunde vom Bl. Ja- 

nuar 1850. lautet: 
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„Bei der Einrichtung der öffentlichen Volksschulen sind die kon- 
fessionellen Verhältnisse möglichst zu berücksichtigen.“. 

„Den religiösen Unterricht in der Volksschule leiten die betreffen- 
den Religionsgesellschaften.* 

„Die Leitung der äusseren Angelegenheiten der Volksschule steht 
der Gemeinde zu. Der Staat stellt unter gesetzlich geordneter Be- 
theiligung der Gemeinden aus der Zahl der Befähigten die Lehrer der 
öffentlichen Volksschulen an.“ 

Der Wichtigkeit des Gegenstandes wegen lasse ich hier noch den 
Entwurf des vorstehenden Gesetzes folgen. 

„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen in Ausführung des Art. 23. der Verfassungsurkunde vom 81. 
Januar 1850. mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtages für 
den Umfang der Monarchie was folgt: $. 1. Die Aufsicht über alle 
öffentlichen und Privat-Unterrichts- und Erziehungs-Anstalten steht 
dem Staate zu. Demgemäss handeln alle mit dieser Aufsicht betrauten 
Behörden und Beamten im Auftrage des Staates. $. 2. Die Ernennung 
der Lokal- und Kreis-Schulinspektoren und die Abgrenzung ihrer Auf- 
sichts-Bezirke gebührt dem Staate allein. Der vom Staate den Inspek- 
toren der Volksschule ertheilte Auftrag ist, sofern sie dies Amt als 
Neben- oder Ehrenamt verwalten, jederzeit widerruflich. Diejenigen 
Personen, welchen die bisherigen Vorschriften die Inspektion über die 
Volksschulen zuwiesen , sind verpflichtet, dies Amt gegen die etwai- 
gen bisherigen Dienstbezüge im Auftrage des Staates fortzuführen, 
oder auf Erfordern zu übernehmen. Alle entgegenstehenden Bestim- 
mungen sind aufgehoben. 

Urkundlich etc. 
| Beglaubigt: | 
. Der Minister der geistlichen Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten. 
v. Mühler“ 


vi. 


Erlass des Königlich Preussischen Ministers der geistlichen 

Angelegenheiten vom 29. Februar 1872. an sämmtliche König- 

liche Provinzial-Schul-Kollegien und Regierungen, betreffend 
die Dispensation vom Religionsunterricht. 


„Das Gebiet des höheren Unterrichtswesens hat von den kirchlichen 
Bewegungen der Gegenwart nicht unberührt bleiben können. Die ver- 
schiedenen für die Schulverwaltung dadurch angeregten Fragen werden 
ihre definitive Erledigung erst im Zusammenhange des in Aussicht 
genommenen Unterrichtsgesetzes finden. Hinsichtlich des Religions- 
unterrichts selbst ist jedoch zur Vermeidung drückender Uebelstände 
schon jetzt eine Aenderung der bestehenden Vorschriften geboten. 
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Demgemäss bestimme ich Folgendes: 

1) In den öffentlichen höheren Lehranstalten ist hinfort die Dis- 
pensation vom Religions-Unterricht zulässig, sofern ein genügender 
Ersatz dafür nachgewiesen wird. 

2) Die Eltern und Vormünder, welche die Dispensation für ihre 
Kinder resp. Pflegebefohlenen wünschen, haben in dieser Beziehung 
ihre Anträge mit Angabe, von wem der Religionsunterricht ausserhalb 
der Schule ertheilt werden soll, an das königliche Provinzial-Schul- 
kollegium oder die königliche Regierung zu richten, unter deren Auf- 
sicht die betrefiende Anstalt steht. 

3) Die genannten Aufsichtsbehörden haben darüber zu befinden, 
ob der für den Religionsunterricht der Schule nachgewiesene Ersatz 
genügend ist. Ein von einem ordinirten Geistlichen oder qualifizirten 
Lehrer ertheilter, der betreffenden Confession entsprechender Unter- 
richt wird in der Regel dafür angesehen werden können. 

4) Während der Zeit ihres kirchlichen Katechumenen- oder Confir- 
manden-Unterrichts sind die Schüler höherer Lehranstalten nicht ge- 
nöthigt, an dem daneben bestehenden Religionsunterricht derselben 
theilzunehmen. I 

An der Zugehörigkeit der religiösen Unterweisung zu der ge- 
sammten Aufgabe der höheren Lehranstalten, sowie an dem Lehrziel 
des Religionsunterrichts derselben wird durch vorstehende Bestim- 
mungen nichts geändert. Diejenigen Schüler, welchen die Dispensation 
zugestanden worden ist, haben desshalb, wenn sie sich der Abiturienten- 
Prüfung unterziehen, auch in. dieser Hinsicht den allgemeinen Anfor- 
derungen zu genügen; es finden darin die für die Extraneer bei der 
Prüfung geltenden Bestimmungen auf sie Anwendung. 

In den jährlichen gedruckten Schulnachrichten ist gehörigen Orts 
die Zahl der Schüler anzugeben, welche in den verschiedenen Klassen 
der Anstalt vom Religions-Unterrichte dispensirt gewesen sind. 

Ich beauftrage die königliche Regierung (das königliche Provinzial- 
Schulkollegium) hiernach zu verfahren, und die Direktoren resp. Rek- 
toren Ihres (Seines) Ressorts mit Anweisung zu versehen, wobei auch 
darauf Bedacht zu nehmen ist, dass in den Schulen der Religions- 
unterricht überall in die erste oder in die letzte Vormittagsstunde 
gelegt wird. 

In Betreff der Qualifikationszeugnisse, in welchen bisher die Theil- 
nahme an allen Gegenständen des Klassenunterrichts bezeugt werden 
musste, bleibt eine Verfügung vorbehalten. 

Berlin, den 29. Februar 1872. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelenheiten. 
Falk.“ 

Hierdurch ist zugleich der Erlass des Ministers der geistlichen 
Angelegenheiten von Mühler vom 29. Juni 1871., gerichtet an den 
Bischof von Ermland, modificirt worden, welcher lautet: 

„Ew. bischöfliche Hochwürden haben mir mit dem geehrten 
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Schreiben vom 20. Mai d.J. Abschrift Ihrer Mittheilung an das König- 
liche Provinzial-Schulkollegium in Königsberg von demselben Tage 
vorgelegt und daran den Antrag geknüpft, meinerseits möglichst bald 
Remedur hinsichtlich des Religions-Unterrichts an dem katholischen 
Gymnasium in Braunsberg eintreten zu lassen. Dieselbe Angelegen- 
heit ist seitdem von einer grossen Zahl von Eltern, deren Kinder 
dieses Gymnasium besuchen, zum Gegenstande ähnlicher Anträge ge- 
macht worden. Nach reiflicher Erwägung der Sache kann ich jedoch 
die von dem Königlichen Provinzial-Schulkollegium getroffenen Anord- 
nungen nur aufrecht halten. 

Ew. bischöflichen Hochwürden habe ich bereits in meinem er- 
gebensten Schreiben vom 27. März und 20. April d. J. erklärt, dass 
ich den Maassnahmen, welche Sie gegenüber dem Religionslehrer Dr. 
Wollmann wegen seiner Stellung zu den Beschlüssen des vaticanischen 
Concils ergriffen haben, eine rechtliche Wirkung in Beziehung auf 
das von ihm bekleidete Staatsamt nicht zugestehen könne, dass der- 
selbe mithin im Genuss seines amtlichen Einkommens verbleiben müsse, 
und dass ich nicht gesonnen sei, ihm in Ertheilung des Religions- 
Unterrichtes Hinderniese zu bereiten. Hieran muss ich auch jetzt 
festhalten. Der Umstand, dass Ew. bischöfliche Hochwürden dem etc. 
Wollmann die missio canonica entzogen haben, würde für den Staat 
nur dann von Bedeutung sein, wenn für diese Maassregel Gründe nach- 
gewiesen würden, welche auch der Staat als zureichend anerkennt. 
Das ist nicht der Fall. Denn der etc. Wollmann ist seiner Zeit mit 
Zustimmung der Kirche ordnungsmässig zum Religionslehrer berufen 
und lehrt noch heute dasselbe, was er vor dem 18. Juli 1870. mit 
Zustimmung der Kirche gelehrt hat. Ibn zu nöthigen, dass er etwas 
Anderes lebren soll, oder ihn, weil er sich dessen weigert, in seinem 
Amte zu beunruhigen, hat der Staat keine Veranlassung. Ist biernach 
weder gegen die Person des etc. Wollmann noch gegen den von ihm 
ertheilten Religions-Unterricht etwas zu erinnern, so muss verlangt 
werden, dass die das Gymnasium in Braunsberg besuchenden katho- 
lischen Schüler an diesem Unterricht Theil nehmen. Denn der Reli- 
gions-Unterricht ist auf den Preussischen Gymnasien ein obligatori- 
scher Lehrgegenstand. Einen rechtlichen Anspruch auf Befreiung von 
der Theilnabme an demselben haben nach $. 11. Theil II. Titel 12. 
des A. L. R. nur solche Kinder, welche in einer anderen Religion, 
als welche in der öffentlichen Schule gelehrt wird, nach den Gesetzen 
des Staats erzogen werden sollen. Wenn Ew. bischöfliche Hochwürden 
hierin einen offenen Gewissenszwang, eine direkte Verkümmerung der 
in Preussen den Katholiken feierlich garantirten Gewissensfreiheit 
finden, so scheint hierbei übersehen zu sein, dass eine gesetzliche 
Nöthigung zum Besuch des Gymnasiums -in Braunsberg oder eines 
Gymnasiums überhaupt nicht besteht. Wer sich aber der an der Schule 
gesetzlich bestehenden Ordnung nicht fügen will, muss auf die Be- 
nutzung derselben verzichten und hat, wenn er es nicht freiwillig thut, 
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keinen Grund zur Beschwerde, wenn ihm diese Benutzung versagt 
wird. Die Bemerkung endlich, dass jene Anordnung auch eine Ver- 
leugnung des stiftungsmässig katholischen Charakters des aus speciell 
katholischen Fonds gestifteten Braunsberger Gymnasiums, und darum 
eine specielle Verletzung des positiven Rechts der Katholiken sei, 
findet ihre Erledigung in der Erwägung, dass die Stiftung des Gym- 
nasiums in Braunsberg und die Widmung der zu seiner Unterhaltung 
dienenden Fonds einer Zeit angehört, in welcher der Concilsbeschluss 
vom 18. Juli v. J. noch nicht bestand. 

Aus diesen Gründen kann ich der gegen die Anordnung des 
Königlichen Provinzial-Schulkollegiums erhobenen Beschwerde keine 
Folge geben. 

Berlin, den 29, Juni 1871. 

von Mühler.“ 


IX. 


Zur evangelischen Kirohenverfassung in Bayern diesseits des 
Rheins, 


Mitgetheilt von 
R. W. Dove. 


l. Zur Kirchenvorstands-Ordnung für die lutherischen Ge- 
meinden in Bayern diesseits des Rheins vom 7. October 1850. 


In der von mir (mit den durch die Königliche Entschliessung vom 
7. Februar 1861. genehmigten Veränderungen) in meiner Sammlung 
der wichtigeren neuen Kirchenordifungen u. s. w. (Ergänzungsband 
der Zeitschrift für Kirchenrecht, Tübingen 1865.) S. 102. ff. mitge- 
theilten Kirchenvorstandsordnung für die lutherischen Gemeinden in 
Bayern diesseits des Rheins ist nach einer gütigen Mittheilung des. 
Königlich Bayerischen protestantischen Oberconsistoriums zu München 
v. 1. September 1871. in Folge Königlicher Entschliessung vom 4. Oc- 
tober 1863., die Ergebnisse der im Jahre 1861. zu Ansbach abgehal- 
tenen vereinigten ordentlichen Generalsynode betreffend, der $. 21. 
Absatz 2. abgeändert worden. 

Der $. 21. lautet nunmehr: 

„Der Pfarrer oder dessen Stellvertreter, und, wo in einer Kirchen- 
gemeinde mehrere Pfarrer angestellt sind, der erste Pfarrer, führt 
in den Versammlungen des Kirchenvorstandes den Vorsitz, und leitet 
dessen Verhandlungen. Derselbe beruft die Mitglieder alle drei 
Monate zueiner Sitzung“ [früher: „regelmässig einmal in 
jedem Monate“], „ausserdem aber, so oft dringende Berathungs- 
gegenstände vorhanden sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. Die gefassten Beschlüsse sind in einem 
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chronologisch fortlaufenden Protokolle einzutragen, welches jederzeit 
nach geschehenem Verlesen von den Anwesenden zu unterzeichnen 
ist. Die Ausfertigungen geschehen unter der Unterschrift des Vor- 
sitzenden. Die Versammlungen und Berathungen des Kirchen- 
vorstandes haben in der Sakristei der Kirche, oder wenn solches 
untbunlich sein sollte, in dem Pfarr- oder Schulhause stattzu- 
finden.* 


23. Zur Wahlordnung für die protestantischen Generalsynoden 
in Bayern diesseits des Rheins vom 31, Juli 1853. 


Dieselbe ist von mir in der angeführten Sammlung 8. 116. fi. 
mit den Abänderungen der Königlichen Entschliessung vom 7. Februar 
1861. mitgetheilt worden. Gegenwärtig hat dieselbe mit Königlicher 
Genehmigung zufolge des Ministerial-Erlasses vom 20. September 
1871. mehrfache Abänderungen erlitten. Ich lasse dieselben folgen: 


A. Königreich Bayern. Staatsministerium des Innern 
für Kirchen- und Schulangelegenheiten. 

Seine Majestät der König haben geruht, die von der letzten ver- 
einigten General-Synode zu Ansbach begutachteten Abänderungen der 
SS. 8. Abs. 2. $. 9. Abs. 1. $$. 11. 12. 8. 14. Abs. 1. und $. 16. der 
Wahlordnung für die protestantischen General-Synoden vom 31. Juli 
1853. allergnädigst zu genehmigen und anzuordnen, dass in dem 8.7. 
besagter Wahlordnung die Worte: 

„unter Leitung des Decans oder seines Stellvertreters“ 
dann die Absätze 2, und 3. des $. 13. gestrichen werden. 

Dies wird dem kgl. protestantischen Oberconsistorium zum geeig- 
neten Vollzuge hiemit eröffnet. 

München, den 20. September 1871. 

Auf Seiner Königlichen Majestät allerhöchsten Befehl. 
(gez.) von Lutz. 


An das kgl.protestantische 


Oberconsistorium. Durch den Minister der Gene- 
Die Verhandlungen der letzten ral-Secretär Ministerialrath. 
Generalsynode zu Ansbach, hier (gez.) von Bezold. 


insbesondere die Wahlordnung für 
die protestantischen Generalsynoden 
diesseits des Rheins betreffend. 


B. Wahlordnung 


für die protestantischen General-Synoden diesseits des Rheins vom 
81. Juli 1853. mit Berücksichtigung der durch die allerhöchste Ent- 
schliessung vom 7. Februar 1861. und nach der höchsten Ministerial- 
Entschliessung vom 20. September 1871. Allerhöchst genehmigten Ab- 
änderungen : 
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8. 1, 

-Die Generalsynode wird zusammengesetzt: 

1. aus einem geistlichen Abgeordneten eines jeden Decanatsiezirkes, 
9. aus einem weltlichen Abgeordneten eines jeden Decanatsbezirkes. 
3, aus einem Abgeordneten der protestantischen theologischen Fa- 

kultät der Universität Erlangen. . 

8. 2. 

Die Synodalverhältnisse der reformirten Pfarrgemeinden in den 
Landestheilen diesseits des Rheins haben durch unsere Entschliessung 
vom 26. Februar 1858. ihre besondere Würdigung und Regelung er- 
halten. 

8. 3. 

Gemäss $. 7. des Edikts über die inneren Angelegenheiten der 
prot. Gesammtgemeinde in dem Königreiche vom 26. Mai 1818. wohnt 
der Generalsynode ein k. Commissär bei, welcher jedoch an den Be- 
rathungen selbst keinen Antheil zu nehmen hat, 

| 8. 4. 

Bei den Berathungen der Generalsynodensind ferner gegenwärtig: 
die sämmtlichen Collegialmitglieder desjenigen Consistoriums, an 
dessen Sitz die Versammlung stattfindet, dann ein geistliches und 
ein weltliches Collegialmitglied des anderen Consistoriums, soferne 
gemäss Art. 1. des Gesetzes vom 4. Juni 1848. die allgemeinen Syno- 
den der beiden Consistorialbezirke d. d. Rheins in eine ungetrennte 
Versammlung vereiniget werden. 

Findet die in solcher Weise vereinigte Versammlung an einem 
dritten Orte ausserhalb des Sitzes beider Consistorien statt, so wohnen 
je ein geistliches und je ein weltliches Mitglied der beiden Consi- 
storien Ansbach und Bayreuth der Versammlung bei. 

Diese Collegialmitglieder haben die Befugniss und Verbindlichkeit, 
Aufschlüsse über faktische Verhältnisse zu geben. 

8. 5. 

Die Leitung der Generalsynode steht gemäss $. 7. des Ediktes 
über die inneren kirchlichen Angelegenheiten der prot. Gesammtge- 
meinde vom 26. Mai 1818: dem hiezu abgeordneten Mitgliede Unseres 
prot, Oberconsistoriums zu. Dasselbe ist befugt, so oft es ihm noth- 
wendig oder förderlich scheint, über die einzelnen Gegenstände der 
Berathung Erläuterungen zu geben, oder durch gegenwärtige Mit- 
glieder der Consistorien geben zu lassen. 

8. 6. 

Für jeden Dekanatsbezirk wählt die betreffende Dipsesenernede 
zuerst den geistlichen Abgeordneten zur Generalsynode und in einem 
weiteren Wahlakte den Ersatzmann für denselben. 

Von den geistlichen Mitgliedern der Diözesansynode sind sämmt- 
liche im Amte stehende Pfarrer, die wirklichen Pfarrverweser und 
exponirten Vikare, sowie die Hauptprediger, insoferne letztere nicht. 
Mitglieder der kirchlichen Stellen sind, zur Wahl berechtigt und 
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unter ihnen nur die im Amte stehenden Pfarrer, sowie die Hauptpre- 
diger für die Generalsynode wählbar. 
| 8.7. 

Diese Wahl wird von jeder Diözesansynode in der Regel bei Ge- 
legenheit ihres ordentlichen jährlichen Zusammentrittes vorgenommen, 
ausnahmsweise an einem besonders festgesetzten Tage vollzogen. 

8. 8. 

Ferner wählt die betreffende Diözesansynode für jeden Decanats- 
bezirk einen weltlichen Abgeordneten zur Generalsynode und in einem 
weiteren Wahlakte den Errsatzmann hiefür. 

Der Abgeordnete wie der Ersatzmann müssen dem Dekanatsbe- 
zirke angehören und die durch die allerh. Verordnung vom 7. Okto- 
ber 1850., „die Einführung der Kirchenvorstände betreffend“ $. 6. 
festgestellte passive Wahlfähigkeit zum Kirchenvorstande besitzen. 

8.9. 

Der Decan hat sich bei der Leitung der 'Wahl nur in der Art zu 
betheiligen, dass er einen aus 3,—5. Mitgliedern bestehenden Wahl- 
ausschuss sich bilden lässt, welcher sich seinen Vorsitzenden selbst 
wählt und das ganze Wahlgeschäft nach den nachstehenden Vor- 
schriften vornimmt. 

Dieser Wahlausschuss ‚hat: 

1.. darüber zu wachen, dass die Wahlvorschriften genau beobachtet 
werden; 

2. insbesondere darauf zu sehen, dass jede Wahlstimme vollständig 
aufgezeichnet und die Stimmenmehrheit richtig berechnet werde, 
auch hat derselbe 

3. alle Wahlreclamationen sofort zu prüfen und zu entscheiden. 

8. 10. 

Beschwerden gegen die Beschlüsse des Wahlausschusses sind 
binnen 3. Tagen an das einschlägige Consistorium zu richten. Durch 
solche Beschwerden darf jedoch die im Bas befindliche Wahlhand- 
lung nicht gehemmt werden. 

8. 11. 

Die Abstimmung ist geheim und geschieht durch Wahlzettel, 
welche den zu wählenden Abgeordneten beziehungsweise Ersatzmann 
mit Vor- und Zunamen, Stand und Wohnort bezeichnen. 

8. 12. 

Jeder Wähler legt persönlich seinen Wablzettel, welcher nicht 
unterschrieben sein darf und so zusammengelegt sein muss, dass der 
auf demselben stehende Namen verdeckt ist, in ein bereit gehaltenes 
Gefäss, wovon im Protokoll Vormerkung zu machen ist. 

8. 18. | 

Für die Wahl eines Abgeordneten zu der Generalsynode, sowie 
für die Wahl des Ersatzmannes ist absolute Stimmenmehrheit erfor- 
derlich. Wahlzettel, welche der Wahlausschuss für unvollständig 
oder unförmlich erkennt, werden nicht beachtet. 
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8. 14. 

Das Ergebniss der Abstimmung wird, so bald es festgestellt ist, 
von dem Vorsitzenden des Ausschusses der Versammlung eröffnet. 

Die anwesenden Gewählten haben ihre Erklärung über die An- 
nahme oder Ablehnung der Wahl sogleich abzugeben. 

Der nicht anwesende Gewählte, welcher spätestens 8. Tage nach 
Eröffnung der auf ihn gefallenen Wahl die Annahme nicht erklärt 
hat, wird als ablehnend betrachtet. 

8. 15. 

Sollte weder der gewählte Abgeordnete noch dessen Ersatzmann 
die Wahl annehmen, so findet eine zweite Wahl nicht statt, und es 
bleibt der betreffende Dekanatsbezirk unvertreten. 

8. 16. 

Ueber die ganze Wahlverbandlung und die von den anwesenden 
Gewäblten abgegebenen Erklärungen hat ein Mitglied des Wahlaus- 
schusses ein Protokoll aufzunehmen, welches von dem Wahlausschusse 
zu unterzeichnen und nebst den Weahlzetteln versiegelt dem Decanat, 
das die schriftlichen Erklärungen der bei der Wahl abwesenden Ge- 
wählten zu erholen und nachträglich einzusenden hat, zur Vorlage bei 
dem kgl. Consistorium zu übergeben ist. 

8. 17. 

Befinden sich unter den gewählten weltlichen Abgeordneten solche, 
welche in Staats- oder Öffentlichen Diensten stehen, so haben dieselben 
die erforderliche Urlaubsbewilligung nach Maassgabe der bestehenden 
Dienstesvorschriften nachzusuchen. 

8. 18. 

Die Consistorien haben das Ergebniss der in ihrem Bezirke voll- 
zogenen Wahlen dem k. Ober-Consistorium anzuzeigen, welches auf 
erhobene Beschwerde über die als ungültig angefochtenen Wahlen 
entscheidet, und über das Gesammt-Ergebniss aller Wahlen an Unser 
Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
Bericht erstattet. 

Wir behalten Uns die Bestätigung der für die protestantischen 
Generalsynoden d. d. Rheins gewählten Mitglieder und Ersatzmänner 
auf erstattete allerunterthänigste Anzeige Unseres Staatsministeriums 
des Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten vor. Ihr habt hie- 
nach das Geeignete zu verfügen. 


X. 


Urkunden über die Verhältnisse der Katholiken im Herzog- 
thum Braunschweig. 


"Bis zum Jahre 1867. befanden sich die Katholiken im Herzogthum 
Braunschweig hinsichtlich der Religionsübung in einer sehr gedrückten 
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Stellung. Die „neue Landschaftsordnung für das Herzogthum Braun- 
schweig‘‘ vom 12. October 1832. erklärte zwar im $. 211.: 

„Allen im Herzogthume anerkannten, oder durch ein Gesetz auf- 
genommenen christlichen Kirchen wird freie Öffentliche Religionsübung 
zugesichert; sie geniessen gleichen Schutz des Staates und ihre Ange- 
hörigen zleiche bürgerliche Rechte.‘ 

Allein das Reglement vom 9. April 1768, enthielt zahlreiche Be- 
stimmungen, welche die Confessionen nach ungleichem Rechte be- 
handelten. Erst das Gesetz vom 10. Mai 1867. hob das erwähnte 
Reglement auf. Ich bemerke noch, dass die nach dem angeführten 
Gesetze noch bestehen gebliebene Verpflichtung der zerstreut wohnen- 
den Katholiken zur Entrichtung von Stolgebühren an evangelische 
Geistliche nunmehr in Folge des Gesetzes vom 31. Mai 1871., die 
Aufhebung der Stolgebühren betreffend, welches ich in dieser Zeit- 
schrift Band X. 8. 466. ff. mitgetheilt habe, auch in Wegfall kommt. 

R. W. Dove. 


1. Serenissimi gnädigstes Reglement für die Römischcatholisch- 

Geistliche in der Stadt Braunschweig sowol als für allederselben 

Religion zugethanene Personen in hiesigen Landen insgemein. 
d. d. Braunschweig, den 9. April 1768. 


Von Gottes Gnaden, Wir Carl, Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg etc. etc. fügen hiemit zu wissen. Demnach Wir missfällig 
vernehmen müssen, dass, da von Unsern in Gott ruhenden Vorfahren 
an der Landes-Regierung denen, der Römischcatholischen Kirche zu- 
getbanen, in gewisser Maasse ein Öffentliches Religions-Exercitium in 
Unserer Stadt Braunschweig verstattet worden, die bey der Catho- 
lischen Kirche daselbst bestellete Geistliche vielfältig und offenbar 
der Gebühr und ihren Pflichten zuwider, besonders in Ehesachen, 
gehandelt, indem sie ..nicht allein die bey denen Verheirathungen noth- 
wendige Erforschung derer Umstände ausser Acht gelassen, und von 
dem Unfug, so zu ihrer Wissenschaft gekommen, der Obrigkeit keine 
Anzeige gethan, sondern auch heimliche Trauungen ohne vorgängige - 
Proclamation vorgenommen, auch andere ordnungs- und gesetzmässige 
Beobachtungen ausser Acht gelassen haben; und Wir-denn nach Un- 
serer Landesväterlichen Obliegenheit solches wider alle christliche 
Religions-Principia und gute Ordnung streitende Verfahren besagter 
Catholischen Geistlichen, und die daraus entstehende ärgerliche Un- 
ordnung nicht zu dulden, ernstlich gemeinet sind; und dahero nöthig 
befunden die Pflichten der bey der Catholischen Kirche hieselbst be- 
stelleten Geistlichen in Ansehung der Proclamationen, Copulationen, 
Taufen, Begräbnissen, und sonstigen bey ihren Beligions- Verwandten 
habenden Amtsverrichtungen, sowohl als ihres übrigen Betragens, 
durch eine gewisse und beständige Verordnung zu bestimmen:, So 
setzen, ordnen und wollen Wir hiemit und Kraft dieses, dass 

1. Die Catholische Geistliche vorjetzo Unsern ins Land publicirte 
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Fürstl. Ehe-Verlöbniss-Ordnung vom 19. November 1725. samt dem 
appendice vom 15. Jan. 1717. wovon ihnen ein Exemplar, so sie bey 
ihrer Kirche aufzubewahren, und jährlich am 2. Sonntage post Epi- 
phanias Öffentlich und von der Canzel abzulesen haben, zugestellet 
werden soll, und im Fall Wir selbige in Zukunft etwa abändern, ver- 
mindern oder vermehren mögten, sodann auch solche, und deren Vor- 
schrift, genau beobachten, in Gefolg der gegenwärtigen Ordnung aber 
vornehmlich je und allezeit, wenn Personen um die Proclamation bey 
ihnen ansuchen, zuvor sorgfältig erforschen sollen, a) Ob dieselbe 
noch Eltern oder. Vormünder haben, und diese in die vorhabende 
Verheyrathung einwilligen. Wenn selbige in der Stadt wohnen, müssen 
sie persönlich und mündlich darüber vernommen werden, wobey be- 
sonders nöthig, dass auch die Geistliche die dafür sich angebende 
Personen würklich kennen, damit nicht etwa aus Gefährde andere da- 
für mögen ausgegeben werden ; Wenn aber besagte Eltern oder Vor- 
münder ausserhalb der Stadt oder ausser Landes sich aufhalten oder 
wohnhaft sind, muss dererselben Consens durch ein gerichtliches, oder 
auch von dem Prediger des Orts, wo die Eitern oder Vormänder 
wohnen, ausgestelltes und gerichtlich certificirtes Attestat bescheinigt 
werden. b) Wenn die Verlobte, ihrem Angeben nach, keine Eltern 
mehr haben und majore&un sind; so muss sowohl das Absterben ihrer 
Eltern, als auch, wenn es beide junge Leute sind, die angebliche Ma- 
jorennität durch Extracte aus den Kirchenbüchern, deren Richtigkeit 
die Obrigkeit des Orts zu attestiren hat, dociret, und alsdann erst, wenn 
solche Zeugnisse produciret sind, eher aber nicht, mag zur Proclamation 
und Trauung geschritten werden. c) Begäbe es sich, dass fremde, 
den Catholischen Geistlichen unbekannte Personen ‘unter dem Vor- 
geben, dass sie in der Stadt Braunschweig ihr domicilium nehmen 
wollen, oder bereits genommen hätten, proclamiret zu werden ver- 
langen, so haben dieselbe nach dem Ort ihrer Geburt und auch ihres 
vorherigen Aufenthalts umständlich zu fragen, und sorgsam und mit 
möglichster Vorsicht zu erforschen, ob sie nicht etwa vorhin bereits 
verheirathet gewesen, ob sie darüber, dass sie ohnvereheliget sind, 
ein gerichtliches Zeugniss beyzubringen im Stande, ob sie noch Eltern 
oder Vormündere haben, ob sie majorennes sind, und alle diese be- 
regte Umstände, mit Bemerkung der Proclamandorum Vor- und Zu- 
nahmen, und des Bräutigams Profession, ordentlich in ein Protocoll 
zu fassen, dasselbe mit ihrer Unterschrift und Petschaft den Verlobten 
zu behändigen, und damit an das hiesige geistliche Gerichte zu ver- 
weisen, welches sodann die Umstände näher zu untersuchen, und nach 
Befinden denenselben einen Schein zu ertheilen hat, dass mit der 
Proclamation und Copulation könne verfahren werden, wie dann die 
Catholische Geistliche, ehe und bevor der Schein nicht erfolget, bey 
Vermeidung schwerer Ahndung mit der Proclamation nicht zu ver- 
fahren haben. Sollten ihnen auch bey Prüfung der ad a & b be- 
merkten Umstände Bedenklichkeiten vorkommen, so haben sie ihr 
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darüber aufgenommenes Protocollum ebenfalls zu deren vorgängigen 
Entscheidung an das geistliche Gericht zu senden, und das nöthige 
daber zu erwarten. Ueberhaupt aber haben sie d) über alle Ver- 
lobungs- und Ehefälle, die bey ihnen vorkommen, es mögen Bedenk- 
lichkeiten dabey seyn oder nicht, eine ordentliche und richtige Regis- 
tratur aufzunehmen, auch solche wohl aufzubewahren und zur Produc- 
tion, wenn selbige von Unserer Fürstl. Geheimen Rathsstube ver- 
langet wird, bereit zu halten. Würden sie nun deme allen nicht 
genau nachkommen,. oder sich ferner eine heimliche Copulation zu 
Schulden kommen lassen, so haben sie, dass solches ohnnachbleiblich 
und auf das schärfeste geahndet werde, zu gewärtigen. 

2. Wie denen Catholischen Geistlichen keine andere Proclamationes 
und Copulationes zustehen, als welche unter ihren Religions-Verwand- 
ten in Unserer Stadt Braunschweig vorfallen, wenn beyde Verlobte 
hieseibst wohnhaft sind; also haben dieselben, wenn sich Personen 
aus der Stadt Wolfenbüttel oder Unsern Land-Städten, oder auch 
vom platten Lande bey ihnen anfinden und proclamiret oder doch 
“ copuliret zu werden verlangen solten, dieselben, es mögen beyde ca- 
tholisch oder vermischter Religion seyn, zurück, und an die Evange- 
lische Prediger des Orts zu verweisen, woselbst sie ihr Domicilium 
haben, und eingepfarret sind, es wäre dann, dass im letzten Fall sie 
durch ein von dem Evangelischen Prediger ibres Orts ertheiletes und 
gerichtlich vergewissertes Zeugniss darthun könnten, dass sie ord- 
nungsmässig von ihm proclamiret worden, demselben die jura stolae 
erlegt, auch wegen des bey der Trauung ihm sonst zugekommenen 
Emolumenti die Vergütung gemacht hätten, als in welchem Fall ihnen 
wohl gegönnet werden mag, dass sie durch die Catbolischen Geist- 
lichen in der Stadt Braunschweig die Trauung verrichten lassen. 

3. Damit auch allen übeln Folgen, so aus einer nicht ordentlich 
vorgenommenen Proclamation entsteben können, nach Möglichkeit 
vorgebauet werde; so ist Unser gnädigster und ernster Befehl, dass 
in der Catholischen Kirche keine andern Personen proclamiret und 
getrauet werden sollen, als da entweder beyde Verlobte der Catholischen 
Religion zugethan sind, oder aber der Bräutigam Catholisch und die 
Braut Evangelisch ist, und die letzte ihren Bräutigam freywillig 
folgen will, jedoch in beyden Fällen, anders nicht, als in der Maasse, 
dass zuvor der Catholische Geistliche an die Evangelische Prediger, 
in deren Parochial-Districten beyde Verlobte, Braut und Bräutigam 
sich aufhalten, eine schriftliche von ihnen eigenhändig unterschriebene, 
und mit ihrem Kirchen-Siegel besiegelte Nachricht ertheile, an wel- 
chem Sonntage die in derNachricht mit ihrem Tauf- und Geschlechts- 
Nahmen, auch Benennung des Geburts-Orts und Eltern anzuzeigende 
Personen zum erstenmal sollen aufgeboten werden, da sodann von 
den Evangelischen Predigern an eben den Sonntagen die Anzeige von 
den Canzeln ihren Gemeinen geschehen soll, dass die benannten Per- 
sonen in der Catholischen Kirche proclamiret worden, und wer Ein- 
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sage zu thun befugt zu seyn vermeine, sich bei den Catholischen 
Geistlichen hieselbst zu melden habe. Sobald aber von jemand Ein- 
sage geschiehet, so haben die Geistliche nicht weiter zu procediren, 
sondern mit fernerer Proclamation, oder, wenn diese bereits zweymal 
gescheben, mit der Copulation bis nach erfolgter Entscheidung, und 
davon erhaltener Nachricht, Anstand zu nehmen, wie auch die Evan- 
gelische Prediger, so ihrerseits gleichfalls die Proclamationes zu thun 
haben, sofort davon zu benachrichtigen; zugleich aber den Einsage 
thuenden sowohl als den, geren welchen die Einsage geschiehet, ge- 
hörig zu befragen, die Umstände, so vielan ihnen ist, zuuntersuchen, 
darüber eine Registratur aufzunehmen, solche mit ihrem Gutachten 
an Unsere Fürstliche Geheime-Rathsstube einzuschicken, und von da- 
her die Decision zu erwarten. 

4. Wenn der Fall eintritt, dass der Bräutigam Evangelischer, 
die Braut aber Catholischer Religion ist, so gehört, wenn die Procla- 
mation oberwähntermassen gehörig geschehen, die Copulation dem 
Prediger, in dessen Parochie die Braut seit einem halben, oder doch 
das letzte Viertel-Jahr gewohnet, oder auch gedienet hat. lm andern 
Fall aber, wenn der Bräutigam Catholischer, und die Braut Evange- 
lischer Religion ist, dem Catholischen Geistlichen; jedoch haben auch 
die Catholische Geistliche hieselbst mit der Copulation, es mögen 
beyde Verlobte Catholischer oder vermischter Religion seyn, nicht 
eher zu verfahren, es sey denn zuvor ein Schein beigebracht, dass 
die Jura Stolae pro proclamatione et copulatione an die Evangelische 
Prediger, in deren Parochie sie gehören, nebst den Gebühren für die 
Opferleute, berichtiget worden. Ausserdem aber haben auch die Ca- 
tholische, wenn die Trauung nicht in der Kirche, sondern in Privat- 
häusern geschiehet, gleich den Evangelischen das, was geordnet ist, 
zu entrichten. : 

5. Wenn andere Religions-Verwandte sich mit Catholiken ver- 
heirathen, es sei Braut oder Bräutigam von dieser oder jener Religion, 
muss vor dem öffentlichen Aufgebot unter beyden Verlobten ausge- 
machet und bestimmet werden, in welcher Religion die in der bevor- 
stehenden Ehe zuerzeugende Kinder sollen erzogen werden. Auch haben 
die Catholische Geistliche, bevor nicht solches geschehen, und die 
quoad hunc passum zwischen beyden Theilen regulirte Eheberedung 
ihnen in beglaubter Abschrift mitgetheilt worden, mit der Proclama- 
tion nicht zu verfahren. Es hat aber der protestantische Theil zu 
dem Ende sich bey seiner ordentlichen Obrigkeit zu melden, und ihr 
die vorhabende Vereheligung bekannt zu machen, diese aber mit 
Zuziehung des Beichtvaters, welchem die nöthigen Vorstellungen be- 
scheidentlich zu thun, bevorbleibet, in Gegenwart des andern Theils 
die Eheberedung, soweit solche die Erziehung und Religion der künf- 
tigen Kinder betrift, zu reguliren, und davon beyden Theilen ein mit 
dem Gerichts-Siegel originalisirtes Exemplar, nebst einer beglaubten 
Abschrift für die Geistliche auszuhändigen. Und wie die Obrigkeit 
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das darüber aufgenommene Protocoll wohl aufzubewahren hat, also 
ist auch dem dazugezogenen Beichtvater eine Abschrift davon zuzu- 
stellen, damit er ein wachsames Auge darauf habe, ob auch demnächst 
die Eheleute ihre Kinder, der Convention gemäss, in der für sie er- 
wählten Religion erziehen, und unterrichten lassen. 

6. Nach solcher unter den Verlobten genommenen Abrede und 
Pacto werden dann auch die in der Ehe verzeugte Kinder entweder 
in der Catholischen oder Evangelischen Kirche getauft, auch, wie 
vorgedacht, in der für sie bestimmten Religion, bis sie die annos 
discretionis erreichet haben, unterwiesen. 

7. Die Eheleute vermischter Religion, so sich in Unsern Landen 
befinden, wie auch die, so darinnen sich künftig niederlassen, sollen 
gehalten seyn, innerhalb 8 Wochen von dato dieser Verordnung an, 
und respective nach ihrer Niederlassung der Obrigkeit jeden Orts, 
das unter ihnen errichtete Pactum den Religions-Unterricht ihrer 
Kinder betreffend, bey Verlust der Gültigkeit desselben, vorzuzeigen, 
welche das nötige daraus extrahiret, und dem Prediger des Orts, um 
darauf Acht zu haben, dass alles richtig möge befolget werden, mit- 
theilet. Würde sich ein Verdacht äussern, dass solche Pacta allererst, 
bey oder nach dem Eintritt in hiesige Lande gemacht, oder etwa von 
dem catholischen Ehegatten; dem evangelischen aufgedrungen, und 
darin festgesetzet worden, dass die Kinder sämtlich in der catholischen 
Religion sollen erzogen werden; so sollen die Eheleute und abson- 
derlich der protestantische Theil eidlich erbärten, dass vor der Ver- 
ehligung es also freywillig verabredet sei. Und eben also soll es 
auch in diesem Fall gehalten werden, wenn die Eheleute vorgeben, 
dass kein schriftliches Pactum „gemacht, sondern die Abrede nur 
mündlich genommen sey. 

8. Dafern aber überall unter solchen gegenwärtigen oder künftig 
einkommenden fremden Eheleuten kein Pactum wegen der Religion 
der Kinder gemacht, oder selbiges von ihnen binnen obengesetzter 
Zeit nicht produciret worden ; so werden, wenn der Vater Evangelisch, 
die Mutter aber Catholisch ist, die Kinder beyderley Geschlechts in 
der evangelischen Religion, wenn aber der Vater Catholisch, die 
Mutter hingegen Evangelisch ist, die Söhne in der catholischen, die 
Töchter aber in der evangelischen Religion erzogen, und nach dieser 
Ordnung entweder von dem evangelischen Prediger, oder catholischen 
Geistlichen getaufet. 

9. Von den catholischen Geistlichen jedoch soll das Taufen eher 
nicht geschehen, bevor nicht vor dem Actu der evangelische Prediger, 
dem es in seiner Parochie zustehet, der Jurium stolae halber, nebst 
dem Opfermann vergnüget, und darüber, dass solches geschehen, von 
demselben ein Schein beygebracht. Auch soll das Taufen in der 
Kirche geschehen; in dem Hause der Sechswöchnerin aber anders 
nicht, als wenn es die Schwachheit des neugebornen Kindes erfodert, 
und solches dem General-Superintendenten zuvor oder wenigstens 
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gleich nachher, gemeldet, und auf dessen Befinden nach eines jeden 
Vermögen 12. bis 24. Gr., auch wol 1.bis 2. Thir. an das Waysenhaus 
hieselbst entrichtet worden, gestattet seyn. Ebensowenig aber sollen 
bey der Taufe mehr als drey Gevattern zugelassen werden. 

10. Die Kinder, so nach obigen Principiis in der evangelischen 
Religion zu erziehen sind, sollen weder allhier nach anderwärts in 
andere als evangelische Schulen geschicket, oder andere als evange- 
lische Informatores ihnen gegeben werden. Es sollen ihnen auch 
nach Absterben des evangelischen Vaters, keine andere als evange- 
lische Vormünder bestellet werden, und sollten auch die catholische 
Mutter oder die nächste mütterliche Anverwandte der Kinder die 
Tutelam legitimam zu praetendiren haben, sollen zwar selbige davon 
nicht ausgeschlossen, noch soll ihnen die Administratio bonorum ent- 
zogen werden, die weltliche Obrigkeit hat ihnen jedoch evangelische 
Vormünder zu bestellen, welche fürnemlich für die Erziehung der 
Kinder in der evangelischen Religion zu sorgen, und wenn dabey 
etwas versäumet, oder die Kinder durch harte oder glimpfliche Be- 
gegnung zu Annehmung des Unterrichts in der catholischen Religion 
bewogen werden wollten, solches der Obrigkeit anzuzeigen haben, 
damit dieselbe die Kinder, aus deren Aufsicht und Umgang überall 
wegnehmen, und an die evangelische Vormünder das was zu der Kin- 
der Bedürfniss nötig, reichen lassen. 

1l. Die Jura stolae anlangend, so sind dieselbe nicht allein an 
die evangelische Prediger nebst den Gebühren für die Opferleute, wie 
oben - bereits erwehnet, für die Proclamationes, Copulationes und 
Taufen, sondern auch an selbige und an die evangelische Schulen 
für Begräbnisse und was dahin gehöret, jedesmalen und zwar von 
denen so ein ganzes bürgerliches Haus eigenthümlich oder mieths- 
weise bewohnen, völlig abzuführen;; diejenige hingegen, so ein ganzes 
Haus nicht eigen oder Miethsweise besitzen, sondern bey andern 
wohnen, wenn sie von geringem Stande sind, mögen sie selbige zur 
Hälfte entrichten. Honoratiores und wohlbemittelte Personen werden 
jedoch aus freyen guten Willen den evangelischen Predigern in oben 
angeführten Fällen besonders bei Copulationen von wegen des sodenn 
zu entbehren habenden sonst gewöhnlichen Opfergeldes ein mehres 
zuwenden. 

12. Wenn zwischen den Verlobten wegen der Sponsalium ein 
Streit entstehet, es mögen beyde der catholischen Religion zugethan, 
oder vermischter Religion seyn, so wird derselbe nach unserer Ehe- 
verlöbnissordnung decidiret, und stehet in der Stadt Braunschweig 
dem geistlichen Gericht darüber in der ersten Instanz die Cognition 
zu, sowie dergleichen Vorfälle in den übrigen Städten und auf dem 
platten Lande zur Entscheidung vor Unser Fürstliches Consistorium 
gehören. 

13. In Fällen da zwischen Mann und Frau vermischter Religion 
ein Ehescheidungsstreit entstehet, oder sonst in Ehesachen Irrungen 
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vorkommen, wird es auf gleiche Weise, wie im $. 12. bemerket wor- 
den, gehalten, und haben die Partheyen vor den eben besagten Ge- 
richten recht zu geben und zu nehmen, dahingegen, wenn beyde 
Theile catholischer Religion sind, und dieselben nach den Sätzen 
ihrer Religion getrennet werden können, soll der Fürstl. Geheime- 
raths-Stube solches gemeldet, und darauf das weitere verordnet wer- 
den. Wobey denen Geistlichen zugleich von Uns ernstlich geboten 
wird, dass, wenn Ehen bey ihnen als ungültig oder aufgehoben an- 
gesehen werden, sie weder dem einen noch den andern Theile zur 
andern Ehe zu schreiten gestatten sollen, ohne es vorhero Unserer 
Fürstl. Geheimeraths-Stube gemeldet, und von derselben Verordnung 
erhalten zu haben. 

14. Wenn zu einer Verheyrathung von den Verlobten verschiedener 

Religion wegen zu naher Blutsfreundschaft, oder Schwägerschaft 
Dispensation nöthig ist, so ist solche bei Unserm Fürstl. Consistorio 
zu suchen, wie denn auch bey selbigem, es mögen ‚beyde Theile oder 
nur einer catholischer Religion seyn, die Erlaubniss gar nicht, oder 
nur einmal proclamiret, oder in der ersten Fasten- oder Advents- 
Woche annoch getrauet zu werden oder binnen der Trauerzeit zu 
heyraten, einzuholen ist, ohne welche so wenig die catholische Geist- 
liche als die evangelische Prediger in solchen Fällen eine Copulation 
zu verrichten sich ermächtigen mögen. 
- 15. Der Besuch der Kranken, und die Administration der Sacro- 
rum in deren Häusern, wird in den Städten Braunschweig und Wol- 
fenbüttel zugelassen, in den Land-Städten und auf dem platten Lande 
aber anders nicht, als wenn der cathglische Geistliche zuvor entweder 
bey der Obrigkeit oder dem Prediger des Orts sich solcherhalb ge- 
meldet und den Umstand angezeiget hat. Sollte der Zustand des 
Kranken einen schleunigen Besuch erfodern, dass also die ebenge- | 
dachte Anzeige vorhero nicht geschehen könnte, so soll der catholische 
Geistliche dennoch sofort nach seiner Verrichtung den Vorgang wie 
obgedacht melden. 

16. Die Begräbnisse der Catholiken in der Stadt Braunschweig 
geschehen am Tage, und haben die catholische Geistliche bey den 
Leichenprocessionen auf die Art, wie bey Unsern evangelischen Kir- 
chen hieselbst gewöhnlich sich zu achten, mithin mag auch ihnen 
dabey so wenig als bey Administration des heil. Nachtmals oder 
sonst bei andern Gelegenheiten ausserhalb ihrer Kirche, und ihres 
Kirchhofes, so lange derselbe, wie jetzo, gleich an der Kirche bleiben, 
und unmittelbar damit verbunden seyn wird, das Weihwasser, Creutze, 
Bilder, Reliquien oder dergleichen herumzutragen erlaubt seyn. 
Sollte jemand die stille Beerdigung der Leiche Abends oder Nachts 
verlangen ; so ist, da denen catholischen Unterthanen hierunter keine 
mehrere Freyheit als Unsern evangelischen Religionsverwandten com- 
petiren mag, die Concession dazu bey Unserm General-Superintendenten 
hieselbst, wenn sich der Fall allhier ereignet, zu Wolfenbüttel aber 
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und in Unsern Landstädten sowol, als auf dem platten Lande bey 
Unserm Fürst. Consistorio, und denen, welchen von diesem dergleichen 
committiret ist, zu suchen, und sind die gewöhnlichen Gebühren da- 
für zu entrichten, ausser denen Juribus stolae, wovon bereits oben 
$. 12. das nötige verordnet ist. 

17. Wann ein Gefangener, catholischer Religion, den Besuch 
eines catbolischen Geistlichen verlanget; so soll ihm sowohl darin, 
als wenn er sich bey begangenen Verbrechen, worauf die Todesstrafe 
gesetzet und erkannt, von demselben zur Gerichtsstelle führen lassen 
will, gewillfahret werden. 

18. Wie Wir über die Gewissen Unsrer Unterthanen zu herrschen, 
keineswegs gemeint, so bleibt denn auch aller Zwang und Nachstellung, 
deren andere sich darüber anmassen mögten. billig verboten. Die 
Catholische Religions-Verwandte sollen also bey harter exemplarischen 
Strafe sich nicht unterstehen, weder directe noch indirecte, ihre Ehe- 
gatten oder andere erwachsene Leute, geschweige Kinder und minder- 
jährige von Unserer Evangelischen Religion abzurathen, oder zur 
Annehmung der ihrigen mit listigen Ueberredungen oder Drohungen 
zu verleiten: Und eben so wenig sollen Catholische Eltern ihre 
eigenen Kinder, so nach obigen Principiis, es seyn pacta dotalia vor- 
handen oder nicht, in der Evangelischen Religion zu erziehen sind, 
einigermassen darinnen etwas in dem Weg legen, oder sie daran 
irgends behindern, so lieb ihnen ist Unsere schwere Ungnade und 
scharfe Ahndung zu vermeiden. — Sollte jemand von Unserer Evange- 
lischen Religion sich freywillig bey ihren Geistlichen angeben, und 
sich zu der ihrigen treten zu wollen, erklären, sollen diese ihn anzu- 
nehmen sich nicht erkübnen, bis es dargethan, dass kein Leichtsinn, 
Uebereilung oder wohl gar sträfliche Absichten das Vorhaben veran- 
lasset. Es soll dahero, wenn jemand von Unsrer zu der Römisch- 
catholischen Religion treten will, derselbe solches seinem Evange- 
lischen Beichtvater anzeigen und demselben seine Gewissens-Scrupel 
entdecken, welcher sodann, allenfalls mit Zuziehung des Superinten- 
denten, oder wenn derselbe sonst aus dem Evangelischen Ministerio 
ihm zu adjungiren dienlich findet, freundschaftlich mit ihm darüber 
reden, und mit nöthigem Unterricht aus Gottes Wort an Handen 
gehen soll: gestalten denn, widrigenfalls sowohl die Catholische Geist- 
liche, als die Personen selbst, so die Religion verändern, mit nach- 
drücklicher Bestrafung angesehen werden sollen. 

19. So oft endlich ein Catholischer Geistlicher bei der Catholischen 
Kirche allhier ankommt, oder abgehet, soll solches Unserer Fürstlichen 
Geheimen Rathsstube binnen den nächsten 14. Tagen gemeldet werden, 
der Ankommende aber soll jedesmahl durch seino unter diese Ver- 
ordnung zu setzende Namens-Unterschrift angeloben, dass er derselben 
geborsamlich nachkommen wolle, wie denn auch denen gegenwärtigen 
Catholischen Geistlichen hieselbst bey Vermeidung der schärfesten 
Ahndung anbefohlen wird, sich nach derselben durchgehends genau 
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zu richten, inmassen denn auch Wir zu ibnen Uns versehen wollen, 
dass sie mit ihren Glaubensgenossen sich alles Lästerns der Evan- 
gelischen Religion sowohl in Kirchen, Schulen und Kinderlehren, als 
auch sonst öffentlich und privatim schriftlich und mündlich gänzlich 
enthalten werden. — Damit auch diese Unsere Verordnung zu jeder- 
manns Wissenschaft gelangen möge: so haben Wir befohlen, dass 
solche durch den Druck bekannt gemachet, und gewöhnlicher Orten 
öffentlich angeschlagen werde. Und haben Unsere höhere Collegia, 
Magisträte und Obrigkeiten mit Nachdruck darüber zu halten. — Ur- 
kundlich Unserer eigenhändigen Unterschrift und beygedruckten Fürstl. 
Geheimen Canzley-Siegels. Gegeben in Unserer Stadt Braunschweig, 
den 9. April 1768. 


Carl 
H. zB uL. 
(LS.) 
J. H. v. Bötticher. 


9. Gesetz, die Ordnung der kirchlichen Verhältnisse der Ka- 
tholiken im hiesigen Lande betreffend. 
d. d. Braunschweig, am 10. Mai 1867. 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig 
und Lüneburg etc. etc. etc. Da Wir nöthig befunden haben, die Be- 
stimmungen des Reglements für die römisch-katholischen Geistlichen 
in der Stadt Braunschweig etc. d.d. Braunschweig, den 9. April 1768. 
durch andere zu ersetzen und namentlich die Zuständigkeit, sowie 
das Verfahren der römisch-katholischen Geistlichen im hiesigen Lande 
in Bezug auf kirchliche Amtshandlungen und in Bezug auf die Füh- 
rung der Kirchenbücher von Neuem zu ordnen, so erlassen Wir mit 
Zustimmung der Landesversammlung das nachstehende Gesetz: 


I. Von der Proclamation und Copulation. 

$. 1. Die behuf Eingehung einer christlichen Ehe erforderliche 
Proclamation soll 1) wenn beide Verlobte katholisch sind und 
a. beide Orten angehören, in denen, wie gegenwärtig in Braunschweig, 
Wolfenbüttel und Helmstedt, katholische Kirchengemeinden und Kir- 
chen sich befinden, den katholischen Geistlichen zustehen, ohne dass 
es daneben noch des Aufgebots in einer evangelischen Kirche bedarf; 
b. wenn beide katholische Verlobte, oder einer derselben, einem an- 
deren Orte angehört, im ersten Falle dem evangelischen Geistlichen 
der Gemeinde, in welcher der Bräutigam und die Braut den Aufent- 
halt haben, im zweiten Falle dem katholischen Geistlichen des unter 
a bezeichneten und dem bezüglichen evangelischen Geistlichen des 
“anderen Orts. 2) Ist von den Verlobten der eine evangelisch, der 
andere katholisch, so muss die Proclamation a. wenn der katholische 
Bräutigam oder die katholische Braut einem der unter 1a. bezeichne- 
ten Orte angehören, vom katholischen Geistlichen und von dem evan- 
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gelischen Geistlichen der Gemeinie geschehen, in welcher der evan- 
gelische Bräutigam oder die evangelische Braut den Aufenthalt hat; 
b. wenn der katholische Bräutigam oder die katholische Braut an- 
deren Orten angehören, von dem evangelischen Geistlichen der Ge- 
meinde, in welcher der Bräutigam und die Braut den Aufenthalt hat. 
Die Ortsangehörigkeit bestimmt sich nicht nach der Wohnortsberech- 
tigung, sondern nach dem Aufenthalte, und die Verlobten sind sowohl 
in den Orten, beziehungsweise Gemeinden zu proclamiren, wo sie zur 
Zeit der Proclamation ihren Aufenthalt haben, als auch da, wo sie 
während der letzten sechs Monate ihren Aufenthalt hatten. Die in 
den unter 1b. und 2ab. bemerkten Fällen durch den evangelischen 
Geislichen vorzunehmende Proclamation geschieht gegen Entrichtung 
der Stolgebühr. (8. 1. des Gesetzes vom 18. Mai 1864. No. 26.) Wird 
von einem zuständigen Geistlichen die Proclamation eines Brautpaares 
verweigert, so kann nach Befinden der Umstände von dem Erforder- 
nisse der Proclamation in der betreffenden Kirche durch Uns dispen- 
sirt werden. 

8.2. Die Zuständigkeit zur Vollziehung der Copulation 
richtet sich 1) wenn beide Verlobte katholisch sind, nach der Orts- 
angehörigkeit der Braut. Steht danach einem katholischen Geist- 
licben an einem der in $. 1. unter 1a. bezeichneten Orte die Trauung 
zu, 80 soll es der im $. 5. des Gesetzes vom 18. Mai 1864. No. 26. 
vorgeschriebenen Meldung vor Vollziehung derselben an den evange- 
lisch-lutherischen Geistlichen nicht weiter bedürfen. Steht aber da- 
nach an einem anderen Orte einem evangelischen Geistlichen die 
Trauung zu, so darf dieselbe von einem beliebigen, in hiesigem Lande 
zu kirchlichen Amtshandlungen berechtigten katholischen Geistlichen 
nur geschehen, wenn solcher darüber, dass sämmtliche sonst behuf 
der Copulation erforderliche Bescheinigungen beigebracht worden sind, 
eine schriftliche, nicht zu versagende Bescheinigung des zuständigen 
evangelischen Geistlichen erhalten hat. 2) Ist von den Verlobten der 
eine evangelisch, der andere katholisch, so soll die Trauung zustehen: 
a. wenn der Bräutigam katholisch ist und einer der im $. 1. unter 
la. bezeichneten Gemeinden angehört, dem bezüglichen katholischen 
Geistlichen; b. wenn der Bräutigam evangelisch ist, und die Braut 
einer der im $. 1. unter la. bezeichneten Gemeinden angehört, dem 
evangelischen Geistlichen, in dessen Gemeinde jener den Aufenhalt 
hat; c. in den Fällen, da weder Bräutigam noch Braut einer der im 
$. 1. unter 1a. bezeichneten Gemeinden angehören, dem evangelischen 
Geistlichen, in dessen Gemeinde die Braut den Aufenthalt hat. Die 
Copulation darf in den vorstehend unter 2a. bis c bemerkten Fällen 
von einem andern, als dem zuständigen katholischen oder dem zu- 
ständigen evangelischen Geistlichen nur geschehen, wenn solcher von 
den Verlobten gehörige Dimissorialen des zuständigen Geistlichen und 
zugleich eine Bescheinigung desselben darüber eingehändigt erhalten hat, 
dass sämmtliche sonst zu der Copulation erforderliche Bescheinigungen 
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beigebracht worden sind. Wenn in diesen Fällen der zuständige 
Geistliche nach Beibringung aller erforderlichen Bescheinigungen auf 
den Wunsch der Verlobten Dimissorialen zu geben sich weigert, darf 
die Copulation durch einen andern Geistlichen der einen oder an- 
deren Confession geschehen, nachdem Unsere, hiedurch ausdrücklich 
vorbehaltene Dispensation von Beibringung der Dimissorialen erwirkt 
ist. Der katholische oder evangelische Geistliche, welcher eine ihm 
hiernach nicht zustehende Trauung vollzieht, bevor er die unter 1. 
und 2. vorstehend bemerkten Bescheinigungen resp. Dimissorialen, 
oder Dispensation von deren Beibringung erhalten hat, verfällt einer 
Geldbusse von zwanzig Thalern. Die Gebühren, welche von den Be- 
theiligten an die Diener der evangelisch-lutherischen Kirche für ihre 
Mühewaltung bezüglich der Trauung in den Fällen zu entrichten sind, 
dass ein katholischer Geistlicher statt des zuständigen evangelisch- 
lutherischen Geistlichen die Trauung vollzieht, normiren sich nach 
den Bestimmungen der $$. 1. bis 3. des Gesetzes vom 18. Mai 1864. 
No. 26. 

8. 3. Wie die Katholiken gleich den Evangelischen in Ehe- und 
Verlöbniss-Sachen den Landesgesetzen und bei vorkommenden Strei- 
tigkeiten in denselben den ordentlichen Gerichten unterworfen sind, 
so dürfen die katholischen Geistlichen, gleich den evangelischen, ein 
geschehenes und von der competenten Behörde sistirtes Aufgebot 
nicht fortsetzen und Ehen zwischen Personen, deren eheliche Verbin- 
dung überhaupt (Höchste Verordnung vom 14. April 1814. 8. 10.) 
oder nach gerichtlichem Erkenntniss verboten ist, nicht vollziehen, 
so lange das Hinderniss besteht. Auch dürfen dieselben in allen den 
Fällen, in welchen ihnen die Proclamation, beziehungsweise Copula- 
tion zusteht — (cfr. $. 1. und 2.) — weder proclamiren, beziehungs- 
weise mit der Proclamation fortfahren, noch copuliren, bevor nicht 
die, auch für die Evangelischen behuf der Proclamation und Copu- 
lation vorschriftsmässig erforderlichen Bescheinigungen oder Dispen- 
sationen, deren Specification einer im Verordnungswege zu erlassenden 
Instruction vorbehalten bleibt, beigebracht sind. Der katholische 
Geistliche, welcher den Bestimmungen dieses $. 3. zuwiderhandelt, 
verfällt, insofern nicht ein mit härterer Strafe zu ahndendes Dienst- 
vergehen vorliegt, oder gegen eine sonstige specielle Strafbestimmung 
verstossen ist, einer Geldbusse von 1. bis 20, Thalern. 

8. 4. Auch fernerhin, wie bisher, bleibt: 1) Unserer Höchsten 
Entschliessung vorbehalten: a. die Ertheilung der Erlaubniss zur 
Verheirathung mit der verstorbenen Frauen Schwester und mit der 
Schwester des Vaters oder der Mutter oder eines weiteren Verwandten 
in aufsteigender Linie (Verordnung vom 14. April 1814., $. 11.), b. die 
Dispensation vom Verbot der Wiederverheirathung durch gerichtliches 
Eirkenntniss, c. die Dispensation vom gänzlichen Aufgebote (Verord- 
nung vom 14. April 1814., 8. 12.); 2) die sonst erforderlichen Dis- 
pensationen, welche für die Evangelischen vom Herzoglichen Consi- 
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storio ertheilt werden, als: a. wegen Verheirathung der Wittwen . 
während der Trauerzeit (Verordnung vom 14. April 1814., $. 11.) und 
desgleichen geschiedener Ehefrauen vor Ablauf von 10. Monaten vom 
Tage der Rechtskraft des Ehescheidungserkenntnisses, b. wegen Zu- 
sumenziehung des zweimaligen Aufgebotes in eines, (Verordnung 
vom 14. April 1814., 8. 12.), c. wegen der Hauscopulation, (Verord- 
ang vom 14. April 1814., $. 12.), d. wegen Copulation während der 
stillen Woche (Verordnung vom 14. April 1814, $. 18.), e. wegen 
Mangels vorschriftsmässiger erforderlicher Legitimationsdocumente — 
sind bei Herzoglicher Landesregierung nachzusuchen, wenn die kirch- 
liche Handlung, in Bezug auf welche es der Dispensationen bedarf, 
änem der in $. 1. unter la. bezeichneten katholischen Geistlichen 
steht. In Concurrenzfällen bei Proclamationen ist die Zuständigkeit 
zur Copulation massgebend. 


I. Von der religiösen Erziehung, der Taufe und dem Schulbesuch 
der Kinder. 


$.5. Die aus einer gemischten Ehe hervorgehenden Kinder 
sollen ohne Unterschied des Geschlechts, es sei der Vater evangelisch 
und die Mutter katholisch, oder umgekehrt, in der Confession des 
Vaters erzogen werden; es sei denn, dass der Vater nach der Geburt 
des ersten Kindes und vor der Taufe desselben — in den Städten 
vor dem Stadtmagistrate, in den Landgemeinden vor der betreffenden 
Nerzoglichen Kreisdirection — die abweichende Erklärung abgegeben 
hätte, dass sämmtliche Kinder aus solcher Ehe in der Confession der 
Mutter erzogen werden sollen. Auch nach dem Tode des Vaters sind 
Kinder aus einer gemischten Ehe in der Confession desselben zu er- 
ziehen und die ihnen bestellten Vormünder verpflichtet, dafür Sorge 
zu tragen, dass solches geschehe. Alle etwaige den Vorschriften 
dieses $. 5, zuwiderlaufende, vor oder während der Ehe gemachte 
Verträge, ausgestellte Reverse und sonstige Versprechungen, sie seien 
gegeben wem sie wollen, sollen unverbindlich und nichtig sein. 

3 6. Die Taufe der Kinder aus einer gemischten Ehe, welche 
ach den Bestimmungen des 8. 5. katholisch zu erziehen sind, steht 
a den im $. 1. unter 1a. bezeichneten Orten gleich der Taufe der 
Kinder, welche chelichen katholischen Eltern, oder von unehelichen 
katholischen Müttern an diesen Orten geboren werden, dem katho- 
lischen Geistlichen zu; wogegen von dem evangelischen Geistlichen 
ie Taufe eineg an jenen oder an anderen Orten aus einer Mischehe 
ns Kindes, welches nach den Bestimmungen des $. 5. evange- 
u erziehen ist, wie überall die Taufe der Kinder, welche ehe- 
Mitte evangelischen Eltern oder von unehelichen evangelischen 
= > geboren werden, zu vollziehen ist. Die im $.5. des Gesetzes 
a z Mai 1864., No. 26. vorgeschriebene Meldungspflicht ‚soll sich 
ers € vorstehend bezeichneten, dem katholischen Geistlichen zu- 

aden Taufen fernerhin nicht erstrecken. Von einem anderen als 
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dem zuständigen Geistlichen darf die Taufe eines der vorstehend be- 
zeichneten Kinder nur in dem Falle vollzogen werden, dass von dem 
zuständigen Geistlichen Dimissorialen ertheilt sind, oder von Bei- 
bringung solcher von uns dispensirt ist. Der katholische Geistliche, 
welcher, ohne Dimissorialen oder Unsere Dispensation von Beibrin- 
gung derselben erhalten zu haben, ein Kind tauft, dessen Taufe nach 
der im Absatz 1. dieses $. 6. gegebenen Regel einem evangelischen 
Geistlichen zusteht, verfällt gleich dem evangelischen Geistlichen im 
umgekehrten Falle, einer an die Ortsarmencasse des Geburisorts des 
Kindes zu zahlenden Strafe von 10. Thalern und ist gehalten, den 
Geistlichen, welchem die Taufgebühr entzogen ist, zu entschädigen. 

$. 7. Kinder, welche an anderen als den im $. 1. unter 1a. be- 
zeichneten Orten in einer Mischehe geboren und nach den Bestim- 
mungen des $. 5. katholisch zu erziehen sind, hat, gleich den in der 
Ehe katholischer Eltern oder von unehelichen katholischen Müttern 
an solchen Orten geborenen Kindern der evangelische Pfarrer zu 
taufen, — selbstverständlich ohne Consequenz für ihre religiöse Er- 
ziehung. Es soll indess den Eltern beziehungsweise den unehelichen 
Müttern unbenommen sein, solche Kinder statt vom evangelischen 
Pfarrer der' Gemeinde, in der sie geboren sind, von einem beliebigen, 
zu kirchlichen Amtshandlungen in hiesigem Lande berechtigten katho- 
lischen Geistlichen taufen zu lassen, ohne dass sie alsdann verpflichtet 
sind, Taufgebühren an den evangelischen Pfarrer zu zahlen; ($. 2. 
des Gesetzes vom 18. Mai 1864., No. 26.) jedoch darf die Taufe nicht 
vollzogen werden, bevor nicht den Vorschriften des $.5. des Gesetzes 
vom 18. Mai 1864., No. 26. Genüge geschehen ist. 

8.8. Für den Schulbesuch der in der evangelischen Confession 
zu erziehenden Kinder bleiben die Bestimmungen der Gesetze vom 
23. April 1840. No. 11. und vom 12. Mai 1840, No. 20. maassgebend. 
Die katholisch zu erziehenden Kinder sind in den im $.1. unter 1a. 
bezeichneten Orten zum Besuche der katholischen Schulen und an 
den Orten, an welchen solche nicht vorhanden sind, zum Besuche 
der Schulen desjenigen Orts, an welchem dieselben ihre Erziehung 
erhalten, verpflichtet. Die in den Gesetzen vom 23. April 1840. No. 
11. und vom 12. Mai 1840. No. 20. gestatteten Ausnahmen von der 
Verpflichtung der Kinder zum Besuche der Ortsschule kommen auch 
bei den katholisch zu erziehenden Kindern mit der Modification in 
Anwendung, dass der Besuch einer katholischen Schule dieselben 
von dem Besuche der Ortsschule und von der Entrichtung des Schul- 
geldes befreie. Den katholisch zu erziehenden Kindern bleibt der 
Besuch evangelischer Schulen gestattet. Besuchen katholisch zu er- 
ziehende Kinder evangelische Schulen, so sind dieselben auf Verlangen 
des Vaters oder Vormundes von dem Besuche der Religionsstunden 
zu dispensiren, sobald nachgewiesen wird, dass sie anderweit einen 
ihren Bedürfnissen entsprechenden Religionsunterricht erhalten. 

8. 9. Hinsichtlich der religiösen Erziehung, der Taufe und des 
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Schulbesuches der legitimirten Kinder sollen die in den 8$. 5. bis 8. 
gegebenen Normen unter folgenden näheren Bestimmungen Anwen- 
dung finden. 1) Wenn Eltern gemischter Ehe ein legitimirtes Kind 
angehört, so muss die nach $. 5. zulässige abweichende Erklärung 
des Vaters rücksichtlich der religiösen Erziehung sowohl des legiti- 
mirten Kindes als auch der aus der Ehe etwa hervorgebenden Kinder 
binnen acht Tagen nach vollzogener Ehe abgegeben werden. 2) Die 
Zuständigkeit des Geistlichen zur Taufe eines, Eltern gemischter Ehe 
angehörenden, legitimirten Kindes soll sichinicht nach dem Geburtsorte 
des Kindes, sondern nach dem Aufenthalte der Mutter zur Zeit der Taufe 
richten. 8) Die Taufe eines, Eitern gemischter Ehe angehörenden, 
legitimirten Kindes darf von dem katholischen, gleich wie von dem 
evangelischen Geistlichen nur vollzogen werden, nachdem von dem 
Geistlichen der Gemeinde, in deren Kirchenbuche dasselbe als unehe- 
lich eingetragen ist, und in welches die Legitimationsurkunde gehört, 
die Legitimation bescheinigt worden ist. Der katholische Geistliche, 
welcher ein unehelich geborenes Kind, dessen Taufe nach den vor- 
stehenden Bestimmungen dieses Paragraphen ihm nur im Falle der 
Legitimation desselben zusteht ($. 6.) oder zu vollziehen erlaubt ist 
($. 7.), tauft, ohne der Vorschrift sub 3. gemäss die Legitimations- 
bescheinigung erhalten zu haben, verfällt, gleich dem evangelischen 
Geistlichen im umgekehrten Falle, einer in die Ortsarmencasse zu 
zahlenden Strafe von einem Thaler, — für den Fall aber, dass die 
Legitimation vor der Taufe nicht wirklich beschafft sein sollte, der 
in 8. 6. Abs. 4. angedroheten Strafe und Entschädigungsverpflichtung. 
8.10. Eine Ausnahme von den in $. 5., 6. und 8. wegen der religiösen 
Erziehung, der Taufe und des Schulbesuches aufgestellten Regeln in 
ungewöhnlichen Verhältnissen auf Ansuchen des Vaters oder Vor- 
mundes zu gestatten, bleibt Unserer Höchsten Entschliessung vorbe- 
halten. ’ 
8. 11. Eheleute gemischter Religion und die aus gemischter Ehe 
nachgebliebenen Wittwer und Wittwen, welche von Aussen her in 
hiesigem Lande sich niederlassen und Kinder unter vierzehn Jahren 
besitzen, haben in den Städten dem Stadtmagistrate, in den Landge- 
meinden der betreffenden Herzoglichen Kreisdirection innerhalb acht 
Wochen von Zeit ihrer Niederlassung Nachweis zu geben, wie es be- 
züglich der religiösen Erziehung der Kinder, welche sie besitzen, 
nach den Gesetzen des Landes, in denen ihre Ehe geschlossen wurde, 
zu halten ist. Jene Gesetze sollen sowohl für die Kinder, welche sie 
haben als auch für die, welche fernerweit aus derselben Ehe hervor- 
gehen, maassgebend sein, und ist, wasin jedem einzelnen Falle Rech- 
tens sein wird, von dem Stadtmagistrate resp. der betreffenden Her- 
zoglichen Kreisdirection dem Herzoglichen Consistorio behuf Mitthei- 
lung an den betreffenden evangelischen Pfarrer, — und an den in 
$. 1. unter 1a. bezeichneten Orten zugleich dem katholischen Geist- 
lichen anzuzeigen. Wird der bemerkte Nachweis nicht beigebracht, 
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so sind sowohl die vorhandenen, als auch die später aus der Ehe 
hervorgehenden Kinder in der Confession des Vaters zu erzieben, und 
rücksichtlich der Taufe und des Schulbesuches die entsprechenden 
Normen der 88. 6. und 8, in Anwendung zu bringen. Haben Ehe- 
leute gemischter Religion zur Zeit ihrer Niederlassung im hiesigen 
Lande keine Kinder, so sind die aus der Ehe später 'hervorgehenden 
Kinder nach den im $. 5. bis 8. gegebenen Regeln zu behandeln. 


Il. Von dem Endtermine, der Schulpflichtigkeit, der Wahl und dem 
Wechsel der Confessioh. 


$. 12. Die Schulpflichtigkeit der Kinder katholischer Eltern oder 
unehelicher katholischer Mütterund der Kinder aus Mischehen, welche 
katholisch zu erziehen sind, währt bis zu dem erreichten Alter von 
vierzehn Jahren. Die Entlassung jüngerer katholischer Kinder -aus 
der Schule darf nicht anders als nach Unserer vorgängigen Dispen- 
sation geschehen, um welche in der Regel nur für solche Kinder 
nachzusuchen statthaft ist, welche zur Zeit der Entlassung aus der 
Schule das Alter von 13. Jahren 6. Monaten erreichen. Unbeschadet 
dieser Schulpflichtigkeit bleibt den katholischen Geistlichen überlassen, 
rücksichtlich der Zulassung zur ersten heiligen Communion der Ord- 
nung ihrer Kirche zu folgen. 

8. 13. Die Befugniss zu dem Uebertritte von der Confession, in 
welcher Jemand erzogen ist, zu einer anderen beginnt mit dem voll- 
endeten vierzehnten Lebensjahre. Eine Dispensation von diesem 
Alter behuf der Theilnahme an solchen Religionshandlungen, durch 
welche sich eine Religionsgemeinschaft wesentlich von einer andern 
unterscheidet, ist für den Fall, dass ein Kind einer anderen Confession, 
als worin es zu erziehen ist, anzugeliören begehrt, unzulässig und, 
von welcher kirchlichen Stelle sie etwa auch ertheilt sein möchte, 
nichtig. Der katholische Geistliche, welcher dieser Regel durch Zu- 
lassung jüngerer Kinder zu solchen Religionshandlungen zuwiderhan- 
delt, verfällt gleich dem evangelischen im ähnlichen Falle einer 
Geldbusse von zwanzig Thalern. 

8. 14. Die katholischen Geistlichen sind erst dann einen zum 
Confessionswechsel Entschlossenen zu recipiren oder zu den in $. 18. 
Abs. 2. bezeichneten Religionshandlungen zuzulassen befugt, wenn die 
Willenserklärung dessen, der überzutreten die Absicht hat, einem 
Prediger der inländischen Gemeinde, welcher er bis dahin angehört 
hat, abgegeben oder in glaubhafter Weise angezeigt, und von diesem 
eine Bescheinigung darüber beigebracht ist, — gleichwie katholische 
Landesangehörige erst dann zum Uebertritt in eine andere Religions- 
gemeinschaft zugelassen werden sollen, wenn sie eine gleiche Be- 
scheinigung von einem katholischen Geistlichen der in 8. 1. unter 
la. bezeichneten Orte oder von einem anderen, im hiesigen Lande 
zu kirchlichen Amtshandlungen berechtigten katholischen Geistlichen 
beigebracht haben. Die Bescheinigung ist weder in dem einen, noch 
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in dem andern Falle zu versagen. Was sonst zum Uebertritt erforder- 
lich ist, wird durch die in den Religionsgemeinschaften geltenden 
Ordnungen bestimmt. Der katholische Geistliche, welcher einen zum 
Confessionswechsel Entschlossenen recipirt oder zu den im $. 13. 
Abs. 2 erwähnten Religionshandlungen zulässt, ohne die bezeichnete 
Bescheinigung oder Unsere Höchste Dispensation von deren Beibrin- 
gung erhalten zu haben, verfällt gleich dem evangelischen im umge- 
kehrten Falle, einer Geldbusse von zwanzig Thalern. 


IV. Vom Besuch der Kranken und Gefangenen und vom Begräbniss. 


8.15. Dem katholischen Geistlichen soll der Besuch der katho- 
lischen Kranken und die Administration der Sacra in deren Häusern 
nicht bloss an den im $. 1. unter 1a. bezeichneten Orten, sondern 
auch, wenn er überhaupt zu kirchlichen Amtshandlungen im hiesigen 
Lande zugelassen ist, an anderen Orten ohne weiteres zustehen. 

8. 16. Der Besuch katholischer Gefangener bleibt von der Ge- 
stattung der competenten Behörde abhängig. 

$. 17. Wenn unter dienstlicher Mitwirkung eines katholischen 
Geistlichen ein Begräbniss an anderen, als den im $. ]. unter 1a. 
bezeichneten Orten Statt finden soll, so muss von einem solchen Be- 
gräbnisse dem evangelischen Pfarrer zuvor Meldung gemacht, und 
von demselben über diese sowohl, als auch darüber schriftliche Be- 
scheinigung ertheilt sein, dass der Beerdigung rücksichtlich der im 
8. 138. des Polizei-Strafgesetzbuchs enthaltenen Bestimmungen Be- 
denken nicht entgegenstehen, resp. zu einer stillen Beerdigung ($. 18.) 
die Erlaubniss beigebracht sei, widrigenfalls von dem bei dem Be- 
gräbnisse fungirenden katholischen Geistlichen eine Geldbusse von 
zehn Thalern verwirkt sein soll. 

$. 18. Eine stille Beerdigung in dem Sinne, dass sie im Sommer- 
halbjahr von Ostern bis Michaelis von acht Uhr Abends bis sechs 
Uhr Morgens und im Winterhalbjahr von sechs Uhr Abends bis sechs 
Uhr Morgens geschieht, dürfen die katholischen Geistlichen bei einer 
Geldbusse von 10. Rthl. nicht vornehmen oder gestatten, ohne dass 
die Erlaubniss der Ortspolizeibehörde dazu ertheilt worden ist. 


V. Von der Führung der Kircbenbücher und der Aufsicht auf dieselbe. 


$. 19. Die Führung der Kirchenbücher der katholischen Gemein- 
den zu Braunschweig, Wolfenbüttel und Helmstedt verbleibt den 
dort mit derselben beauftragten katholischen Geistlichen, welche sich 
dabei nach den über die Kirchenbuchführung bestehenden Vorschriften 
zu richten haben. Wird an einem andern Orte die Anlegung eines 
Kirchenbuchs für eine katholische Gemeinde erforderlich, und vom 
Herzoglichen Staatsministerio ang&ordnet, so liegt dessen Führung 
dem Geistlichen dieser Gemeinde ob. 

8, 20. In den Kirehenbüchern der katholischen Gemeinden sind, 


196 Miscellen. 


1) mit in der Reihe folgenden Ordnungsnummern zu verzeichnen: 
a. alle am Orte des Kirchenbuchs vorkommende Geburtsfälle ehelicher 
Kinder katholischer Eltern, katholischer unehelicher Mütter und 
solcher Kinder aus Mischehen, deren Taufe nach den in 8. 6.und 11. 
festgesetzten Regeln dem katholischen Geistlichen zusteht; b. alle in 
der bezüglichen katholischen Gemeinde vorkommende Confirmations- 
fälle (Fälle der Zulassung zur ersten heiligen Communion) resp. Fälle 
des Uebertritts zur römisch-katholischen Kirche; c. alle Brautpaare, 
welche in der bezüglichen katholischen Kirche proklamirt sind, die 
Copulation mag geschehen, wo sie wolle; d. alle Sterbefälle Katholischer, 
die am Orte des Kirthenbuchs sich ereignen. Dagegen sind in den 
Kirchenbüchern der katholischen Gemeinden, 2) ohne Ordnungsnummer 
einzutragen: a. die von dem katholischen Geistlichen vollzogenen 
Taufen solcher Kinder, deren Geburt in einem andern Kirchenbuche 
mit Ordnungsnummer oder in dem nach $.5. des Gesetzes vom 23. Mai 
1848., No. 28. über die aus den Ehen zwischen Christen und Juden 
entspringenden Kinder zu führenden Register hat eingetragen werden 
müssen; b. die Brautpaare, welche von ihm copulirt sind, deren Pro- 
clamation aber im Kirchenbuche seiner Gemeinde nicht zu verzeichnen 
gewesen ist ; c. die Begräbnisse solcher unter seiner Leitung Begra- 
bener, deren Sterbefall in einem anderen Kirchenbuche mit Ordnungs- 
nummer hat eingetragen werden müssen. Die näheren Bestimmungen 
in Ansehung der Eintragung derjenigen Amtshandlungen in das 
Kirchenbuch, rücksichtlich derer die Befugnisse und Verpflichtungen 
der evangelischen und der katholischen Geistlichen concurriren, sowie 
die zur Sicherung jener Eintragungen erforderlichen Anordnungen 
bleiben einer von Herzoglicher Landesregierung im Verordnungswege 
zu ertheilenden Instruction vorbehalten. 

8. 21. Die Revision der Kirchenbücher der katholischen Gemein- 
den zu Braunschweig, Wolfenbüttel und Helmstedt soll vom nächsten 
Jahre nach Erlass dieses Gesetzes an den Magistraten jener Orte, 
‘unter Oberaufsicht des Herzoglichen Staatsministeriums zustehen und 
obliegen. Werden an anderen Orten Kirchenbücher katholischer Ge- 
meinden erforderlich und von Herzoglichem Staatsministerio ange- 
ordnet, so wird deren Revision in dem Falle, dass der katholische 
Geistliche in einer Stadt seinen Amtssitz hat, dem Magistrate, in 
anderen Fällen der betreffenden Herzoglichen Kreisdirection über- 
wiesen werden. 


Vi. Von den Bedingungen der Berechtigung der katholischen Geist- 
lichen zu kirchlichen Amtshandlungen. 


&. 22. Bevor ein katholischer Geistlicher nach Unserer vor- 
gängigen Bestätigung im Amte, bei der katholischen Kirche in den im 
8. 1. unter 1a. bezeichneten Orten sein Amt antritt und seine Amts- 
thätigkeit beginnt, hat derselbe jedesMal vor dem betreffenden Stadt- 
magistrate zu Protokoll anzugeloben, dass er diesem Gesetze und 
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den Vorschriften der Instruction — cf. 88.3. und 20. — getreulich nach- 
kommen wolle. Die zur Zeit der Publication dieses Gesetzes fun- 
girenden Geistlichen der katholischen Gemeinden zu Braunschweig, 
Wolfenbüttel und Helmstedt haben nach demselben und den Vor- 
schriften der vorerwähnten Instructionen durchgehends sich zu 
richten. 

8. 23. Andere katholische Geistliche sind zur Vollziehung der 
in diesem Gesetze erwähnten kirchlichen Amtshandlungen in hiesigem 
Lande erst dann berechtigt, wenn jene ihnen auf Ansuchen vom Her- 
zoglichen Staatsministerio gestattet ist, und nachdem sie gleichfalls 
das im $. 22. vorgeschriebene Angelöbniss zu Protokoll bei der be- 
treffenden Herzoglichen Kreisdirection, oder in einer sonstigen öffent- 
lichen Urkunde abgegeben haben. Ein gleiches Angelöbniss haben 
auch die gegenwärtig zu Amtshandlungen bereits zugelassenen Geist- 
lichen dieser Art zu ertheilen, um ihre Functionen im hiesigen Lande 
fortsetzen zu dürfen. 

8. 24. Katholische Geistliche, welche ohne dazu berechtigt zu 
sein, kirchliche Amtshandlungen im hiesigen Lande vollziehen, ver- 
fallen der Bestrafung nach Maassgabe der Landesgesetze. 


Schlussbestimmung. 


8. 25. Das Reglement für die römisch-katholischen Geistlichen 
in der Stadt Braunschweig u. s. w. d. d. Braunschweig, den 9. 
April 1768., sowie alle übrigen diesem Gesetze entgegenstehen- 
den Bestimmungen werden hierdurch aufgehoben. Die katholischen 
Geistlichen, wie die evangelischen und zwar sowohl die evan- 
gelisch-lutherischen, als der reformirte Geistliche und Alle, die 
es sonst angeht, haben sich hiernach zu achten. Urkundlich Un- 
serer Unterschrift und beigedruckten Herzoglichen Geheime-Canzlei- 
Siegels. 

Braunschweig, am 10. Mai 1867. 


| (L. S.) 
Auf. Höchsten Special-Befehl. 
von Campe. W. Schulz. Zimmermann. 


3. Verordnung zur Ausführung der Bestimmungen in den 
88. 3. und 20. des Gesetzes vom heutigen Tage, die Ordnung 
der kirchlichen Verhältnisse der Kathgliken im hiesigen 
Lande betreffend. 
d. d. Braunschweig, den 10. Mai 1867. 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig 
und Lüneburg etc. etc. etc. verordnen hiedurch zur Ausführung der 
Vorschriften in den $$. 3. und 20. des Gesetzes vom heutigen Tage, 
die Ordnung der kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen 
Lande betreffend, wäs folgt: Die beigefügte Instruction enthält eine 
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Zusammenstellung der bestehenden Vorschriften über die vor der 
Proclamation und Copulation dem zuständigen Geistlichen beizubringen- 
den Bescheinigungen, ingleichen die Anweisungen in Ansehung und 
behuf Sicherung der Eintragung derjenigen kirchlichen Amtshandlungen 
in das Kirchenbuch, rücksichtlich derer die Befugnisse und Ver- 
pflichtungen der evangelischen und katholischen Geistlichen concur- 
riren und welche von den,evangelischen und katholischen Geistlichen, 
wie von sämmtlichen sonstigen Kirchenbuchsführern zu befolgen sind. 
Die genannten Geistlichen und Kirchenbuchsführer, sowie Alle, die 
es sonst angeht, haben sich hiernach zu achten. Urkundlich Unserer 
Unterschrift und beigedruckten Herzoglichen Geheime-Canzlei-Siegels. 
Braunschweig, den 10. Mai 1867. 


(L. S.) 
Auf Höchsten Special-Befehl. _ 
von Campe. W. Schulz. Zimmermann. 
Instruction. 


A. In Betreff der Proclamation und Copulation. 


Dem zuständigen Geistlichen sind behuf der Proclamation und 
Copulation je in den einzelnen Fällen folgende Bescheinigungen, cfr. 
8. 3. des Gesetzes vom heutigen Tage, die Ordnung der kirchlichen 
Verhältnisse der Katholiken im hiesigem Lande betreffend, No. 32. 
beizubringen: 1) in den Fällen, in welchen es zur Heirath von Per- 
sonen wegen der zwischen ihnen bestehenden Verwandtschaftsgrade 
Unserer besonderen Erlaubniss bedarf (Höchste Verordnung vom 14. 
April 1814., 8. 11.), das Dispensations-Document; 2) in den Fällen, 
in welchen mit der Verheirathung das inländische Wohnortsrecht 
beibehalten oder erworben wird, der ordnungsmässige Trauschein der 
obrigkeitlichen Behörde, beziehungsweise der Landesberrliche Consens 
(Gesetz vom 22. Januar 1852. No. 7., die vor Eingehung der Ehe 
beizubringenden obrigkeitlichen Bescheinigungen betreffend) und in 
den Fällen, welche der bezeichneten Kategorie entweder überall nicht, 
oder nur als Ausnahmen von der erwähnten Regel angehören, die in 
der Instruction für die Prediger, die Rabbiner und die Richter hin- 
sichtlich des Verfahrens bei dem Aufgebote und der Trauung von 
Ausländern u. s. w., vom 5. Februar 1852. (No. 12.) unter 1. und 2, 
bezeichneten Bescheinigungen der auswärtigen competenten Heimaths- 
behörde, beziehungsweise der competenten hiesigen Behörde; 3) die 
Geburts- und Taufscheine der Verlobten, falls diese nicht in dem 
Kirchenbuche der Gemeinde, deren Prediger die Copulation, bezie- 
hungsweise Proclamation zusteht, als geboren und getauft verzeichnet 
sind; 4) der elterliche oder vormundschaftliche Consens, falls nicht 
die Eltern oder der Vormund solchen vor dem zuständigen Geistlichen 
mündlich abgeben, oder, wenn die Kinder volljährig und die Eltern 
verstorben sind, das Attest von deren Absterben; 5) falls der Bräu- 
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tigam ein Wittwer oder die Braut eine Wittwe ist, der Sterbeschein 
des früheren Ehegenossen; 6) bei geschiedenen Ehegatten, welche 
sich wieder zu verheirathen beabsichtigen, eine beglaubigte Ausfer- 
tigung des Ehescheidungserkenntnisses, und, wenn in demselben das 
Verbot der Wiederverheirathung ausgesprochen ist, auch das Docu- 
ment der, gehörigen Orts (Gesetz vom heutigen Tage No. 32,, $. 4. 
unter 1b.) ertheilten Dispensation; 7) bei Wittwen, welche zur an- 
derweiten Ehe vor Ablauf der gesetzlichen Zeit nach Absterben des 
vorigen Ehemannes (Verordnung vom 14. April 1814., 8. 11.) schreiten 
wollen, und desgleichen bei geschiedenen Ehefrauen, welche sich vor 
Ablauf von 10. Monaten vom Tage der Rechtskraft des Eheschei- 
dungserkenntnisses wieder zu verheirathen beabsichtigen, falls diese 
oder jene sich nicht im Auslande trauen lassen und in einer Kirche 
des hiesigen Landes bloss proclamirt werden wollen, die ihnen ge- 
hörigen Orts (Gesetz vom heutigen Tage No. 32., $. 4., unter 2a.) 
ertheilte Erlaubniss; 8) bei solchen Wittwen und geschiedenen Ehe- 
frauen, die Kinder haben, die obrigkeitliche Bescheinigung, dass sie 
mit denselben gehörig auseinander gesetzt worden sind; 9) in den 
Fällen, in welchen einem Geistlichen nur die Proclamation zusteht, 
der Proclamationsschein Seitens des Geistlichen, welchem die Copu- 
lation zusteht; 10) in den Fällen, in welchen die Zusammenziehung 
des zweimaligen Aufgebots in eines (Gesetz vom heutigen Tage, No. 
32., $. 4., 2b.) oder die gänzliche Unterlassung des Aufgebots (da- 
selbst $. 4., 1c.) begehrt wird, oder die Proclamation von einem zu- 
ständigen Geistlichen verweigert ist (daselbst $. 1., Schlusssatz) die 
gehörigen Orts ertheilte Dispensation; 11) in den Fällen, dass ein 
Aufgebot, nachdem es einmal geschehen ist, von der competenten Be- 
hörde sistirt wird, vor Wiederholung desselben die Bescheinigung 
jener Behörde, dass derselben ihrer Seits nichts mehr entgegenstehe ; 
12) in den Fällen, in welchen dem Geistlichen die Copulation zusteht, 
und die Verlobten zugleich an anderen Orten oder in anderen Ge- 
meinden proclamirt sein müssen, der Integritätsschein (Zeugniss der 
Ehelosigkeit); 13) im Fall des Mangels vorschriftsmässiger Legi- 
timationsscheine (3. 4. 5. 12.) die gehörigen Orts (Gesetz vom heu- 
tigen Tage, No. 32., $. 4., unter 2e.) ertheilten Dispensationen von 
Beibringung derselben. Wenn der elterliche oder vormundschaft- 
liche Consens in Folge einer Weigerung der Eltern oder des Vor- 
mundes nicht beigebracht werden kann, so bedarf es der gericht- 
lichen Ergänzung desselben, und sind die Betheiligten behuf Erlan- 
gung einer solchen zum Wege Rechtens zu verweisen; 14) für den 
Fall einer Hauscopulation (Verordnung vom 14. April 1814., $. 12.) 
oder einer Copulation während der stillen Woche vor Ostern (Ver- 
ordnung vom 14. April 1814., $. 13.) die gehörigen Orts (Gesetz vom 
heutigen Tage No. 32., 8. 4. unter 2c. und d.) ertbeilte Erlaubniss. 
Steht einem Geistlichen bloss die Proclamation zu, so ist hinreichend, 
wenn er die Scheine, welche nicht gesetzlich bei den Proclamations- 
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acten aufbewahrt werden müssen, zur Ansicht bekommt, vorausge- 
setzt, dass er in dem von dem Prediger, welchem die Copulation zu- 
steht, ausgestellten Proclamationsscheine alle die Verlobten betreffen- 
den Nachrichten findet, die ihm behuf des vorzunehmenden Aufgebots 
und der Eintragung desselben in das Kirchenbuch zu wissen nöthig sind. 


B. In Betreff der Eintragung derjenigen kirchlichen Amtshandlungen 
in das Kirchenbuch, bei denen die Befugnisse und Verpflichtungen 
der evangelischen und katholischen Geistlichen concurriren. 


I. In Ansehung und Behuf Sicherung der Eintragung derjenigen 
kirchlichen Amtshandlungen in das Kirchenbuch, rücksichtlich derer 
die Befugnisse und Verpflichtungen der evangelischen und katholischen 
Geistlichen concurriren, sind von den Geistlichen der katholischen 
Gemeinden, für welche nach 8. 19. des Gesetzes vom heutigen Tage, 
No. 32., ein Kirchenbuch geführt wird, die unter No. 1.bis 14. nach- 
folgend getroffenen Bestimmungen, soweit dieselben sie angehen, in- 
gleichem von sämmtlichen evangelischen Geistlichen und Kirchen- 
buchsführern des Landes, sowohl diese, als auch die weiter in dieser 
Instruction enthaltenen Anweisungen, soweit dieselben sie angehen, 
genau zu befolgen. 


a. In Ansehung der Taufe. 


1) Der Geburtsfall desjenigen, an einem der in $&. 1. unter la. 
leg. cit. bezeichneten Orte geburenen ersten Kindes aus einer Misch- 
ehe, rücksichtlich dessen zur Zeit der Anmeldung der Geburt nach 
den in $. 5. und $. 11. Abs. 3. leg. cit. gegebenen Regeln noch nicht 
feststeht, in welcher Confession es zu erziehen sein wird, ist in dem 
Kircbhenbuche der Gemeinde, welcher der Vater seiner Confession 
nach angehört, mit Ordnungsnummer einzutragen. 

2) Ist von dem Geistlichen einer katholischen Gemeinde, für 
welche nach $. 19. leg. cit. ein Kirchenbuch geführt wird, die Taufe 
'eines am Orte des Kirchenbuchs oder an einem andern Orte geborenen 
Kindes vollzogen, dessen Geburtsfall in dem Kirchenbuche einer evan- 
gelischen Gemeinde mit ÖOrdnungsnummer hat eingetragen werden 
müssen, so hat derselbe den Tauffall nebst den die Eltern und die 
Geburtszeit des Kindes betreffenden Angaben, eventuell die im Fol- 
genden unter 3. vorgeschriebene, die Confession des Kindes angehende, 
Bemerkung unverzüglich im Kirchenbuche seiner Gemeinde ohne 
Ordnungsnummer einzutragen, beziehungsweise für die Eintragung 
desselben zu sorgen und sodann dem Geistlichen der Gemeinde, in 
deren Kirchenbuche der Geburtsfall mit Ordnungsnummer hat einge- 
tragen werden müssen, die Taufzeit, den Taufort und die Taufzeugen, 
eventuell die Confession, in welcher das Kind zu erziehen ist, unter 
der Bezeugung anzuzeigen, dass die Bescheinigungen und Documente, 
durch deren Beibringung die Befugniss zur Vollziehung der Taufe 
bedingt war, beigebracht seien. Dem evangelischen Geistlichen aber, 
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welcher die Anzeige erhalten hat, liegt es ob, dafür zu sorgen, dass 
die in dem Kirchenbuche noch offenen Rubriken des Geburtsfalls mit 
den erforderlichen Nachtragungen unter Hinweis auf jene Anzeige 
versehen werden. Ist von einem evangelischen Geistlichen die Taufe 
eines Kindes vollzogen, dessen Geburtsfall in einem Kirchenbuche 
der in $. 19. leg. cit. gedachten katholischen Gemeinden mit Ord- 
nungsnummer hatte eingetragen werden müssen, so ist das im Vor- 
stehenden bezeichnete Verfahren in umgekehrter Weise zu beob- 
achten. 

3) Bei Eintragung eines Tauffalls in das Kirchenbuch ist, es möge 
der betreffende Geburtsfall in demselben mit Ordnungsnummer einge- 
tragen sein oder nachträglich ohne solche verzeichnet werden müssen, 
die Confession, welcher ein Kind angehört, durch Randbemerkung 
dann hervorzuheben: a. wenn dasselbe ein in der Ehe katholischer 
Eltern oder von einer unehelichen katholischen Mutter geborenes, 
nicht legitimirtes, und von einem evangelischen Geistlichen getauftes 
Kind, und b. wenn es ein Kind aus einer Mischehe oder ein, Eltern 
gemischter Ehe angehörendes, legitimirtes Kind ist, es mag die Taufe 
desselben durch einen evangelischen oder einen katholischen Geistlichen 
vollzogen sein. Dabei ist hinsichtlich desjenigen unter b. bezeichneten 
Kindes, für dessen religiöse Erziehung und Taufe die Bestimmungen 
des Gesetzes vom heutigen Tage, No. 32. maassgebend sind, auf das 
nach demselben zur Constatirung der Confession des Kindes eventuell 
erforderliche Document hinzuweisen. Bei Hervorhebung der Confession 
derjenigen Kinder aus gemischten Ehen, für deren religiöse Erzie- 
hung und Taufe die vor Erlass des vorgedachten Gesetzes bestandenen 
Normen maassgebend bleiben, ist auf die vor der Ehe geschlossenen 
Pacten, eventuell auf. das Nichtvorhandensein solcher Pacten, Bezug 
zu nehmen. 

4) Die Bescheinigungen und Documente, welche nach den Be- 
stimmungen des vorbemerkten Gesetzes beigebracht sein müssen, bevor 
die Taufe eines Kindes, sei es, dass die Vollziehung derselben einem 
evangelischen, sei es, dass sie einem katholischen Geistlichen ent- 
weder zusteht oder bedingungsweise gestattet ist, vollzogen werden 
darf, als je nach Beschaffenheit des Falles: a. eine beglaubigte Ab- 
schrift des Protocolls über die von dem Vater vor dem Stadtmagi- 
strate resp. der Herzoglichen Kreisdirection abgegebene Erklärung, 
dass sämmtliche Kinder aus der Ehe in der Confession der Mutter 
erzogen werden sollen ($. 5., $. 9. unter 1., und $. 11., Abs. 3. leg. 
cit.); b. das eine Ausnahme von der gesetzlichen Regel gestattende 
Höchste Genehmigungsrescript ($. 10. leg. cit.) im Originale oder in 
beglaubigter Abschrift; c. die Anzeige des Stadtmagistrats, resp. der 
Herzoglichen Kreisdirection rücksichtlich des im $. 11. leg. cit. be- 
merkten Nachweises; d. der Dimissorialschein oder die Höchste Dis- 
pensation von Beibringung desselben ($. 6. leg. cit.); e. die Meldungs- 
bescheinigung seitens des evangelisch-lutherischen Pfarrers ($. 7. leg. 
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eit.); f. die Legitimationsbescheinigung ($. 9. unter 3. leg. cit.), falls 
nicht etwa die Legitimationsurkunde in demselben Kirchenbuche hat 
eingetragen werden müssen; sind bei dem Kirchenbuche der Gemeinde, 
deren Geistlicher die Taufe vollzogen hat, aufzubewahren, wogegen 
die im Vorstehenden unter 2. vorgeschriebenen Anzeigen der Geist- 
lichen über die von ihnen vollzogenen Taufen bei dem Kirchenbuche 
der Gemeinde, deren Geistlicher dieselbe erhalten hat, aufzube- 
wahren sind. 

5) In den aus den Kirchenbüchern auszustellenden Taufscheinen 
der unter 8a. und b. bezeichneten Kinder ist die Confession, welcher 
dieselben angehören, bemerklich zu machen: 


b. In Ansehung des Uebertritts. . 


6) Erfolgte Uebertritte sind in das Verzeichniss der Confirmirten 
im Kirchenbuche der Gemeinde, deren Geistlicher den Act der Re- 
ception des Uebertretenden vorgenommen hat, gleich einer Privatcon- 
firmation einzutragen. 

7) Die nach $. 14. leg. cit. vor der Reception beizubringende 
Bescheinigung ist bei den Acten jenes Kirchenbuchs aufzubewahren. 


c. In Ansehung der Copulation. 


8) Ist von dem Geistlichen einer katholischen Gemeinde, für 
welche nach $. 19. leg. cit. ein Kirchenbuch geführt wird, eine Copu- 
lation vollzogen, zu deren Vornahme er erst nach Empfang der in 
8. 2 leg. cit. bemerkten Bescheinigung des evangelischen Geistlichen, 
dass sämmtliche sonst behuf der Copulation erforderliche ‚Bescheini- 
gungen beigebracht seien, beziehungsweise nach Empfang der Dimis- 
sorialen oder der Dispensation von Beibringung der letzten befugt 
war, so ist im Kirchenbuche der katholischen Gemeinde, falls in dem- 
selben das Brautpaar mit Ordnungsnummer hat eingetragen werden 
müssen, ($. 20. unter 1. leg. cit.) Tag und Ort der Copulation einzu- 
tragen und am Rande zu bemerken, dass die Copulation nach beige- 
brachter Bescheinigung des evangelischen Geistlichen, dass sämmt- 
liche sonst behuf der Copulation erforderliche Bescheinigungen beige- 
bracht seien, beziehungsweise nach beigebrachten Dimissorialen oder 
Dispensation von Beibringung der letzten vollzogen sei, — falls die 
Proclamation aber im Kirchenbuche der katholischen Gemeinde nicht 
verzeichnet ist, das Brautpaar ohne Ordnungsnummer einzutragen, 
Tag und Ort sowohl der Proclamation, als auch der Copulation anzu- 
geben und am Rande die erwähnte Bemerkung zu machen. 

9) Von dem katholischen Geistlichen, der die Copulation voll- 
zogen hat, ist in dem einen, wie in dem andern der unter No. 8. an- 
gegebenen Fälle dem evangelischen Geistlichen, welchem die Copula- 
tion nach 8. 2. unter 1. oder unter 2b. c. des citirten Gesetzes zu- 
stand, binnen 8. 'Tagen der Vollzug der Copulation mit Bemerkung 
des Tages und Ortes derselben zum Zweck der Eintragung in das 
Kirchenbuch anzuzeigen. 
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10) Der evangelische Geistliche ist, wenn er eine Copulation voll- 
zogen hat, welche nach der in $. 2. unter 2a. leg. cit. angegebenen 
Regel dem katholischen Geistlichen zustand, zu gleicher Anzeige an 
diesen Behuf der Eintragung des Erforderlichen in das Kirchenbuch 
der katholischen Gemeinde gehalten und hat dafür zu sorgen, dass in 
das Kirchenbuch der evangelischen Gemeinde Tag und Ort der Copu- 
lation, und was am Rande wegen der Beibringung der nach $. 2. 
leg. cit. erforderlichen Bescheinigungen zu bemerken ist, eingetragen 
werde. 

11) Die nach 8. 2. leg. cit. erforderliche Bescheinigung entweder 
des evangelischen oder des katholischen Geistlichen und die Dimis- 
sorialen entweder des einen oder des anderen, beziehungsweise die 
Dispensation von Beibringung der letzteren, sind bei dem Kirchen- 
buche der Gemeinde, deren Geistlicher die Copulation’ vollzogen hat, 
aufzubewahren; wogegen die nach $. 3. leg. cit. behuf der Proclama- 
tion und Copulation erforderlichen, unter A. dieser Instruction speci- 
ficirten Bescheinigungen, soweit sie nicht bloss zu den Acten der 
Proclamations-Urkunde gehören, bei dem Kirchenbuche der Gemeinde 
aufzubewahren sind, deren Geistlichen die Copulation nach den in $. 
3. desselben Gesetzes gegebenen Regeln zustand. 


d. In Ansehung des Begräbnisses. 

12) Ist von einem der unter ]. 8. bezeichneten katholischen Geist- 

lichen das Begräbniss eines an einem andern, als dem in $. 19. leg. 
cit. bezeichneten Orte verstorbenen Katholiken vollzogen, so ist in 
dem Kirchenbuche der katholischen Gemeinde der Begräbnissfall mit 
Anführung des Orts, wo der Sterbefall sich ereignet hat, unter An- 
gabe des Tages und der Art des Begräbnisses einzutragen und am 
Rande zu bemerken, dass die nach $. 17. leg. cit. erforderliche Be- 
scheinigung des evangelischen Geistlichen, welche bei dem Kirchen- 
buche aufzubewahren ist, beigebracht worden sei. 
.. 13) Der katholische Geistliche, von welchem ein unter 12. be- 
zeichnetes Begräbniss vollzogen ist, hat dem evangelischen Geistlichen 
der Gemeinde, in deren Kirchenbuche der Sterbefall mit Ordnungs- 
“nummer hat eingetragen werden müssen, binnen acht Tagen den Tag 
und die Art des Begräbnisses, und, falls dieses nicht am Sterbeorte 
vorgenommen sein sollte, auch den Ort desselben, zum Zweck der 
Eintragung ins Kirchenbuch anzuzeigen. 

14) Die nach $. 138. des Polizei-Strafgesetzbuchs eventuell erfor- 
derlichen Erlaubnissbescheinigungen competenter Behörden, bezie- 
hungsweise die Concession zur stillen Beerdigung (8.18. des Gesetzes 
vom heutigen Tage) sind in dem unter 12. bezeichneten Falle bei 
den Acten des Kirchenbuchs der evangelischen Gemeinde aufzube- 
wahren, dessen Geistlichem das Begräbniss, beziehungsweise die Auf- 
sicht auf dasselbe ordnungsmässig zustand. 

II. Diejenigen zu kirchlichen Amtshandlungen im hiesigen Lande 
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berechtigten katholischen Geistlichen, welche nicht zu den unter I. 
bezeichneten gehören, haben nachstehende Anweisungen zu befolgen: 

1) Dieselben haben über die Taufen, Copulationen und Begräb- 
nisse, welche von ihnen an hiesigen Orten oder in Bezug auf solche 
Angehörige hiesiger Orte vollzogen sind, deren Taufe, Copulation 
oder Begräbniss einem evangelischen Geistlichen des Landes zustand 
und ibnen nur bedingungsweise gestattet war, sowie über etwaige 
Receptionen übergetretener evangelischer Landeseinwohner, welche 
sie vorgenommen haben, eine ordentliche Registratur anzulegen; bei 
derselben die in Ansehung jener Handlungen nach $. 2. unter 1. und 
2.,8.5., Abs. 1.,8.7., 8. 9. unter I. und 3., $. 10.,, 8. 11., $. 14. 
und 17. des Gesetzes vom heutigen Tage erforderlichen Bescheinigungen 
aufzubewahren und jene Registratur nebst diesen Bescheinigungen 
zur Production, wenn solche vom Herzoglichen Staatsministerio ver- 
langt wird, bereit zu halten. 

2) Dieselben haben die Anzeigen, welche die unter I, bezeichneten 
katholischen Geistlichen gemäss den Bestimmungen No. 2., 9., 13. 
dem zuständigen evangelischen Geistlichen zu machen verbunden 
sind, gleicher Weise rechtzeitig an diesen zum Zweck der Eintra- 
gung ins Kirchenbuch gelangen zu lassen. 


Xl. 


Die Einführung der obligatorischen Civilehe im Kanton 
Basel-Stadt. 


Die gesetzgebende Behörde, nämlich der grosse Rath des Kan- 
tons Basel-Stadt hat am 4. December 1871. folgenden, von Bürger- 
meister und Rath vorgelegten Gesetz-Entwurf unverändert zum Gesetz 
erhoben. Wir verdanken dessen Mittheilung der Güte des Herrn Dr. 
Carl Burckhardt, Präsidenten des Ehegerichts in Basel. 


Gesetz vom 4. December 1871., betreffend Verkündigung und 
" MPrauung. 

Der Grosse Rath des Kantons Basel-Stadt hat unter 
Aufhebung des $8. 33.—41., 106. der Ehegerichtsordnung vom 10. Mai 
1837. und des $. 7. des Bürgerrechtsgesetzes vom 11. Dezember 1866,., 
beschlossen was folgt: 

8. 1. 

Zur gültigen Eingehung der Ehe ist erforderlich, dass vor der 

Trauung die Verkündung der Verlobten stattfinde. 
8. 2. 

Die Verkündung wird auf Begehren der Verlobten und nach 
Vorlegung der nöthigen Schriften durch dieselben vom Civilstandsbe- 
amten im Kantonsblatt vorgenommen, mit der Aufforderung allfällige 
Einsprachen gegen die Trauung binnen zwei Wochen zu erheben. 
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Ueber die Verkündungen führt dieser Beamte ein fortlaufendes Ver- 
zeichniss. 

Der Civilstandsbeamte steht für die ibm durch dieses Gesetz 
übertragenen Geschäfte unter der Aufsicht des Justizkollegiums, spe- 
ziell eines dafür delegirten Mitgliedes desselben. 

8. 3. 

Wenn zum Zweck auswärtigen Eheabschlusses von Kantonsfrem- 
den die hiesige Verkündung verlangt wird, so hat dieselbe nach Vor- 
schrift von $. 2. zu geschehen. 

8. 4. 

Wenn innerhalb zwei Wochen nach der Verkündung keine Ein- 
sprache gegen den Eheabschluss erhoben worden ist, kann die Trauung 
stattfinden, beziehungsweise der Verkündschein ausgestellt werden. 

Erfolgt die Trauung nicht innerhalb sechs Monaten nach Ab- 
lauf der Verkündfrist, so muss eine neue Verkündung vorgenommen 
werden. 

8. 5. 

Einsprachen gegen den Eheabschluss sind beim Civilstandsbe- 
amten anzumelden und von diesem sofort dem Ehegerichtspräsidenten 
mitzutheilen. 

Falls der Ehegerichtspräsident die Einsprache nicht von sich aus 
als offenbar unbegründet oder in Folge spätern Verzichts aufhebt, so 
entscheidet das Ehegericht darüber, ob sie begründet sei oder nicht. 

Ist die Einsprache wegen eines frühern Verlöbnisses erhoben 
worden, so ist dieselbe in der Regel aufrecht zu erhalten, bis über 
die Verlöbnissklage rechtskräftig entschieden ist. 

8. 6. 

Die Trauung ist erst zulässig, wenn festgestellt ist, dass Ein- 
sprachen gegen dieselbe nicht erhoben wurden, oder dass sie beseitigt 
sind. Zu diesem Zweck haben Kantonsbürger, die nicht im Kanton 
wobnen, den Verkündschein ihres Wohnorts vorzulegen; ein Bräutigam, 
der nicht Kantonsbürger ist, hat den Verkündschein aus seiner Heimat 
und den aus seinem Wohnort und ausserdem die Ermächtigung seiner 
Heimatbehörde zur auswärtigen Trauung beizubringen; eine Braut, die 
nicht Kantonsbürgerin ist, den Verkündschein aus ihrer Heimat und 
den aus ihrem Wohnort. 

Ist in der Heimat oder an dem Wohnort eines der Verlobten die 
Verkündung oder die Trauungsermächtigung nicht üblich oder sehr 
schwer erhältlich, so kann der Kleine Rath von deren Beibringung 
dispensieren. 

8.7. 

Auch ohne Einsprache sind Verkündung und Trauung von Amts- 
wegen zu verweigern, wenn dem Delegierten des Justizkollegiums oder 
dem Civilstandsbeamten ein gesetzliches Ehehinderniss bekannt ist. 
Beharren die Verlobten dennoch auf der Eheschliessung, so steht der 
Entscheid darüber dem Ehegericht zu. 
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8. 8. 

Die Ehe wird abgeschlossen durch die Trauung vor dem Dele- 
gierten oder einem andern Mitglied des Justizkollegiums und dem 
Civilstandsbeamten als Protokollführer. 

Die Trauung findet öffentlich in .einem amtlichen Lokale statt. 
Nur ausnahmsweise bei Krankheit eines Verlobten, oder aus andern 
erheblichen Gründen, kann sie in einem Privathause vorgenommen werden. 

Bei der Trauung ist die Anwesenheit zweier männlicher voll- 
jähriger Zeugen erforderlich. 

Die Verlobten haben dem Delegierten des Justizkollegiums, nach- 
dem dieser ihnen den wesentlichen Inhalt der 55. 42. u. 43. der Ehe- 
gerichtsordnung über die Verpflichtungen der Ehegatten mitgetheilt 
hat, auf Befragen einzeln und nach einander die deutliche Erklärung 
abzugeben, dass sie einander ehelichen wollen, worauf er. die Trauung 
für vollzogen erklärt, 

8.9. 

Unmittelbar nach der Trauung ist über dieselbe ein Protokoll 
aufzunehmen und von den Betheiligten nach geschehener Verlesung 
zu unterzeichnen. Den Getrauten wird sofort eine Bescheinigung 
über die erfolgte Trauung zum Zwecke der kirchlichen Einsegnung 
übergeben. 

Der Civilstandsbeamte hat den Eintrag der Ehe in das Civil- 
standsregister innerhalb 24 Stunden nach der Trauung und deren Pu- 
blikation im nächsten Kantonsblatt zu besorgen. 

$. 10. 

Den Ehegatten bleibt freigestellt, die geschlossene Ehe nachher 
noch kirchlich einsegnen zu lassen. | 

Kein Geistlicher darf eine Ehe einsegnen, ohne dass ihm die 
Bescheinigung über die vollzogene Trauung vorliegt, bei einer durch 
das Polizeigericht auszusprechenden Geldbusse bis zu 300. Franken oder 
Gefängnissstrafe bis zu 6. Wochen. Civilrechtliche Folgen hat die 
kirchliche Einsegnung nicht und begründet daher für sich allein nie 
eine vom Gesetz anerkannte Ehe. 

1. 
Die hiesige Trauung kann eintreten: 
1) wenn eines der Verlobten im Kanton wohnhaft ist, und : 
2) wenn beide Verlobte auswärts wohnhaft sind, der Bräutigam aber 

Kantonsbürger ist. 

Die Trauung muss hier stattfinden, wenn der Brautigam Kantons- 
bürger ist und er sowohl als die Braut im Kanton wohnhaft sind. 

8. 12, 

Eine in einem andern Kanton oder im Auslande nach dortiger 
gesetzlicher Form abgeschlossene Ehe eines daselbst domizilierten 
Kantonsbürgers oder eines Kantonsbürgers mit einer daselbst domi- 
zilierten Braut ist gültig, sofern ihr kein materielles Ehehinderniss 
nach hiesigem Recht entgegensteht. 
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Jedoch hat auch in diesem Falle die hiesige Verkündung dem 
Eheabschlusse voranzugehen. Ihre Versäumniss wird durch das Poli- 
zeigericht mit Geldbusse bis zu 100. Franken bestraft. 

8. 13. 

Durch die gültig abgeschlossene Ehe eines Kantonsbürgers erwirbt 
die Frau sein Gemeindebürgerrecht ; eine vorherige Bürgerrechtsauf- 
nahme der Braut findet nicht statt. 

8. 14. 

Der Kleine Rath wird die zu Ausführung dieses Gesetzes nöthigen 
Bestimmungen durch Verordnung erlassen, und den Zeitpunkt seines 
Inkrafttretens fessetzen. 

Uebergangsbestimmung. 


Nach Inkrafttreten- dieses Gesetzes sind solche Ehen, die bereits 
vor demselben kirchlich hier sind verkündet worden, nach bisherigem 
Gesetze noch kirchlich zu trauen. 


Indem „Rathschlag* vom Bürgermeister und Rath, mittels dessen 
der Gesetzes-Entwurf an den grossen Rath gelangte heisst es: 

„Der Grossrathsbeschluss vom 2. Mai 1870., welcher die für die Be- 
ratbung des Civil-Gesetzesentwurfs niedergesetzte Kommission auflöste, 
überliess es uns, zu geeigneter Zeit einzelne Theile dieses Entwurfs 
Ihnen vorzulegen. Wenn wir diess hiemit zuerst mit den Bestim- 
mungen über die Verkündung und Trauung thun, so geschieht es, weil 
dieser Gegenstand in engem, ja nothwendigem Zusammenhang mit 
der seit nun bald zwei Jahren bestehenden Einrichtung der Civil- 
standsbücher steht. Der Gedanke, welcher der Einführung der letztern 
zu Grunde lag, war nicht nur und nicht vorzugsweise der, dass eine 
einheitliche und genaue Registerführung stattfinde, sondern man wollte 
damit das staatliche und kirchliche Gebiet in Bezug auf den Fami- 
lienstand genau auseinanderhalten; man wollte dem Einzelnen nicht 
zumuthen, gegen sein Gewissen Akte von zunächst rein staatlicher 
Bedeutung vor kirchlichen Stellen vornehmen zu lassen, und ebenso 
nicht der Kirche, bei diesen Akten nach staatlichen Geboten und 
Grundsätzen zu funktionieren; man glaubte durch diese Trennung 
Kollisionen zwischen den staatlichen und kirchlichen Gesichtspunkten 
am ehesten vermeiden zu können. Wenn irgendwo, so treffen diese 
Gründe bei der Eheschliessung zu, und man hätte diese wohl schon 
bei den Bestimmungen über den Civilstand mit in Betracht gezogen, 
wenn nicht damals eine baldige Einführung des Civilgesetzentwurfs, 
der die nöthigen Vorschriften enthielt, wäre vorausgesetzt worden. 

Während seit Einführung der Civilstandsregister die Taufe einen 
rein kirchlichen Charakter hat, und erst nach erfolgter staatlicher 
Konstatierung der Geburt im Geburtsregister erfolgt, während in Be- 
zug auf die Ehen die Führung der Eheregister und die Auszüge 
daraus dem Civilstandsbeamten allein obliegen, erfolgen Verkündung 
und Trauung noch durch die Geistlichen der beiden christlichen Kon- 
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fessionen. Was nun vorerst die Verkündung betrifft, so ist die jetzige 
Art ihrer Vornahme für unsre dermaligen Verhältnisse ungenügend; 
das Verlesen in einem Vormittagsgottesdienste erfüllt, bei unsrer 
nach allen Beziehungen so gemischten Bevölkerung, den Zweck der 
Verkündung, eine möglichste Publizität, nicht mehr wie früher. In 
Bezug auf die Eheschliessung ist zwar bei uns von Konflikten zwischen 
den staatlichen und kirchlichen Grundsätzen, wie sie anderwärts vor- 
kommen, Nichts bekannt geworden, weder in der Landeskirche noch 
in der katholischen. Doch ist es in der letzten Zeit mehrfach ge- 
schehen, dass Angehörige einer andern Religionsgenossenschaft, die 
ihre Ehe weder von einem Geistlichen der Landeskirche noch von 
einem der katholischen Kirche wollten einsegnen lassen, in einem 
auswärtigen Staate, wo die Civilehe besteht, sich trauen liessen. Für 
solche Leute, deren Zahl voraussichtlich zunimmt, ist die Forderung 
der kirchlichen Trauung durch den Geistlichen einer Konfession, 
welcher sie nicht angehören, eine Zumuthung, welche der Staat nicht 
an sie stellen sollte Auch die Israeliten sind bei uns immer noch 
genöthigt, ihre Ehen im Auslande abzuschliessen. Aber auch jene 
bis jetzt nicht eingetretenen Konflikte können über kurz oder lang ein- 
treten: sie können es gegenüber der katholischen Kirche, über deren 
zukünftige Tendenzen und Ansprüche sich dermalen nicht urtbeilen 
lässt ; sie können es aber auch gegenüber der reformierten, falls diese 
aufhören sollte, in dem jetzigen engen Verbande mit dem Staate zu 
stehen, oder falls ein bedeutender Theil ihrer jetzigen Angehörigen 
sich von ihr trennen sollte. Allen diesen bestehenden und drohenden 
Uebelständen kann nur dadurch gründlich begegnet werden, dass der 
Staat den Eheabschluss durch einen staatlichen Beamten vorschreibt, 
und die kirchliche Einsegnung den Religionsgenossenschaften überlässt. 

Bekanntlich steht die Frage des Eheabschlusses auch auf den 
Traktanden der bevorstehenden Bundesrevision, und wir beriethen 
darüber, ob nicht deren Resultat erst abzuwarten sei. Allein wir 
glaubten vorangehen zu sollen: einmal ist es noch ungewiss, ob über- 
haupt und namentlich auch wann und in welchem Umfange ein eid- 
genössisches Gesetz zu Stande kommen wird; sodann wird ein solches, 
falls es die obligatorische Civilehe einführt, jedenfalls auf denselben 
Grundlagen beruhen wie unser Entwurf, und seine EINEN wird 
bei uns keine wesentlichen Aenderungen erfordern. 

Schon der im Oktober 1865. dem Kleinen Rath ee Ent- 
wurf eines Civilgesetzes schlug die Civilehe vor; die Einleitung dazu 
p. VIEL enthält eine kurze Begründung, welche An den im Jahr 1866. 
gedruckten Motiven p. 59.—61. etwas weiter ausgeführt ist. In der 
Grossrathskommission wurde der Vorschlag ohne erhebliche Diskussion 
angenommen; schon damals fand die fakultative oder Nothcivilehe 
als eine halbe Maassregel, welche der Würde weder des Staats noch 
der Kirche entspricht, keinen Anklang. Seit diesen Berathungen ist 
die Führung der Civilstandsbücher einer staatlichen Beamtung über- 
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tragen worden; mit dieser und ihrer Aufsichtsbehörde ist nun auch 
diejenige Stelle gegeben, welche die Verkündungen und Trauungen 
bei uns am richtigsten besorgen wird. Der erste Entwurf des Civil- 
gesetzes sah hiefür den Präsidenten des von ihm aufgestellten Fa- 
miliengerichts vor, und es liess sich biefür Manches anführen. Die 
Grossrathskommission setzte an seine Stelle die Gemeindebehörden. 
Bei der engen Verbindung der Geschäfte mit denen des Civilstands- 
beamten und bei dem Umstande, dass nicht selten Rechtsfragen, 
namentlich solche des interkantonalen und internationalen Rechts, 
zur Sprache kommen werden, scheint uns der vom Entwurf vorge- 
schlagene Modus der angemessenste. 

Im Einzelnen schliesst sich der Entwurf möglichst an die Be- 
stimhmungen des Konkordatsentwurfs betreffend Heirathen von Schwei- 
zern im In- und Auslande an. Bekanntlich war unser Kantonsantheil 
seiner Zeit bereit, diesem Konkordat beizutreten, und es ist anzunehmen, 
‘dass seine Prinzipien sicb auch in der zukünftigen eidgenössischen 
Gesetzgebung wieder finden werden. 

Zum Titel bemerken wir, dass, im Anschluss an den Entwurf 
des Civilgesetzes, hier und im Folgenden das Wort „Trauung* für 
den staatlichen Akt der Eheschliessung gebraucht wird, das Wort 
„Einsegnung“ für den kirchlichen.® 


X. 


Zu Hinschius Kirchenrecht (Band I. und Band II. Abthl.1.). 
Von 
R. W. Dove. 


Als ich in dieser Zeitschrift Bd. X. S. 380. bei Gelegen- 
heit der Berichtigung einer von Hinschius im ersten Bande 
seines Kirchenrechts hinsichtlich des älteren Gebrauchs der Be- 
zeichnung «Cardinäle» aufgestellten Behauptung ein Paar Bemer- 
kungen über dieses umfangreiche Werk überhaupt machte, durfte 
ich hoffen, dass unsere Zeitschrift bald in der Lage sein werde, 
aus der Feder eines ausgezeichneten katholischen Canonisten eine 
eingehende Besprechung dieser bedeutenden Erscheinung der 
neuesten kirchenrechtlichen Literatur zu bringen. Indessen hält 
Professor von Schulte, welcher uns eine ins Einzelne eingehende 
Kritik in Aussicht gestellt hatte, es für erforderlich, vorerst die 
Vollendung eines grösseren Theiles der Hinschius’schen Arbeit 
abzuwarten, während er eine kürzere Anzeige der bisher erschie- 
nenen anderthalb Bände im Bonner Theologischen Literaturblatt 
1872. Nr. 7. S. 170. ff. veröffentlicht hat, welcher ich in den 
wesentlichen Puncten mich durchweg anschliessen kann. Ausser- 
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dem liegt eine ausführliche Besprechung von Bd. I. Abthl. 1. 
durch Professor Kober in der Tübinger Theologischen Quartal- 
schrift Jahrgang LII. (1870.) Heft 3. S. 496. ff. vor. Es ist an 
dieser Stelle nicht meine Absicht, eine auf Einzelnheiten eingehende 
Erörterung zu geben. Ich will weder Herrn Professor von Schulte 
vorgreifen, noch andererseits selbst darauf verzichten, auf eine 
Reihe von Puneten demnächst ausführlicher zurückzukommen. Da- 
gegen glaube ich es dem geehrten Verfasser des gelehrten Werkes 
und mir selbst schuldig zu sein, schon jetzt einige allgemeine Be- 
merkungen über das Buch, seine Licht- und Schattenseiten, zu 
machen, und demnächst auf eine von mir a. a. O..berührte Diffe- 
renz näher einzugehen, um in Beziehung auf die letztere mein 
Urtheil näher zu präcisiren und zu begründen. 

Zunächst muss ich den bewunderungswürdigen Fleiss aner- 
kennen, von welchem im Allgemeinen die Durcharbeitung des 
Details in den vorliegenden drei Abtheilungen Zeugniss ablegt. 
Die Bedeutung der vorliegenden Arbeit liegt vorzugsweise in der 
rechtsgeschichtlichen Detailforschung, Wohl fand der Verfasser 
gerade für die bisher von ihm behandelten Partien in dem grossen 
Kirchenrechte von Phillips eine werthvolle Grundlage für seine 
Untersuchungen vor, wie dieser wiederum den älteren Werken, 
insbesondere Thomassin’s Vetus et nova ecclesia disciplina eine 
Fülle des Details verdankt. Allein Hinschius hat einmal die 
Ergebnisse der neueren historischen Forschungen in einem bei 
weitem grösseren Umfange benutzt, als diess bisher in irgend 
einem Werke, welches das gesammte Kirchenrecht zu behandeln 
bestimmt ist, der Fall war; sodann bearbeitet Hinschius die 
Geschichte des Kirchenrechts von dem dogmatisch nicht gebundenen 
Standpuncte des Protestanten, und insbesondere wenn Hinschius 
Leistungen mit der Methode von Phillips in Vergleich gestellt 
werden, bei welchem die Geschichte der kirchlichen Rechtsinstitute 
durchgängig in der eigenthümlichen Beleuchtung erscheint, die die 
idealisirende katholische Theologie der letzten Decennien characte- 
risirt, wird man denselben im Allgemeinen tüchtige geschichtliche 
Kritik nicht absprechen können. Die volle Schärfe einschneidender 
Kritik freilich, welche z, B. Schulte und Döllinger (Janus) 
in ihren neuesten Untersuchungen über die Geschichte des päpst- 
lichen Primats, über die Stellung der Synoden in der alten katho- 
lischen Kirche u. s. w. geübt haben, war man von Hinschius 
schon nach seinen früheren Leistungen, deren Vorzüge in anderer 
Richtung liegen, zu erwarten kaum berechtigt. Ich darf hier 
daran erinnern, dass Hinschius in der seiner (vortrefflichen) 
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Ausgabe Pseudo-Isidors vorausgeschickten Abhandlung: De col- 
lectione Isidori Mercatoris, einer Abhandlung, die ja auch ein- 
zelne, sehr gelungene Partien aufzuweisen hat, doch z. B. hin- 
sichtlich der Absicht Pseudo-Isidors auf die Autorität einer 
Stelle der Vorrede des Fälschers hin, sich zu der kritiklosen Auf- 
stellung verleiten liess, dass diese Absicht in der Herstellung einer 
vorzüglicheren und umfassenderen Sammlung, als die damals vor- 
handenen waren, zu suchen sei. 

Indessen haben von den rechtsgeschichtlichen Untersuchungen 
der vorliegenden drei Abtheilungen seines Kirchenrechts doch 
nicht wenige das Verdienst, die Wissenschaft wirklich gefördert 
zu haben. Ich habe in dem der Darstellung der katholischen 
Kirchenverfassung gewidmeten Theile meiner neuen Bearbeitung 
des Richter’schen Kirchenrechts (7. Aufl. Abthıl. 1. 2. Leipz. 
1871. 1872.) durchgängig auf diese verdienstlichen Leistungen 
hingewiesen. Mag auch im Einzelnenvieles zu berichtigen oder 
nachzutragen sein, wie ich denn Einzelnes bereits, so weit der 
Raum eines Compendiums es zuliess, beigebracht habe, wie 
ferner auch Schulte im Theolog. Literaturblatt z. B. den 
interessanten Nachweis geführt hat, dass man schon sehr bald 
nach der Mitte des 12. Jahrhunderts die Excommunication des 
Canons Si quis suadente für latae sententiae gehalten, indem 
die Summa des Rufinus (Cod. Gotting.) C..29. qu. 4. sagt: «Si- 
militer qui sacrilegas manus mittunt in personas ecclesiasticas, in 
clericos vel monachos, ipso jure excommunicati intelliguntur, ut 
infra quaestione eadem cap. si quis suadente;» so steht doch fest, 
dass künftig jede rechtsgeschichtliche Untersuchung über die von 
Hinschius behandelten Materien seiner Arbeit Belehrung oder 
Anregung verdanken wird. Manche Partien halte ich freilich für ge- 
radezu verfehlt, wiez. B. die Untersuchung über die Geschichte der 
Papstwahl. Ich mache darauf aufmerksam, dass der Verfasser hier 
die Nachrichten des liber pontificalis, welche bekanntlich von sehr 
verschiedenem geschichtlichen Werthe sind, ohne jede kritische Son- 
derung benutzt hat; dass seine Erörterung über das Wahldecret 
Nicolaus IL (Bd. I. S. 248, ff.), wie bereits Waitz in den For- 
schungen zur deutschen Geschichte Bd. X. (Göttingen 1870.) 
S. 614. ff. dargethan hat, von der verkehrten Voraussetzung aus- 
geht, dass der von Jaffe&, Monumenta Bambergensia (Bibliotheca 
rerum German. T. V. Berol. 1869.) p. 41. sqq. edirte Text des 
Decrets im Codex Udalrici eine selbstständige Form darstelle, 
aus welcher nach Hinschius die Form Monumenta Germaniae histor. 
T. IV. P. II. p. 177. corrumpirt sein’ soll, während gerade das 
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umgekehrte Verhältniss stattfindet; dass endlich die Geschichte 
der Papstwahlen vom 11. bis ins 14. Jahrhundert in der Arbeit 
von R. Zöpffel, Die Papstwahlen u. s. w., Göttingen 1871. 
bereits eine Reihe sehr. wichtiger Berichtigungen erfahren hat. 
Andere rechtsgeschichtliche Partien haben den Character von in 
den Zusammenhang des Systems nur lose eingefügten Monogra- 
phien, einzelne sogar von nicht genügend verarbeiteten Mate- 
rialiensammlungen, was bereits von Schulte bemerkt worden ist. 
Schon Kober hat ferner (a. a. O. S. 501.) gerügt: «Der Ver- 
fasser scheint uns im Verhältnisse zu der ungeheuern Masse des 
beigebrachten Stoffes zu eilig gearbeitet und sich die Zeit nicht 
gegönnt zu haben, welche zur allseitigen Bewältigung eines so 
gewaltigen Materials unumgänglich nothwendig ist: in vielen Par- 
tien des Buches macht sich eine gewisse unruhige Hast bemerkbar, 
welche nicht nur in stilistischen Unebenheiten zu Tage tritt, son- 
dern auch, ohne die entgegenstehenden Momente gehörig zu wür- 
digen und an Aeusserlichkeiten sich hängend, allzu apodiktische 
und, wie uns dünkt, nicht hinlänglich motivirte Urtheile veranlasst.» 
Diese unruhige Hast hat auch die übermässige Zahl von Druckfehlern, 
wie von falschen Citaten aus Quellen und Literatur veranlasst. 
Z. B. in der einzigen Anm. 4. Bd.I. S. 204. steht J.Roskoväny statt 
A. Roskoväny, Rothensen statt Rothensee, Aug. de Roscovany 
statt Roskoväny, Camaronii statt Comaronii. Zuweilen hat 
Hinschius auch fremde Druckfehler abgeschrieben, z. B. Bd. I. 
3. 473. Anm.*) sind die Druckfehler Prinzivalli, Resolutiones 
seu decreta authentica S. Congregationis indulgentiis pro positae 
ab anno 1860. ad a. 1861. collecta statt: praepositae und ab 
anno 1668. äus Phillips, Kirchenrecht Bd. VI. S. 659. Anm. 
21. abgeschrieben, wie die Zahlen zeigen. 

Auch in juristischer Beziehung zeichnet sich das Werk von 
Hinschius durch eine Reihe scharfsinniger Erörterungen aus. 
Ich rechne dahin z. B. die Ausführung über jurisdictio ordinaria, 
delegata, mandata, vicaria Bd.I. S. 171. fl. Doch war hier in Be- 
ziehung auf die juristische Construction nach den ausgezeichneten 
Leistungen von Schulte im System des katholischen Kirchen- 
rechts in der That das Bedürfniss einer neuen umfassenden Be- 
arbeitung des gesammten katholischen Kirchenrechts kein so 
fühlbares, wie für andere Gebiete des Kirchenrechts. Schon aus 
diesem Grunde ist es zu beklagen, dass der Verfasser nicht 
zunächst der Geschichte der Kirchenverfassung oder dem evan- 
gelischen Kirchenrecht seinen Fleiss zugewandt hat, wenn er doch 
einmal die natürliche Ordnung der Bearbeitung verlassen wollte. 
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So wie die Sache liegt, lässt sich allerdings bezweifeln, ob der 
Verfasser, welcher für die noch zu bearbeitenden umfangreichen 
Partien seines sogenannten «Systems des katholischen Kirchen- 
rechts» überdiess nunmehr von den schätzbaren Vorarbeiten von 
Phillips verlassen wird, bei einem Umfang von mindestens sieben 
Bänden, welche, wie Schulte richtig bemerkt, die Vollendung 
schon des Systems des katholischen Kirchenrechts jedenfalls er- 
fordern wird, wenn Hinschius an der bisherigen Ausführlichkeit 
der Behandlung festhält, ein solches Riesenwerk jemals zu been- 
digen im Stande sein wird, und ich fürchte, dass gerade diejenigen 
Partien, welche eine gründliche neue Behandlung besonders erfor- 
dert hätten, von ihm unbearbeitet bleiben werden. Wenn der 
Verfasser sich mit den Schwierigkeiten einer umfassenden Be- 
arbeitung des evangelischen Kirchenrechts genügend vertraut ge- 
macht hätte, so würde er sich auch des allzu absprechenden 
Urtheils über die bisherigen Bearbeitungen des evangelischen Kir- 
chenrechts, das er im Vorwort abgiebt, enthalten haben, Bemer- 
kungen, die, so lange die verdienstlichen Leistungen von Hinschius 
durchaus anderen Gebieten angehören, in seinem Munde doch etwas 
anmaassend erscheinen. Dass Hinschius zu einer Zeit, wo von 
dem in Aussicht genommenen Vaticanischen Concile eingreifende 
Veränderungen im geltenden katholischen Kirchenrechte zu erwarten 
waren, ohne zwingenden Grund gerade die Bearbeitung des letzteren 
in Angriff nahm, hat seinem Buche überdiess den von Jedem, der 
den Fortgang des letzteren wünscht, zu beklagenden Nachtheil 
gebracht, dass bereits grosse Partien der drei erschienenen Ab- 
theilungen in gewissem Sinne als veraltet angesehen werden 
müssen, ein Schade, dem durch die in Aussicht gestellten Nach- 
träge nur unvollkommen wird abgeholfen werden können. Von 
den juristischen Ausführungen von Hinschius urtheilt Schulte: 
«Mau merkt dem ganzen Buche an, dass der Verfasser keine 
wirkliche Vorstellung von dem hat, was im katholisch-kirchlichen 
Leben Bedeutung hat; er sieht das Kirchenrecht wesentlich als 
einen äusserst interessanten Stoff an, über den sich wissenschaft- 
liche Studien machen lassen.» Ich kann auch diess Urtheil nur 
begründet finden, und verweise als Beispiel nur auf die Behand- 
lung der Irregularitäten; auch wird man manche scharfsinnige Er- 
örterung des Verfassers, z.B. die Bd. I. S. 279, f. gegebene, dass 
auch ein verheiratheter Laie mit Zustimmung seiner Frau zum 
Papst gewählt werden Könnte gegenüber dem constanten 
Herkommen, nur Cardinäle zu wählen, gewiss für unfruchtbar 
halten müssen. Ich darf aber ferner, bei aller Anerkennung, die 
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ich dem Verfasser für die auch in seinen juristischen Ausführungen 
bewährte grosse Gelehrsamkeit, z. B. für die fleissige Benutzung 
namentlich auch der italienischen Literatur, nicht minder zu’ zollen 
habe, wie für den juristischen Scharfsinn, den er bei der Ausspin- 
nung des feinsten Details an den Tag legt, doch nicht verschweigen, 
dass er sich nach meiner Ansicht nicht auf eine Höhe der Be- 
trachtung zu erheben vermag, von welcher aus die Totalität des 
Rechtsstoffes sich beherrschen lässt. Er hat nicht nur den beson- 
deren Theil in Angriff genommen, ohne zuvor die allgemeinen 
begrifflichen Grundlagen klarzustellen, sondern es zeigt namentlich 
die Behandlung der Beziehungen von Staat und Kirche eine auf- 
fallende Unklarheit des Verfassers selbst über diese Grundlagen. 
Nur so ist es zu erklären, dass der Verfasser, der in seiner neue- 
sten Schrift: Die Stellung der Deutschen Staatsregierungen gegen- 
über den Beschlüssen des vatikanischen Coneils, Berlin 1871. sich 
als Anliänger der Theorie von der Omnipotenz der Staatsgewalt be- 
kennt, — einer Theorie, die übrigens falsch ist, weil der Staat 
zwar eine souveräne, aber keine absolute Macht ist, und daher 
die Staatsgewalt die Gränzen inne halten muss, die ihr durch den 
ethischen Grund ihres Daseins gezögen sind, weshalb sie z. B. die 
Gewissensfreiheit aufzuheben nicht berechtigt ist, — andererseits 
irregeleitet durch den vieldeutigen Satz neuerer Verfassungsurkun- 
den über das Recht der Kirchen zur selbstständigen Ordnung und 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten eine Einschräukung der aus 
dem Begriffe der Kirchenhoheit folgenden Befugnisse der Staats- 
gewalt gegenüber der von der römischen Kirche in Anspruch ge- 
nommenen sogenannten «Kirchenfreiheit» vertritt, welche bisher 
von keinem anderen protestantischen Kirchenrechtslehrer als im 
Rechte der Kirchen begründet und mit dem sittlichen Berufe, auf 
welchen kein Staat verzichten kann, vereinbar erachtet worden 
ist. Diess allein habe ich mit den «bedenklichen Concessionen» 
gemeint, welche Hinschius dem römischen Standpunkte gemacht 
habe, und über deren Bedenklichkeit die Zustimmung ultramon- 
taner Organe wohl keinen Zweifel gelassen haben wird. Seine 
persönliche protestantische Gesinnung in Zweifel zu ziehen, ist 
mir nicht in den Sinn gekommen, ebenso wenig ihn zu beschuldigen, 
dass er bewusst den ultramontanen Prätensionen in die Hände arbeite; 
vielmehr erklärte ich ausdrücklich jene Concessionen aus dem Streben 
nach Objectivität (allerdings die von ihm vertretene nicht für eine 
solche Objectivität, die innerlich begründet ist). Die grosse Gefahr, die 
ich darin erblicke, wenn hochangesehene protestantische Gelehrte 
Urtheile aussprechen, die von dem Ultramontanismus als Waffen 
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in der Bekämpfung des Staates benntzt werden können, hat mich 
veranlasst, meinem Einspruch einen lebhaften Ausdruck zu geben, 
der dem als Gelehrten von mir hochgeachteten Verfasser verletzend 
erschienen sein mag. Sollte diess zu meinem Bedauern der Fall 
gewesen sein, so wird es ihm zur Befriedigung gereichen, wenn 
ich erkläre, dass es mir im Folgenden nur Jarum zu thun ist, die 
Differenz in den Gränzen rein sachlicher Erörterung ihrem Aus- 
trag entgegenzuführen, und dass ich ihm selbstverständlich, wenn er 
es wünscht, auch in diesen Blättern gern das Wort zur Entgegnung 
gönnen werde. Ich knüpfe übrigens an die Erörterung der bier ein- 
schlagenden Differenzpuncte auch noch einige anderweitige kritische 
Bemerkungen, welche eine principielle Bedeutung nicht haben. 

Ich hatte in der von mir bearbeiteten 6. Auflage von Rich- 
ters Kirchenrecht (Leipzig 1867.) $. 181. Anm. 28. erwähnt, 
dass in Preussen der Staat (in Folge der Auslegung, welche 
dem Artikel 15. der Verf.-Urkunde vom 31. Januar 1850. durch 
die Staatsverwaltung gegeben worden ist,) so wenig eine Con- 
trole der Vorbildung der Geistlichen und des Prüfungswesens, wie 
eine Aufsicht über die Seminarien übt, jene Vorbildung insbeson- 
dere auch ausserhalb Landes gesucht werden kann, und eine Cir- 
cularverfügung vom 27. Sepember 1852. ausdrücklich erklärt hat, 
es bestehe kein allgemeines Verbot des Studirens im Collegium 
Germanicum u. s. w. Ich hatte ferner hervorgehoben, dass da- 
gegen das Württembergische Gesetz vom 30. Januar 1862. 
Art. 3. eine vom Staate für entsprechend erachtete 
wissenschaftliche Vorbildung fordert. Die Württember- 
gische Regierung betrachtet diess Erforderniss bei jedem Candi- 
daten als erfüllt, der nach Maassgabe der bestehenden Einrichtung 
(wonach die Candidaten des geistlichen Standes ihre propädeuti- 
schen Studien an den Gymnasien, ihre Fachstudien an der Uni- 
versität des Landes machen, und die Abgangsprüfung von der 
letzteren bei den künftigen Priestern durch die theologische Fa- 
eultät abgehalten wird,) sich über den Besitz einer wissenschaft- 
lichen Vorbildung ausweist. Einer anderweitigen Vorbildung der 
künftigen Priester steht kein gesetzliches Hinderniss im Wege, 
aber die Regierung behält sich für diesen Fall weitere Vor- 
kehrungen vor, um sich der entsprechenden wissenschaftlichen 
Vorbildung zu versichern. Ich fügte a. a. O. das Urtheil hinzu, 
dass allerdings, nach meiner Ansicht, das Interesse, welches der 
Staat an der Verwaltung des geistlichen Amtes an sich und wegen 
der damit verknüpften staatlichen Functionen hat, fordere, einen 
derartigen Vorbehalt festzuhalten. 
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Hinschius, Kirchenrecht Bd. I. S. 60. hebt nun zunächst 
ganz richtig hervor, dass für eine so wichtige und so vielfach mit 
den staatlichen Verhältnissen in Berührung kommende Stellung, 
wie sie die katholischen Geistlichen haben, das allgemein vorge- 
schriebene Maass der Volksbildung keineswegs ausreichende Ga- 
rantien gebe, und daher der Staat befugt erscheine, auch die 
nöthigen Anordnungen über die Erwerbung einer höheren all- 
gemeinen wissenschaftlichen (nicht spezifisch theologischen) 
Qualifikation zu erlassen. «Ein Recht auf die Erziehung der 
Jugend in unbedingt einseitiger Richtung hat die katholische 
Kirche sicherlich nicht, und mit der Anerkennung ihrer Selbst- 
ständigkeit ist weder die staatliche Kirchenhoheit aufgegeben, noch 
sind unbedingt alle kirchlichen Rechtssätze anerkannt.» 

Dann aber fährt er fort: «Die Frage, ob der Staat auch die 
spezifisch theologische Vorbildung der zukünftigen 
Geistlichen regeln soll, ist damit freilich noch nicht entschieden. 
Prineipielllässt sich hier ein Eingriff des Staates 
nicht rechtfertigen, denn die Kirche ist allein in der Lage 
zu beurtheilen, ob sich Jemand eine für ihren Dienst genügende 
Kenntniss ihrer Lehre und die nöthige sachliche Qualification er- 
worben hat, und ebenso hat sie sicher das competenteste Urtheil 
darüber, welches die zweckmässigsten Einrichtungen für die Er- 
werbung der nöthigen theologischen Ausbildung ihrer Geistlichen 
sind. Der Staat kann, ohne in ein verwerfliches Sy- 
stem der Bevormundung zu verfallen, in dieser Be- 
ziehung keine Anordnungen treffen und seine Rechte 
sind von dem eben hervorgehobenen Standpunkt aus schon ge- 
nügend gewahrt.» Eine solche Einwirkung auf die rein theologische 
Bildung lasse sich, wie H. weiter ausführt, auch nicht mit Be- 
rufung darauf rechtfertigen, dass die Geistlichen häufig mit ge- 
wissen staatlichen Functionen betraut sind. Hieraus würde immer 
nur ein Recht des Staates folgen, die Geistlichen in der be- 
treffenden Hinsicht einer unter seiner Einwirkung stehenden 
Prüfung zu unterwerfen oder jene Verbindung zwischen geistlichen 
und staatlichen Amtsbefugnissen zu trennen. In Anm. 4. wird hinzu- 
gefügt: «Anders Dove ...., der ebenso wie die Motive zu dem Würt- 
tembergischen Gesetz... v. 30. Januar 1862. zwischen den verschie- 
denen, in Frage kommenden Gesichtspuncten nicht unterscheidet.» 

Darauf habe ich zu entgegnen: Wenn Hinschius dem 
Staate die Befugniss bestreitet, Vorkehrungen auch in Beziehung 
auf die specifisch theologische Vorbildung der Geistlichen zu treffen, 
während er ihn zum Erlass von Anordnungen über die Erwerbung 
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einer höheren allgemeinen wissenschaftlichen Qualification der- 
selben für befugt erachtet, so verkennt er denn doch das Wesen 
der Kirchenhoheit, kraft deren der Staat allgemein berechtigt 
ist, sich zu versichern, dass die Kirchen sein eigenes Leben nicht 
gefährden. Der Staat ist ganz gewiss bei der Frage interessirt, 
ob die katholische Geistlichkeit, die ja auch ferner durch Kanzel, 
Beichtstubl, Religionsunterricht in der Volkschule den mächtigsten 
Einfluss auf die katholische Bevölkerung ausüben wird, ihre theo- 
logische Vorbildung auf deutschen Universitäten oder in den jesui- 
tischen Lehranstalten in Rom und anderwärts empfängt, ob diese 
Vorbildung im Geiste der Wissenschaft, oder aber nach der von 
Schulte, Denkschrift über das Verhältniss des Staates zu den 
Sätzen der päpstlichen Constitution vom 18. Juli 1870. (gewidmet 
den Regierungen Deutschlands und Oesterreichs, Prag 1871.) S. 40. f. 
geschilderten Abrichtungsmethode und im Sinne jesuitischer Moral- 
behandlung und der Befeindung des Staates erfolgt. Wenn Hin- 
schius der Kirche das competenteste Urtheil darüber zuspricht, 
«welches die zweckmässigsten Einrichtungen für die Erwerbung 
der nöthigen theologischen Ausbildung ihrer Geistlichen sind», so 
hätte er doch die Augen nicht dagegen verschliessen sollen, dass 
der Staat, wenn er sich nicht selbst aufgeben will, seinerseits auf 
dass ihm allein competirende Urtheil nicht verzichten darf, 
welche Vorkehrungen im Gebiete der Kirchenlioheit 
unentbehrlich sind, damit nicht demnächst die religiöse Lei- 
tung und Unterweisung des katholischen Theiles seines Volkes in 
den Händen eines in staatsfeindlicher Richtung gebildeten Clerus 
zu einer Handhabe werde für die auf die Untergrabung der mo- 
dernen staatlichen Ordnungen gerichteten Bestrebungen der in der 
römischen Kirche jetzt dominirenden jesuitischen Partei. Und wenn 
Hinschius selbst «den Staat kraft des im zustehenden Kirchen- 
hoheitsrechtes für berechtigt erklärt, die erforderlichen Vorkeh- 
rungen gegen eine einseitige Ausbeutung des katholischen Stand- 
punkts zu seinem eigenen und zum Nachtheil der anderen inner- 
halb seines Gebietes anerkannten Confessionen zu treffen,» so ist 
schlechterdings nicht zu begreifen, warum diese Vorkehrungen 
sich auf den Nachweis einer allgemeinen Kenntniss der alten 
Sprachen, der deutschen Literatur seit Klopstock und dergleichen 
beschränken sollen, was die von Hinschius angezogene Badische 
Verordnung vom 6. September 1867. im Auge hat, aber für die 
Sicherung des Staates geringe Bedeutung hat, dagegen z. B. die 
Moraltheologie ausser Acht lassen sullen. Diese Badische Verord- 
nung ist bisher nur der evangelischen Kirche gegenüber durchgesetzt, 
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sie bildet wegen der grossen Anzahl der zu prüfenden Wissenschaf- 
ten, welche diese Prüfung im Wesentlichen als eine, nach Been- 
digung der Universitätsstudien vorzunehmende Wiederholung der 
Gymnasialabiturientenprüfung erscheinen lassen, eine überflüssige 
und störende Beschwerung der jungen evangelischen Theologen, 
sie würde, auch wenn sie hinsichtlich der katholischen Theologen 
durchgesetzt würde, mit Rücksicht auf die Auswahl der Prüfungs- 
gegenstände, von denen nur die geforderte Kenntniss der Staats- und 
Kirchenverfassung des Landes für den Staat ein Interessse hat, für die 
staatlichen Zwecke praktisch ziemlich werthlos sein, — eine Anschau- 
ung,. die in Baden sehr verbreitet ist. Nur den erforderten Nachweis 
mindestens dreijähriger Universitätsstudien würde ich dann allerdings 
für entschieden werthvoll halten, wenn dabei nur der Besuch vollstän- 
diger deutscher Universitäten für genügend erachtet würde. 

Wenn Hinschius überdiess behauptet, dass «fast überall 
die [katholische] Theologie an den Universitäten gelehrt wird,» so 
ist das, wie schon Schulte bemerkt hat, «dahin zu beschränken, 
dass sie (incl. Münster und Braunsberg) in Deutschland an acht Uni- 
versitäten gelehrt wird, während die grosse Mehrzahl der katholischen 
Theologen keine Universität besucht und in Oesterreich-Ungarn der 
Nichtbesuch der Universität noch mehr die Regel bildet.» — — 

In Beziehung auf den Kirchenstaat behauptet Hinschius 
Bd. I. S. 215.: «Vom rechtlichen Standpunct aus betrachtet, hat 
der Papst ein ebenso gut begründetes Recht auf seine weltliche 
Herrschaft, wie die übrigen jetzt regierenden Fürsten.» Ich halte 
diess Urtheil «vom rechtlichen Standpunct aus» für falsch, weil 
öffentliche Rechtsfragen nicht losgelöst von der begrifflichen 
Grundlage des öffentlichen Rechts zu entscheiden sind. Hinschius 
nimmt hier denselben «rechtlichen Standpunct» ein, von welchem 
aus einst die Note des Cardinals Cousalvi v. 14. Juni 1815. gegen 
alle in Deutschland seit 1803. ohne päpstliche Einwilligung zum 
Schaden der Kirche eingetretenen Veränderungen Verwahrung ein- 
gelegt und insbesondere auch die unterbliebene Herstellung der 
geistlichen Fürstenthümer und des heiligen römischen Reiches 
deutscher Nation, als des centrum unitatis catholicae, verurtheilt hat. 
Auch Hinschius misst hier die grossen geschichtlichen Verände- 
rungen des Öffentlichen Rechts mit rein privatrechtlichem Maass- 
stabe. Nur wer der patrimonialstaatlichen Auffassung huldigt, 
wird das angeführte Urtheil des Verfassers unterschreiben. Diente 
nämlich die weltliche Souveränität des Papstes nicht dazu, die 
allgemeinen Zwecke des Staates zu verwirklichen, musste der Kir- 
chenstaat als ein Stück Kirchengut angesehen werden, so 
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ist damit bereits der tiefe Gegensatz bezeichnet, in welchem der 
Kirchenstaat zur modernen Staatsidee stand. Diese fasst den Staat 
als durchaus selbstständige, auf eigener sittlicher Grundlage ruhen- 
de Ordnung auf, als die rechtliche Ordnung für das Gesammt- 
leben eines Volkes, in der alle sittlichen Kräfte desselben für das 
Gemeinwohl verwendet werden. Ist diese Ordnung nach modernen 
staatsrechtlichen Grundsätzen sich selbst Zweck, der Monarch 
ein innerhalb derselben wirkendes Organ, so ist ein Verhältniss, 
wobei sie als Object eines ausser ihr stehenden Subjects, hier der 
römischen Kirche, erscheint, unvereinbar mit dem modernen Staats- 
begriff, welcher überall die patrimoniale Auffassung der Staatsge- 
walt verdrängt hat. Liess nun aber hinsichtlich des Kirchenstaats 
das Wesen seiner historischen Individualität, wie zugegeben wer- 
den muss, eine Umwandlung, ähnlich derjenigen, welche sich in 
den weltlichen Monarchien zu vollziehen vermochte, nicht zu, so 
-war damit in dem weltgeschichtlichen Process sein Untergang 
entschieden. Letzterer Process ist allerdings mit einem gewöhn- 
lichen Civilprocess nicht zu vergleichen, darum soll man sich aber 
auch hüten, Urtheile «vom rechtlichen Standpunct», wie das an- 
geführte von Hinschius, auszusprechen, die nur dann eine Begrün- 
dung haben würden, wenn es sich um die Entscheidung eines 
Processes über streitige Privatrechte handelte — 

Wenn Hinschius ferner hervorhebt, dass kirchenrechtlich 
für den Papst die den weltlichen Fürsten zustehende Befugniss 
einer Abtretung der Souveränität an einen andern Fürsten: aus- 
geschlossen sei, und gegen die Möglichkeit von Abtretungen von 
Bestandtheilen des Kirchenstaates geltend macht, dass der Papst 
die Unterlassung jeglicher Veräusserung von solchen eidlich ange- 
loben müsse, so hätte erwähnt werden sollen, dass diese Auf- 
‘fassang nicht immer in Rom gegolten hat. Mit Recht macht 
Heinrich von Sybel, Geschichte der Revolutionszeit von 1789. 
bis 1800., Bd. IV. Abthl. 2. (Düsseldorf 1871.) S. 397: hinsicht- 
ich des Friedens von Tolentino, durch welchen der Papst auf 
Avignon und Venaissin verzichtete, der französischen Republik die 
Legationen von Bologna, Ferrara undRomagna abtrat, und ihr Ancona 
his zum allgemeinen Frieden überliess, eines Vertrages, welchen 
Pius VI. und die Generalcongregation der Cardinäle nach langer 
und gründlicher Erwägung annalm, die Bemerkung: «Die mo- 
derne Theorie, dass die kirchlichen Pflichten des heiligen Vaters 
und insbesondere sein Krönungseid unter allen Umständen die Ab- 
tretung einer Provinz zur Todsünde machten, die Theorie des abso- 
Iuten Non possumus war Pius VI., dem Cardinal Mattei, [dem 
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päpstlichen Unterhändler] dem gesammten heiligen Collegium 
1797. fremd. Die Religion war ihnen gefährdet erschienen, so 
lange von der französischen Kirchenverfassung die Rede war: als 
sie erfuhren, dass es sichnur um den Kirchenstaat handele, waren 
sie zwar schwer betrübt, weil ihnen der Kirchenstaat eine wich- 
tige Sache war, aber darüber hatten sie keinen Zweifel, dass es 
sich jetzt nicht mehr um eine religiöse Frage handele.» — — 
Mit der Frage der Unfehlbarkeit des Papstes findet 
sich Hinschius Bd. I. S. 205. durch die etwas oberflächliche Be- 
merkung ab, dass dieselbe keine juristische sei. In einer so umfang-* 
reichen, insbesondere die rechtsgeschichtliche Seite des Kirchen- 
rechts so ausführlich behandelnden Bearbeitung, welche selbst reinen 
Antiquitäten, wie den Chorbischöfen (8. Seiten), den Archidiaconen 
(22. Seiten) eine so eingehende Besprechung zu Theil werden 
lässt, dass man statt eines kirchenrechtlichken Handbuchs eine 
Sammlung von Monographien vor sich zuhaben glauben könnte, war 
man berechtigt, hinsichtlich der inhaltschweren Frage, welche da- 
mals, als der Verfasser jene Bemerkung niederschrieb, (Bd. I. 
Abthl. 2. ist 1870. erschienen) auf dem Vaticanischen Concile be- 
handelt wurde, eine Erörterung darüber zu erwarten, wie sich die 
Infallibilität des Papstes zu den Institutionen der alten katholischen 
Kirche, zu den geschichtlichen Thatsachen, zu der älteren canoni- 
stischen Doctrin verhalte; es wäre ferner die Rückwirkung zu er- 
örtern gewesen, welche, wenn der infallibilistische Standpunkt, von 
dem aus z.B. bereits Phillips das Kirchenrecht behandelt hatte, 
in der römisch-katholischen Kirche zur maassgebenden Geltung 
gelangte, auf das Kirchenrecht und die Gestaltung des Verhält- 
nisses von Staat und Kirche eintreten musste. Z. B. hinsichtlich 
der von Hinschius erörterten Ausnahmen des Grundsatzes «Apo- 
stolica sedes a nemine judicatur», wonach bis auf die neueste 
Zeit das allgemeine Concil für berechtigt erachtet wurde, den 
Papst abzusetzen, wenn er sich der offenbaren Häresie schuldig 
macht, oder wenn die Beilegung einer vorhandenen Kirchenspal- 
tung bei der Unmöglichkeit, die Ansprüche der Prätendenten klar 
zu stellen, die Beseitigung des einen oder andern derselben durch 
das Concil erfordert, hätte angegeben werden müssen, wie es sich 
damit verhalte, wenn jene Frage bejaht wurde. Denn es ist klar, 
dass von dem Standpuncte der Infallibilität des Papstes aus die 
Möglichkeit verneint werden muss, dass der Papst, der zwar als 
Privatperson, aber nicht als höchster Lehrer der Kirche irren 
kann, auf einem Irrtbum, in den er als Privatperson verfallen, bis 
zur Häresie verharren könne, und deshalb ist auch die 'Möglich- 
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keit einer Absetzung des unfehlbaren Papstes wegen Ketzerei 
durch das allgemeine Concil zu bestreiten, welches ja seine 
irreformabeln Lehrdecrete nicht zu verwerfen berechtigt ist; auch 
im Falle des Schisma aber könnte dem Concile höchstens noch 
eine declarative Befugniss zukommen, welcher von den Prätenden- 
ten der rechtmässige Papst sei, da wenn der Papst absoluter 
geistlicher Souverän ist, auch über seine Legitimität im Princip 
nur ihm allein das Urtheil gebührt. Es ist ferner klar, dass vom 
Standpunct der Infallibilität des Papstes auch für das Innere der 
Kirche keine andere Repräsentation der Gesammtkirche schlecht- 
hin nothwendig ist, als die durch den Papst. Für den unfehlbaren 
Papst ist ein allgemeines Concil nur noch ein Mittel der Vorbe- 
reitung seiner Entscheidungen; seine irreformabeln Decrete unter- 
liegen der Beurtheiluug der Concilien nicht zu abweichender An- 
sicht oder Verwerfung, sondern nur zur Instruirung, Zustimmung 
und Approbation. Das allgemeine Concilium verliert also vom 
Standpuncte der päpstlichen Infallibilität aus die selbstständige 
Bedeutung, welche ihm als der höchsten Repräsentation der Ge- 
sammtkirche nach dem bisherigen katholischen Kirchenrecht zu- 
kam. Diese Bemerkungen genügen jedenfalls, um die tiefeingrei- . 
fende Bedeutung, welche die Frage, über welche der Verfasser so 
leicht hingeht, für das Kirchenrecht hat, ins Licht zu stellen. — — 

In Beziehung auf die Nuntien bemerkt Hinschius. Bd. I. 
8. 535.: «Was Preussen betrifft, so ist allerdings durch die er- 
wähnte Bestimmung der Verf.-Urk. [Art. 15.] anerkannt, dass die 
katholische Kirche ibre Angelegenheiten nach ihren eigenen Nor- 
men verwaltet. Dass damit indessen das katholische Kirchenrecht 
in vollem Umfange recipirt ist, lässt sich |nicht!)] behaupten. 
Daher würde also jedenfalls die Preussische Regierung, wenn ein 
Nuntius, welcher Ausländer ist, den konfessionellen Frieden stören 
sollte, gegen ihn nach seinem Erscheinen im Lande, von der ihr 
zustehenden Befugniss der Ausweisung Gebrauch machen können. 
Sie kann aber die Zulassung eines Nuntius, welcher 
keine Anerkennung vom Staate verlangt, nicht ver- 
weigern. Da der katholischen Kirche... die Selbst- 
ständigkeit ihrer Verwaltung eingeräumt worden, so 
ist auch damit das Recht des Papstes zu derselben 
und folgeweise auch das Recht, sich dabei durch an- 
dere Personen vertreten zu lassen, anerkannt. Aller- 


‘ı) Das Wort „nicht“ fehlt im Text bei Hinschius, ist aber 
zu ergänzen. Solche sinnentstellende und nicht verbesserte Druck- 
fehler finden sich leider in grösserer Zahl. 
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dings verordnet das Preuss. Ld.-R. II. 11. $. 135. ff, dass aus- 
wärtige Bischöfe oder andere geistliche Obere ohne Einwilligung 
des Staates keine Jurisdiktion über preussische Unterthanen aus- 
üben sollen, allein jedenfalls müssen diese Vorschriften, so weit 
sie den Papst betreffen, durch die Verfassungsurkunde für auf- 
gehoben erachtet werden. Ist das aber richtig, so kann auch 
der für einzelne Theile Preussens oder für das ganze Land er- 
nannte und dort residirende Nuntius nicht als ein auswärtiger 
Oberer angesehen werden.» 

Anders soll nach Hinschius a.a. 0. S.536. die Sache u. a. 
in Baden liegen. Ich bin der Ansicht, dass bei richtiger Aus- 
legung des Art. 15. der Verf.-Urkunde, entgegen der Behauptung 
von Hinschius, auch dem Preussischen Staate das Recht zuge- 
sprochen werden muss, aufGrund der Kirchenhoheit die Zulassung 
auch eines solchen Nuntius, welcher unter Verzicht auf diploma- 
tische Beziehungen zur Staatsregierung, Jurisdiction in Preussen 
ausüben wollte, zu verweigern. Zunächst ist auf die Inconsequenz 
der Auffassung von Hinschius hinzuweisen. Derselbe beruft sich 
auf den Artikel 15. der Preussischen Verf.-Urkunde, welcher be- 
stimmt: «Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, 
sowie jede andere Religionsgesellschaft, ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten selbstständig;» Art. 16. der Verf.-Urkunde setzt 
hinzu: «Der Verkehr der Religionsgesellschaften mit ihren Oberen 
ist ungehindert.» Aber auch in Baden bestimmt das Gesetz vom 
9. October 1860., die rechtliche Stellung der Kirchen und kirch- 
lichen Vereine im Staate betreffend, im $.7.: «Die vereinigte evan- 
gelisch-protestantische und die römisch-katholische Kirche ordnen 
und verwalten ihre Angelegenheiten frei und selbstständig. Der 
Verkehr mit den kirchlichen Oberen ist ungehindert.» Es ist 
völlig unverständlich, wie die beinahe wörtlich übereinstimmenden 
Sätze in Preussen eine andere Bedeutung haben sollen, als in 
Baden. Und wenn Hinschius auf den $. 9. des angef. Badi- 
schen Gesetzes Bezug uimmt, welcher vorschreibt, «die Kirchen- 
ämter können nur an solche vergabt werden, welche das Badische 
Staatsbürgerrecht besitzeu oder crlangen und nicht von der Staats- 
regierung unter Angabe des Grundes als ihr in bürgerlicher oder poli- 
tischer Beziehung missfällig erklärt werden,» so hätte er sich erinnern 
sollen, dass auch in Preussen nach dem im Jahre 1841. auf die ganze 
Monarchie (in ihrem damaligen Umfange) ausgedehnten Rechte, wel- 
ches durch das Breve «Quod de fidelium» normirt ist, die Regierung 
hinsichtlich der Besetzung der bischöflichen Stühle vertragsmässig zu 
fordern hat, dass die Capitel sich vor der Wahl objective Gewissheit 
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zu verschaffen haben, ob der vonihnen in Aussicht genommene Can- 
didat, oder mehrere dem Könige nicht unangenehm sind. 
Diess Recht der Staatsregierung ist durch die Verf.-Urkunde un- 
berührt geblieben, und doch soll nach Hinschius aus der Verfas- 
sungs-Urkunde folgen, dass der Papst es in jedem Augenblick 
illusorisch machen könne, wenn es ihm beliebt, die bischöfliche 
Leitung der Diöcesen durch die Uebertragung von Jurisdictions- 
befugnissen über die preussischen Katholiken auf für das ganze 
Land oder einzelne Theile desselben ernannte Nuntien zu be- 
einträchtigen, sofern nur diese Nuntien keine Anerkennung vom 
Staate verlangen. Der Preussische Staat also soll sich diese Al- 
terirung der bischöflichen Leitung der Diöcesen, welche für ihn 
überdiess ein vertragsmässiges Recht ist, durch Eingreifen eines 
Nuntius gefallen lassen müssen, weil nach der Preussischen Verf.- 
Urkunde die römisch-katholische Kirche ihre Angelegenheiten 
selbstständig zu ordnen und zu verwalten berechtigt ist! Der 
Artikel 15. der preussischen Verfassungsurkunde setzt zunächst 
nur fest, dass das Recht, die Kirche zu regieren, nicht vom Staate 
geübt werden soll. Die Verwaltung kirchlicher Angelegenheiten 
durch den Staat ist für die Zukunft ausgeschlossen und dieser 
Satz hat schon selbst den Character einer gesetzlichen Bestimmung. 
Die Kirchenhoheit aber ist durch die Verfassungsurkunde nicht 
unmittelbar berührt worden, so weit letztere nicht bestimmte 
Aeusserungen des Hoheitsrechts, wie das Placet, ausdrücklich be- 
seitigt hat. Die Kirchenhoheit bildet eine Thätigkeitsform der 
Staatsgewalt, welche mit begriffsmässiger Nothwendigkeit aus dem 
sittlichen Berufe des Staates folgt, vermöge dessen er innerhalb der 
allgemeinen Rechtsordnung seines Volkes, in welche auch die recht- 
liche Kirche durchihre leibliche Existenzund ihr durch diese bedingtes 
Bedürfniss des staatlichen Rechtsschutzes hineingestellt ist, allen be- 
reehtigten Elementen, Personen wie Gemeinschaften, die Stellung und 
Sphäre ihrer freien Selbstbethätigung zu gewähren und zu sichern, 
darum aber auch die Gränzen der letzteren zu bestimmen hat. 
Der Staat ist es also, der kraft der Kirchenhoheit in seiner 
Gesetzgebung zu normiren hat, welche Angelegenheiten die 
römisch-katholische Kirche als ihre zu ordnen und zu verwalten 
hat. <Gewiss kann der Staat», wie Herrmann mit Recht her- 
vorgehoben hat, «in der Lösung dieser seiner Aufgabe der Ge- 
rechtigkeit sehr fehlgehen, und dadurch die Schuld auf sich laden, 
dass für den Lebensgehalt seines Volkes werthvoller Inhalt durch 
Versagung der Bedingungen seiner Bethätigung verkümmert oder 
in falsche Bahnen getrieben wird. Aber dadurch wird jene Mission 
10* 
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des Staates so wenig aufgehoben, wie durch die Sünde der sitt- 
liche Beruf.» In den einschlagenden Bestimmungen der preussi- 
schen Verfassungsurkunde mag man mit Richter noch die An- 
deutung finden, dass der Staat den Kirchen die Freiheit, die er 
ihnen selbst gegeben hat, durch ein System polizeilicher Beschrän- 
kungen nicht zu nichte machen soll. Dieser letztere Grundsatz 
hat aber nicht die Bedeutung einer unmittelbar eingreifenden ge- 
setzlichen Bestimmung, sondern nur den einer Directive für die 
Specialgesetzgebung, einer «Aufforderung an die gesetzgebende 
Gewalt, deren Beruf es ist, die von der Kirche gewonnene Frei- 
heit und das von dem Staate nicht verlorene Recht zu versöhnen.» 
Diejenigen landrechtlichen Vorschriften, welche aus dem Gesichts- 
puncte der Kirchenhoheit den Kirchen bestimmte Schranken setzen, 
sind also (im Gegensatz zu den als durch die Verfassuugsurkunde 
unmittelbar beseitigt zu erachtenden, dem Staate selbst eine lei- 
tende Kirchendirection beilegenden Sätzen des Landrechts) durch 
den angeführten allgemeinen Satz des Artikels 15. der Verfassungs- 
urkunde für aufgehoben nicht zu erachten, sondern es bedarf zu 
ihrer Beseitigung oder Modification specieller gesetzlicher Vorschriften, 
wie sie in einzelnen Beziehungen allerdings die Verfassungsur- 
kunde selbst in Artikel 16. und 18. enthält. Dass die aufgehobene 
katholische Abtheilung des Ministeriums der geistlichen Angelegen- 
heiten dem Artikel 15. eine andere, die staatlichen Rechte beeinträch- 
tigende Auslegung gegeben hat, ist nicht entscheidend. Auch wenn 
man mit Rücksicht auf den Artikel 16. der Verfassungsurkunde 
zugeben mag, dass für die preussischen Katholiken der Papst nicht 
zu den «auswärtigen geistlichen Oberen» im Sinne der $$. 135. ff. 
A. L.-R. II. 11. gehört, wenigstens nicht, so weit er seine Pri- 
matialgewalt übt, so ist der Staat doch in keinem Falle verpflichtet, 
alle päpstlichen Prätensionen anzuerkennen, welche auf eine be- 
liebige Suspension der bischöflichen Jurisdictionsgewalt durch den 
ihm von den Curialisten beigelegten und jetzt auf dem Vaticani- 
schen Concile als Dogma definirten Universalepiscopat über alle 
Particularkirchen hinauslaufen. Die römisch-katholische Kirche, 
welche der Artikel 15. der Verfassungsurkunde garantirt hat, ist 
diejenige, in der der Satz des Tridentinums gilt, episcopos, positos 
a spiritu sancto, regere ecclesiam Dei. Für Preussen insbeson- 
dere unterliegt esgar keinem Zweifel, dass die Verfassungsurkunde 
die bischöfliche Leitung der Particularkirchen vor Augen hatte 
und der Staat ist jedenfalls berechtigt, bei der ihm allein zu- 
stehenden Auslegung der Verfassungsurkunde das Vaticanische 
Dogma von der päpstlichen Plenitudo ordinariae potestatis super 
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omnes alias ecclesias zu ignoriren. Aber selbst vom Standpuncte 
der Vaticanischen Decrete bleibt insofern noch ein Unterschied 
zwischen der bischöflichen Kirchenregierung und derjenigen durch 
Nuntien, als das Bischofsamt ein festes Amt ist und die Bischöfe 
nicht beliebig durch den Papst abgesetzt oder suspendirt werden 
können, also keine ad nutum amovible päpstliche Mandatare und 
Vicare sind. Darum hat der staatliche Einfluss auf die Besetzung 
der Bisthümer immer noch einigen Werth. Uebrigens muss ich 
Hinschius bemerken, dass Versuche, die Regierungsgewalt der 
Bischöfe üher die Particularkirchen durch die concurrirende «uni- 
versalbischöfliche» Gewalt bedeutungslos zu machen, doch noch in 
den letzten Jahrhunderten nicht selten gescheitert sind. In Deutsch- 
land sind solche Versuche auch stets als römische Uebergriffe ange- 
sehen worden. Sollten sie sich in der Form wiederholen, dass 
der Papst Nuntien ohne Genehmigung des Staats für Preussen 
oder einzelne Theile des Landes ernennen würde, so würde der 
Staat solchem Unterfangen einfach dadurch zu begegnen haben, 
dass er die Nuntien unter Anwendung der ihm zu Gebote stehenden 
Machtmittel in die Unmöglichkeit versetzt, ihren Auftrag zu erfüllen. 

Ein Kirchenrechtslehrer von der wissenschaftlichen Bedeutung 
von Hinschius sollte aber die Tragweite seiner Doctrinen mit 
grösserer Vorsicht abwägen, 


XI. 
Königlich Preussiche Verordnung, betreffend die Theologischen 


Prüfungen in der evangelisch-lutherischen Kirche der 
Provinz Hannover. Vom 4. Mai 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen bierdurch in Ausführung des $. 6. Nr. 2. der Verordnung 
vom 17. April 1866, über die theologischeu Prüfungen in der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover, nach Anhörung 
des dortigen Landeskonsistoriums, was folgt: $. 1. Die Zulassung 
zum geistlichen Amte in der evangelisch-lutherischen Kirche der Pro- 
vinz Hannover ist durch das Bestehen zweier theologischen Prüfungen, 
pro venia concionandi und pro ministerio, bedingt. Die Leitung die- 
ser Prüfungen wird in der genannten Provinz ausschliesslich dem 
Landeskonsistorium übertragen. $. 2. Die Zulassung zu der ersten 
Prüfung ist, vorbehaltlich des vorschriftsmässigen Nachweises der 
Universitätsreife, durch ein mindestens dreijähriges theologisches 
Studium auf einer deutschen Universität bedingt. Von dieser Studien- 
zeit müssen wenigstens drei Halbjabre auf einer preussischen Uni- 
versität zugebracht sein. $. 8. Studirende, welche in der Reifeprü- 
fung befriedigende Kenntnisse im Hebräischen nicht nachgewiesen 
haben, müssen dieselben durch eine besondere Prüfung darthun und 
nach dieser noch fünf Halbjahre hindurch das theologische Studium 
fortsetzen. Die Prüfung ist vor einer der wissenschaftlichen Prüfungs- 
Kommissionen abzulegen. $. 4 Die Meldung zu der ersten Prüfung 
hat gegen Schluss des letzten Halbjahres der Universitätsstudien, 
spätestens in dem darauf folgenden Halbjahre zu erfolgen. $. 5. Die 
Meldung zu der zweiten Prüfung soll erfolgen, wenn seit dem Be- 
stehen der ersten Prüfung mindestens zwei Jahre verflossen sind und 
der Kandidat das 24ste Lebensjahr vollendet hat. Kandidaten, welche 
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diese Meldung innerhalb vier Jahre, vom Bestehen der ersten Prü- 
fung an gerechnet, nicht vornehmen, sollen daran erinnert und können, 
wenn sie dieser Erinnerung nicht innerhalb eines Jahres Folge geben, 
von der Liste der Kandidaten gestrichen werden. $. 6. Aus beson- 
ders dringenden Gründen kann das Landes-Konsistorium mit Geneh- 
migung des Ministeriums der geistlichen und Uuterrichts-Angelegen- 
heiten ein halbes Jahr an der vorgeschriebenen Universitätszeit 188. 
2. und 3.) erlassen. Auch ist dasselbe ermächtigt, ausnahmsweise 
aus genügenden Gründen die zwischen den beiden Prüfungen liegende 
Zwischenzeit bis auf die Dauer eines Jahres zu verkürzen und eine 
über die Fristen des $. 4. verspätete Meldung zur ersten Prüfung 
anzunehmen. $. 7. Zur Abbaltung der theologischen Prüfungen wer- 
den bei dem Landeskonsistorrium und unter dessen Leitung zwei 
Kommissionen gebildet, deren Mitglieder jedesmal auf die Dauer eines 
Jahres ernannt werden. In der Kommission für die erste Prüfung 
muss wenigstens Ein Mitglied der theologischen Facultät zu Göttingen 
sich befinden, welches von dem Minister der geistlichen und Unter- 
richts-Angelegenheiten nach Anhörung des Landeskonsistoriums be- 
stimmt wird. Die übrigen Kommissionsmitglieder ernennt das Lan- 
deskonsistorium mit Genehmigung des Ministers der geistlichen und 
Unterrichts-Angelegenheiten vorzugsweise aus den geistlichen Räthen 
des Landeskonsistoriums und der Provinzialkonsistorien. $.8. Unter 
den Mitgliedern jeder Kommission bestimmt der Präsident des Lan- 
deskonsistoriums für die verschiedenen Prüfungen, beziehungsweise 
Prüfungstermine, den Vorsitzenden und die sonst Mitwirkenden in 
der Art, dass an jeder Prüfung sich mindestens drei Mitglieder be- 
theiligen, und unter denselben bei der ersten Prüfung, von beson- 
deren Nothfällen abgesehen, jedesmal ein Mitglied der Fakultät, bei 
der zweiten regelmässig ein Mitglied des Provinzialkonsistoriums, 
dessen Bezirke der Kandidat angehört, sich befindet. $. 9. Nur die 
Kandidaten, welche die zweite Prüfung bestanden baben, sind zu 
Pfarrämtern wahl-, präsentations- und anstellungsfäbig. $. 10. Eine 
dritte Prüfung findet ferner nicht statt. Das Landeskonsistorium 
kann jedoch, wenn es solches aus besonderen Gründen zur Sicherung 
eines angemessenen Urtheils für erforderlich hält, und seit der letzten 
Prüfung eine längere Zeit verstrichen ist, bei ersten Anstellungen 
oder bei Beförderungen ausnahmsweise die Abhaltung eines Kollo- 
quiums fordern. $. 11. Kandidaten und Geistliche evangelisch-luthe- 
rischen Bekenntnisses, welche nicht der Provinz Hannover angehören, 
können, wenn sie in ihrer Heimath als befähigt für das geistliche Amt 
gelten, obne eine nochmalige Prüfung zu Pfarr-Aemtern in der Pro- 
vinz Hanoover gewählt, präsentirt oder kirchenregimentlich berufen 
werden. Dem Landeskonsistorium ist aber vorbehalten, geeigneten- 
falls die Abhaltung eines Kolloquiums von denselben zu fordern. 
Kandidaten und Geistliche, welche nicht dem Preussischen Unterthanen- 
Verbande angehören, können nur mit Genehmigung des Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten zu Pfarr-Aemtern in der Provinz Han- 
nover berufen oder bestätigt werden. Jedoch stehen Kandidaten und 
Geistliche, welche dem Gebiete des Norddeutschen Bundes angehören 
und das examen pro ministerio vor einer Preussischen Prüfungs-Be- 
hörde bestanden haben, in Ansehung ihrer Anstellungsfähigkeit den 


Preussischen Kandidaten gleich. $. 12. Das Landeskonsistorium ist: 


mit der weiteren Ausführung dieser Verordnung beauftragt. Urkund- 


lich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck- 


tem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. Mai 1868. 
(L. 8.) Wilhelm. 
v. Mübler. 
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V. 


Das Verhältniss von Staat und Kirche 


aus dem Begriff von Staat und Kirche entwickelt 
von 


Dr. Rudolph Sohm, 


ord. Professor des Kirchenrechts an der Universität Freiburg i. Br. 


Die Fragen: was ist Kirche? was ist Staat? be- 
wegen gegenwärtig nicht blos die Wissenschaft, sondern 
das praktische Leben. Das vaticanische Concil hat in 
Deutschland den Kampf zwischen Staat und Kirche her- 
aufbeschworen. Wie zu den Zeiten der Reformatoren 
auf religiösem Gebiet, so ist wiederum jetzt auf kirchen- 
politischem Gebiet Deutschland die Ehre des Vorstreits 
zugefallen. Der Kampf zwischen Staatsgewalt und Kirchen- 
gewalt ruft auch die deutsche Wissenschaft in die Schran- 
ken. Sie hat unmittelbar an der Entscheidung des Kampfes 
mitzuarbeiten. Der Kampf zwischen Staat und Kirche ist 
an erster Stelle ein Kampf nicht der realen Gewalten, son- 
dern ein Kampf der Geister. Er fordert nicht zunächst die 
Schärfe des Schwertes, sondern die Schärfe der Begriffe. 


I. Der Staat. 


Die vielfältigen Verbände, welche die Formen des 
menschlichen Gemeinlebens darstellen, unterscheiden sich 
und gewinnen deshalb ihre Definition durch ihre verschie- 
denen Aufgaben. Der Begriff des Staats folgt aus der 
Aufgabe des Staats: nicht aus der Fülle von Aufgaben, 
welche den modernen Staat kennzeichnet, d. h. nicht aus 
der Reihe von Aufgaben, welche für den Staat möglich 
sind, sondern aus der Aufgabe, welche überall wiederkehrt, 
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wo uns der Staat begegnet, an deren Erfüllung wir das 
Dasein eines Staats erkennen, d.h. aus der Aufgabe, welche 
dem Staat wesentlich ist. Diese Aufgabe ist die Voll- 
streckung des Rechtsgesetzes. Der Begriff des Staats folgt 
aus dem Begriff des Rechts. 

Der Begriff des Rechts ist aus dem Begriff des ethi- 
_ schen Gesetzes zu finden. Ethische Gesetze sind Willens- 
gesetze um der Vollkommenheit des Willens, d. h. um 
der Vollkommenheit des Menschen willen. Willensvollkom- 
menheit ist die Congruenz des menschlichen Willens mit 
dem göttlichen. Das ethische Gesetz will die Aufhebung 
der Sünde, welche der Widerspruch des menschlichen 
Willens gegen den Willen Gottes ist. " 

Es giebt zwei Arten ethischer Gesetze: Sittengesetze 
und Rechtsgesetze. Das Sittengesetz ist das geoffenbarte 
göttliche Gesetz des menschlichen Willens. Das Sittenge- 
setz ist das aus dem Verhältniss des Menschen zu Gott 
unmittelbar folgende ethische Gesetz. Sein Ziel, und 
zwar sein unmittelbares Ziel ist die Aufhebung der Sünde, 
die Erfüllung des göttlichen Willens. 

Das Rechtsgesetz ist das menschlich _hervorgebrachte, 
deshalb der historischen Entstehung und Wandelung un- 
terworfene ethische Gesetz. Das Rechtsgesetz folgt unmit- 
telbar nicht aus dem Verhältniss des Menschen zu Gott, 
sondern aus dem Verhältniss des Menschen zum Menschen. 
Das Rechtsgesetz nimmt zu der Aufgabe der ethischen 
Gesetze eine andere Stellung als das Sittengesetz. Das 
Rechtsgesetz stellt sich die Congruenz des menschlichen 
Willens mit dem göttlichen nicht zu seiner unmittelbaren, 
sondern nur zu seiner mittelbaren Aufgabe Die un. 
mittelbare Aufgabe des Rechts ist lediglich die Con- 
gruenz des menschlichen Willens mit dem menschlichen. 
Das Recht ist das Gesetz nicht der Unterordnung des mensch- 
lichen Willens unter den göttlichen, sondern der Ueber- 
ordnung des einen menschlichen Willens über den an- 
dern. Das Recht will die Befreiung des Willens nicht wie 
das Sittengesetz durch eigene Ueberwindung, sondern durch 
Ueberwindung fremden Willens. Das Recht will die Be- 
freiung des Willens durch Aufhebung des Kampfes der 


Das Verhältnisg v. Staat u. Kirche a. d. Begriff v. Staat u. Kirche entw. 159 


verschiedenen menschlichen Willen gegen einander, des 
bellum omnium contra omnes, d. h. durch Regulirung 
der Willensherrschaft. Das Rechtsgesetz ist Machtge- 
setz, Gesetz der Machtverhältnisse innerhalb des mensch- 
lichen Gemeinlebens. Damit ist der volle Gegensatz 
zwischen Sittengesetzz und Rechtsgesetz gegeben. Das 
Sittengesetz ist kein Macht vertheilendes Gesetz. Aber das 
Recht ist Machtgesetz um desselben letzten Zieles willen 
wie das Sittengesetz. Das Recht ist Machtgesetz um der Auf- 
hebung der Sünde, d. bh. um der Erfüllung des Sittengesetzes 
willen. Von allen anderen Machtgesetzen unterscheidet das 
Rechtsgesetz sich dadurch, dass es im Dienst des Sitten- 
gesetzes steht. Allerdings das Recht ist weit entfernt, der 
Executor für das Sittengesetz zu sein. Wäre das Rechts- 
gesetz das in Zwangsform erscheinende Sittengesetz, so 
würde das Recht die Aufhebung der Sittlichkeit bedeu- 
ten. Das Sittengesetz übt formell überall keinen, und ma- 
teriell einen lediglich negativen Einfluss auf den Inhalt des 
Rechtsgesetzes. Seinen Inhalt gewinnt das Recht aus sich 
selbst, und nicht aus der Moral. Aber diese Selbstän- 
digkeit des Inhalts ist weit entfernt, die Identität der Auf- 
gabe von Sittengesetz und Rechtsgesetz auszuschliessen. Das 
Rechtsgesetz will die Congruenz des menschlichen Willens 
mit dem menschlichen, um die äusseren Hindernisse 
zu beseitigen, welche der sittlichen Entwickelung, der Congru- 
enz des menschlichen Willens mit dem göttlichen, ent- 
' gegenstehen. Das Recht will die freie Unterordnung un- 
ter das Sittengesetz ermöglichen. Es will die äussere Frei- 
heit um der inneren Freiheit willen. Für das Verhältniss 
des Rechtsgesetzes zum Sittengesetz, für diese sittliche 
Nothwendigkeit des Rechtsgesetzes ist die Thatsache, 
dass wir die Rechtspflicht zugleich als sittliche Pflicht em- 
pfinden, wie der klarste Ausdruck so der unwiderlegliche 
Beweis. Das Recht ist das ethische Gesetz der Macht- 
verhältnisse innerhalb des menschlichen Gemeinlebens. 

Der Staat ist begrifflich die Macht, welche das Rechts- 
gesetz vollstreckt. Das heisst nach dem Vorigen: der Staat ist 
die Macht, welche das Gesetz der Machtverhältnisse realisirt. 
Was das Recht als Gesetz, ist der Staat als Macht. Der 

11° 
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Staat ist die Macht über den Machtverhältnissen. Der 
Staat ist die höchste, souveräne Macht innerhalb des 
menschlichen Gemeinlebens, Die Souveränetät, durch 
welche die Staatsgewalt sich vor allen anderen Gewalten 
auszeichnet, folgt mit logischer Nothwendigkeit aus der 
vorher dem Staat als wesentlich gesetzten Aufgabe, und 
nur aus dieser. Die Souveränetät der Staatsgewalt er- 
bringt zugleich rückwärts den Beweis für die Bsebeue 
Definition von Recht und Staat. 

Weil der Staat Rechtsanstalt ist, ist er Machtanstalt, 
Anstalt zur Regulirung der Machtverhältnisse, zur Ent- 
wickelung der höchsten Macht. Der Staat unterscheidet 
sich von allen anderen Verbänden dadurch, dass seinem 
Begriff nach die Macht ihm Zweck ist. Der Staat ist um 
der Staatsgewalt willen da, ist da, damit eine allen anderen 
Mächten überlegene, souveräne Macht existire. Und zwar 
im Dienst des Rechtsgesetzes, d. h. zugleich im Dienst des 
Sittengesetzes. Der Staat ist dazu da, damit das ethische 
Gesetz der Machtverhältnisse seine Realisirung finde. Wie 
das Recht, so ist der Staat ethisch gefordert, gefordert um 
der höchsten Aufgabe des Menschen, der Vollkommenheit 
des Menschen willen. Gewiss, der Staat ist nicht dazu da, 
das Sittengesetz, sondern nur das Rechtsgesetz zu exequiren. 
Der Staat soll, gleich dem Recht, nur eine negative Func- 
tion im Dienste des Sittengesetzes üben. Aber er findet 
die Rechtfertigung seiner Existenz nicht in irgend welchen 
praktischen Vortheilen, sondern lediglich in diesem seinem 
ethischen Werth, den er als Hüter des Rechtsgesetzes und 
damit als Diener des Sittengesetzes empfängt. Der Staat 
will, gleich dem Recht, die freie Unterordnung unter das 
Sittengesetz ermöglichen. Er will die äussere Freiheit um 
der inneren Freiheit willen. Der Staat ist, gleich dem Recht, 
die nothwendige Voraussetzung für die sittliche Ent- 
wickelung. Deshalb empfinden wir den Gehorsam gegen 
die Staatsgewalt zugleich als sittliche Pflicht, auch hier der 
klarste Ausdruck und der unwiderlegliche Beweis für die 
sittliche Nothwendigkeit der Staatsgewalt. Der Staat 
ist die ethische Macht zur Regulirung der Machtverhält- 
nisse des menschlichen Gemeinlebens». 
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Der mittelalterliche deutsche Staat beschränkt sich auf 
die Aufgabe, deren Erfüllung den Staat zum Staat macht, 
die Vollstreckung des Rechtsgesetzes. In diesem Sinne 
ist der mittelalterliche Staat lediglich ein Rechtsstaat. Seine 
Aufgabe ist eine lediglich negative. 

Neben dem Staat besteht im Mittelalter eine ganze 
Reihe von anderen Verbänden, welche die positive Fürsorge 
für die Culturinteressen des menschlichen Gemeinlebens 
sich zur Aufgabe setzen. Der mittelalterliche Staat be- 
kümmert sich nicht um die besonderen Interessen des Land- 
baus. Die landwirthschaftliche Polizei ist nicht Staats- 
polizei, sondern Markgenossenschaftspolizei, d. h. Polizei 
der uralten Verbände der Landwirthe.e Die landwirth- 
schaftliche Gesetzgebung ist nicht Staatsgesetzgebung (es 
giebt überall im Mittelalter keine Gesetzgebungsgewalt des 
Staats), sondern Gesetzgebung der Markgenossenschaft. In 
der Landwirthschaft ist die Forstwirthschaft enthalten. Die 
meisten Waldungen sind Markwaldungen. Es giebt keine 
staatliche Forstpolizei und keine staatliche Forstgesetz- 
gebung. Forstpolizei und Förstgesetzgebung ist in der 
Selbstregierungsgewalt der Markgenossenschaften enthalten. 
Der mittelalterliche Staat kümmert sich ebenso nicht um 
die besonderen Interessen des städtischen Lebens. In den 
Städten entwickelt sich das Gerwerbe und seine Organisa- 
tion durch die Zunftverfassung. Nicht durch Eingreifen 
der Staatsgewalt. Der mittelalterliche Staat hat weder das 
Princip der Gewerbefreiheit, noch das Princip des Zunft- 
zwangs. Die Gewerbepolizei, die Gewerbegesetzgebung 
wird nicht vom Staat, sondern von der Stadt als autonomer 
Corporation, und in Unterordnung unter die Stadt von 
den Zünften, den Verbänden der Gewerbetreibenden, ver- 
waltet. Der mittelalterliche Staat kümmert sich eben- 
so wenig um das Unterrichtswesen. Die öffentliche Erzie- 
hung ist im Mittelalter in den Händen der Kirche, nicht 
des Staates. | 

Es ist im Vorigen eine Reihe von Aufgaben heraus- 
gegriffen, welche wir jetzt nur als Staatsaufgaben zu denken 
im Stande sind, denen nichtsdestoweniger der mittelalter- 
liche Staat sich entzieht. Der moderne Staat unterscheidet 
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sich dadurch, dass er nicht blos Rechtsstaat, sondern zu- 
gleich Culturstaat ist. Er setzt sich zur Aufgabe, nicht 
blos freie Bahn für die sittliche, sondern auch, soweit es 
nöthig ist, die positiven Voraussetzungen für die culturliche, 
menschenwürdige Entwickelung einer Angehörigen zu schaf- 
fen. Die Aufgaben des modernen Staates als Culturstaats sind 
nicht unmittelbar durch den Begriff des Staates gefordert, 
aber sie folgen aus dem Begriff des Staats. Die Anforde- 
rungen des Rechtslebens erzeugen den Staat, die höchste, 
souveräne Gewalt. Die Anforderungen des Culturlebens ver- 
mögen den Staat nicht zu erzeugen, aber ihn in ihren 
Dienst zu rufen. Die Thatsache, dass eine höchste Gewalt 
existirt, fordert ihre Thätigkeit heraus, sobald die Interessen 
des Culturlebens das Einschreiten einer höchsten Gewalt 
nothwendig machen. Die Zuständigkeit der höchsten Gewalt 
wirkt für den Staat wie berechtigend so verpflichtend. Die 
Staatsgewalt ist eine ethisch bestimmte, nicht eine egoistisch 
gerichtete Gewalt. Der Dienst, den die Staatsgewalt 
im Interesse der freien sittlichen Entwickelung zu leisten 
berufen ist, fordert ihre Thätigkeit heraus nicht blos für die 
unentbehrliche Function der Vollstreckung des Rechtsge- 
setzes, sondern, soweit die ihr zuständige Macht überhaupt 
Dienst zu leisten im Stande ist. Der Staatsbegriff ist für 
das Mittelalter der nämliche wie für uns, aber die moderne 
Zeit unterscheidet sich dadurch, dass sie die Pflichten in 
ihrem vollen Umfang erkennt und anerkennt, welche dem 
Staat aus der Thatsache erwachsen, dass er die höchste 
ethische Macht des menschlichen Gemeinlebens darstellt. 


II. Die Kirche, 


Ohne Ausnahme und ohne Bedenken entnimmt die 
jetzt herrschende Lehre des Kirchenrechts den Begriff der 
Kirche der Theologie. Die katholischen Lehrer des Kır- 
chenrechts stehen auf dem Boden der katholischen, die 
protestantischen auf dem Boden der protestantischen Lehre. 
Dort bilden die katholischen Bekenntnissschriften, hier die 
Bibel und die protestantischen Bekenntnissschriften die 
Grundlage für die Definition !). Dort wird demgemäss 


1) Es genügt hier zu citiren: Phillips, Kirchenrecht IS. 9. 
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nur die katholische Kirche als Kirche angesehen, hier die 
Zugehörigkeit auch der lutherischen und reformirten Kirche 
zu der „Einen Kirche“ behauptet ?). 

Von protestantischer Seite hat Jacobson eine be- 
sondere Untersuchung über den Begriff’ der Kirche und über 
das Verhältniss der Theologie zum Kirchenrecht ange- 
stellt 2). Sein Resultat ist: die Kirche ist „das Reich 
Gottes“, „die Vereinigung aller Gläubigen in Christo und 
durch Christus mit Gott,“ welche vom Theologen „mehr 
von der inneren geistigen,“ vom Juristen „mehr von der 
äusseren irdischen Seite“ aufgefasst werde. Es ergiebt 
sich ihm demnach, dass „der Theologe und Jurist den- 
selben Gegenstand bearbeiten“ *). 

Von katholischer Seite hat Gerlach sich monogra- 
phisch über die Definition des Kirchenrechts verbreitet °). 
Er fasst selber das Resultat seiner Untersuchungen dahin 
zusammen ©): „Ohne zu wissen, was Recht und was Kirche 
ist, kann man zu einem Begriffe von Kirchenrecht nicht 
gelangen. Die Jurisprudenz aber definirt das Recht, und 
die Theologie die Kirche“ 

Bei den katholischen wie bei den protestantischen 
Vertretern des Kirchenrechts kehrt dieselbe Grundan- 
schaung wieder, dass der Begriff der Kirche auch für das 
Recht durch Glaubenssätze, nicht durch Rechtssätze be- 
stimmt wird, dass- der Begriff der Kirche im Rechtssinn 
mit dem Begriff der Kirche im Lehrsinn zusammenfällt, 


Lehrbuch 8. 2. Walter, Kirchenrecht (14. as 1l. Schulte, 


Kirchenrecht I, S. 7. Lehrbuch (2. er S. — Richter-Dove, 
Kirchenrecht (7. Aufl.) 8. 1.—8. Mejer, Kirchenrecht (3. Aufl.) 8. 
1. ff. $. 59. 


?) Vgl. die Polemik bei Richter-Dove, Kirchenrecht, 6. Aufl., 
$. 2. Note 1. gegen Walter, Phillips, Schulte. 

%) Jacobson, Kirchenrechtliche Versuche zur Begründung eines 
Systems des Kirchenrechts. Erster Beitrag. Königsberg 1831. Ab- 
handlung II. II. 

*) Jacobson a. a. O. S. 7. 122. 144. 

®), Gerlach, Logisch-juristische Abhandlung über die Definition 
des Kirchenrechts. Paderborn 1862. 

°, Gerlach, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts. 2. Aufl. 
Paderborn 1872. S. 1. 
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klarer ausgedrückt, dass ein Rechtsbegriffder Kirche 
nicht existirt. 

Nur schwache Ansätze finden sich, und zwar bei pro- 
testantischen Schriftstellern, den Begriff der Kirche im 
Rechtssinn von dem Begriff der Kirche im Sinn der Glau- 
bensbekenntnisse zu sondern. Für die katholische Auf- 
fassung ist schon die Kirche im Lehrsinn eine äusserlich 
gestaltete, sichtbare Gemeinschaft, welche der rechtlichen 
Existenz als unmittelbar fähig erscheint. Der protestanti- 
schen Lehre ist dagegen die Kirche die unsichtbare, äusser- 
lich nicht dargestellte, noch darstellbare Gesammtheit aller 
wahrhaft Gläubigen. Der protestantische Kirchenbegriff drängt 
zur Unterscheidung der äusseren, rechtlichen Kirchengemein- 
schaft von der Kirchengemeinschaft im Lehrsinn. Nichtsdesto- 
weniger ist auch hier die Frage naclı dem Rechts begriff der 
Kirche nicht einmal gestellt worden. Die Aufgabe istnur em- 
pfunden, nicht formulirt, noch weniger eine rechtsgenügende 
Lösung gegeben worden. Der Gegensatz, auf welchen 
der protestantische Kirchenbegriff unmittelbar hinführt, ist 
mit dem Gegensatz der unsichtbaren und der „sichtbaren“ 
Kirche als identisch gesetzt worden, und damit die gerade 
für das Recht Gedanken treibende Kraft des protestantischen 
Kirchenbegriffs entkräftet. Der Begriff der sichtbaren 
Kirche erscheint bei protestantischen Schriftstellern als Surro- 
gat des Rechtsbegriffs der Kirche ?). Aber der Begriff der 
sichtbaren Kirche steht gleich dem Begriff der unsichtbaren 
Kirche auf dem Boden der Bekenntnisse, und nicht 
auf dem Boden des Rechts. Die sichtbare Kirche ist als 
solche lediglich eine Kirche im Lehrsinn, und nicht im 
Rechtssion. Es braucht nur daran erinnert zu werden, 
dass auch die sichtbare Kirche Luther’s, d. h. die an 
der richtigen Wort- und Sacramentsverwaltung erkennbare 
Kirche, nur eine Kirche ist und, gleich der unsichtbaren 


”) Vgl. z. B. Mejer, Kirchenrecht, 3, Aufl. $. 4.: „Von Kirchen- 
recht kann selbstverständlich nur für diese sichtbaren Kirchen geredet 
werden.“ Es sind die verschiedenen Bekenntnisskirchen im Gegensatz 
zu der Einen von Christus gestifteten Kirche gemeint. 
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Kirche, über die verschiedenen äusseren Bekenntnissge- 
meinden sich verbreitet ®). 

Es kommt darauf an, den Begriff der Kirche für das 
Recht auf Rechtsboden zu stellen. So sicher das Wesen 
der Kirche für den Glauben unabhängig ist von der Ent- 
wickelung des Kirchenbegriffs durch das Recht, so sicher 
ist der Kirchenbegriff für das Recht unabhängig von der 
Verschiedenheit der Glaubensbekenntnisse. Die zweifellose 
‘ Thatsache, dass es für das Recht nur einen Kirchenbe- 
griff giebt, schliesst die ebenso zweifellose Consequenz in 
sich, dass der Rechtsbegriff der Kirche ein anderer ist 
als der Lehrbegriff. 

Gewiss, das Recht hat den Begriff der Kirche nicht 
aus sich hervorgebracht. Das Recht bringt überhaupt 
seine Begriffe nicht aus sich selbst hervor, sondern schöpft 
sie aus den Ideen des thatsächlichen Lebens. Aber das 
Recht formulirt die Begriffe zum Zweck des eigenen Ge- 
brauchs, um das Anwendungsgebiet seiner Rechtssätze zu 
bestimmen. Der Begriff der Kirche ist durch das Christen- 
thum in die Welt gebracht. Dem Alterthum ist die reli- 
giöse Gemeinschaft integrirender Bestandtheil der Staatsge- 
meinschaft. Erst das Christenthum hat die Idee zugleich der 
Unabhängigkeit des religiösen Verbandes vom politisch-na- 
tionalen, und, vor allen Dingen, des selbständigen ethischen 
Werthes der religiösen Gemeinschaft hervorgebracht. Der 
durch das Christenthum erzeugte Begriff der Kirche ist in 
das Recht eingetreten. Das Recht hat den Begriff der 
Kirche formulirt und ihn formuliren müssen für die Rechts- 
sätze, welche auf die Kirche sich beziehen. 

Der Begriff der Kirche im Rechtssinn ist durch 
Rec htssätze gegeben. Deshalb steht der Begriff der 
Kirche im Rechtssinn selbständig dem Begriff der Kirche 
im Lehrsinn gegenüber. Uns interessirt hier der Begriff 
der Kirche nur für das rechtliche Leben. In vollem 
Gegensatz zu der herrschenden Lehre lautet unsere Frag- 
stellung nicht schlechthin: was ist Kirche? sondern: was 
ist Kirche im Rechtssinn? 


°s) Vgl. Ritschl, in dieser Zeitschrift VIIL, 8. 232. ff. 
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Kirche im Rechtssinn ist eine Corporation, d.h. 
eine äusserlich organisirte Gemeinschaft. Das Recht ist 
das Macht vertheilende ethische Gesetz des äusseren 
menschlichen Gemeinlebens. Für das Recht existiren nur 
die äusserlich erkennbaren, die als solche ‘auch äusserlich 
auftretenden Gemeinschaften. Erst die Verfassung bringt 
die Gemeinschaft Mehrerer zur äusserlichen, und damit zur 
rechtlichen Existenz. Die Verfassung schafft den Ge- 
meinwillen und die Organe des Gemeinwillens. Sie schafft 
die Gemeinschaft dadurch, dass sie dieselbe willens- und 
handlungsfähig, und damit als Einheit nach aussenhin 
wirksam macht. Die Verfassung erzeugt die Körperlich- 
keit und damit die Sichtbarkeit der Corporation für das 
Recht. Kirche im Rechtssinn ist eine verfassungs- 
mässig organisirte Gemeinschaft. Die Kirchenverfassung 
ist der Kirche im Rechtssinn wesentlich. 

Es folgt daraus, dass die eine Kirche im Lehrsinn, die 
Gemeinde der Heiligen (im protestantischen Sinne aufgefasst) 
für das Recht überall nicht existirt. Die eine Kirche ist eine 
Kirche ohne Verfassung, ist eine Kirche, welche äusserlich als 
Gemeinschaft nicht erscheint, ist deshalb eine Kirche nur 
für den Glauben, nicht für das Recht. Es folgt ebenso, 
dass auch die mehrfach angenommene °?) „evangelisch- 
deutsche Gesammtkirche‘‘, dass auch eine „lutherische Ge- 
sammtkirche‘‘ für das Recht nicht vorhanden ist. Die prote- 
stantische Kirche unterscheidet sich von der katholischen 
dadurch, dass sie juristisch keine Einheit ist, weil sie 
äusserlich nicht einheitlich organisirt ist. Nur in den ein- 
zelnen Landeskirchen hat die protestantische Kirche 
Körperlichkeit und damit Existenz für das Recht gewonnen. 
Soviel Verfassungen, soviel Kirchen im Rechtssinn. Weder 
die eine Kirche, noch die „eine“ lutherische, reformirte, 
evangelische Kirche ist eine Kirche für das Recht, denn 
die Kirche im Rechtssinn ist eine Corporation. 

Wie der Staat, so unterscheidet die Kirche im Rechts- 


°) So von Herrmann, Scheurl, Mejer. Vgl. Bierling, 
Gesetzgebungsrecht der evangelischen Landeskirchen im Gebiete der 
Kirchenlehre (1869) S. 47. Note 27., der sich selber (8. 44. ff.) in sehr 
ausführlicher Darstellung gegen diese Ansicht ausspricht. 
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sinn von anderen Verbänden sich durch ihren Zweck. 
Kirche im Lehrsinn ist die Gemeinde der Heiligen. Kirche 
im Rechtssinn ist die äussere Gemeinschaft, deren Zweck 
die Erziehung der Gemeinde der Heiligen durch Verwal- 
tung der Heilsmittel, durch Wort- und Sacramentsverwal- 
tung ist. Kirche im Rechtssinn ist eine Corporation 
zur Verwaltung der Heilsmittel, eine äusserlich 
organisirte Heilsanstalt. 

Mit diesem Zweck der Kirche hängt das andere, den 
Rechtsbegriff der Kirche vervollständigende, juristisch 
dieKirchencorporation vor anderen Corporationen auszeich- 
nende Moment zusammen: die Kirche im Rechtssinn ist 
ene öffentliche Corporation. 

Die Corporationen zerfallen in öffentliche und Privat- 
corporationen. Den Gegensatz — es ist ein lediglich durch 
juristische Gründe bestimmter Gegensatz — erzeugt die 
verschiedene Stellung, welche das Recht zu der Corpora- 
ton einnimmt. Die Privatcorporation ist nur für das 
Privatrecht, die öffentliche Corporation auch für das öffentliche 
Recht vorhanden. Die Privatcorporation existirt nur für 
das Privatrecht, als abstractes vermögensfähiges Wesen, weil 
das Recht den Zweck der Privatcorporation, und damit 
ihren etwaigen ethischen Werth, ignorirt. Die öffentliche 
Corporation dagegen ist die Corporation mit rechtlich re- 
levantem, mit rechtlich anerkanntem Zweck, sie ist die um 
ihres Zweckes willen durch Rechtssätze dem Staat 
ethisch gleichwerthig gesetzte Corporation. Der 
Staat steht im Dienst des ethischen Gesetzes. Die öffent- 
lihe Corporation ist die vom Recht als gleich ethisch 
nothwendig behandelte Corporation. Die Rechtssätze, 
welche den gleichen ethischen Werth der Corporation mit 
dem Staat ausdrücken, sind Rechtssätze des Staatsrechts. 
Es sind Rechtssätze, welche den Staat zum Dienst der 
öffentlichen Corporation nöthigen, welche den Staat zur 
Antheilnahme an dem Leben der Corporation berufen, 
gerade um ihres ethischen Werthes willen. Die Privile- 
girung der öffentlichen Corporation durch den Staat, und 
de Beeinflussung des Corporationslebens in der öffent- 
liehen Corporation durch den Staat sind die beiden Mo- 
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mente, in denen der vom Staat der öffentlichen Corporation 
zu leistende Dienst zum Ausdruck kommt. Das innere 
Leben der Privatcorporation ist dem Staat gleichgültig. 
Die öffentliche Corporation ist die durch ihr inneres 
Leben als solches den Staat interessirende Corpora- 
tion, ist die Corporation, gegen deren Entwickelung und 
Ausgestaltung der Staat von Rechtswegen nicht 
gleichgültig sein darf. Die Rechtssätze, welche 
die Pflicht des Staates als der höchsten ethischen Macht 
nicht blos zur polizeilichen Ueberwachung des Corpora- 
tionslebens (die Corporationspolizei ist vom Staat auch der 
Privatcorporation gegenüber zu handhaben), sondern zur 
Betheiligung am Corporationsleben berufen, diese Rechts- 
'sätze bringen die ethische Gleichberechtigung der Corporation 
mit dem Staat zum juristischen Ausdruck, sie begründen das 
Wesen der öffentlichen Corporation. Wir können den Begriff 
der öffentlichen Corporation demnach auch dahin definiren: 
öffentliche Corporation ist die mit dem Staat 
in Verbindung stehende Corporation. 

Es erhellt die volle Bedeutung des Satzes, dass Kirche 
im Rechtssinn nur die mit öffentlicher Corporations- 
qualität bekleidete Kirchengemeinschaft ist. An diesem 
Punkt ist das allein juristisch die Kirche und die blosse 
Religionsgesellschaft unterscheidende Moment gegeben. 
Blosse Religionsgesellschaft, Secte im Rechtssinn, ist die 
Gemeinschaft zur Verwaltung der Heilsmittel mit blosser 
Privatcorporationsqualität, Kirche im Rechtssinn die Ge- 
meinschaft mit öffentlicher Corporationsqualität. 

Die hervorgehobene Eigenschaft der Kirche im Rechts- 
sinn setzt sie durch ihren Begriff zu dem Staate in Be- 
ziehung. Die Consequenzen des aufgestellten Satzes, zu- 
gleich die Beweisgründe, welche seine Richtigkeit ergeben» 
entwickeln sich an der Hand der Lehre des Verhältnisses 
von Staat und Kirche, welche den eigentlichen Zielpunkt 
unserer Untersuchung darstellt. 


III. Das Verhältniss von Staat und Kirche. 


Kirche im Rechtssinn ist eine verfassungsmässig or- 
ganisirte Corporation, d. h. eine Corporation mit Cor- 
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porationsgewalt. Keine Corporation ohne Corpora- 
tionsgewal. Die Corporationsgewalt wird nothwendig 
durch die Verfassung erzeugt. Die Verfassung bewirkt 
die Organisation der Gesammtheit, die Erzeugung des Ge- 
sammtwillens, welcher die Gesammtheit zur Gesammtheit 
macht, durch Subordination, durch Unterordnung der 
Einzelnen unter die Gesammtheit, d. h. durch Erzeugung 
und Vertheilung der . Corporationsgewalt. Deshalb giebt 
es, wie keine Corporation ohne Corporationsverfassung, so 
keine Corporation ohne Corporationsgewalt. 

Die Kirchengewalt ist Corporationsgewalt, nicht 
Staatsgewalt. 

Die Kirche ist Heilsanstalt. Der Staat ist nicht Heils- 
anstalt. Die Aufgaben der Kirche sind andere als die des 
Staats. Die Kirche hat nicht Staatsaufgaben, sondern ihre 
eigenen Aufgaben zu erfüllen. Die Kirche ist nicht um 
des Staates willen, sondern um ihrer selbst willen da. Die 
Existenz der Kirche folgt nicht aus der Existenz des Staats. 
Den Grund ihres Bestehens trägt die Kirche in sich selbst. 
DieKircheist Heilsanstalt,nicht Staatsanstalt. 

Die entwickelten Sätze bedeuten die Verschieden- 
heit von Staat und Kirche, bedeuten die Thatsache, 
von der schon im Vorigen ausgegangen ist, dass die Kirche 
nicht Glied des Staates, sondern ein selbstständiger Or- 
ganismus ist, dass die Kirche eine dem Staat gegenüber 
stehende Corporation darstellt. 

Die Verschiedenheit von Staat und Kirche bedeutet 
aber ferner Verschiedenheit von Staatsgewalt 
und Kirchengewalt. Der Staat ist nicht Kirche, die 
Staatsgewalt bewegt sich nicht in der Richtung der Kirchen- 
zwecke: die Staatsgewalt ist nicht Kirchenge- 
walt!0) Sie ist in der Staatsgewalt nicht enthalten. Sie 
ist von der Staatsgewalt nicht abgeleitet. Sie ist durch die 


1%) Es braucht kaum bemerkt zu werden, dass hier unter Kirchen- 
gewalt nur das 8. g. jus in sacra, die Regierungsgewalt in der Kirche, 
welche die einzige wahre Kirchengewalt ist, nicht das s. g. jus circa 
sacra, die Kirchenhoheit, die Regierungsgewalt über die Kirche, 
welche ihrem Begriff nach Staatsgewalt ist, verstanden wird. 
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organisatorischen Vorgänge geschaffen, welche die Kirche, 
nicht durch diejenigen,” welche den Staat erzeugt haben. 
Die Entstehung der Kirche ist zugleich Entstehung der 
Kirchengewalt. Die Kirchengewalt steht der Kirche nicht 
kraft staatlicher Verleihung, sondern kraft ihrer Existenz zu. 
Die Kirchengewalt ist eine der Kirche eignende Gewalt. 
Das heisst: die Kirchengewalt ist GOEPOEANOmE ge 
walt, nicht Staatsgewalt. 

Ace der Thatsache, dass der Staat nicht Subject der 
Kirchengewalt ist, folgt, dass ihm grundsätzlich die Aus- 
übung der Kirchengewalt nicht zusteht. Im Princip ist 
die Kirchengewalt von der Kirche, d. h. von ihrem Träger, 
zu verwalten. Die Verschiedenheit von Staatsgewalt und 
: Kirchengewalt bedeutet die Verschiedenheit von 
Staatsregiment und Kirchenregiment. Das Kir- 
chenregiment ist im Staatsregiment nicht enthalten. Der 
Territorialismus, die Kirche als Staatsanstalt und deshalb 
die Kirchengewalt als Bestandtheil der Staatsgewalt setzend, 
folgerte consequent die Identität von Staatsregiment und 
Kirchenregiment, d. h. die Regierung der Kirche durch 
den Staat. Aus der Thatsache, dass die Kirche nicht in- 
tegrirendes Glied des Staates ist, ergiebt sich umgekehrt 
mit der gleichen logischen Nothwendigkeit das Selbst- 
regiment derKirche. Das Recht, sich selber zu regieren, 
ist ein der Kirche kraft ihres Begriffes angeborenes Recht. 
Die Kirche ist ihrem Wesen nach eine sich selber regie- 
rende Corporation. Die moderne Entwickelung steht im 
Begriff, diesen Satz auch für die protestantische Kirche 
zur Wahrheit zu machen. Das Kirchenregiment ist Cor- 
porationsregiment, nicht Staatsregiment. 

Aber die Kirche ist eine öffentliche Corporation. 

Die Kirche ist Heilsanstalt. Die Kirche setzt sich zur 
Aufgabe, Lehrerin, Verwalterin, Hüterin der göttlichen Heils- 
ordnung zu sein. Die Kirche predigt die göttliche Offen- 
barung über das Verhältniss des Menschen zu Gott: das 
Sittengesetz. Sie predigt die Sühne des Gesetzes: die Er- 
lösung. Die Kirche steht in unmittelbarem Dienst des 
Sittengesetzes. Ihr unmittelbares Ziel ist die Erfüllung des 
göttlichen Willens: die Aufhebung der Sünde. Ihre Auf- 
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gabe ist die höchste Aufgabe, welche der Menschheit ge- 
stellt ist: die Vollkommenheit des Menschen. Ihre Aufgabe 
ist die gleiche wie die des Staats. Staat und Kirche 
stehen Beide im Dienst der menschlichen Vollkommenbeit, 
der Staat im Dienst des Rechtsgesetzes, die Kirche im 
Dienst des Sittengesetzes. Wie der Staat unmittelbar durch 
das Rechtsgesetz, so ist die Kirche unmittelbar durch das 
Sittengesetz gefordert. Die Zweitheilung der ethischen 
Gesetze ergiebt die Zweitheilung der ethischen Mächte. 
Die Kirche ist ethisch gleich nothwendig wie der Staat. 
Die Kirche ist ethisch gleichberechtigt mit 
dem Staat. 

Die entwickelte ethische Gleichberechtigung der Kirche 
mit dem Staat ist .als solche rechtlich nicht vorhanden, 
macht als solche die Kirche noch nicht zur öffentlichen 
Corporation. Sie gelangt zur rechtlichen Existenz und 
Bedeutung erst durch Rechtssätze, welche die ethische 
Gleichwerthigkeit der Kirche mit dem Staat realisiren, 
rechtlich zum Ausdruck bringen. Eine öffentliche Corpo- 
ration ist die durch Rechtssätze mit dem Staat als 
ethisch gleichwerthig gesetzte Corporation. Die Kirche wird 
zur öffentlichen Corporation, sie wird zur Kirche im Rechts- 
sinn erst durch das öffentliche Recht. 

Die Rechtssätze, welche die ethische Gleichberechtigung 
der Kirche mit dem Staat aussprechen, sind die nämlichen, 
welche überhaupt das Wesen der öffentlichen Corporation be- 
gründen. Sie sind an erster Stelle privilegirende Rechts- 
sätze. Dahin gehört die Behandlung der Kirchenbeamten als 
öffentliche Beamten: die Zutheilung der Beamtenprivilegien 
(beneficium competentiae u. 8. w.) auch an die Kirchen- 
beamten, die Gewährung des öffentlichen Glaubens auch 
für die von Kirchenbeamten ausgestellten Zeugnisse. Da- 
hin gehört die Zusage des weltlichen Arms für die Ver- 
fügung kirchlicher Verwaltungs- und Gerichtsbehörden : 
die Execution der kirchlichen Abgaben, die Vollstreckung 
geistlicher Urtheile. Dahin gehört die Anerkennung geist- 
lichen Rechts, z. B. des Eherechts, als von nicht blos 
geistlicher, sondern auch weltlicher Wirkung. Dahin ge- 
hört die Sorge des Staates für die Ertheilung des Reli- 
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gionsunterrichts, die Uebung des staatlichen Schulzwangs 
im Interesse desselben, die Errichtung theologischer Facul- 
täten an den Hochschulen. Dahin gehört die Bekleidung 
der kirchlichen Anstalten mit juristischer Persönlichkeit 
(Vermögensfähigkeit). Dahin gehört die Ausstattung der 
Kirche mit Staatsmitteln. Dahin gehört endlich auch die 
Gewährung der Zeichen der Oeffentlichkeit, des öffentlichen 
Gottesdienstes, des Glockengelähtes u. s. f. 

Es versteht sich von selber, dass weder die Fülle der 
aufgeführten Privilegien für die Eigenschaft der Kirche als 
einer öffentlichen Corporation nothwendig !!), noch auch 
die Gewährung eines oder des anderen Privilegs (z. B. 
das Zeichen der Oeffentlichkeit, einer Dotation) hinreichend 
ist. Es kommt darauf an, dass in Privilegien der gedach- 
ten Art das ethische Interesse des Staates an der Kirche 
ausgesprochen sei, dass die Gleichstellung von geistlichen 
Beamten und Staatsbeamten, von geistlichem Recht und 
weltlichem Recht, von geistlicher Bildung und weltlicher 
Bildung u. s. f. die Idee der ethischen Gleichberechtigung 
der Kirche mit dem Staat zu realisiren bestimmt ist. Es 
kommt darauf an, dass die ethische Gleichberechtigung der 
Kirche mit dem Staat Princip des öffentlichen Rechts sei. 

Die Rechtssätze, welche die ethische Gleichberechtigung 
der Kirche mit dem Staat aussprechen, sind aber auch eben- 
so Macht mindernde Rechtssätze für die Kirche. Der- 
selbe ethische Werth des kirchlichen Lebens, welcher jene 
Privilegien der Kirche zuwendet, nöthigt den Staat kraft 
sittlicher Pflicht, sich zu dem kirchlichen Leben nicht 
blos durch Ertheilung von Privilegien, sondern unmittelbar 
durch Förderung und Antheilnahme in Beziehung zu setzen. 
Gewiss: die Staatsgewalt ist nicht Kirchengewalt, die Kirche 
hat sich selbst, nicht der Staat die Kirche zu regieren. 
Aber die ethische Bedeutung der Kirche fordert Antheil- 
nahme des Staats an der Ausübung der Kirchengewalt, 
fordert, dass der Staat sich nicht gleichgültig gegen 


1!) Die Aufhebung der weltlichen Kraft des geistlichen Eherechts, 
d. h. die Einführung der Civilehe, bedeutet z. B. für sich allein noch 
keine Behandlung der Kirche als BEINBSCOEPOFABDN. d. h. noch keine 
Trennung der Kirche vom Staat. 
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das innerkirchliche Leben verhalte, fordert, dass der Staat 
mit der Kirche am kirchlichen Leben arbeite. Der 
Staat ist die höchste ethische Macht des menschlichen Ge- 
meinlebens.. Der Dienst, welchen der Staat dem ethischen 
Gesetz zu leisten hat, nimmt seine Machtentwickelung 
auch innerhalb der Kirche in Anspruch, soweit staatliche 
Machtentwickelung nöthig ist, um den Staat von der Er- 
fülung ihrer hohen Aufgaben seitens der Kirche zu ver- 
gewissern. Gerade weil der Staat sich dessen bewusst ist, 
dass die Kirche mit ihm an demselben Ziele arbeitet, dass 
die Kirche dem Rechts- und Staatsleben seine sittliche 
Grundlage zu bereiten berufen ist, dass die Erfüllung der 
Kirchenaufgaben für den Staat nicht gleichgültig 
ist, — ist es die Pflicht des Staates, nicht blos, negativ 
einschreitend, Kirchenhoheit, d. h. Vereinspolizei, gegen 
etwaige Ausschreitungen des kirchlichen Lebens, sondern 
positiv zu einem Theile die Kirchengewalt selbst mit der 
Kirche zu üben. Der Staat hat mit am Steuer zu stehen, 
um mitzuhelfen, dass das Schiff der Kirche die rechte Bahn 
halte. Es liegt darin nicht eine Herabsetzung der Kirche. 
Die Betheiligung des Staats an der Ausübung der Kirchen- 
gewalt ist umgekehrt die rechtliche Form für die 
Anerkennung der Kirche als ethisch gleichbe- 
rechtigt mit dem Staat. Die Machtminderung, welche 
der Kirche durch die Theilnahmerechte des Staates wider- 
fährt, ist Ausdruck desselben Rechtsprineips, dem die 
vorhin entwickelte Machterhöhung durch die Privilegien 
des öffentlichen Rechts entspringt. Die Machtminderung der 
Kirchengewalt durch die Theilnahmerechte des Staats ist, 
genau gedacht, ebenso wie jene Vorrechte, ein Privileg 
der Kirche. Sie zeichnet gleichfalls die Kirche als öffent- 
liche Corporation vor den Privatcorporationen aus. Sie 
ist in gleicher Weise Ausdruck des ethischen Interesses, 
welches der Staat dem kirchlichen Leben, nicht dem Leben 
der Privatcorporation zuzuwenden berufen, und um seiner 
selbst, um seiner höchsten Aufgaben willen zuzuwenden 
verpflichtet ist. 

Aus diesem Gedankengang ergeben sich die Befug- 
nisse, welche das moderne Recht insbesondere für das Ver- 

Zeitschr. f. Kircheurecht. XI. 2. 12 
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hältniss des Staates zur katholischen Kirche entwickelt hat: 
die Mitwirkung der Staatsgewalt bei der Ernennung der 
geistlichen Beamten, der Bischöfe wie der niederen Geist- 
lichkeit, auch die Einwirkung, welche herkömmlich von den 
katholischen Mächten bei der Papstwahl und bei der Er- 
nennung von Cardinälen geübt wird, die Mitwirkung des 
Staats bei der kirchlichen Vermögensverwaltung u. ». f. 
Insbesondere fällt unter den gegebenen Gesichtspunkt auch 
der Einfluss, welcher in einer Reihe von deutschen Staaten 
(Bayern, Württemberg, Baden) auf die wissenschaftliche 
Ausbildung, auch auf die theologisch-wissenschaftliche Aus- 
bildung der Geistlichen geübt wird. Das Interesse des 
Staates an der rechten Verwaltung des geistlichen Amts, 
welches seine Mitwirkung bei der kirchlichen Stellenbe- 
setzung begründet, berechtigt ihn ebenso, an diesem vor 
Allem entscheidenden Punkt, der gesammten Ausbildung 
der Geistlichen, neben der Kirche bestimmend in dieinner- 
kirchliche Entwickelung einzugreifen !?). 

Gewiss kann auch an dieser Stelle kein fertiger 
Catalog der Befugnisse gegeben werden, welche dem 
Staat auf dem Gebiete des Kirchenregimentes zuzuweisen 
sind. Es genügt, klar zu stellen, dass diese Minderung 
des Selbstregiments der Kirche nur die andere Seite der 
Privilegirung der Kirche ist, dass sie mit der gleichen 
Nothwendigkeit aus der höchsten Werthschätzung des 
kirchlichen Lebens seitens des Staates hervorgeht, dass sie 
keine „Bevormundung“, sondern die rechtliche Anerken- 
nung der Kirthe darstellt. Zugleich ergiebt sich aus 
diesem Gesichtspunkt das Maass der staatlichen Einwirkung 
auf das Gebiet des kirchlichen Lebens. Der Staat soll 
das Selbstregiment des Kirche nicht aufheben, sondern nur 
beeinflussen, soll unter möglichster Wahrung der kirch- 
lichen Autonomie nur dafür zu sorgen berechtigt sein, dass 
die kirchliche Entwickelung nicht in Widerspruch mit 
jenen ethischen Interessen trete, zu deren höchstem Wächter 


19) Dieshat schon Dove in Richter’s Kirchenrecht, 6. Aufl. S. 499. 
Note 28. mit Recht hervorgehoben. Dagegen Hinschius, Kirchen- 
recht I., S. 60., dessen Anschauung Dove jetzt in der 7. Aufl. S.585. 
N ote 30. erfolgreich bekämpft. 
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er, der Staat selber, bestellt ist. Gerade in Anerkennung 
der Kirche als einer dem Staat ethisch gleichstehenden 
Macht sieht der Staat sich berufen, seinen Posten nicht 
blos der Kirche gegenüber, sondern, soweit erforderlich, 
innerhalb der Kirche selbst zu nehmen. 

Aus der rechtlichen Relevanz des Zwecks, durch 
welche die öffentliche Corporation vor der Privatcorpora- 
tion sich auszeichnet, aus dem Umstande, dass an dem 
Corporationsleben der öffentlichen Corporation der Staat 
von Rechts wegen interessirt ist, folgt auch für die 
Kirche als öffentliche Corporation die doppelte Wirkung: 
Privilegirung durch den Staat, und Beeinflussung 
durch den Staat. 

Die Bedeutung des Satzes, dass die Kirche im Rechts- 
sinn eine Öffentliche Corporation ist, hat sich aus dem 
Vorigen ergeben. Der Beweis des aufgestellten Satzes ist 
zugleich dadurch erbracht. 

Die Privatcorporation ist die Corporation mit rechtlich 
irrelevantem Zweck. Zu den Zwecken der Privatcorpora- 
tion nimmt das Recht nur eine negative Stellung, indem 
es Vereinigungen zu unsittlichem oder sonst unerlaubtem 
Zweck verbietet; im Uebrigen ist die Aufgabe’ der Privat- 
corporation von Rechtswegen gleichgültig, Das Recht 
sieht in der Privatcorporation nur einen Verein zu irgend 
welchem Zweck. Es gewährt der Privatcorporation die 
Vermögensfähigkeit, d. h. die privatrechtliche Voraussetzung 
für die Erreichung ihres Zwecks, ohne sich um die Reali- 
sirung des Zweckes, die innere Entwickelung des Corpo- 
rationslebens zu kümmern. Die verschiedenen Privatcor- 
porationen sind deshalb für das Recht ununterscheid- 
bar, denn das Recht ignorirt den Zweck, welcher das 
factisch unterscheidende Moment darstellt. Es giebt juri- 
stisch keine Arten der Privatcorporation. Ein literari- 
sches Museum ist dem Recht genau dasselbe wie ein Pri- 
vatverein zu künstlerischen oder zu sittlichen oder zu 
sonstigen Zwecken. Der Staat steht zu der einen Privat- 
corporation so wenig in Beziehung wiezu der andern. Die 
Privatcorporation existirt deshalb nur für das Privatrecht, 


nicht für das öffentliche Recht. 
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Behandelt das Recht die Kirche als Privatcorporation, 
setzt das Recht den Zweck der Kirche als einen der vielen 
rechtlich irrelevanten Vereinszwecke, so wird die ethische 
Bedeutung der Kirche als Gemeinschaft zur Verwaltung 
der Heilsmittel von Rechtswegen ignorirt. Die Kirche 
als Privatcorporation ist juristisch ein von anderen Privat- 
corporationen nicht unterscheidbarer Verein. Die 
Kirche als Privatcorporation ist keine besondere Art 
der Corporation. Ist die Kirche blos Privatcorporation, 
so ist der Zweck, und damit ihre Kircheneigenschaft 
von Rechtswegen gleichgültig. Die Kirche als Privatcor- 
poration ist ein Verein, der einem literarischen Museum 
und anderen Privatvereinen rechtlich vollkommen 
gleich steht. Die Kirche als Privatcorporation ist für 
das Recht nicht Kirche, sondern blosses vermögens- 
fähiges Wesen. Die Kirche als Privatcorporation ist für 
das Recht als Kirche überall nicht vorhanden. Behandelt 
das Recht jegliche kirchliche Gemeinschaft lediglich als 
Privatcorporation so existirt überall keine Kirche im 
Rechtssinn, weil von Rechtswegen das die Kirche un- 
terscheidende Moment, der Kirchenzweck, ignorirt wird. 
Nur die Kirche, welche öffentliche Corporation ist, existirt 
als Kirche für das Recht, unterschieden von an- 
deren Vereinen. Kirche im Rechtssinn ist nur die 
öffentliche Corporation zur Verwaltung der 
Heilsmittel. Die öffentliche Corporationsqualität ist 
gleichbedeutend mit der rechtlichen Relevanz des Kir- 
chenzwecks, mit der Existenz der Kircheneigenschaft für 
das Recht. 

Eine Reihe von Consequenzen ist in dem gewonnenen 
Satz enthalten. 

Die öffentliche Corporation ist eine mit dem Staat in 
Verbindung stehende Corporation (oben S.168.). Es ist schon 
gezeigt, in welche Art von Verbindung die Kirche als 
öffentliche Corporation mit dem Staat tritt. An dieser 
Stelle ergiebt sich ganz klar Begriff und Wirkung des viel 
gemissbrauchten Schlagwortes: Trennung von Staat und 
Kirche. Die Trennung von Staat und Kirche bedeutet 
die Behandlung der Kirche als Privatcorporation: 
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die Ignorirung des Kirchenzweckes durch das Recht, und 
demgemäss durch den Staat. Die Trennung von Staat 
und Kirche bewirkt einerseits die volle Loslösung der 
Kirchengewalt von den Theilnahmerechten der Staatsge- 
walt, also die volle Freiheit des kirchlichen Selbstregiments : 
der Kirche als Privatcorporation gegenüber hat der Staat, 
eben weil ihr inneres Corporationsleben als rechtlich gleich- 
gültig gilt, nur Vereinspolizei (Kirchenhoheit) auszuüben. 
Die Privatcorporation unterscheidet sich von der öffent- 
liehen Corporation durch die volle Freiheit ihrer inneren 
Bewegung. Die Trennung von Staat und Kirche bewirkt 
die Aufhebung der vorbin entwickelten Rechte des Staats, 
kraft deren er positiv auf die Verwaltung des Kirchen- 
regiments einwirkt. Andererseits ist aber Trennung von 
Staat und Kirche gleichbedeutend mit der Aufuebung auch 
der Privilegien der Kirche, mit der Beseitigung der 
Gleichstellung geistlicher und öffentlicher Beamten, geist- 
lichen und öffentlichen Rechts, geistlichen und öffentlichen 
Unterrichts. Die Kirche entzieht sich durch die Trennung 
vom Staat zugleich der Machtminderung und der Macht- 
erhöhung, der Beeinflussung durch den Staat und der Pri- 
vilegirung durch den Staat, welche ihre Verbindung mit 
dem Staat hervorbringt. Sie tritt in die volle Freiheit, aber 
auch in die volle öffentlichrechtliche Bedeutungslosigkeit 
der Privatcorporation ein: sie verschwindet für das 
öffentliche Recht. Aus dem Vorigen ergiebt sich, dass 
diese „Trennung“ von Staat und Kirche juristisch keine 
Trennung, sondern Vernichtung der Kirche im 
Rechtssinn bedeutet. Die Kirche, welche blosse Privat- 
corporation ist, ist juristisch keine Kirche. Die „Trennung“ 
von Staat und Kirche bedeutet das Verschwinden der 
Kirche für das Recht. Es giebt dort keine Kirche im 
Rechtssinn, wo die Kirche lediglich als Privatcorporation 
gestellt ist. Der Rechtsbegriff der Kirche for- 
dert die Verbindung von Kirche und Staat. 
Vorhin hat sich die Verschiedenheit von Staat und 
Kirche, von Staatsgewalt und Kirchengewalt ergeben. Hier 
stellt sich heraus, dass die Verschiedenheit nicht zur 
Trennung, sondern zur Ehe führt. Die „Ehe“ von Staat 
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und Kirche ist nothwendig, damit überall neben dem Staat 
eine Kirche, neben der Staatsgewalt eine Kirchengewalt 
im Rechtssinn vorhanden sei. Und es steht ausser Zweifel: 
es soll im Staat eine Kirche nicht blos factisch, sondern 
auch von Rechtswegen existiren. Das öffentliche Recht 
soll die Thatsache nicht ignoriren, dass neben dem Staat die 
Kirche als ethisch gleichberechtigte Gemeinschaft erwachsen 
ist. Die Ueberzeugung, welche das Christenthum in die 
Welt gebracht hat, dass die Kirche als Heilsanstalt ethisch 
gleich nothwendig neben dem Staate sieht, soll auch im 
Recht ihren Ausdruck finden. Gerade der Umstand, dass 
die Trennung von Staat und Kirche mit der Ignorirung 
der Kirche durch Recht und Staat gleichbedeutend ist, 
zeigt, dass die Trennung von Staat und Kirche sowohl 
mit der Aufgabe des Rechts, welches die dem thatsäch- 
lichen Leben adäquate Norm sein soll, wie mit dem 
Wesen des Staates als der höchsten ethischen Macht in 
Widerspruch steht. Der Staat ist der Hüter des 
Rechtsgesetzes um des Sittengesetzes willen. Er muss an 
der Kirche interessirt sein, der Predigerin des göttlichen 
Gesetzes. ‚Nicht ungestraft kann der Staat die gewaltige 
sittliche Macht ignoriren, deren Trägerin die Kirche in 
jeder ihrer Erscheinungsformen ist. Die Trennung der 
Kirche vom Staat darf nur die ultima ratio des Staates 
sein. Wehe dem Ultramontanismus, wenn er durch seine 
Entstellung und Schändung des Kirchenzwecks dem Staat 
die ulfjma ratio regum in die Hand zwingt! 

Von dem entwickelten Gesichtspunkt aus ergiebt sich 
ferner der Standpunkt zu dar neuerdings von Mejer !°) 
entwickelten Theorie von der „Freikirche“. Mejer hält 
nur zwei Formen des Verhältnisses von Staat und Kirche 
für an sich consequent: das Verhältniss der Landeskirche, wie 
es sich in den protestantischen Territorien Deutschlands 
in der Reformationszeit entwickelt hatte, und das nach 
seiner Auffassung jetzt in Entwickelung begriffene Verhält- 
niss der „Freikirche“. Das Verhältniss der Landeskirche 
bedeutet die Regierung der Kirche durch den Staat; das 


18) Kirchenrecht 3. Aufl. S. 223. ff, Vorrede S. XVII. ff. 
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Verhältniss der Freikirche die freie Selbstregierung der 
Kirche als eines privaten Gesinnungsvereins.. Die Frei- 
kirche Mejer’s ist die vom Staat getrennte Kirche, ist die 
Kirche, welche nur Privatcorporation ist. Die Entwicke- 
lung zur Freikirche ist nach dem Vorigen eine Entwicke- 
lung zur Aufhebung der Kirche im Rechtssinn. Die 
Landeskirche andererseits, die vom Staat regierte Kirche, 
ist eine Kirche, welche integrirendes Glied des Staates, ist 
eine Kirche deren Verfassung Stück der Staatsverfassung, 
deren Gewalt in Folge dessen Stück der Staatsgewalt ist. 
Die Landeskirche bedeutet gleichfalls Aufhebung der 
Kirche im Rechtssinn, weil sie die Vernichtung der Kirche 
als eines selbständigen Organismus darstellt. Die 
Kirche als öffentliche Corporation, die Kirche im Rechts- 
sinn, ist der Gegensatz der Freikirche wie der Landes- 
kirche. Die Mittelstellung zwischen Landeskirche und 
Freikirche, die Verbindung mit dem Staat (und damit Pri- 
vilegirung durch den Staat), und dennoch die Verschieden- 
heit vom Staat, wie sie von der modernen Entwickelung 
angestrebt wird, ist nicht, wie Mejer es auffasst, eine 
äusserliche Vereinigung innerer Gegensätze, welche des- 
halb blosses Uebergangsstadium zu sein bestimmt wäre, 
sondern ist gerade die normale Stellung der Kirche zum 
Staat, welche durch den Begriff der Kirche wie des 
Staates gefordert ist. Das Toleranzprincip des modernen 


Staats, welches nach Mejer zur Behandlung der Kirche 


als Privatcorporation, d. h. nicht als Kirche führt, ergiebt 
lediglich die Consequenz, dass der Staat nicht bl eine 
Kirche, sondern mehrere Kirchen als dem Kirchenzweck 
entsprechende, deshalb ihm ethisch gleichberechtigte, von 
ihm zu privilegirende und zu beeinflussende öffentliche 
Corporationen setzt. Das Toleranzprincip führt nicht zur 
Aufhebung des Kirchenbegrifis für das Recht, sondern 


lediglich zur Lösung der bisherigen durch den Staat nicht 


blos anerkannten, sondern regierten Landeskirche vom 
Staat, d.h. führt zur Verschiedenheit von Kirche und 
Staat, und damit zur Entwickelung, nicht zur Aufhebung 
des Kirchenbegrilß 

Die Kirche im Rechtssinn ist die vom Recht als mit 
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dem Staat ethisch gleichberechtigt behandelte Corpora- 
tion zur Verwaltung der Heilsmittel. Es steht noch die 
Frage nach dem rechtlichen Machtverhältniss zwischen 
Kirchengewalt und Staatsgewalt zur Verhandlung. Die Be- 
antwortung auch dieser Frage ergiebt sich aus dem Begriff 
von Staat und Kirche, von Staatsgewalt und Kirchengewalt. 

Die katholische Kirche fordert die „Freiheit“ der 
Kirche. Sie versteht unter Freiheit der Kirche nicht blos, 
dass die Kirchengewalt der Staatsgewalt nicht untergeord- 
net 1%), sondern, dass die Kirchengewalt der Staatsgewalt 
übergeordnet sei !°). Die katholische Kirche will heute 
wie zu den Zeiten Gregors VII. und Bonifaz VIII. die 


11) So könnte es nach einigen Aeusserungen scheinen. Soz.B. nach der 
Beschwerdeschrift des apostolischen Stubls gegen Verfügungen der chur- 
fürstlich pfalzbayerischen Regierung v. J. 1803. (Gravamina catholicae 
Religionis et Ecclesiae), gedruckt als Anhang III. der Schrift «Concordat 
und Constitutionseid in Bayern» S. 190.: duas potestatesa se 
invicem distinctas, in se perfectas et supremasinordine suo, eccle- 
siasticam et politicam. Auf diese Stelle bezieht sich neuerdings der 
Bischof Ignatius von Regensburg in seinem Hirtenschreiben an den 
Clerus seiner Diöcese vom 28. October 1870. (Archiv f. kathol. Kir- 
chenrecht, Bd. 25., 8. XV.), wo es heisst: es sei «stetige Kirchenlehre», 
dass die «weltliche Gewalt inihrer Ordnung die höchste» 
sei, allerdings mit dem hinzugefügten Vorbehalt, dass als «geoffenbarte 
Wahrheit» von der Kirche festgehalten werde, »dass das Irdische 
dem Himmlischen, das Zeitliche dem Ewigen, das Natürliche dem 
Uebernatürlichen sich unterordnen müsse, und dass Fürsten wie Völ- 
ker von dem göttlichen Gesetz nicht exemt, sondern bei Ordnung und 
Verwaltung des ihnen untergebenen Zeitlichen danach zu handeln ver- 
pflichtet&eien.» Ebenso die deutschen Bischöfe in ihrem Hirtenbrief 
an den Clerus vom Mai 1871.: Der Papst hat die Fülle der geist- 
lichen Gewalt, aber diese geistliche Gewalt ist «keineswegs schranken- 
los. Sie ist beschränkt durch die geoffenbarte Wahrheit — ; sie ist 
beschränkt durch die göttliche geoffenbarte Lehre, dass es neben der 
kirchlichen auch eine bürgerliche Ordnung giebt, neben der geistlichen 
auch eine weltliche Gewalt, welche ihren Ursprung von Gott 
hat, welche in ihrer Ordnung die höchste ist, und welcher man 
in allen sittlich erlaubten Dingen dieser Ordnung — gehorchen 
muss.» Auch hier ist übrigens der Vorbehalt unzweideutig ausgedrückt. 

15) Die Belege sind in der reichen Concilsliteratur neuerdings 
häufig zusammengestellt worden. Die Bulle Bonifaz VIII. Unam san- 
ctam wird bekanntlich auch von ultramontaner Seite als ex cathedra 
erlassen angesehen. 
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Vereinigung beider Schwerter, der weltlichen und der 
geistlichen Gewalt in der Hand der Kirche !°). Das letzte 
Ziel der katholischen Kirche ist, nicht bloss Universalkirche, 
sondern Universalstaat zu sein. 

Die Kirchenfreiheit im Sinn der katholischen Kirche 
widerspricht dem Wesen der Kirche. Die Kirche ist 
Heilsanstalt, nicht Machtanstalt. Sie ist nicht um der 
Gewalt willen da. Die Kirchengewalt ist nicht Zweck der 
Kirche sondern nur Mittel für die Zwecke der Kirche. 

Die Kirchengewalt soll lediglich die Heilsmittelverwal- 
tung ermöglichen. Sie soll nur der Kirche dienen, nicht 
der Gesellschaft. Sie soll nur den kirchlichen Organismus 
zusammenhalten, nicht die gesammten Machtverhältnisse be- 
herrschen. Weil die Kirche Heilsanstalt, nicht Machtanstalt 
ist, ist die Kirchengewalt begrifflich nicht die höchste Gewalt. 

Der Staat ist seinem Wesen nach Machtanstalt. Der 
Staat ist um der Gewalt willen da, ist da, damit ein Herr über 
den sämmtlichen Machtverhältnissen des menschlichen Ge- 
meinlebens ordnend stehe. Die Staatsgewalt ist begrifflich 
die höchste Gewalt, ist da, damit jegliche Macht inner- 
halb des menschlichen Gemeinlebens ihr unterthan sei. Und 
die Kirchengewalt macht keine Ausnahme von diesem Satz. 
DerStaat ist dazu da, damit auch die Kirchen- 
gewalt seiner Gewalt unterthan sei. 

Die Kirchenfreiheit im Sinn der katholischen Kirche, 
nicht blos sofern sie die Ueberordnung der Kirchengewalt 
über die Staatsgewalt, sondern auch sofern sie nur die 
Nichtunterordnung der Kirchengewalt unter die Staatsge- 
walt, die rechtliche Gleichberechtigung, d. h. die gleiche 
Souveränetät von Staatsgewalt und Kirchengewalt for- 
der, widerspricht dem Wesen der Kirche wie des 


16) Interessant ist in dieser Hinsicht die von Döllinger in 
seiner Erklärung an den Erzbischof von München-Freysing v. 28. März 
1871. citirte Stelle der Civiltä cattolica vom 18. März 1871. p. 664.: 
«Der Papst ist oberster Richter der bürgerlichen Gesetze. In ihm 
laufen die beiden Gewalten, die geistliche und die weltliche in ihrer 
Spitze zusammen, denn er ist Stellvertreter Christi, welcher nicht nur 
ewiger Priester, sondern auch König der Könige und Herr der Herr- 
schenden ist» — «der Papst ist kraft seiner hohen Würde auf dem 
Gipfel beider Gewalten.» 
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Staats. Der Staat ist gerade dazu da, damit er die höchste 
Macht, d. h. der einzige Souverän über den Macht- 
verhältnissen des menschlichen Lebens sei. 

Die Kirche bildet keinen Staat über dem Staate, sie 
bildet keinen Staat neben dem Staate; sie ist eine Cor- 
poration im Staat. Durch den Satz, dass die Kirche 
eine Corporation und zwar eine öffentliche Corporation ist, 
istihr volles Verhältniss zum Staat gegeben. Vorhin ist her- 
vorgehoben, dass die Staatsgewalt nicht Kirchengewalt, 
dass die Kirchengewalt deshalb nicht Gewalt des Staates, 
sondern Selbstregierungsgewalt der Kirche, d. h. nicht 
Staatsgewalt, sondern Corporationsgewalt sei. Hier be- 
gegnet uns die Kehrseite des Satzes: so wenig die Staats- 
gewalt Kirchengewalt, so wenig ist die Kirchengewalt Staats- 
gewalt.e. Die Kirchengewalt ist Corporationsgewalt, und 
nur Corporationsgewalt.e. Die Kirchengewalt ist als Cor- 
porationsgewalt der Gegensatz zu der Staatsgewalt, 
d. h. zu der höchsten Gewalt. Die Corporationsgewalt ist 
begrifflich eine unterthane Gewalt. Die Kirchengewalt, 
ethisch mit der Staatsgewalt gleichberechtigt, ist der Staats- 
gewalt rechtlich nicht gleichgeordnet, sondern unter- 
geordnet. 

So folgt die Kirchenhoheit (jus circa sacra) des Staates 
über die Kirche, welche von der katholischen Kirche ge- 
läugnet wird, aus dem Begriff des Staates wie der Kirche, 
aus der Thatsache, dass die Kirche nicht Staat, sondern 
nur Kirche ist, dass auch für die Kirche der Satz gilt: 
gebet dem Kaiser, was des Kaisers ist. Wir können die 
Kirchenhoheit des Staates nicht besser wiedergeben als 
durch die aus dem Vorigen sich ergebende Formel, dass . 
auch die Kirche zu den Unterthanen des Staates zählt. 

Kraft seiner Kirchenhoheit ist der Staat berechtigt, von 
sich aus ohne Consens der Kirche (d. h. ohne Concordat) 
die Stellung der Kirche zum Staat und zum Recht über- 
haupt zu bestimmen. Die Gesetzgebung über die äussere 
Stellung der Kirche ist Staatsgesetzgebung. Der Staat 
entscheidet, ob die Kirche eine öffentliche Corporation oder 
nur eine Privatcorporation darstellt. Die katholische Kirche 
beansprucht, ihre Stellung zum Staat durch ihr eigenes 
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Recht zu normiren. Die katholische Kirche tritt damit in 
Widerspruch gegen den Begriff der Kirche. Kraft seiner 
Kirchenhoheit ist der Staat ferner berechtigt, Vereinspoli- 
zei gegen die Kirche zu üben, die Ausübung der Kirchen- 
gewalt seitens der Kirche zu überwachen, Ausschreitungen 
der Kirchengewalt zu unterdrücken. Die katholische Kirche 
läugnet die Kirchenpolizeigewalt des Staates. Sie läugnet 
eine Consequenz des Kirchenbegriffs. 

Es braucht nicht hervorgehoben zu werden, dass die 
Kirchenhoheit des Staates aus dem Wesen der Kirche als 
Corporation schlechthin folgt, sei sie öffentliche oder Pri- 
vatcorporation. Auch die Privatcorporation unterliegt der 
staatlichen Polizei. Dagegen vermag der Staat die Beeinflus- 
sung der Kirchengewalt, jura in sacra, wie früher gezeigt, 
nur der Kirche gegenüber, welche öffentliche Corporation 
ist, zu fordern. Hier handelt es sich um eine Beschränkung 
der Kirchengewalt, welche Wirkung der Privilegirung der 
Kirchengewalt ist, dort nicht um Beschränkung der Kirchen- 
gewalt, sondern nur um Realisirung der aus der Uhnter- 
thaneneigenschaft jedes Vereins folgenden Staatsgewalt. 
Die Kirchenh oheit des Staats ist keine Minderung der 
Kirchengewalt, sondern nur Ausdruck der Gränze, welche 
durch den Begriff der Kirchengewalt gegeben ist. 

Das Vorige können wir dahin zusammenfassen, dass 
das Verhältniss von Staat und Kirche kein völker- 
rechtliches, sondern ein staatsrechtliches ist. 
Völkerrechtlich ist das Verhältniss zweier souveräner Ge- 
walten, deren Machtverhältniss, gerade weil Beide souverän 
siod, nicht durch Rechtsgesetz, sondern durch Kriegsgesetz 


- sich entscheidet. Das Machtverhältniss von Staat und 


Kirche ist ein durch Rechtssätze bestimmtes Macht- 
verhältniss.- Die Kirche steht dem Staat rechtlich nicht 
gleich gegenüber.. Die Kirche ist nicht fähig, völkerrecht- 
lich mit dem Staat zu pacisciren. Die Concordate 
sind nicht völkerrechtliche Verträge, sondern nur der Aus- 
druck eines juristisch irrelevanten Consenses der Kirche 
zu einem staatlichen Gesetzgebungsact. Die Kirche ist 
ebenso nicht fähig, völkerrechtlich mit dem Staat Krieg 
zu führen. Die Auflehnung der Kirche gegen den Staat 
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ist keine rechtlich zulässige Kriegserklärung der einen sou- 
veränen Macht gegen die andere, sondern Empörung, 
Unterthanen-Empörung, und deshalb Rechtsbruch, gerade 
wie der Consens der Kirche zu der staatlichen Gesetz- 
gebung über das Verhältniss von Staat und Kirche -Unter- 
thanen-Consens, und deshalb rechtlich gleichgültig ist. Die 
Kirche, welche aggressiv gegen den Staat vorgeht, ist im 
Unrecht, nicht blos vom Standpunkt des Staates, sondern 
vom absolutem Standpunkt aus. Der Staat ist berechtigt, 
die Kirche zu überwinden, nicht blos kraft seiner physi- 
schen Gewalt, sondern von Rechtswegen. Der Kampf 
des Staates gegen die Kirche ist kein Krieg im Rechtssinn, 
sondern -ein Kampf des Rechtes gegen das Unrecht, ist 
die Vollstreckung des Rechtssatzes, welcher die Kirche, 
‘ als Unterthanin des Staates setzt, ist Execution, nicht Er- 
oberung. 

In diesen Sätzen ist die Lösung, und zwar die recht- 
liche Lösung des Conflictes zwischen Staatsgewalt und 
Kirchengewalt enthalten, zugleich aber auch die ganze 
Schwere des Conflicts. Es ist ein Kampf des Staates als 
der höchsten sittlichen Gewalt nicht gegen die Mächte der 
Unsittlichkeit, sondern gegen eine andere sittliche Ge- 
walt, ein Kampf, in welchem eine ethische Macht, die Kirche, 
sich in Widerspruch mit einem ethischen Gesetz, dem 
Rechtsgesetz, befindet, in welchem auf beiden Seiten die 
sittliche Ueberzeugung, die Mächtigste der idealen Mächte, 
die Herzen der Kämpfer zu immer neuem Kampf erregt. 
Es ist ein Kampf keinem anderen gleich, wohl dazu ange- 
than, einen Mann in seinen innersten Grundvesten zu er- 
schüttern, in welchem es darauf ankommt, aus dem an- 
scheinenden Widerstreit der sittlichen Gehorsamspflichten 
gegen den Staat und gegen die Kirche den rechten Aus- 
weg, die rechte Lösung zu gewinnen. Wir finden diese 
Lösung in dem Satz, welche den Grundgedanken unserer 
ganzen Darstellung bildet, dass die Kirche dem Staat 
ethisch gleichgeordnet, rechtlich untergeord- 
net ist. 
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Rechtsgutachten der staatswissenschaftlichen Fa- 
eultät zu Zürich in Sachen der reformirten Geist- 
lichkeit des Ct. Schaffhausen gegen den Canton 
Schaffhausen, die Rechte an der sogenannten 
Hospeswohnung betreffend, 


verfasst von 


Dr. Ferdinand Regelsberger, 


ordentl. Professor der Rechte. 


Die wohlehrwürdige reformirte Geistlichkeit des Kan- 
tons Schaffhausen hat an die unterzeichnete staatswissen- 
schaftliche Facultät das Ersuchen gestellt über nachstehende 
Fragen ein rechtliches Gutachten zu ertheilen. 

I. Kann eine Gesammtheit von Personen (in concreto 
die Geistlichkeit des Kantons Schaffhausen) auch wenn sie 
nicht schlechthin als Corporation zu betrachten ist, nicht 
für gewisse historisch gegebene genau limitirte Fälle den- 
noch einzelne Corporationsrechte ausüben und innerhalb 
der fest vorgezeichneten Gränzen befähigt sein, gültige 
Verträge mit einem Andern (in concreto mit der Regierung) 
abzuschliessen ? 

I. Im Fall der Bejahung dieser Frage: ist nicht der 
Vertrag vom 22. März 1837 zwischen der Regierung und 
der reformirten Geistlichkeit des Kantons Schaffhausen noch 
in voller Kraft? 

III. Kann ein Grosser Rath oder die gesetzgebende 
Behörde in einem Staate, wo die Trennung der Gewalten 
als verfassungsmässiger Grundsatz gilt, über eine Frage 
des Besitzes, bei welchem der vom Grossen Rathe vertretene 
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Fiscus interessirt ist, entscheiden, und somit eine civilrecht- 
liche Competenz ausüben ? 

Die von der Gesuchstellerin eingereichte Denkschrift 
und deren Beilagen ergaben folgenden 


A. Sachverhalt. 


Die reformirte Geistlichkeit des Kantons Schaffhausen 
besass schon seit den ersten Jahren der Reformation (1536) 
bis in die neuere Zeit eigenthümlich ein Haus, welches zu 
den Synodal- und Convents-Versammlungen diente und nach 
freier Wahl der Geistlichkeit ohne irgend welche Mitwirkung 
der Staatsbehörden an ein Mitglied des Ministerium, den 
sogenannten Hospes Ministeri, zur Benützung überlassen 
wurde, gegen die Verpflichtung, das Versammlungslocal 
rein zu halten, zu heizen und die ebendaselbst jährlich 
fünfmal stattfindenden gemeinschaftlichen Mahlzeiten zu 
besorgen. Der Aufwand für letztere wird theils aus einem 
von Alters her ad hoc bestehenden der reformirten Geist- 
lichkeit des Kantons Schaffhausen eigenen Gut, genannt 
Ministerialfonds, theils aus fundirten Leistungen von ge- 
wissen Corporationsgütern bestritten; für die Heizung hat 
der Staat jährlich ein fixes Quantum Holz zu liefern. 

Das betreffende Haus war ursprünglich das sogenannte 
Herrengärtlein !'). Als dieses Gebäude später zu klein gewor- 
den war, wurde im Jahre 1654 von Bürgermeister und 
Rath des Kantons Schaffhausen das Haus zum Eckstein 


angekauft und gegen das Herrengärtlein an die reformirte 


Geistlichkeit verkauft. 

Schon 1725 ?2) wünschte der Rath auf dem Eckstein 
ein Schulzimmer für das Collegium Humanitatis einzurich- 
ten, stand aber davon ab, als die Geistlichkeit ein Recht 
auf den ganzen bewohnbaren Theil des Gebäudes nachwies. 


In Folge nothwendiger Erweiterung der Mädchenschule, 


wurde im Anfange dieses Jahrhunderts das Haus vergrössert 
und ein Vertrag mit dem Rath dahin abgeschlossen , dass 
der Geistlichkeit der ganze obere Stock als Wohnung für 
den Hospes verbleiben, der erste Stock für den Saal ein- 
gerichtet, das Erdgeschoss aber zu Schulzimmern umge- 
wandelt werden sollte ®). 
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Aus gleicher Veranlassung fanden im Jahr 1836. Ver- 
handlungen zwischen dem Stadtrathe von Schaffhausen, der 
Hohen Regierung und der Geistlichkeit des Kantons statt ®). 
In einer Zuschrift vom 30. Jan. 1837. theilt die Regierung 
der Geistlichkeit des Kantons mit, dass die Unterhand- 
lungen über Abtretung des dem Kanton zugehörenden 
Theils des Hauses zum Eckstein an die Stadt Schaffhausen 
wieder aufgenommen seien unter Anerkennung des Rechts 
der Geistlichkeit auf das erwähnte Gebäude behufs der 
Benützung zu ihren Verhandlungen. 

Im weitern Verfolge wurde von der Regierung die 
Hospeswohnung dem damaligen Inhaber, Herrn Professor 
Kirchhofer gekündigt 5). Als derselbe aber die Kündi- 
gung nicht annahm, erklärend, dass er nur zur Geistlich- 
keit des Kantons im Rechtsverhältniss stehe, richtete die 
Regierung an letztere die Einladung, dem Herrn Kirch. 
hofer von sich aus diese Aufkündigung insinuiren zu 
wollen ®). 

Hierauf kam zwischen Regierung und Geistlichkeit 
unterm 22. März 1837 ein Vertrag zu Stande, welcher 
wörtlich lautet: 

„Wir Bürgermeister und Rath des Kantons Schaff- 

„hausen urkunden hiermit: | 

„Nachdem durch Uebereinkunft mit der W.E.W. 

„Geistlichkeit Uns dieselbe denjenigen Theil des Hauses 

„zum Eckstein, worauf Wohldieselbe ein Dominium 

„utile von Rechtswegen anzusprechen hatte, abgetreten, 

„haben Wir behufs ihrer Versammlungen den obern 

„Theil des Klostergebäudes (die vormalige Abthey) und 

„als Wohnung für den jeweiligen Hospes das Haus, 

„welches bisher durch den Pfarrer auf der Steig be- 

„wohnt wurde, mit dem Rechte, an der Synode und 

„an den drei gewöhnlichen Zusammenkünften von 

„diesem Haus durch den Garten des jeweiligen Kloster- 

„pflegers zu dem Eingange in oberwähntes Gebäude 

„durchgehen zu dürfen, in der Art und Weise über- 

„lassen, wie dieselbe in früherer Zeit das Haus auf 

„dem Herrengärtlein und seit 1654 das Haus zum Eck- 

„stein besessen. In der Meinung jedoch, dass die 
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„W.E.W. Geistlichkeit mit besagtem Gebäude keine 
„Veränderung vornehme und auf keine Art zu ander- 
„weitigen Zwecken darüber verfügen oder nach eigenem 
„Gutdünken schalten könne ohne Unsere Erlaubniss 
„und Zustimmung. Wogegen.aber auch der W.E.W. 
„Geistlichkeit diese Gebäude so zugesichert sein sollen, 
„dass Wir ebenfalls keine Verfügung über dieselben 
„treffen wollen, ohne dass die W.E.W. Geistlichkeit 
„ihre Zustimmung dazu zu (? ge-) geben habe, und 
„in diesem Falle mit einer zu ertheilenden anderweitigen 
„Anweisung oder Entschädigung sich einverstanden 
„und vollkommen befriedigt erkläre, ganz in der Art 
„und Weise, wie solches auch bei der vorliegenden 
„Vertauschung der Fall gewesen ist. 

„Dessen zı wahrer Urkund ist gegenwärtige Erkla- 
„rung von Unserm vorsitzenden Standeshaupte und 
„dem verordneten Staatsschreiber unterzeichnet, mit 
„dem Standessiegel versehen und der W.E.W. Geist- 
„lichkeit in Unterschrift zugestellt worden. 


Gegeben den 22. März 1837. 
Im Namen von Bürgermeister und Rath des Kantons 
Schaffhausen. | 
| Der Amtsbürgermeister : 
Sign. J. L. Harder. 
| Der Staatsschreiber : 
Sign. Ringk von Wildenberg. 


Nebenbei sei bemerkt, dass der Staat nach der Aus- 
einandersetzung mit der Geistlichkeit seinen Antheil am 
Hause zum Eckstein an die Stadtgemeinde Schaffhausen 
um die Summe von fl. 6000 käuflich abtrat, und dass dieser 
Erlös der Verwaltung des Klosters Allerheiligen überwiesen 
wurde mit der Verpflichtung, die Baukosten, welche auf 
die erste Einrichtung eines Versammlungslokales für die 
Geistlichkeit und der Wohnung ihres Hospes erwachsen, 
sowie die Kosten der Unterhaltung dieser Gebäulichkeiten 
allein zu tragen °). 

Nach Inhalt dieses Vertrages bestand das Rechts- 
verhältniss an der Hospeswohnung bis zum Jahre 1862 
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ungestört fort. Als in diesem Jahre vom Kanton Schaff- 
hausen der Bau einer Kaserne in Aussicht genommen wurde, 
liess der Regierungsrath mittelst Kanzleirescripts vom 28. 
Aug. 1862 bei der Geistlichkeit des Kantons anfragen, unter 
welchen Bedingungen Letztere geneigt sei, die Hospeswoh- 
nung an den Staat abzutreten. Dabei wurde bemerkt, dass 
der Regierungsrath vollständig von den auf diese Wohnung 
bezüglichen Actenstücken unterrichtet sei, „ohne für einmal 
sich über dieselben weder in formeller noch in materieller 
Beziehung einlassen zu können“ ®). 

Die Geistlichkeit sprach darauf ihre Bereitwilligkeit 
zur Abtretung gegen Entschädigung aus, enthielt sich aber, 
bestimmte Vorschläge zu machen, indem sie den Wunsch 
ausdrückte, dass die Regierung als in solchen Geschäften 
mehr erfahren hierin vorangehen möge. 

Solche Vorschläge erfolgten nicht. Vielmehr erhielt 
der damalige Inhaber der Hospeswohnung, Herr Antistes 
Metzger, mit Rescript vom 28./31. Januar 1863 die 
_ regierungsräthliche Weisung, diese Wohnung bis 15. Juli 
desselben Jahres zu räumen, und als Herr Antistes Metzger 
gegen diese Verfügung remonstrirte, da er eine Aufkündi- 
gung nur von der Geistlichkeit entgegennehmen könne, 
welche ihm die Wohnung übertragen, erfolgte unterm 4./5. 
Februar 1863. ein die erste Weisung aufrecht erhaltendes 
Rescript. Darin findet sich die Bemerkung, dass der Re- 
gierungsrath „den Collectivbegriff Geistlichkeit, wie derselbe 
von letzterer aufgefasst werde nicht anerkennen könne, und 
daher theilweise aus diesem Grunde dem gegenwärtigen 
Besitzer die fragliche Wohnung gekündet habe“. 

Einem Antrage der Regierung entsprechend fasste 
unterm 25. Februar 1863 der Grosse Rath des Kantons 
Schaffhausen den Beschluss: 

Es sei die Hospeswohnung — weil für die jetzigen Ver- 
hältnisse weder nothwendig noch zweckmässig — aufge- 
hoben und daher zu Handen des Staates einzuziehen. 

Dagegen erhob die Geistlichkeit Vorstellung beim 
Grossen Rath, und begründete dieselbe in einer Denkschrift, 
welche im Wesentlichen die bisher mitgetheilten Thatsachen 
enthält. | 

Zeitschr. £. Kirchenrecht XI. 2. 18 
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Es hatte dies zunächst die Niedersetzung einer Gross- 
rathscommission zur Begutachtung der eingelegten Vor- 
stellung zur Folge. Als diese dahin ausfiel, 

dass über die Petition der Geistlichkeit zur motivirten 
Tagesordnung überzugehen sei, 
blieb auch der Grosse Rath auf seinem Beschlusse bestehen, 
(Beschl. vom 19. December 1864). 

Die Commission des Grossen Raths geht in ihrem Gut- 
achten ®) von der Rechtsansicht aus, die Geistlichkeit des 
Kantons Schaffhausen bilde kein Privatrechtssubject, folg- 
lich sei der Vertrag vom 22. März 1837, auf welchen die 
Geistlichkeit ihr gegenwärtiges Recht gründe, von Anfang 
nichtig gewesen. Die Annahme einer corporativen Eigen- 
schaft der Geistlichkeit stehe im Widerspruch mit dem 
Grundprinzip der evangelischen Kirche, dem allgemeinen 
Priesterthum, welches eine priesterliche Gliederung inner- 
halb der Kirche nicht dulde. Der Staat habe die Macht, 
die Staatskirche beizubehalten, oder die freie Kirche ein- 
zuführen, ohne dass die Geistlichkeit dies hindern könne, 
oder eines ihrer Rechte verletzt werde. Die corporative 
Eigenschaft der Geistlichkeit werde auch widerlegt durch 
das Kirchenorganisationsgesetz vom Jahr 1854 $$ 50, 57, 
127, 129, 130, und durch die Kantonsverfassung $$ 2 und 52. 


B. Rechtliche Beurtheilung. 
Erste Frage. 


Kann eine Gesammtheit von Personen (in conereto 
die Geistlichkeit des Kantons Schaffhausen), auch Won sie 
nicht schlechthin als Corporation zu betrachten ist, nicht 
für gewisse historisch gegebene genau limitirte Fälle den- 
noch einzelne Corporationsrechte ausüben und innerhalb 
der fest vorgezeichneten Gränzen befähigt sein, gültige 
Verträge mit einem Andern (in concreto mit der Regierung) 
abzuschliessen ? 

l. Nimmt man die aufgeworfene Frage wörtlich, so 
ınuss sie verneint werden. Corporationsrechte kann nur 
eine wirkliche Corporation haben. Kommt der Schaft- 
hauser’schen Geistlichkeit diese Eigenschaft nicht zu, ist 
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sie mit andern Worten kein Privatrechtssubject, so kann 
sie auch keine Vermögensrechte, auch nicht einzelne der- 
selben haben und kann in Rechtsgeschäften nicht als Partei 
auftreten. 
Indess ist wohl der wahre Sinn der Anfrage der: ob nicht 
dasjenige Vermögen, welches bisher in bestimmt ausge- 
schiedener Weise lediglich zur Befriedigung der ökono- 
mischen Bedürfnisse der Schafihauser’schen Geistlichkeit 
als Gesammtheit diente, insbesondere die sogenannte 
Hospeswohnung — einem vom Staat (Fiscus) Schaf- 
hausen verschiedenen Rechtssubject gehöre, welches mit 
dem letztern in rechtsgültige Vertragsverhältnisse treten 
könnte. 

In diesem Sinne soll der erste Punkt des rechtlichen 
Ansuchens der Prüfung unterstellt werden. 

2. Einem unabweisbaren Bedürfniss des Gemeinlebens 
folgend hat das positive Recht aller Völker ausser den 
Menschen Rechtssubjekte anerkannt, welche der leiblichen 
Individualität entrathen und als Willenseinheiten nur gedacht 
sind. Im ältern S;rachgebrauch heissen sie „moralische“ 
heutzutage „juristische“ Personen. 

Die unter diesen Begriff fallenden Erscheinungen sind 
zum Theil von sehr verschiedener Anlage und Bestimmung. 

Von Alters her und bis auf die neueste Zeit hat die 
Theorie die Personengesammtheiten oder Corporationen da- 
hin gezählt. Hierbei ist die Persönlichkeit (Rechtsfähigkeit) 
an eine zu einem erlaubten Zweck vereinigte Mehrheit von 
Personen geknüpft, welche den Charakter eines Vereins 
hat. Das unterscheidende Merkmal des Vereins gegenüber 
einer blossen Gesellschaft liegt in der Gleichgültigkeit der 
Individualität der einzelnen Mitglieder für den Bestand des 
Vereins als solchen, so dass dieser trotz des Wechsels 
aller Mitglieder derselbe bleibt. 

Die Quellen des römischen Rechts vergleichen in dieser 
Hinsicht den Personenverein mit dem menschlichen Körper, 
welcher ungeachtet der ständigen Veränderung seiner ein- 
zelnen Bestandtheile immer als dasselbe Wesen angesehen 


werde. 
13 * 
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l. 76 Dig. de judiciis 5, 1, dazu l. 7 $ 2 quod cujus- 
cunque universitatis 3, 4. 

Alle übrigen juristischen Personen werden gemeinhin 
unter dem Ausdruck „Stiftungen“ zusammengefasst. 
Diese Bezeichnung ist aber nichts weniger als glücklich 
gewählt; sie ist vorzüglich die Quelle der mannigfachen 
in dieser Lehre bestehenden Streitfragen. 

Stiftung bedeutet an sich Widmung eines Vermögens- 
gegenstandes oder Vermögensinbegriffs zu einem bestimmten 
das Interesse einer einzelnen Person überragenden Zweck. 
Die Stiftungsabsicht lässt sich jedoch in verschiedener juri- 
stischer Form verwirklichen. 

Man kann das Vermögen einer natürlichen Person 
oder Corporation (dem Staat, einer Gemeinde u. 8. w.) zu- 
wenden unter der Auflage, dasselbe beziehungsweise Nutzun- 
gen zu dem angegebenen Zweck zu verwenden. In diesem 
Fall wird durch die Stiftung kein eigenes Rechtssubject ge- 
schaffen, das Stiftungsvermögen wird rechtlicher Bestand- 
theil des Vermögens einer bereits vorhandenen Person, da- 
mit freilich auch dem Schicksal dieses Vermögens unter- 
worfen. Ä 

Die hieraus entspringende Gefahr lässt wünschens- 
werth erscheinen, dass dem zur Erreichung des Zweckes 
bestimmten Vermögen vom Stifter eine selbstständige recht- 
liche Existenz gegeben werden könne, dass es nicht an 
eine andere Person und deren ökonomische Wechselfälle 
geknüpft zu werden brauche, mit einem Wort: dass es 
Vermögen eines für sich bestehenden Rechtssubjects sei 
und mithin seinen Träger in sich selbst habe. Indem das 
positive Recht solche Verfügungen als rechtlich zulässig 
anerkennt, entstehen Rechtssubjecte neben den natürlichen 
Personen und den Corporationen. Für sie das Wort „Stif- 
tung“ zu gebrauchen ist der Mehrdeutigkeit wegen nicht 
unbedenklich. Vollends unzulässig erweist sich aber dieser 
Ausdruck als Bezeichnung für alle juristischen Personen, 
welche keine Corporation sind. So hat man sich schon 
genöthigt gesehen, für die liegende Erbschaft eine weitere 
Classe von juristischen Personen anzunehmen. Aber auch 
dann bleiben von den natürlichen Personen verschiedene 
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Rechtssubjecte übrig, welche ohne Zwang weder unter die 
Corporationen, noch unter die Stiftungen gestellt werden 
können. Denn entweder bildet für ihre Entstehung ein 
Personenverein oder ein Vermögen keine Voraussetzung, 
oder es kann ihre Gründung nicht auf eine Stiftung im 
eigentlichen‘ Sinne zurückgeführt werden. Eine Sparcasse, 
welche vom Staat, von einer Gemeinde, oder von Privat- 
personen ins Leben gerufen wird, nicht als Gewinn bringen- 
des Unternehmen, sondern im gemeinnützigen Interesse, wo- 
bei die Erübrigungen den spätern Einlegern zu gute kom- 
men, (Seuffert, Archiv für oberstrichterliche Entscheidungen 
Band IV. Nr. 5) — eine nicht auf Actien gegründete 
Versicherungsanstalt u. s. w. sind keine Corporationen: denn 
die Anstalt besteht bevor ein Mitglied vorhanden ist, und 
der Erste welcher Capitalien einlegt, oder eine Versicherung 
nimmt, oder auch nur eine Lieferung von Möbeln, Schreib- 
materialien u. s. w. macht, schliesst bereits mit der Anstalt 
als selbstständigem Rechtssubject ab. 

Solche juristische Personen sind auch keine Stiftungen, 
denn es wird kein Vermögen zu einem bestimmten Zweck 
gewidmet, und die Anstalt kann ihre Thätigkeit beginnen, 
bevor sie einen Rappen in der Casse hat. 

Diese Erwägung drängt dazu, die bisherige Eintheilung 
aufzugeben, den Ausdruck Stiftung als Bezeichnung einer 
eigenen Klasse juristischer Personen zu vermeiden und 
folgende Unterscheidung vorzunehmen. 

Die juristischen Personen sind entweder: 

a. Personengesammtheiten oder Corporationen in dem oben 
beschriebenen Sinne. 

b. Anstalten zu erlaubten dauernden Zwecken, welche 
nicht im Eigenthum einer natürlichen Person oder einer 
Corporation stehen sollen, z. B. Krankenanstalten, Spar- 
kassen, Kunstsammlungen, Armenhäuser, Schulen u. s. w. 
Die körperliche Unterlage der juristischen Person bildet 
hier die Summe der Einrichtungen, welche zur Erfül- 
lung des Zweckes nothwendig sind. 

c. Vermögensinbegriffe mit eigener Persönlichkeit. Hier- 
unter fallen aber zwei verschiedene Arten von Erschei- 
nungen. Die einen hierher gehörigen Vermögensganzen 
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sind für ein noch nicht vorhandenes Subject bestimmt 
und die Gestaltung zur rechtlichen Selbstständigkeit hat 
nur den vorübergehenden Zweck, das Vermögen bis 
zum Erwerb durch den künftigen Herrn zusammen zu 
halten. Dahin gehört die liegende Erbschaft, dahin auch 
ein Vermögen, welches für einen erst zu bildenden 
Verein oder für eine zu gründende Anstalt bestimmt ist. 
Bei der andern hierher gehörigen Classe von Vermögens- 
ganzen sollen die Erträgnisse unmittelbar einer bestimm- 
ten bald mehr bald minder beschränkten Zahl von Per- 
sonen zufliessen, ohne dass diese selbst als Eigenthümer 
des Vermögens betrachtet werden können, z. B. Fami- 
lienfonds, Stipendien-Stiftungen. Die Verwirklichung des 
Zwecks erheischt hier keine bestimmten Anstalten; da- 
durch unterscheiden sie sich von den ad 2 aufgeführten 
juristischen Personen. 

3..Bei jeder dieser drei Classen von juristischen Per- 
sonen muss zur Entsteliung des Rechtssubjects neben die 
bisher gezeichnete materielle Unterlage die Beilegung oder 
Anerkennung der Persönlichkeit durch einen Rechtssatz 
treten. Das ist nichts den juristischen Personen Eigenthüm- 
liches, sie theilen dieses Erfordniss mit den natürlichen Per- 
sonen, denn auch diese leiten ihre Rechtsfähigkeit nur aus 
der Anerkennung durch das positive Recht her, wie der 
Bestand der Sklaverei im ganzen Alterthum und in man- 
chen Staaten der Jetztzeit beweist. 

Bei den Menschen gründet sich diese Anerkennung auf 
eine allgemeine Rechtsvorschrift. Für die juristischen Per- 
sonen will mıan eine solche nicht zugeben, behauptet viel- 
mehr, dass abgesehen von den wichtigsten öffentlichen 
Corporationen (Staat, Gemeinden, Kirche, Zünfte, Innungen) 
für jeden Verein, für jede Anstalt u. s. w. die Rechtsfähig- 
keit durch einen besondern gesetzgeberischen Act, consti- 
tutio personalis, erworben werden müsse. 

Diese Ansicht steht ebenso sehr mit den Anforderungen 
des Verkehrs als mit der Anschaffung und Behandlung im 
Leben in Widerspruch und findet in den Quellen des ge- 
meinen Rechts keine Stütze. 

Man sagt, dem Staate könne die willkürliche Schaffung 
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derartiger Rechtssubjecte nicht gleichgültig sein, da sie 
möglicherweise Zwecke verfolgen, die seinen Interessen und 
dem öffentlichen Wohle widerstreben. 

Dabei liegt aber eine Verwechslung zu Grunde. Aller- 
dings muss der Zweck, welchen der Personenverein oder 
die Anstalt anstrebt oder zu welchem der Vermögensin- 
begriff vorhanden ist, ein erlaubter sein, wenn derselben 
juristische Persönlichkeit zukommen soll. Allein diese Be- 
schaffenheit des Zweckes bildet. eine Voraussetzung 
für die Anwendbarkeit des allgemeinen Rechtssatzes welcher 
lautet : 

Alle Vereine, Anstalten u. s. w. mit erlaubten Zwecken 
sind als selbstständige Rechtssubjecte anerkannt. 

Ob der Zweck in concreto ein erlaubter ist oder nicht, 
bildet keine Frage, die das Privatrecht beantwortet, sondern 
ist nach staatspolizeilichen Grundsätzen zu beurtheilen. 
Die Prüfung, welcher in dieser Richtung entstehende Ver- 
eine, Anstalten u. s. w. durch das positive Recht eines 
Landes unterworfen sein können, ist ein Akt der admini- 
strativen Thätigkeit und nicht der gesetzgebenden Gewalt. 

Man macht ferner geltend, dass die allgemeine Aner- 
kennung sämmtlicher erlaubter Vereine u. s. w. als eigner 
Rechtssubjecte die Sicherheit des Verkehrs gefährde, es 
fehle jede Gewähr für ihre Solidität. 

Hiergegen ist vor allem zu bemerken, dass dieses Be- 
denken eine Zweckmässigkeitserwägung und kein Rechts- 
grund ist, mithin nur für die Gesetzgebung nicht für die 
Erkenntniss des geltenden Rechts einen Gesichtspunkt bildet. 

Aber selbst in jener erstern Eigenschaft erweist sich 
der Satz von höchst zweifelhafter Berechtigung. 

Es ist nicht Sache des Gesetzes, die Privatpersonen 
vor dem Verkehr mit creditunwürdigen Personen zu schützen. 

Hier ist Jeder auf seine eigne Vorsicht zu verweisen. 
Dieser Standpunkt verdient volkswirthschaftlich auch in An- 
sehung der juristischen Personen den Vorzug. Die Staats- 
gewalt ist gar nie im Stande, eine solche Aufgabe voll- 
kommen zu lösen; sie vermag es nicht einmal so gut als 
das Publikum selbst. Ihre Einmischung hat nur die nach- 
theilige Folge, dass der Einzelne in eine gewisse Sicherhei' 
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gewiegt, und die Fürsorge und Ueberwachung durch ihn 
selbst wesentlich abgeschwächt wird. 

Das Publikum ist sich aber auch überall, wo nur die 
Staatsgewalt dem Verkehr ungestörte Entwicklung gestattet, 
dieser Gefahr und der gebotenen Vorsicht sehr wohl be- 
wusst. Wenn ein Verein von unbekannten Namen oder 
unsicherm Bestand Verpflichtungen eingehen, mit Hand- 
werkern, mit Wohnungsvermiethern lästige Verträge ab- 
schliessen will, so pflegt der um Credit Angegangene die 
persönliche Haftung eines zahlungsfähigen Mannes z. B. 
eines Vorstandsmitgliedes zur ausdrücklichen Bedingung zu 
machen. Der Sache nach hat eine solche Person die Stellung 
eines Bürgen; sie setzt also eine andere Person als Haupt- 
schuldner voraus. 

Dies führt uns auf die Frage nach dem geltenden Recht. 

Es steht hier nicht zu beweisen, dass das römische 
Recht zu keiner Zeit die Beilegung der juristischen Per- 
sönlichkeit an einen besonderen gesetzgeberischen Akt im 
einzelnen Fall geknüpft hat. 

Wenn man aber einen derartigen Satz für das deutsche 
Recht behauptet hat, so schlägt man damit allen geschicht- 
lichen Wahrnehmungen in’s Gesicht und verleugnet einer 
bodenlosen Theorie zu Liebe das Recht, was ist, d. h. das 
Recht, wie es im Leben des Volkes und durch den Verkehr 
unmittelbar zur Erscheinung kommt. 

Von jeher sind in den deutschen Ländern zahlreiche 
Vereine zu religiösen, wissenschaftlichen, künstlerischen, ge- 
selligen, ökonomischen Zwecken als eigne Rechtssubjecte 
anerkannt worden, ohne dass man vor Eindringen jener 


falschen romanistischen Theorie daran gedacht hat, für jede. 


einzelne derartige Erscheinung eine‘ die Rechtsfähigkeit bei- 
legende Aeusserung der gesetzgebenden Gewalt zu ver- 
langen. Wo ist denn die Gesetzgebung nachzuweisen, 
welche dem mächtigen Associationstrieb des Mittelalters in 
dieser Hinsicht Genüge gethan hätte? 

Aber auch heute noch spricht sich die entgegengesetzte 
Rechtsüberzeugung in der deutlichsten Weise aus. Wer mit 
cinem Verein contrahirt, thut dies in dem Bewusstsein, dass 
nur der Verein als solcher sein Schuldner oder Gläubiger 
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ist, er weiss, dass ihm für seine Ansprüche nicht die ein- 
zelnen jetzigen oder künftigen Mitglieder, nicht die Namens 
des Vereins handelnden Personen (Vorstand) haften, wenn 
nicht das Gegentheil ausdrücklich verabredet wird. Das 
einzelne Vereinsmitglied schreibt sich an dem durch Bei- 
träge, Schenkungen u. s. w. gesammelten Vermögen kein 
Mitigenthum zu, es kommt ihm nicht bei, beim Austritt 
verhältnissmässige Abfindung für seinen Antheil an den 
vorhandenen Büchern, Musikalien, Möbeln u. s. w. zu be- 
anspruchen; es ist sich bewusst, dass dies Alles einem 
andern Subject als den einzelnen Mitgliedern, das ist dem 
Verein als solchem gehört. 

Mit der gegentheiligen Ansicht gefährdet man auch 
alle Treu und Glauben und erklärt geradezu einen juristi- 
schen Bankerott. Eine Haftung des Vereins als solchen 
mit seinem gleichviel ob grossen ob geringen Vermögen, 
eine Ausklagung und executive Betreibung desselben er- 
kennt man nicht an, weil der Verein kein Rechtssubject 
sein soll. Eine civilrechtliche Verantwortlichkeit aber der 
einzelnen Mitglieder oder des handelnden Vorstandes anzu- 
nehmen verbietet die einfache rechtliche Erwägung, dass 
sie nicht die Absicht hatten sich zu verpflichten, und regel- 
mässig auch der andere Contrahent nicht die Absicht, sie 
sich verpflichtet zu machen. Im Grunde könnte nach jener 
Meinung an den Sachen solcher Vereine auch kein Dieb- 
stahl begangen werden, sie wären herrenlose Sachen, die 
jeder sich aneignen kann, ‘der Lust und die Macht dazu hat. 

Kurz, die bekämpfte Ansicht führt in eine Summe von 
Widersprüchen gegen das einfache Rechtsgefühl, sie ruft 
gerade die Unsicherheit hervor, welcher sie entgegen zu 
treten trachtet. So lange nun die Theorie um des Lebens 
und nicht das Leten um der Theorie willen vorhanden ist, 
so lange noch der Satz des Juristen Paulus gilt: Non ex 
regula jus sumatur sed ex jure, quod est, regula fiat (l. 1. 
Dig de div. regulis juris 50, 17) so lange kann nicht 
zweifelhaft sein, auf welcher Seite der Fehler liegt, und 
was von einer Rechtsansicht zu halten ist, die sich mit dem 
Leben in solchem Zwiespalt befindet. 

Die Voraussendung dieser gemeinrechtlichen Erörterung 


198 Dr. Ferdinand Regelsberger: 


war für die Beurtheilung unseres besonderen Falles uner- 
lässlich. Der Kanton Schaffhausen besitzt zwar zur Zeit 
ein privatrechtliches Gesetzbuch, welches über Corporationen 
($8$ 18—48) und Stiftungen (8$ 49—57) genauere Bestim- 
mungen enthält.: Allein wenn überhaupt der Schaffhauser’- 
schen Geistlichkeit Corporationseigenschaft zukommt, so 
fällt deren Entstehung jedenfalls vor die Einführung des 
neuen Gesetzbuches (dem Jahre 1864). Es ist daher diese 
Frage gemäss den bekannten Prinzipien, dass Gesetze keine 
rückwirkende Kraft äussern, und dass erworbene Rechte 
durch neue Gesetze im Zweifel nicht berührt werden, nach 
den früher gültigen Rechtsgrundsätzen zu beurtheilen. Da 
nun der Kanton Schaffhausen in dieser Frage nachweisbar 
eine von den übrigen Landen verschiedene Rechtsentwick- 
lung nicht gehabt hat, so entscheiden im vorliegenden Fall 
die gemeinrechtlichen Normen, wie dies auch im Gut- 
achten der Grossraths- Commission thatsächlich anerkannt 
ist._ Uebrigens ist das neue privatrechtliche Gesetzbuch in 
der Anerkennung der juristischen Persönlichkeit im Ganzen 
von den freiern Grundsätzen beherrscht, welche oben vom 
Standpunkte des gemeinen Rechts entwickelt wurden. 

4. Dem privatrechtlichen Begriffe der Corporationen 
geht eine verwandte Erscheinung auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts parallel, dass nämlich eine Mehrheit 
von natürlichen Personen, welche in einem gemeinsamen 
Zweck ihren Vereinigungspunkt haben, als ein Ganzes be- 
handelt wird, dem gegenüber die Individualität der ein- 
zelnen Mitglieder und deren Wechsel als unwesentlich er- 
scheint. Man kann sie öffentlich rechtliche Personenge- 
sammtheiten oder Corporationen des öffentlichen Rechts 
nennen. Dahin sind zu zählen die öffentlichen Aemter, die 
Gerichte, die Regierungsbehörden u. s. w. Jedes Gericht 
wird durch eine Mehrheit von Personen dargestellt, es 
bleibt aber dasselbe, welches auch die jeweiligen Träger 
der Richterstellen sein mögen. 

Die so häufige Vermengung dieser beiden Begriffe hat 
vorzüglich darin ihren Grund, dass sich bei vielen, ja 
gerade den wichtigsten Personengesammtheiten, beim Staat, 
den politischen und Kirchengemeinden beide Eigenschaften 
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vereinigt finden; sie sind öffentliche und privatrechtliche 
Corporationen zugleich. Aber dieser Zusammenhang ist 
durch das Wesen und durch den Begriff der Persunenge- 
sammtheit nicht geboten. Es kann einer öffentlich recht- 
liehen Corporation die Privatrechtsfähigkeit abgehen, ohne 
dass sie in der Erfüllung ihres Zweckes gehindert ist. Ein 
Beispiel dafür sind eben die Aemter. Nach der Entwick- 
lung des öffentlichen Rechts seit dem Untergang des Feu- 
dalstaats bilden die öffentlichen Aemter nur Glieder des 
allgemeinen Verwaltungsorganismus und haben keine eigene 
Vermögensrechtsfähigkeit. Die zur Ausübung ihrer amt- 
lichen Thätigkeit erforderlichen ökonomischen Mittel, Ge- 
bäude, Möbeln, Schreibmaterialien u. s. w. werden aus 
Staats - oder Gemeindemitteln beschafft und sind Staats- 
oder Gemeindeeigenthum, nicht Eigenthum des ein- 
zelnen Amtes. Was sie durch Sporteln, Gerichtsgebühren 
u. 8. w. erwerben, fliesst in die allgemeine Staats- oder 
Gemeindekasse. Das Amt als solches kann in kein privat- 
rechtliches Verhältniss treten, es kann nicht Gläubiger oder 
Schuldner werden. Vermächtnisse an ein Amt sind ent- 
weder als Zuwendungen an den Staat oder die Gemeinde 
zu betrachten, welchen die Auflage beigefügt ist, die 
Nutzungen für die jeweiligen Mitglieder des Amts zu ver- 
wenden, oder als ein selbstständiger Vermögensinbegriff, 
welcher seinen rechtlichen Träger in sich selbst hat, und 
dessen Früchte den jeweiligen Mitgliedern des Amtes zu 
gute kommen soll. 

l. 20. 8. 1. Dig. de annuis legatis 33, 1. 

l. 56. Dig. de leg. H. (31.) 

Aber man darf nicht übersehen, dass auch diese Be- 
handlung positiver Natur ist und historischen Gründen ihre 
üuntstehung verdankt; sie geht keineswegs aus dem Wesen 
der Aemter mit innerer Nothwendigkeit hervor. 

Das Gegentheil lehrt im römischen Recht die Anerken- 
nung der Curia oder des Decurionen-Körpers in den Muni- 
zipien (Stadtrath) als eines von der Stadtgemeinde (muni- 
cipiis) verschiedenen Privatrechtssubjects mit eigenem Ver- 
mögen. 

l. 7. 8. 2. Dig. quod cujuscumque univers. 3, 4. 
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l. 2. C. de praediis curialium 10, 33. 

Eine neuere Erscheinung dieser Art sind die Universi- 
täten in den deutschen Ländern. Sie sind staatliche An- 
stalten, empfangen ihre ökonomischen Mitiel grösstentheils 
aus der Staatskassa, die Angestellten haben den Charakter 
öffentlicher Beamten. Gleichwohl wird ihre Vermögens- 
rechtsfähigkeit nirgends bezweifelt. Die Staatsregierungen 
sind sich bewusst, dass das Universitätsvermögen ein vom 
allgemeinen Staatsvermögen nicht blos administrativ, son- 
dern privatrechtlich ausgeschiedenes Gut bildet. 

Man sieht: die Frage, ob eine öffentliche Corporation 
privatrechtliche Persönlichkeit habe oder nicht, kann nur 
naeh der besondern geschichtlichen Entwicklung und posi- 
tiven Gestaltung jeder einzelnen Art beantwortet werden. 

5. Die protestantische Kirche ist von Anbeginn zur 
Staatsgewalt in ein innigeres Verhältniss getreten als die 
katholische zu irgend einer Zeit. Indem jene ein sicht- 
bares (menschliches) Oberhaupt der allgemeinen Kirche 
nicht anerkannte, fand sie ihre äussere rechtliche Einheit 
nur im Staat, und es entstand der Begriff der Landeskirche. 
Die protestantische Kirche verwarf die geistliche Herrschaft 
und übertrug das Kirchenregiment in seinen wichtigsten 
Bestandtheilen auf die weltliche Obrigkeit. Nach der pro- 
testantischen Kirchenverfassung steht die Staatsgewalt der 
Kirche nicht blos äusserlich wie jeder andern Lebens- 
gemeinschaft im Staat gegenüber, sie überwachend und 
schützend (Kirchenhoheit), sie hat wenigstens in ihrer 
höchsten Spitze (Landesherr) eine Stellung in der Kirche 
(Kirchengewalt). 

Besonders weit ist diese Entwicklung in den reformir- 
ten Kantonen der Schweiz gediehen. Alle äussere Gewalt 
in Kirchensachen, die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit 
wird von der Staatsgewalt unter mehr oder weniger um- 
fassender Mitwirkung kirchlicher Organe (Synoden) aus- 
geübt; die Behörden, durch welche die kirchlichen Ange- 
legenheiten in äusseren Dingen besorgt werden, sind vor- 
wiegend die allgemeinen staatlichen Behörden (Grosser 
Rath, Regierung). 

Gleichwohl ist auch hier die Kirche (Landeskirche) 
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als eine staatlich organisirte Gemeinschaft mit selbstständi- 
ger, nicht blos innerlicher, sondern rechtlicher Lebenssphäre 
jederzeit anerkannt worden, und nirgends zu einem blossen 
Departement des Staats, zu einem Glied in dem weltlichen 
Organismus herabgesunken. 

Vgl. Bluntschli, Zur Geschichte der reformirten Kir- 
chenverfassung. Zeitschrift für deutsches Recht Bd. VI. 
Abhandl. 3, namentlich S. 174, 185, 196. 

Auch die Geistlichkeit hat nach den Grundprinzipien 
der evangelischen Kirchenverfassung eine wesentlich andere 
Stellung als der katholische Klerus. Während der letztere 
durch das Sakrament der Priesterweihe die alleinige Be- 
fäligung zur Vermittlung der göttlichen Gnade und zur 
Führung des Kirchenregiments empfängt, und dadurch sich 
innerlich von den übrigen Gliedern der Kirche abscheidet, 
erkennt die evangelische Kirche die göttliche Vollmacht 
zur Predigt des Worts und zur Verwaltung der Sakramente 
allen Gläubigen zu, und stellt der Trennung der Kirche in 
zwei innerlich geschiedene Stände das allgemeine Priester- 
thum gegenüber. Allein die Ausübung dieses jedem Gläu- 
bigen zukommenden göttlichen Auftrags überträgt das pro- 
testantische Kirchenregiment aus mehr äussern Gründen 
der Ordnung einem besondern Amt, ministerium verbi, 
dessen Träger zwar auch Ordination erhalten, aber nur 
als Anerkennung ihrer Würdigkeit zu diesem Berufe (homi- 
nes apti et instructi donis pastori necessariis). Das all- 
gemeine Priesterthum der evangelischen Kirche schliesst 
sonach das Lehr - oder Kirchenamt als rechtliche Einrich- 
tung so wenig aus als die Anerkennung der Geistlichkeit 
einer Landeskirche als eines äusserlich d. h. rechtlich 
selbstständigen Standes. 

Confessio Helvetica posterior XVIII (ed. Fritzsche 
pag. 65.) Diversissima ergo inter se sunt sacerdotium et 
ministerium. Illud enim commune est christianis omnibus, 
ut modo diximus, hoc non item. Nec ex medio sustuli- 
mus ecclesiae ministerium, quando repudiavimus ex ec- 
clesia Christi sacerdotium papisticum. 

Auch innerhalb der reformirten Landeskirchen der 

Schweiz hat die Geistlichkeit nicht blos in ihren einzelnen 
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Gliedern, sondern auch in ihrer Gesammtheit eine rechtlich 
anerkannte Stellung. Neben den einzelnen kirchlichen 
Aemtern (Pfarrämtern) besteht eine Synode, welche ihrer 
Grundlage nach eine Vereinigung der Geistlichen des Kan- 
tons und eine Vertretung (nicht der Kirche), sondern der 
Glieder des kirchlichen Lehrstandes bildet. 

Bluntschli a. a. O. S. 193 sg. 

In einzelnen Kantonen finden sich noch kleinere in 
der Kirchenverfassung genauer bestimmte Vereinigungen 
der Geistlichkeit (Kapitel, Klassen, Colloquien). - 

Finsler, Kirchliche Statistik der reformirten Schweiz, 

Zürich S. 58. St. Gallen S. 266. Graubündten S. 309. 

Aargau S. 342. Thurgau S. 381. Waadt S. 420. 

Neuenburg 8. 497. 

In Genf besteht neben und unter dem Consistorium 
die Compagnie des. Pasteurs, zusammengesetzt aus allen 
angestellten Pfarrern und den Professoren der Theologie, 
mit ausgedehnten rechtlichen Befugnissen. 

Finsler a. a. O. S. 535. 

Was insonderheit diese Entwicklung im Kanton Schaff- 
hausen anlangt, so hat seit der Zeit der Reformation die 
gesammte Geistlichkeit des Kantons unverkennbar die 
Eigenschaft einer öffentlichen Corporation gehabt. Sie fand 
von jeher ihre rechtliche Vereinigung in der Synode, deren 
erste schon im Jahre 1536 vom Rath unter Beiordnung 
zweier Mitglieder aus seiner Mitte berufen wurde, und 
ausserdem im Convent, einer ausschliesslich aus den Geist- 
lichen des Kantons gebildeten jährlich mehrmals zusammen- 
tretenden Versammlung, von welcher die Regierung zu- 
weilen Gutachten über kirchliche Angelegenheiten erholte. 

Finsler a. a. O. S. 208—213. 

Dieser seit langer Zeit hergebrachte Stand der Sache 
wurde in den neueren Gesetzen im Ganzen nur bestätigt 
und ergänzt. 

Nach dem Kirchenorganisationsgesetz vom 21/22. No- 
vember 1854 besteht neben der Synode der Convent, ge- 
bildet aus sämmtlichen Mitgliedern der Schaffhauser'schen 
Geistlichkeit, „zur Belebung ihrer amtlichen Thätigkeit, zur 
Förderung ihrer wissenschaftlichen Fortbildung und zur 
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Vorbereitung wichtiger kirchlicher Angelegenheiten.“ (Art. 

137 bis 145.) 

Die Geistlichkeit hat ihren rechtmässig anerkannten 
Vertreter im Antistes, 

Art. 44: Der Antistes ist das vermittelnde Organ zwi- 
schen dem Kirchenrath, der Regierung und der Geist- 
lichkeit, 

sowie in dem Präsidenten des Convents (Dekan). (Art. 144.) 

Es bedarf einer besondern Aufnahme in die Schaff- 
hauser'sche Geistlichkeit (Art. 50), und nur Mitglieder 
derselben können mit einem Pfarramt im Kanton betraut 
werden. (Art. 49, 5l. Verfassung des Kantons Schaff- 
hausen $. 60.) 

Es ist daher nicht richtig, dass die „Geistlichkeit des 
Kantons Schaffhausen“ nur eine Collektiv-Bezeichnung für 
eine Summe einzelner Personen sei, dass dieselbe jedes 
korporativen Zusammenhangs entbehre. Diese Ansicht 
gewinnt auch daraus keine Stütze, dass die Gesetzgebung 
des Kantons die Organisation der Geistlichkeit ändern, den 
Convent abschaffen und die Synode in anderer Weise zu- 
sammensetzen, die Staatskirche aufheben und die freie 
Kirche einführen kann. Der gesetzgebenden Gewalt sind 
alle Corporationen unterworfen; darum allein kann ihre 
Existenz nicht in Abrede gesteilt werden. Der Abänderung 
unterliegen auch die bestehenden Gesetze, darum ist deren 
Bestand nicht weniger gewiss. 

6. Aus der vorstehenden Ausführung ergiebt sich: 

& Die reformirte Kirchenverfassung stelıt der korporativen 
Organisation der Geistlichkeit eines Kantons nicht ent- 
gegen. 

b. Die Geistlichkeit des Kantons Schaffhausen hat nach 
der gegenwärtig bestehenden und seit Jahrhunderten 
hergebrachten rechtlichen Ordnung den Charakter einer 
öffentlichen Personengesammtheit.- Darum findet sich 
in ihr auch die taugliche Unterlage für eine juristische 
Person, d. h. eines zum Erwerb und Inhaber eigenen 
Vermögens fähigen Subjekts. 

Ob ihr aber diese Eigenschaft wirklich zukommt ist 
nunmehr zu untersuchen. 
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In dieser Beziehung kommt Folgendes in Betracht: 

a. Seit der Reformation besteht in Schaffhausen ein 
eigenes Vermögen, „der Ministerialfonds® genannt, aus 
dessen Nutzungen ökonomische Bedürfnisse der Schaffhau- 
ser’schen Geistlichkeit bestritten werden. Als rechtlicher 
Inhaber wurde von jeher die Gesammtheit der Geistlichen 
angesehen. 

b. Derselben gehörte auch bis in die neueste Zeit ein 
Haus, in welchem sie ihre Synodal- und Conventsversamm- 
lungen abhielt, und deren übriger Theil von ihr nach freier 
Wahl einem ihrer Mitglieder gegen die Verpflichtung, das 
Versammlungslokal rein zu halten, zu heizen und die ge- 
meinschaftlichen Mahlzeiten zu besorgen, zur Benützung 
überlassen wurde. Das Haus führte den Namen Hospes- 
wohnung. Erst bei einem Tausch mit dem Staat im Jahre 
1837 wurden das Versammlungslokal und die Wohnung 
des Hospes ministerii in verschiedene Gebäude verlegt. 

c. Die seit dem Jahre 1780 bestehende Ministerial- 
Bibliothek wird in $. 1 der gedruckten Statuten als „un- 
veräusserliches Eigenthum des Ehrwürdigen Ministeriums 
von Schaffhausen“ erklärt. Zur Bestreitung der Ausgaben 
zahlt jedes Mitglied einen jährlichen Beitrag und eine 
Honoranz bei Beförderung auf eine Pfarrei oder eine andere 
Stelle. (8. 24 der Statuten.) 

d. Diese Rechtsverhältnisse wurden bis in die neueste 
Zeit nicht angestritten, vielmehr bei verschiedenen Anlässen 
von Privaten und Staatsregierung anerkannt. Die letztere 
hat über die Hospeswohnung zu wiederholten Malen in 
verschiedenen Jahrhunderten mit der reformirten Geistlich- 
keit des Kantons privatrechtliche Verträge abgeschlossen. 
Schon im Jahre 1654 wurde von Bürgermeister und Rath 
das Haus zum Eckstein angekauft und an die Geistlichkeit 
gegen das von dieser bis dahin besessene Herrengärtlein 
vertauscht. 

Laut Urkunde vom 98. März 1837 !°) ist unter diesem 
Datum zwischen Bürgermeister und Rath des Kantons 
Schaffhausen einerseits und der „W.E.W. Geistlichkeit“ 
anderseits eine Uebereinkunft getroffen worden, wonach diese 

„denjenigen Theil des Hauses zum Eckstein, worauf 
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„Wohldieselbe ein Dominium utile von Rechtswegen 
„anzusprechen hatte“, 
an den Staat abtrat und dafür 

„behufs ihrer Versammlungen den obern Theil des Klo- 
„stergebäudes (die vormalige Abthey), und als Wohnung 
„für den jeweiligen Hospes das Haus, welches bisher 
„durch den Pfarrer auf der Steig bewohnt wurde.... 
„in der Art und Weise überlassen (erhielt), wie dieselbe 
„in früherer Zeit das Haus auf dem Herrengärtlein und 
„seit 1654 das Haus zum Eckstein besessen.“ 

Dabei verpflichtete sich die Staatsregierung, über diese 
Gebäude keine Verfügung treffen zu wollen, . 

„ohne dass die W.E.W. Geistlichkeit ihre Zustimmung 
„dazu zu (soll offenbar heissen ge-) geben habe und in 
„diesem Fall mit einer zu ertheilenden anderweitigen An- 
„weisung oder Entschädigung sich einverstanden erkläre, 
„ganz in der Art und Weise, wie solches auch bei der 
„vorliegenden Vertauschung der Fall gewesen ist.“ 

Vorher im Anfange dieses Jahrhunderts war mit dem 
Rath ein Vertrag abgeschlossen worden, dahin gehend, dass 
der Geistlichkeit der ganze obere Stock des damals ver- 
grösserten Hauses zum Eckstein als Wohnung für den Hospes 
verbleiben, der erste Stock für den Saal eingerichtet, das 
Erdgeschoss aber zu Zimmern für die Mädchenschule um- 
gewandelt werden sollte. 

Gegen einen ähnlichen Plan des Rathes im Jahre 
1725, für das Collegium Humanitatis auf dem Eckstein ein 
Schulzimmer einzurichten, erhob die Geistlichkeit Einsprache 
und wies ein Recht auf den ganzen bewohnbaren Theil 
des Gebäudes nach, worauf der Rath von seinem Wunsche 
abstand !!). 

Nun kann allerdings die Rechtsfähigkeit durch die 
Anerkennung von Seite einer Partei und selbst der Staats- 
regierung in ihrer Eigenschaft als Vermögensrechtssubject 
nicht geschaffen werden. Die Fähigkeit ist unabhängig von 
der Verfügungsmacht der Privatpersonen, ist publici juris 
in diesem Sinn (l. 3. Dig. qui testamenta facere possint 
28, 1. — 1. 38. Dig. de pactis. 2, 14.) Allein es kann sich 
in solchen Rechtsakten die im Volk lebende Anschauung 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 2. 14 
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und das Rechtsbewusstsein der Zeit kundgeben, und insofern 
sind die angeführten rechtlichen Vorgänge, namentlich die 
Verträge, welche die Regierung des Kantons Schaffhausen 
mit der Geistlichkeit als solcher abgeschlossen hat, von 
der höchsten Bedeutung. In ihnen spricht sich die Aner- 
kennung der Geistlichkeit als Eigenthümerin der sogenann- 
ten Hospeswohnung in der unzweideutigsten Weise aus. 
So hat auch der Inhaber der Hospeswohnung sein Recht 
und seine Pflicht nur aus einem privatrechtlichen Verhält- 
niss zur Geistlichkeit hergeleitet !?). 

Angesichts dieser Thatsachen und des so lange unan- 
gefochtenen Besitzstandes klingt es in der That sonderbar, 
auf Grund einer bessern Einsicht in die Theorie der juri- 
stischen Personen die vergangenen Jahrhunderte eines Miss- 
verständnisses zu zeihen und sie belehren zu wollen, dass 
man niemals mit der Geistlichkeit als solcher hätte con- 
trahiren sollen, weil ihr die zur Eingehung eines rechts- 
giltigen Vertrages erforderliche Fähigkeit abgegangen sei. 
Damit wird in Verkehrung des Verhältnisses das Leben 
der Theorie, die Rechtsüberzeugung des Volks der todten 
Regel untergeordnet. 

Das Gutachten der Tit. Grossraths-Commission findet 
die Eigenschaft der Geistlichkeit als Trägerin eines selbst- 
ständigen Vermögens im Widerspruch mit der Stellung der- 
selben in der evangelisch-reformirten Kirche überhaupt und 
mit den besonderen Verhältnissen im Kanton Schaffhausen 
insonderheit. | 

Diese Bedenken sind unbegründet. 

Dass aus dem Dogma des allgemeinen Priesterthums 
ein Gregengrund nicht abgeleitet werden kann, ist oben 
gezeigt. Grewiss wird dadurch, dass man der Geistlichkeit 
eines Landes corporative Eigenschaft in Staats- wie in 
privatrechtlicher Hinsicht zuerkennt, kein Staat im Staat 
geschaffen, d. h. keine von der Staatsgewalt ganz unab- 
hängige Corporation. - Es scheint, als ob bei der gegen- 
theiligen Ansicht die grosse Mannigfaltigkeit verkannt 
worden sei, welche neben dem gemeinsamen Merkmal, 
dass der Verein nach aussen als eine einheitliche stets 
sich gleichbleibende Persönlichkeit auftritt und geachtet 
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wird, innerhalb der Corporationen besteht, und übersehen 
zu sein, dass in allen übrigen rechtlichen und sozialen Be- 
ziehungen vom Staat und von den politischen Gemeinden 
bis zu einer Aktiengesellschaft und einem geselligen Verein 
ein weiter Weg in Mitte liegt. Allerdings dient das Ver- 
mögen der Geistlichkeit Sonderzwecken, aber nicht in dem 
Sinne, dass sie den Zwecken der gesammten Kirche ent- 
gegengesetzt, oder auch nur von ihnen getrennt wären. 
Die Gesammtheit der Geistlichen bildet ein Glied im Kirchen- 
organismus; sie bedarf zur Vollführung ihrer Aufgabe öko- 
nomischer Mittel, gleichviel in welchem Umfange. Wenn 
hierzu jenes Vermögen verwendet wird, so kommt es in 
letzter Linie der Gesammtkirche zu Gute wie jeder geson- 
derte Kirchenfonds, dessen Statthaftigkeit wohl ausser Frage 
steht. (Confess. Helvet. post. XVII. Kirchen-Organisations- 
gesetz des Kantons Schafihausen vom 21./22. November 
1854. Art. 2.) 

In der That hat man in der Vermögensfähigkeit geist- 
licher Corporationen einen Widerspruch mit den Grund- 
lagen der evangelischen Kirchenverfassung seit dreihundert 
Jahren nicht erblickt, weder im Kanton Schaffhausen noch 
in anderen reformirten Kantonen. Bis zum Jahre 1832 be- 
stand in Zürich das von Zwingli selbst reorganisirte Chor- 
herrenstift zum Grossmünster, welches eine ungleich selbst- 
ständigere Stellung zu der Gesammtkirche einnahm und 
ein weit bedeutenderes Vermögen besass. Nicht aus Rechts- 
gründen wurde sein Bestand in Frage gestellt, lediglich 
Erwägungen der Zweckmässigkeit haben den Staat be- 
stimmt, dasselbe kraft der ihm zustehenden gesetzgebenden 
Gewalt aufzuheben. So giebt es ferner in einer Reihe von 
Kantonen eigene Kapitelskassen und eigenes Kapitelsgut. 

Finsler a. a. O. St. Gallen S. 267. Graubündten 
S. 309. Aargau S. 343. Waadt 8. 421 u. 422. 

7. Der Wohllöbliche Regierungsrath und die Tit. Gross- 
rathscommission stellen nicht in Abrede, dass die soge- 
nannte Hospeswohnung bisher als Bestandtheil eines dem 
allgemeinen Staatsgut gegenüber selbstständigen Vermögens 
gegolten hat. Sie leiten die Unrichtigkeit dieser Anschauung 


nur aus dem Mangel der corporativen Eigenschaft der 
14 * 
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Schaffhauser’schen Geistlichkeit her, welche ebendeshalb 
nicht Trägerin von Vermögensrechten sein könne. Liesse 
sich nun zeigen, dass die Frage, ob die Schaffhauser’sche 
Geistlichkeit privatrechtliche Persönlichkeit habe oder nicht, 
für die Anerkennung des zur Bestreitung ihrer Bedürfnisse 
vorhandenen Fonds als selbstständigen Privatvermögens 
keine unerlässliche Voraussetzung bilde, so würde auch 
derjenige die Grundlagen jener Gutachten als verfehlt be- 
zeichnen müssen, welcher sich durch die in der vorigen 
Nummer enthaltene Ausführung nicht überzeugt findet. 

In der That lässt das Rechtsverhältniss in Frage noch 
eine andere rechtliche Auffassung zu. 

Nach früherer Auseinandersetzung (Nr. 2.) kann ein 
zu einem dauernden erlaubten Zweck vorhandenes Vermögen 
sein Rechtssubjekt in sich selbst haben. Als Beispiele 
wurden dort Familien- und Stipendienstiftungen angeführt. 
Aus dem Kanton Schaffhausen dienen als Belege der all- 
gemeine Stipendiatenfonds, die Fonds des Collegii Humani- 
tatis und nach Auffassung des schiedsrichterlichen Spruches 
in Sachen des Standes Schafihausen gegen Stadt Schaff- 
hausen, Ausscheidung des Staats- und Stadtgutes betreffend 
vom 23. Weinmonat 1832. (Erwägungen Nr. 22), auch die 
Fonds der französischen Kirche. Diese Vermögensinbe- 
griffe wurden weder als Stadtgut, noch als unmittelbares 
Staatsgut anerkannt, und man legte in Bezug auf sie der 
Kantonsregierung nur ein Recht der Aufsicht über Ver- 
waltung und Verwendung bei. (Nr. IX der Entscheidung.) 
Vergl. Bericht und Aktenstücke über die Ausscheidung des 
Stadt- und Kantonsguts zu Schaffhausen S. 181., unten 
S. 186. 

Unter denselben Gesichtspunkt kann das sogenannte 
Ministerial- Vermögen der Schaffhauser’schen Geistlichkeit 
gebracht werden. Es ist zur Bestreitung der ‘Bedürfnisse 
aer Gesammtgeistlichkeit bestimmt und seit Jahrhunderten 
verwendet. Auf welche Weise der Erwerb erfolgte, ent- 
zieht sich der heutigen Wahrnehmung; die Angabe, dass 
ehemaliges Gut der katholischen Geistlichkeit nach der 
Reformation auf das evangelische Ministerium übergegangen 
sei, hat viel Wahrscheinlichkeit. Indess ist dieser Punkt 
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rechtlich unerheblich. Genug, dass jene Vermögensmasse 
von jeher von der Staatsgesellschaft als ein für sich be- 
stehendes Gut anerkannt worden ist, welches seiner Be- 
stimmung nach sich unter die zu kirchlichen Zwecken 
bestehenden kantonalen Fonds reiht. (Art. 2. des Kirchen- 
Organisationsgesetzes.) 

Welcher von den unter dieser und der vorigen Ziffer 
entwickelten Auffassungen man den Vorzug geben mag: 
jedenfalls ersieht man, dass die Hospeswohnung bis in die 
neueste Zeit Bestandtheil. eines Vermögens war, welches 
einem vom Staat verschiedenen Rechtssubjekt gehört *). 


Wir fassen die Ergebnisse unseres rechtlichen Gut- 
achtens in folgendem Ueberblick zusammen: 

I. Die reformirte Geistlichkeit des Kantons Schaffhausen 
ist eine mit Vermögensrechtsfähigkeit ausgestattete 
Corporation. 

I. Durch den Vertrag vom 22. März 1837 hat sie ein 
vollgiltiges Privatrecht auf die sogenannte Hospes- 
wohnung in der dort angeführten Gebäulichkeit er- 
worben. 

IN. Die Beschlüsse des Grossen Raths des Kantons Schaff- 
hausen vom 25. Februar 1863 und 19. Dezember 1864 
verstossen gegen $ 4 Abs. 2 und $ 7 der Verfassung 
vom 5. April 1852 und sind daher nicht rechtsgiltig. 

IV. Die Schaffhauser’sche Geistlichkeit ist berechtigt, gegen 
den Fiskus auf Anerkennung ihres Rechts auf die 
Hospeswohnung vor den ordentlichen Gerichten zu 


*), Die rechtliche Erörterung der zweiten Frage: Ist der Vertrag 
vom 22. März 1837. zwischen der Regierung und der reformirten Geist- 
lichkeit des Kantons Schaffhausen noch in voller Kraft? so wie die- 
jenige der dritten Frage: Kann ein grosser Rath oder die gesetz- 
gebende Behörde in einem Staat, wo die Trennung der Gewalten als 
verfassungsmässiger Grundsatz gilt, über eine Frage des Besitzes, bei 
welcher der vom Grossen Rath vertretene Fiscus interessirt ist, ent- 
scheiden, und somit eine civilrechtliche Competenz ausüben ? ist hier, 
weil diese Fragen keine kirchenrechtlichen sind, übergangen. 


Die Redaktion. 
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klagen, und selbst bei den Bundesbehörden wegen 
Verfassungsverletzung Beschwerde zu erheben. 


Zürich, 18. Juni 1866. 


Im Namen der staatswissenschaftl. Fakultät der Hochschule Zürich: 


ö Der derzeitige Dekan: 
(L. S.) (sig.\) Prof. Dr. Ferd. Regelsberger. 


Der derzeitige Aktuar: 
(sig.) Prof. Dr. Heinrich Fick. 


Nachweise. 


1) Urkunde über die Hospeswohnung vom 22. März 1837. pag. 3 
und 4 des Textes. — Ferner: Synodalia von 1721—1737, von Joh. 
Schop, V.D.M. aus dem Gedächtniss notirt. M. 55 der Schaffhauser 
Stadtbibliothek Z. 64. 

2) Synodalia, von Schop. 

°) Memorial der Schaffh. Geistlichkeit an den Grossen Rath, a. d. 
Jahr 1863. 

4) Ebendaselbst. 

5) Schreiben des Kleinen Raths vom 13. Februar 1837. 

6, Ebendaselbst. 

?) Protokoll des Grossen Raths vom 9. März und 7. Juni 1837. 

8, Schreiben der Staatskanzlei vom 28. August 1862. 

®) Das Gutachten der Grossraths-Commission lautet, wie folgt: 


Bericht i 


der zur Prüfung der Ansprüche der Kantons-Geistlichen auf die so- 
genannte Hospeswohnung — bestellten Grossraths-Commission. 


Mitglieder der Commission : 
Herr Obergerichtspräsident Scherrer, 
> Oberrichter Schenke], 
> Kantonsgerichtspräsident Schalch, 
> Oberrichter Sulger-Buel, und 
» Staatsanwalt Stamm. 


Tit. 

Durch verehrliche Schlussnahme vom 2. Dezember v. J. haben 
Sie den Bericht und Antrag des Hochlöblichen Regierungsrathes vom 
27. Januar 1863. — die Aufhebung der Hospeswohnung betreffend — 
beziehungsweise die Vorstellung der Geistlichkeit des Kantons Schaf- 
hausen gegen den Beschluss des Grossen Rathes vom 25. Februar 1863 
an die Unterzeichneten zur Begutachtung überwiesen Dieser Beschluss 
lautet: »Es sei die Hospeswohnung — weil für die jetzigen Verhält- 
»nisse weder nothwendig noch zweckmässig — aufzuheben und daher 
»zu Handen des Staates einzuziehen.« 


a 
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Gegen diesen Beschluss protestirt nun die Geistlichkeit, sie findet 
darin einen einseitigen Akt der Staatsgewalt, eine einseitige Aufhebung 
legal geschlossener Verträge, eine Entziehung der Rechte, welche sie 
von ihren Vorvätern ererbt habe. Die W.E.W. Geistlichkeit macht 
selbst auf den höchst verderblichen Eintluss aufmerksam, welcher aus- 
geübt würde, wenn Behörden sich dazu hergäben, Vertragsrechte zu 
missachten und willkürlich zu brechen. 

Die W.E.W. Geistlichkeit stützt sich für ihr angeblich wohler- 
worbenes Recht hauptsächlich auf ein Dokument vom 22. März 1837. 

Aus diesem Dokument geht nun hervor: dass Bürgermeister und 
Rath des Kantons Schaffhausen der W.E.W. Geistlichkeit für den- 
jenigen Theil des Hauses zum Eckstein, welchen diese abgetreten und 
worauf sie ein Dominium utile von Rechtswegen anzusprechen hatte, 
als Wohnung für den jeweiligen Hospes das Haus, welches bisher durch 
den Pfarrer auf der Steig bewohnt wurde (die gegenwärtige Hospes- 
wohnung), in der Art und Weise überlassen, wie dieselbe das Ilaus 
zum Eckstein besessen. 

»In der Meinung jedoch, dass die W.E.W. Geistlichkeit mit be- 
‚sagtem Gebäude keine Veränderung vornehme; und auf keine Art 
»zu anderweitigen Zwecken darüber verfügen und damit nach eigenem 
»Gutdünken schalten könne, ohne Erlaubniss und Zustimmung des Re- 
»gierungsrathes. Wogegen aber der W.E.W. Geistlichkeit dieses Ge- 
»bäude so zugesichert sein solle, dass die Regierung ebenfalls keine 
‚Verfügung über dasselbe treffen wolle, ohne dass die W.E.W. Geist- 
slichkeit ihre Zustimmung dazu zu geben habe, und in diesem Fall 
»mit einer zu ertheilenden Anweisung oder Entschädigung sich ein- 
verstanden und vollkommen befriedigt erkläre, ganz in der Art und 
»Weise, wie solche? in der vorliegenden Vertauschung der Fall ge- 
»wegen ist.« 

Aus dem Inhalt dieses angeführten Dokuments will also die W.E.W. 
Geistlichkeit ein Vertragsrecht auf die sogenannte Hpspeswohnung ab- 
leiten. Es soll dasselbe ein Vertrag sein, abgeschlossen zwischen der 
Regierung und der W.E.W. Geistlichkeit. 

Zu der Abschliessung eines giltigen zweiseitigen Rechtsgeschäfts 
gehören aber zwei Personen, gleichgiltig, ob dies physische oder morsa- 
lische Personen seien. Dass die Geistlichkeit nicht als eine physische 
Person aufgefasst werden kann, ist klar; sie will das aber auch nicht, 
Nicht der einzelne Geistliche will Rechte, Theilrechte, erworben haben, 
sondern die Gesammtgeistlichkeit. In der gedachten Vorstellung spricht _ 
sie sich zwar selber nicht klar aus; sie wagt es nicht zu behaupten, 
dass die Geistlichkeit eine juridische Person sei, sie will sich einfach 
auf den Boden der Thatsache stellen, der Thatsache nämlich, dass 
eben einmal eine Schaffhauser’sche Geistlichkeit existirt, und der That- 
sache, dass mit dieser Geistlichkeit ein Vertragsverhältniss besteht. 

Mit diesen Worten, mit diesen Behauptungen ist aber offenbar 
nichts gesagt, oder alles gesagt. Ist die Geistlichkeit keine juridische 
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Person, so hat sie auch keine Rechte erwerben können. Anders hat 
die Geistlichkeit des Jahres 1837., als der sogenannte Vertrag zu Stande 
kam, ibre Stellung aufgefasst. In ihrer Vorstellung an die Regierung 
ddo. 2. Februar 1837., unterzeichnet von Antistes und Dekan Hurter, 
St. Th. Dr., und Maurer-Constant, Pfarrer, Actuar Ministerii, tritt die- 
selbe entschieden als eine öffentlich anerkannte Corporation auf und 
versucht, von diesem Standpunkte aus ihre Rechte zu wahren. 

Wie wir aus dem allegirten Aktenstück ddo. 22. März 1837. ent- 
nehmen, ist dies der W.E.W. Geistlichkeit damals auch vollständig ge- 
lungen, und wir müssen zugeben, dass, wenn die Geistlichkeit des 
Kantons Schaffhausen, wie behauptet wird, wirklich eine kirchliche 
Corporation ist, von Verfassung und Gesetzen anerkannt, so hat die- 
selbe im Jahre 1837. Rechte erworben und besitzt solche heute noch. 
Ist sie aber nicht eine Corporation, eine juridische Person, so kann sie 
sich auf den Vertrag von 1837. nicht stützen; es war derselbe von 
Anfang an nichtig, oder vielmehr es kam nie ein Vertrag zu Stande, 
weil neben der Regierung kein Rechtssubject vorhanden war, und in 
Folge dessen keinen Willen aussprechen und natürlicherweise eine 
Erwerbung von Rechten gar nicht stattfinden konnte. 

Zur Lösung dieser Frage, ob die Geistlichkeit eine Corporation 
ist oder nicht, erlauben wir uns anzuführen, 

dass man wohl überall einverstanden ist, dass eine juridische Person 

an gewissen Merkmalen erkannt werden kann, und zwar: 

1. muss ein konstituirender Willensakt, eine Verfassung vorhanden 
sein, woraus klar hervorgeht, dass eine Mehrheit von Personen 
als ein Rechtssubjekt auftreten will; 

2. die Verbindung und ihr Zweck muss ein bleibender und dauernder 
sein ; | 

3. bei staatlichen und kirchlichen Corporationen muss jedenfalls 
noch die Genehmigung des Staates bei ihrer Entstehung hinzu- 
gekommen sein. 

Dass die Geistlichkeit im Grunde nur als kirchliche Corporation 
ihre Rechte geltend machen kann und will, darüber wird wohl kein 
Zweifel entstehen. 

Allerdings sagt dieselbe am Schlusse ibrer Protestation an den 
Grossen Rath: 

»Sollte gegen Erwarten der Hochlöbliche Grosse Rath unsere Gründe 

»nicht würdigen und den gefassten Beschluss (ddo. 25. Februar 1863) 

nicht abändern, so würde derselbe die Wohlerw. Geistlichkeit in die 

 »Nothwendigkeit versetzen, noch weitere Schritte zu thun.« 

Diese weiteren Schritte können allerdings darin bestehen, dass 
dieselbe als kirchliche oder private Corporation ihre vermeintlichen 
Rechte bei den Gerichten geltend machen wird. Sie mag dies ver- 
suchen, es soll ihr dieser Weg auch nicht abgeschnitten werden; es 
ist aber nicht Aufgabe der Commission , die Frage von diesem Stand- 
punkte aus zu untersuchen. 
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Die Geistlichkeit des Kantons tritt als solche mit einer Be-. 
schwerde auf, als solche glaubt sie sich in ihren Rechten verletzt, in- 
sofern von dem Staate ohne ihre Einwilligung über die Hospeswohnung 
verfügt würde. Sie beruft sich zur Wahrung derselben ausdrücklich 
auf frühere Gesetze, und namentlich auf die neueste Kirchenorgani- 
sation. Von der Stellung aus, welche ihr unsere Verfassung und Gesetze 
in der evangelisch-reformirten Kirche des Kantons anweist, will sie, 
dass der Grosse Rath ihre Rechte schütze und unangetastet lasse. 

Dieser Berufung auf Verfassung und Gesetze wollen wir nun folgen, 
und wollen untersuchen, ob dieselbe eine für die Aufrechthaltung des 
fraglichen Rechtes wirksame sei, ob wirklich aus den angerufenen Be- 
stimmungen die behaupteten corporativen Rechte der Geistlichkeit klar 
und bestimmt hervorgehen. 

Vorerst wird wohl die Frage beantwortet werden müssen, was man 
unter Geistlichkeit zu verstehen habe, und welches ihre Stellung in 
der Staatskirche sei? 

Die Kirchenorganisation vom Jahre 1854 giebt uns hierüber Auf- 
schluss. 

6. 50 sagt: 

Die Schaffhauser’sche Geistlichkeit besteht aus den vom Kirchen- 
rath zum Kandidaten der Theologie ernannten und ordinirten Geist- 
lichen. 

8. 57. 

»Die Geistlichen sind von dem Herrn berufene und von der Kirche 
verordnete Diener des göttlichen Wortes, Verwalter der heil. Sakra- 
»mente und Seelsorger der christlichen Gemeinde. Als evangelische 
sGeistliche erkennen sie nur Jesum Christum als ibr Haupt.« 

»Als Diener des Staates sind sie der von Gott gesetzten Obrigkeit 
und den Gesetzen des Landes unterworfen « 

Ferner $. 127. »Die Geistlichen stehen unter der Aufsicht zunächst 
»des Antistes, des Kirchenrathes und der Synode u. 8. w.« 

$. 129. »Der Geistliche kann abberufen oder suspendirt werden 
uU. 8 we 

$. 130. »Die Abberufung geschieht durch die Regierung nach 
»Anhörung des Kirchenrathes.« 

Die Verfassung sagt: 

\. 2. Die christliche Religion nach dem evangelisch - reformirten 
Lehrbegriff ist die vom Staate anerkannte Landesreligion. 

$. 52. Die Aufsicht über das Kirchenwesen ist einem Kirchen- 
rath übertragen. 

Aus den oben angeführten Gesetzesstellen ist die Beantwortung 
der gestellten Fragen unschwer, indem man mit logischer Nothwendig- 
keit zu folgenden Schlüssen kommt: 

l. Die Geistlichkeit des Kantons Schaffhausen ist nur eine Mehrheit 

von Personen; unter diesem Namen sind nur die einzelnen Geist- 

lichen zusammengefasst. 
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2. Die angestellten Geistlichen sind einfach nur Staatsdiener und 
als solche der Aufsicht des Kirchenrathes beziehungsweise der 
Oberaufsicht der Regierung unterstellt. 

Die Geistlichkeit ist also nicht ein Staat im Staate, eine in dem- 
selben mit corporativen Rechten ausgerüstete Verbindung, also nicht 
eine juridische Person, welche als solche fähig ist, Rechte zu erwerben 
und zu besitzen. 

Etwas anderes war auch die Geistlichkeit im Jahre 1837. nicht, 
es geht dies aus früheren Verfassungen und Gesetzen bestimmt hervor. 
Die Geistlichkeit vom Jahre 1837. führt auch nicht eine Gesetzes- 
stelle für ihre Behauptung an, dass sie »eine Öffentlich anerkannte 
Corporation sei,« sie stützt sich vielmehr darauf, dass das von ihr be- 
anspruchte Recht schon vor der Reformation bestanden, und von der 
katholischen Geistlichkeit auf die reformirte übergegangen sei. _ 

Eine solche Annahme ist aber mit Geist und Wesen der reformir- 
ten Kirche im Widerspruch. Diese beruht auf dem Grundsatze des 
allgemeinen Priesterthums, sie verlangt eine prinzipielle Gleichheit 
ihrer Angehörigen und kann daher eine priesterische Gliederung 
innerhalb der Kirche nicht dulden. 

Die evangelische Kirche kann nicht zugeben, dass die Geistlichkeit 
bestimmte Zwecke habe, die den übrigen Gliedern der Kirche nicht 
eigen wären, Sonderzwecke, welche das Prinzip der Ab gemeIBEn Gleich- 
heit gefährden müssten. 

Die einzelnen Geistlichen haben aber allerdings Rechte, Rechte 
wie jeder andere Staatsbeamte. Sie üben dieselben nach der ihnen 
vom Staatsorganismus angewiesenen Stellung, als Pfarrer, in dem Kir- 
chenrathe, in der Synode, in dem Convent u. 8. w. aus. Sie sind be- 
rechtigt, vom Staate zu verlangen, dass dieser ihnen die Möglichkeit 
der Ausübung ihrer Rechte durch Anweisung von passenden Räum- 
lichkeiten schaffe. Sie haben Ansprüche darauf, dass ihnen die ver- 
sprochene Besoldung verabreicht werde. 

Dagegen steht aber dem Staate das Recht zu, diese Besoldungen 
zu mindern oder zu mehren, dieselben in natura oder in Geld zu ver- 
abreichen; den Convent abzuschaffen oder beizubehalten, die Synode 
nur aus Geistlichen oder auch aus geistlichen und weltlichen Mitglie- 
dern zusammenzusetzen, die Staatskirche beizubehalten oder die freie 
Kirche einzuführen ; alles das ohne dass der Geistlichkeit ein Recht 
zustünde, dies zu verhindern, ohne dass nur eines ihrer Rechte ver- 
letzt würde. 

Fassen wir das obige Gesagte nun kurz zusammen, so ergiebt sich 
bezüglich des fraglichen Verhältnisses : 

1. Die Geistlichkeit hat durch den im Jahr 1837. mit der Regierung 
des Kantons Schaffhausen abgeschlossenen Akt keine Rechte er- 
worben, weil sie keine handlungsfähige Persönlichkeit, kein Rechts- 
subjekt ist. 

2. Durch die Verfügung des Staats über die Hospeswohnung werden 
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ihre Rechte als moralische Person nicht verletzt, weil sie weder 

eine solche war, noch gegenwärtig ist, und also nie Rechte be- 

sitzen konnte. 

Gestützt hierauf muss die Commission bei einem Grossen Rathe 
beantragen : 

Es sei über die Petition der Geistlichkeit zur motivirten Tages- 

ordnung zu schreiten. 

Dagegen hält dieCommission mit der h. Regierung dafür, dass auf 
den Fall, als der Staat die Hospeswohnung zu andern Zwecken ver- 
wenden müsste, denjenigen Geistlichen, welche dieselbe bisher benützt 
haben, weil sie gleichsam einen Bestandtheil ihrer Besoldung als Pfarrer 
von Filialgemeinden gebildet hat, ein etwelcher Ersatz verabreicht 
werde, dieser Umstand jedenfalls bei vorkommender Besoldungsregu- 
lirung der Geistlichen berücksichtigt werde. 

Gleicherweise hält die Commission dafür, dass der Staat der Synode 
und dem Convent des Kantons Schaffhausen mit der gleichen Verpflich- 
tung ein Lokal anzuweisen habe, wie er den kantonalen Gerichten 
zur Abhaltung ihrer Sitzungen Räumlichkeiten anweist. 

Wir beantragen daher schliesslich : 

»Es wolle der Hochlöbliche Grosse Rath der auf die Entschädigung 
»bezüglichen Anschauung der Hohen Regierung beipflichten.« 


Hochachtungsvollst 
Schaffhausen, den 23. Mai 1864. 


Die Mitglieder der Commission. 
(sig.) J. H. Scherrer, Kantonsratb. 

» Sulger-Buel. 

» Stamm, Kantonsrath. 

» Ch. Schenkel. 
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1%) Siehe pag. 8 und 4 des Textes. 

'!) Synodalia von Schop. 

1%) Schreiben des Kleinen Raths vom 13. Februar 1837. Schreiben 
der Staatskanzlei vom 4./5. Februar 1863. 
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Die moderne Doctrin von dem unabänderlichen 
Rechte der lutherischen Kirchenlehre. 


Zugleich als ein Beitrag für die Revision einiger 
kirchenrechtlichen Grundbegriffe. 
Von 
Dr. E. R. Bierling, 


Privatdocenten der Rechte in Göttingen. 
Zweiter Artikel. 


vm. 


Es ist von uns der Nachweis geführt worden, ($. VI.) 
dass für kirchenrechtliche und kirchenpolitische Uhnter- 
suchungen überhaupt, ganz besonders aber für die Behand- 
lung der Lehrgesetzgebungsfrage der „kirchliche Begriff 
von der Kirche“ durchaus nicht die maassgebende: Grund- 
lage sein könne. Stützt sich nun die Luthardt’sche Aus- 
führung, dass meine Ansicht von protestantischer Lehrge- 
setzgebung „im Widerspruch stehe mit dem Wesen der 
Kirche“ gerade auf die entgegengesetzte Voraussetzung, 80 
folgt unmittelbar, dass mit dieser auch ihre Consequenzen, 
d.h. die ganze hierauf bezügliche Beweisführung Luthardts 
fallen muss. Ich könnte also mit Fug und Recht auf jede 
weitere Kritik der letzteren verzichten und mich sofort zu 
dem wenden, was Luthardt über die Folgen einer Lehrge- 
setzgebung der von mir vertheidigten Art behauptet hat. 
Indessen Vorsicht ist zu allen Dingen gut. Und so wird 
es auch hier wohl angemessen sein, ein ähnliches Verfahren 
einzuhalten, wie es der praktische Jurist in Gemässheit der 
sog. Eventualmaxime regelmässig zu beobachten gewöhnt ist. 


ale Ei 
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Wir richten unser Augenmerk zuerst auf dasjenige, 
was Luthardt selbst für die Feststellung des theologisch- 
kirchlichen Begriffs von der Kirche gethan hat. 

Hier muss es zunächst schon Wunder nehmen, dass 
derselbe Mann, der auf S. 30. seiner Schrift den kirch- 
lichen Begriff von der Kirche als nothwendigen Aus- 
gangspunkt bezeichnet, da, wo er selbst zu deduciren be- 
ginnt, den biblischen Begriff an die Spitze stellt und 
den kirchlichen bloss nachträglich als mit diesem überein- 
stinmend zu beweisen sucht. Denn dass die Bibel, auch 
das neue Testament, dem Ursprunge nach nicht Aeusserung 
der Kirche, also auch der biblische Begriff nicht eo ipso 
kirchlicher Begriff ist, das hat auch Luthardt sicherlich 
nicht bestreiten wollen. Ebenso wenig durfte er aber als 
selbstverständlich voraussetzen, dass der „kirchliche“ 
Begriff von der Kirche materiell identisch sei mit 
dem biblischen Begriffe, da bekanntlich die verschiedenen 
christlichen Kirchengemeinschaften sich auch verschiedene 
Begriffe von der Kirche gebildet haben, ynd dennoch gleich- 
mässig behaupten, mit der Schrift in Uebereinstimmung zu 
sein. Wollte er dagegen die Uebereinstimmung spe- 
ziell des lutherisch-kirchlichen Begriffs mit dem biblischen 
nachweisen, so wollte er, nach seinem mehrgedachten 
Übersatze zu urtheilen, in Wirklichkeit etwas höchst Ueber- 
flüssiges, wenn nicht geradezu Widersinniges. | 

Noch auffälliger erscheint es, dass Luthardt nirgends 
eine klare und bündige Erklärung darüber gegeben hat, 
was er selbst für den kirchlichen Begriff von der Kirche 
halte. Alles was er $. 25. ff. über „Kirche“ ausgeführt, 
beschränkt sich im Grunde auf zwei, freilich in unend- 
lichen Variationen wiederkehrende Aussagen über die 
Kirche; zu einer wirklichen Definition ist Luthardt gar 
nicht gelangt. Und doch soll nach seiner eigenen F'orde- 
rung der kirchliche Begriff von der Kirche Ausgangs- 
punkt und Grundlage der Untersuchung bilden! 

Doch lassen wir alle diese Bedenken, die Manchem 
vielleicht nur formeller Art zu sein scheinen, bei Seite. 
Sehen wir lieber zu, was an jenen beiden Aussagen 
selbst ist. 
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Die erste derselben drückt die Thatsache aus, dass die 
Kirche nicht ein Product menschlicher Entschlüsse, sondern 
eine Schöpfung Gottes sei, dass sie in ihrem Ursprunge, 
wie in ihrem Wesen ein übernatürliches Element habe. Es 
ist erstaunlich, mit welchem Eifer Luthardt diesen Gedanken 
immer und immer wiederholt. Als wenn diess so schlecht- 
weg von uns bestritten würde! 

Nein! gewehrt habe ich mich bloss gegen die Naivetät, 
mit welcher jene an sich unleugbare Thatsache im Verein 
mit der Vieldeutigkeit des Wortes „Kirche“ namentlich 
von zahlreichen Vertretern des strengen Lutherthums aus- 
genutzt wird, um rücksichtlich der nach ihrer Meinung 
unaufgeblichen Grundsätze den Mangel an wirklicher Be- 
gründung derselben auszugleichen. Und vergebens suche 
ich jetzt wieder bei Luthardt auch nur nach einem ernst- 
lichen Versuche, meine Bedenken und Einwürfe in der ge- 
dachten Richtung zu widerlegen, vergebens nach einer ein- 
zigen Erklärung, worin denn das Besondere des gött- 
lichen Wirkens in der Kirche bestehe? woran zu jeder 
Zeit das Uebernatürliche in dem menschlichen Leben von 
dem rein Menschlichen zu unterscheiden sei? Warum 
insbesondere die lutherische Kirche, so wie sie augenblick- 
lich ist, jenes übernatürlichen göttlichen Elements aus- 
schliesslich oder doch in höherem Grade theilhaftig sein 
müsse, als irgend eine andere Kirchengemeinschaft, die das 
Wort Gottes in der Schrift in sich und auf sich wirken 
lässt. ! 

Um die zweite Aussage über die Kirche sieht es, wo mög- 
lich, noch schlimmer aus. Luthardt behauptet — und zwar, 
wie man nicht übersehen darf, bei Gelegenheit des bib- 
lischen Begrifis von der Kirche — an dem übernatür- 
lichen Elemente nehme auch die Lehre der Kirche 
Theil, die den Inhalt ihres Bekenntnisses bildet. Man 
fragt da natürlich zunächst: was für ein kirchliches 
Bekenntniss kann denn hier gemeint sein? Das Luthe- 
rische? In der That, dass dieses schon in der Bibel Be- 
rücksichtigung gefunden, das wäre eine überraschende Ent- 
deckung. Doch nein, Luthardt sagt es uns ja selbst, 
welches Bekenntniss er meint, indem er fortfährt: „Wie 
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Jesus sich in seiner Person als Offenbarung des Vaters 
bezeichnet, so bezeichnet er auch sein Wort als das Wort 
des Vaters. Diess Wort Gottes gab er seinen Jüngern mit 
und fasste es schliesslich zusammen in jenes Bekennt- 
niss desDreieinigen, welches er alsdas Grund- 
bekenntniss der Kirche erklärte (Matth. 28, 19). 
Diess Bekenntniss ist die Quintessenz des Wortes Jesu 
und diess Wort Jesu gehört mit zum Wesen der Kirche 
und bildet einen wesentlichen Bestandtheil ihres übernatür- 
lichen Charakters, ist demnach menschlichem Willen und 
Belieben entnommen.“ 

Wir wollen hierauf nicht erwidern, wie er von einem 
Bekenntnisse des Dreieinigen im Munde Jesu reden 
könne? oder woher er wisse, dass Jesus gerade in jener 
Stelle das Wort Gottes habe zusammenfassen wollen? 
Aber mit aller Entschiedenheit müssen wir uns dagegen 
verwahren, dass er uns stillschweigend die Ansicht unter- 
schiebt, das Wort Jesu sei menschlicher Willkür und 
Belieben nicht entnommen. Nein, wir achten im Gegen- 
theil das „Wort Jesu“ für höher, als Luthardt zu thun 
scheint. Wir würden nie zu behaupten wagen, dass von 
der Lehre der Kirche auch nur insoweit, als sie Entfal- 
tung oder weitere Ausführung des Wortes Jesu sei, 
dasselbe gelten müsse, wie von diesem Worte selbst; denn 
wir müssten fürchten unzweifelhaft menschliche Arbeit 
auf eine Stufe zu stellen mit göttlicher Offenbarung. 
Oder soll die Lehre der Kirche oder die in ihren Bekennt- 
nissschriften niedergelegte Auffassung von dem Worte 
Gottes überhaupt nicht für ein Product menschlicher Arbeit 
gelten? Haben etwa die Verfasser der Bekenntnissschriften, 
soweit sie darin das Wort Jesu entfaltet, besser gesagt, 
weiter ausgeführt und nach den verschiedensten Richtungen 
hin auseinandergelegt, haben, aufgehört Menschen und 
menschlichem Irrthum unterworfen zu sein? Gehören 
vielleicht die Stellen der Symbole, in denen diese sich selbst 
mit der grössten Bestimmtheit nur als Zeugnisse darstellen, 
wie die vorzüglichsten Theologen ihrer Zeit das Wort 
Gottes verstanden und erkläret, gehören vielleicht gerade 
diese Stellen zu den Einzelheiten und Zufälligkeiten, die 
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Luthardt selbst, wie wir später sehen werden, preiszugeben 
sich für berechtigt hält? — 

Es ist ganz dieselbe Vermengung von Gottes Wort 
und menschlicher Auffassung desselben, die es Luthardt 
einzig und allein möglich macht, den von ihm ceitirten 
Stellen aus den lutherischen Symbolen einen Sinn unterzu- 
legen, der für seine Ansicht passt. Am allerdeutlichsten 
tritt diess an dem einzigen von Luther entlehnten Satze 
(Art. XVI. der Schmalkaldischen Artikel) hervor. Nicht 
nur dass derselbe auch nicht ein einziges Wörtchen ent- 
hält, das auf die Kirchenlehre, das Bekenntniss bezogen 
werden könnte, es ist auch durch andere zahlreiche Er- 
klärungen Luthers völlig ausser Zweifel gestellt, dass er 
bei Beantwortung der Frage, woran die Kirche in reli- 
giösem Sinne, oder wie er lieber sagt, „christlich heilig 
Volk“ zu erkennen sei, principiell immer nur das 
Wort Gottes selbst als wesentlich hinstellt, niemals seine 
oder überhaupt irgend eine menschliche Auffassung des- 
selben ?). I 

Zweifelhafter kann es auf den ersten Anblick scheinen, 


ob die von Melanchthon angeführten Stellen etwa in' 


dem Luthardt’schen Sinne gedeutet werden könnten. Allein 
selbst angenommen, diese Deutung wäre die richtige, so 
‚wäre damit in keinem Falle der „kirchliche“, symbolische 
Begriff von der Kirche gegeben. Vielmehr läge solchen- 
falls eine Antinomie zwischen den Schmalkaldischen Ar- 
tikeln und den Melanchthonischen Symbolen vor; es wäre 
also die Existenz eines allgemein anerkannten symbolisch- 
kirchlichen Begriffs von der Kirche überhaupt zu verneinen. 
In der That sind indessen die Aussprüche Melanchthon’s 
wohl ebenfalls anders, d. h. in einem mit Luther wesent- 
lich übereinstimmenden Sinne zu erklären. Es kommt 
nämlich, wie Ritschl?) vortrefflich ausgeführt hat, bloss 


1) S. die Nachweisungen bei Ritschl (Zeitschr. f.K.-R. Bd. VIIL 
S. 255. f.), dessen Ausführungen besser selbst nachgelesen als hier 
bloss skizzirt werden. — Ueber den wichtigen Unterschied zwischen 
prinzipieller Auffassung und praktischer Anwendung, s. die spätere 
Bemerkungen im Text und Not. 4. 

2) a. a. 0. S. 251. 
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darauf an, dass man nicht pura evangelii doctrina son- 
dern pura evangelii doctrina liest. Wollte man aber 
auch auf diese Auslegung kein Gewicht legen, so hat man 
dennoch noch kein Recht, jenen Ausdruck unmittelbar auf 
eine bestimmte Darstellung dieser reinen Lehre des Evan- 
geliums, speziell auf die Augsburgische Confession selbst 
zu beziehen. Denn nicht nur, dass alle die angezogenen 
Stellen einer solchen Auffassung gar keinen wahren Halt 
darbieten, — gerade Melanchthon hat durch die Art und 
Weise, wie er die Augustana wiederholt umgearbeitet, und 
seine Ansichten in der Confessio Saxonica, in den Frank- 
furter Artikeln und zumal in dem Schreiben über die 
Abendmahlslehre an den Kurfürsten von der Pfalz wesent- 
lich modificirt hat, durch die That bewiesen, dass ihm das 
ursprüngliche Augsburgische Bekenntniss nichts weniger 
als schlechtweg identisch war mit dem rechten Verstande 
des Evangeliums, geschweige denn mit dem Evangelium 
selbst. 

Dass alle diese Thatsachen überhaupt noch von so 
Vielen ignorirt werden, dass selbst Männer, wie v.Scheurl °) 
die Ansicht theilen können, die Reformatoren hätten unter 
„Evangelium“ oder „Wort Gottes“ immer nür die Lehren 
verstanden, die nach ihrer festen Ueberzeugung den In- 
halt der göttlichen Offenbarung ausmachen, diess findet seine 
Erklärung wohl hauptsächlich in dem Umstande, dass man 
den Unterschied nicht sieht, der zwischen der principiellen 
Stellung zur Sache und der praktischen Ausführung zu 
allen Zeiten bestehen muss und wird. Praktisch ist be- 
greiflicherweise jede Predigt des Evangeliums wesentlich 
davon abhängig, wie der Prediger das Evangelium zu 
erfassen und sich anzueignen vermocht hat. Und ebenso 


3 v. Scheurl&.2.0. (Zeitschr. f. Prot. u. Kirche Bd. LIX.) S. 165. 
Uebrigens ist die daselbst gegebene Auslegung der von mir früher citirten 
Stelleaus Luthers Schrift von den Coneilien («Christlich heilig Volk 
ist daran zu erkennen» etc.) auch sonst sonderbar genug. Während näm- 
lieh Luther in jener Stelle wie überhaupt in der ganzen Schrift gerade 
von den Kennzeichen der allein wahren, allgemeinen Kirche 
spricht, meint v. Scheurl, Luther wolle mit den fraglichen Worten 
nur sagen, dass es auch in falschen Kirchen stets noch Gläu- 
bige gebe. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 2. 15 
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gewiss ist es unmöglich, Instructionen für die Prediger zu 
schaffen, detaillirte Anordnungen zu geben über die Ver- 
kündigung des Wortes Gottes, ohne eine vorgängige be- 
stimmte Auffassung desselben. Allein so wenig es einem 
Juristen einfallen wird, die in einer Verordnung der Staats- 
regierung oder in einem Urtheile des höchsten Gerichts- 
hofes gegebene Gesetzesauslegung mit dem ausgelegten 
Gesetze, oder die in einem einfachen Gesetze still- 
schweigend vorausgesetzte Auslegung der Verfassung 
mit den Bestimmungen dieser selbst zu identificiren, so wenig 
kann daraus, dass in einem Kirchengesetze, einer kirchen- 
regimentlichen Instruction oder dem Präjudize eines ober- 
sten kirchlichen Gerichtshofes eine bestimmte Auslegung 
und Auffassung von Gottes Wort enthalten oder vor- 
ausgesetzt ist, weiter geschlossen werden, dass die Ver- 
fasser jener Kirchengesetze damit auch principiell jene 
ihre Auffassung nicht von „Gottes Wort“ selbst unterschie- 
den wissen wollten. Noch -mehr, dieser Schluss würde 
geradezu durch die Annahme bedingt sein, die Reformatoren 
als Verfasser zahlreicher derartiger Kirchengesetze, In- 
structionen u. 8. w. wären sich in keiner Weise der Mög- 
lichkeit bewusst gewesen, dass ihre Auffassung des 
Evangeliums, ihre gesammte Auslegung der heil. Schrift, 
wie sie in jenen Kirchengesetzen u. s.w. praktisch geltend 
gemacht wurde, auch nur in der einen oder anderen Be- 
ziehung unrichtig sein könnte; d. h. sie hätten sich inso- 
weit, als ihre „feste Ueberzeugung“' reichte, für schlechter- 
dings irrthumsfrei, infallibel gehalten. Und dass diess nicht 
die Meinung Luthers, Melanchthons, überhaupt irgend 
eines unserer protestantischen Kirchenväter war, das be- 
darf doch wohl keines besonderen Beweises. Gewiss, in 
dem Momente, wo sie etwas als ihre feste Ueberzeugung 
aussprachen, da haben sie auch fest an dessen Wahrheit 
geglaubt; aber nie und nirgends haben sie die princi- 
pielle Möglichkeit und das Recht Anderer verneint, sie durch 
das Wort Gottes selbst, durch klare Zeugnisse aus der 
Schrift zu widerlegen und eines Besseren zu belehren 4). 


*) Wenn von Scheurl.aa. a. O. S. 164. gegen meine Auslegung 
der bekannten Ueberschrift zu dem dritten Abschnitt der Schmalkal- 
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IX. 


Luthardt selbst hat sich den Einwurf gemacht (S. 30.), 
dass der von ihm aufgestellte „Begriff von der Kirche, 


dischen Artikel (de sequentibus articulis agere poterimus cum doctis 
et prudentibus vel etiam inter nos ipsos) bemerkt, dass schon aus dem 
unmittelbar daran sich schliessenden Satze folge, dass Luther diese 
Artikel durchaus nicht als an sich indifferent und darum abänder- 
lich habe bezeichnen wollen, so ist mir bloss unbegreiflich, wie mir 
v. Scheurl die entgegengesetzte Ansicht imputiren kann. Luther hat 
sicherlich nie und nirgends dasjenige für indifferent und darum 
abänderlich gehalten, was er zu irgend einer Zeit als seine Ueber- 
zeugung ausgesprochen hat; und ganz dasselbe wird überhaupt jeder 
gewissenhafte Mensch thun. Aber darum, weil ich eine Sache nicht 
nur nicht für an sich indifferent, sondern in höchstem Grade werth 
halte, brauche ich sie doch nicht für indisputabel zn halten; ja in 
Rücksicht auf die Thatsache, dass wir alle dem Irrthum unterworfen 
sind, darf ich das nicht einmal schlechtweg. Ebenso wenig aber hat 
Jemand ein Recht, von Luther zu behaupten, er habe eine bessere 
und höhere Erkenntniss in Sachen des Glaubens, so weit er einmal 
eine feste Ueberzeugung sich gebildet, grundsätzlich und schlechter- 
dings für unmöglich erachtet. Am allerwenigsten kann diess zulässig 
sein rücksichtlich solcher Glaubenslehren, über welche Luther aus- 
drücklich ein «agere cum doctis et prudentibus» für möglich erklärt 
hat, denn was dieses «agere» anders heissen soll, sofern die fraglichen 
Artikel gleichzeitig für völlig unanfechtbar und indisputabei gelten 
sollten, das ist absolut nicht zu sagen; wie denn auch v. Scheurl 
hierüber kein Wort gesagt hat. 

Meines Erachtens liegt die Bedeutung der Dreitheilung der 
Schmalkaldischen Artikel klar zu Tage. Der erste Theil sollte dar- 
stellen, was die reformatorischen Kirehen noch mit der alten Kirche 
verband ; der zweite Theil diejenigen Grnndsätze des evangelischen 
Glaubens, von welchen man in keiner Weise lassen zu können glaubte 
und wollte; der dritte Theil endlich diejenigen wichtigeren Lehren 
der Evangelischen, die sie zwar gegenüber der Lehre der Papstkirche 
zur Zeit für allein richtig hielten, rücksichtlich deren sie aber nichts 
destoweniger in die Verhandlung einzutreten, oder vielmehr die auf 
dem Augsburger Reichstage abgebrochenen Verhandlungen wieder 
aufzunehmen gedachten. Die Stelle, die v. Scheurl aus der Vorrede 
citirt (da der Papst — ein Concilium ausschrieb — ward mir befoh- 
len Artikel unser Lehre zu stellen und zusammenzubringen, obs zur 
Handlung käme, was und wiefern wir wollten oder könnten den Papi- 
sten weichen und auf welchen wir gedächten endlich zu beharren»), 
spricht weit mehr für uns als für ihn. Denn offenbar hätte Luther 
seine Aufgabe nur halb erfüllt, wenn er bloss Artikel gestellt, «auf 
welchen endlich zu beharren» und nicht auch darüber «was und 

” 15* 
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wenn er auch im Sinne der heiligen Schrift und der Be- 
kenntnisse sei“ (was wir freilich in $. VIII. ebenfalls 
gründlich bestreiten mussten) doch „zunächst ein rein theo- 
logischer und dogmatischer sei.“ Er fragt sich daher: „wie 
kommen wir von jener geistlichen Kirche (von der eben 
geredet) zu der rechtlichen Kirche, die wir brauchen, wenn 
wir Fragen des Kirchenrechts entscheiden wollen?“ Die 
Antwort hierauf ist nach Luthardt eine sehr einfache. 
Die rechtliche Kirche, meint er kurzweg, „ist nur die 
äussere empirische Organisirung der geistlichen, soweit es 
eben möglich,“ oder umgekehrt ausgedrückt, „die geist- 
liche Kirche ist Grundlage, Kern und Seele der rechtlichen.“ 
Was man bei diesen halbmystischen Aussprüchen eigent- 
lich sich zu denken habe, oder vollends, wie dieselben zu 
begründen seien, darüber sagt er kein Wort. Wohl aber 
verfehlt er nicht, den obigen Gedanken in etwas veränder- 
ter Phrasirung mehrmals zu wiederholen und durch einiger- 
maassen gleichlautende Citate aus Puchta’s Bann in 
das Recht der Kirche“ zu bekräftigen. 

Es grenzt an das Komische, zu sehen mit sreleher 
Entschiedenheit Luthardt, nachdem er kurz vorher das 
Schwören in verba magistri gründlich abgelehnt und ganz 
mit Recht bemerkt hat, es komme gar nicht darauf an, 
was z. B. Schleiermacher über die Kirche gedacht 
habe, jetzt mit einem Male die Autorität Puchta’s und das 


wiefern man wollte oder könnte den Papisten weichen.» Dass er da- 
mit nicht letztere Artikel in dem Sinne für disputabel erklären wollte, 
«dass die wahre Kirche selbst darüber einmal so das andere Mal so 
lehren könne», das versteht sich allerdings von selbst. Aber die 
Frage war eben, ob man gerade die Lehren über die «Sünde», das 
«Gesetz», die «Beichte»> u. s. w. in allen Einzelheiten für schlechthin 
gewiss, die davon abweichenden der Römischen Kirche für in jeder 
Beziehung und unter allen Umständen verwerflich ansehen durfte, 
eine Frage, die mindestens Luther nicht einfach dahin beantwortet 
hat und beantworten wollte, dass seine Artikel als «die Lehren der 
währen Kirche» zu respectiren seien. Schon darum nicht, weil ihm 
die «wahre Kirche» überhaupt nicht eine ecclesia docens im heutigen 
orthodoxistischen Sinne, nicht die Hervorbringerin oder Vertreterin irgend 
einer Lehre, sondern wesentlich das Product des Evangeliums war, 
d. h. jener Kraft Gottes selig zu machen alle die daran glauben. 
8. übrigens auch hierüber Ritschl a. a. O. S. 226. ff. 259. ff. 
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hohe Ansehen seiner Schrift bei den „besonnenen Kirchen- 
rechtslehrern“ betont. Diess um so mehr, als von diesem 
besonderen Ansehen der fraglichen Schrift bisher wahrlich 
nicht viel zu spüren gewesen ist. Für ihre Zeit war aller- 
dings dieselbe eine immerhin bedeutende Erscheinung auf 
dem Gebiete der kirchenrechtlichen Literatur; ja, was mehr 
ist, sie ist, wie ich selbst an einem anderen Orte anerkannt 
habe, noch heute lesenswerth und zum Theil beherzigens- 
wert. Aber ein Ansehen, wie es auch nur Carpzov’s 
Jurisprudentia consistorialis oder später G. L. Böhmer’s 
Principia juris canonici längere Zeit genossen, ist Puchta’s 
Einleitung in das Recht der Kirche nie zu Theil gewor- 
den. Hierzu kommt noch, dass gerade die allgemeinen 
rechtsphilosophischen und theologischen Erörterungen Puch- 
ta’s schwächste Seite sind. Rücksichtlich der ersteren, wie 
sie den Anfang seines Cursus der Institutionen bezeichnen, 
ist diess ziemlich allgemein anerkannt; rücksichtlich der 
letzteren beweisen es schon die wenigen von Luthardt aus- 
gewählten Stellen. 

Wenn z. B. Puchta sagt: „Die Existenz einer 
äusseren Kirche beruht auf unmittelbar göttlicher 
Vorschrift; dass eine äussere Kirche bestehe, ist nicht 
aus dem menschlichen Willen abzuleiten“ — so ist nicht nur 
das Erstere eine Ansicht von sehr zweifelhafter biblischer 
Begründung, sondern was noch wichtiger ist, es werden 
in dieser Stelle „göttliche Vorschrift“ und „menschlicher 
Wille“ in einen Gegensatz zu einander gestellt, der als 
völlig unrichtig erscheinen muss. Einmal nämlich schliesst 
die „göttliche Vorschrift“ den menschlichen Willen nicht aus 
sondern sie setzt ihn gerade als Vorschrift nothwendig 
voraus. Andererseits ist sehr wohl ein göttliches Wirken 
obne den bewussten menschlichen Willen als Medium 
denkbar oder vielmehr in sehr weitem Umfange zuzugeben; 
aber diesem göttlichen Wirken fehlt es an einem äusseren 
objectiven Erkennungszeichen und nur das wechselnde 
menschliche Ermessen kann im einzelnen Falle entscheiden, 
was als göttlich zu respectiren sei. — Wenn Puchta 
ferner an der einen Stelle seiner Schrift (S. 74., bei Luthardt 
$. 35.) bemerkt, „das geistliche Wesen der Kirche sei 
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dergestalt leitendes Prinzip für alles Recht der Kirche, 
dass nichts als Recht der Kirche gelten könne, was 
dem Wesen jener ihrer Grundlage widerspricht,“ und dann 
wieder an einer anderen Stelle (S. 105., bei Luthardt S. 
33.) „ohne dieses Fundament würde die rechtliche Kirche 
aufhören, eine Kirche zu sein,“ so liegt hier ein offenbarer 
Widerspruch vor. Ist Alles, was jenem geistlichen Begriffe 
von der Kirche entgegen ist, rechtlich schlechterdings 
nichtig, so sieht man nicht ein, wie dadurch eine Kirche 
ihre Qualität als Kirche verlieren könne; und ist umgekehrt 
das Letztere möglich, so ist diess ein schlagendes Argument 
gegen jene Nichtigkeitstheorie. Dass übrigens der von Puchta 
im Anschluss an die zweite angezogene Behauptung aufge- 
stellte Satz: „Niemand kann die geistliche Gesellschaft 
aufgeben und zugleich seine Stellung als Glied der recht- 
lichen behaupten,“ nicht nur das heutige positive Recht 
gegen sich hat, sondern überhaupt niemals das positive 
Recht für sich gehabt hat, bedarf kaum der Bemerkung. 

Das rıowrov weödog der Ansicht Luthardt’s, Puchta’s, 
v. Scheurl’s u. A. über das Verhältniss von „geistlicher“ und 
„rechtlicher“ Kirche liegt m. E. in der völlig abstracten 
Manier, in welcher sie sämmtlich die Sache auffassen und 
behandeln. Um diess zu erweisen, mag zunächst an das 
erinnert werden, was im $. V. über die Vieldeutigkeit des 
Wortes „Kirche“ bereits ausgeführt wurde. Wir haben 
daselbst nicht weniger als sechs bis acht verschiedene Be- 
deutungen von „Kirche“ aufgezählt °) und die Nothwendig- 
keit nachgewiesen, dieselben in der Vorstellung gehörig 
auseinander zu halten. Dieser Forderung geschieht durch 
das einfache Gegenüberstellen einer „geistlichen“ und einer 
„rechtlichen“ Kirche noch durchaus nicht Genüge. Zwar 
was unter der Kirche im geistlichen oder theologischen 
Sinne zu verstehen ist, darüber wird man kaum jemals- in 
Zweifel sein können; zumal wenn diese Kirche wie das 


6) Es würde übrigens, wie ich zur Verhütung von Missverständnissen 
hinzufüge, nicht schwer gewesen sein, noch ein paar andere Bedeu- 
tungen von «Kirche» aufzuführen. Aber es kam mir daselbst nur 
darauf an, durch Nennung der wichtigeren auf die Mannigfaltigkeit 
des Sprachgebrauchs hinzuweisen. 
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z. B. von Luthardt wirklich geschieht, als diejenige be- 
zeichnet wird, an die wir „glauben“. Denn Gegenstand 
unsers Glaubens ist immer nur die eine allgemeine, heilige 
Kirche Christi, von welcher das apostolische Symbolum 
spricht. Dagegen muss es bei den Anschauungen Luthardt’s, 
Puchta’s u. A. äusserst zweifelhaft erscheinen, welche von 
den sonstigen Bedeutungen, deren ich an jenem Orte ge- 
dachte, bei dem Ausdruck „die rechtliche“ oder „äussere 
Kirche“ gemeint ist; oder vielmehr es kann kaum zweifel- 
haft sein, dass mehrere dieser Bedeutungen bei dieser 
Gelegenheit bald vermengt, bald verwechselt werden. Denn 
für sich allein stimmt keine derselben völlig zu dem, 
was die Geenannten von der „rechtlichen“ Kirche im Ver- 
hältniss zur geistlichen aussagen. Meint man mit „recht- 
licher Kirche“ den ganzen Inbegriff äussern christlichen 
Gemeinschaftslebens, wie solcher den Hauptgegenstand der 
allgemeinen Kirchengeschichte bildet, so ist gar nicht zu 
begreifen, wie die „rechtliche“ oder äussere Kirche die 
Organisation der Kirche im dogmatisch - theologischen 
Sinne sein könne. Denn von einer gemeinsamen Organi- 
sation kann bei jener Kirche überhaupt nicht die Rede 
sein, sondern nur von einer Summe meist selbständig or- 
ganisirter, überdiess sich grösstentheils gegenseitig bekämpfen- 
der Gemeinwesen. Fasst man umgekehrt die letzteren, 
jedes für sich ins Auge, nimmt man also an, der Ausdruck 
„die rechtliche Kirche“ sei in concreto auf jedes rechtlich 
organisirte kirchliche Gemeinwesen einzeln zu beziehen, sei 
es nur auf die wesentlich selbständigen, beispielsweise die 
evangelischen Landeskirchen, sei es selbst auf die Lokal- 
gemeinden — so liegt wiederum die Unmöglichkeit auf der 
Hand, die rechtliche Kirche als Organisation der geistlichen 
d. h. der einen allgemeinen Kirche zu charakterisiren; denn 
jedes der gedachten einzelnen kirchlichen Gemeinwesen könnte 
doch im günstigsten Falle nur Organisation eines kleinen 
Stückes der einen, allgemeinen Kirche sein, — wohl ver- 
standen, wenn und so weit es überhaupt erlaubt ist, von einer 
äussern, rechtlichen Organisirung der Kirche im dogmatischen 
Sinne, sei es im Ganzen, sei es in einzelnen Stücken oder 
Theilen, zu reden. Wollte man endlich bei „der recht- 
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lichen Kirche“ etwa gar an die lutherische Gesammtkirche 
denken, so würden die beiden vorstehenden Einwürfe 
gleichzeitig zu machen sein ; das will sagen: die lutherische 
Gesammtkirche ist weder überhaupt ein rechtlich organi- 
sirtes Gemeinwesen, noch darf sie sich rühmen, mehr als 
einen Theil derer zu umfassen, die Glieder der einen, all- 
gemeinen Kirche des dritten Artikels sind. 

Aus alledem folgt natürlich gar nicht, dass den Ver- 
suchen, das Verhältniss der rechtlichen Kirche zur geist- 
lichen zu bestimmen, nicht ein wohlbegründetes Verlangen 
zu Grunde liege. Im Gegentheil, der müsste bereits das 
Interesse am religiösen Gemeinschaftsleben überhaupt ver- 
loren haben, dem sich nicht unwillkürlich einmal die Fragen 
aufdringen sollten: in welchem Verhältniss steht dasjenige 
äussere kirchliche Gemeinwesen, dem du selbst rechtlich 
als Glied angehörst, zu der einen allgemeinen Kirche 
Christi? und wie weit ist dieses Verhältniss das eigentlich 
wünschenswerthe, der Idee der letzteren am besten ent- 
sprechende? Allein es ist zu bedauern, dass man diese 
Fragen selten oder nie in ihrer concreten Gestalt, wie sie 
sich dem unmittelbaren Gefühle aufdrängen, belassen, son- 
dern vom praktischen Bedürfnisse mehr oder weniger ab- 
sehend, dieselben regelmässig durch jene allgemeine theore- 
tische Frage nach dem Verhältnisse der geistlichen und 
rechtlichen Kirche ersetzt hat. Einmal, um ganz zu ge- 
schweigen von den Nachtheilen, den die Vieldeutigkeit des 
Wortes „rechtliche Kirche“ mit sich bringt, oder 
wenigstens wie wir gesehen, mit sich bringen kann, kommt 
man auf. diesem Wege meistens dahin, als Antwort auf die 
allgemeine theoretische Frage schlechtweg das anzusehen, 
was man doch bloss an-der eigenen Kirche beobachtet hat. 
Andererseits verführt die Gewohnheit der Abstraction von 
inviduellen Besonderheiten nur zu leicht dazu, auch von 
Dingen zu abstrahiren, von denen man schlechterdings 
nicht abstrahiren durfte, und demzufolge die ganze Sache 
sich einfacher vorzustellen, als sie wircklich ist. Und 
schliesslich begünstigt auch jene verallgemeinerte, abstracte 
Fragestellung die durchaus verkehrte Vorstellung, dass die 
Bestimmung jenes Verhältnisses von geistlicher und recht- 
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licher Kirche auch maassgebend sein müsse für die Ent- 
scheidung darüber, was innerhalb einer bestimmten 
Kirche positiv Rechtens sei, während ein solcher Ge- 
danke bei einer einfachen Beantwortung der obigen beiden 
concret-praktischen Fragen gar nicht wohl aufkommeu kann. 
Denn die erste derselben setzt eine bestimmte Anschauung 
vom kirchlichen Rechtszustande auf Grund positiver Quellen 
vielmehr voraus, die zweite dagegen blickt über das Be- 
stehende hinweg auf ein Ideal äusserer kirchlicher Gemein- 
schaft hin, das sie offenbar nicht selbst schon als Recht 
ansieht. Dass es freilich möglich ist, die angedeuteten 
Fehler auch bei einer Behandlung von allgemeinerem Cha- 
rakter zu vermeiden, das beweist schon die Abhandlung 
Ritsch!’s. Vielleicht irren wir aber nicht, wenn wir die hohen 
Vorzüge derselben zum Theil gerade darauf zurückführen, 
dass sie trotz der allgemeinen Tendenz, und trotz der 
allgemeinen Gesichtspunkte, von denen sie ausgeht, die 
hohen Sache doch möglichst concret, im Anschlusse an die 
unmittelbar praktischen Bedürfnisse und historischen Vor- 
aussetzungen auflasst. 


X. 


Das vierte Glied der Luthardt’schen Hauptargumentation 
($. I. 3. d.) bildet die Behauptung, die Lehre der Kirche, 
wie sie sich in den Bekenntnissschriften darstelle, sei nichts 
anderes, als die „mit innerer und mit geschichtlicher, von 
Gott gefügter Nothwendigkeit“ vollzogene „Entfaltung und 
Bezeugung der Lehre, die Christus zusammengefasst“ in 
jenes „Grundbekenntniss der Kirche“ Matth. 28. 19. 

Hierüber ist folgendes zu bemerken: 

1) Man kann Luthardt recht gern zugeben, dass die 
lutherischen Bekenntnissschriften auf geschichtlicher Nothwen- 
digkeit beruhen. Allein diese geschichtliche Nothwendigkeit 
beweist gar nichts von dem, was Luthardt damit beweisen 
will. Wer einigermassen Geschichte zu treiben und zu 
verstehen gelernt hat, dem müssen als geschichtlich 
nothwendig nicht nur jene wenigen, grossen epoche- 
machenden 'Thatsachen erscheinen, deren fortdauernde Seg- 

nungen sich selbst dem blödesten Auge kaum entziehen, 
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sondern auch ein guter Theil des unendlich viel massen- 
hafteren Beiwerks, das nur bestimmt ist dem Bedürfnisse 
eines gewissen Zeitalters zu genügen, ja selbst die zahl- 
reichen Irr- und Umwege nicht ausgenommen, die die Ent- 
wickelung der Menschheit und nicht am wenigsten gerade 
der Kirche aufweist. Das Anerkenntniss einer geschicht- 
lichen Nothwendigkeit der Bekenntnissschriften entscheidet 
also noch gar nichts darüber, ob sie nicht dem grösseren 
Theil ihres Inhalts nach bloss vom Standpunkte ihres 
Zeitalters aus betrachtet „Nothwendigkeit“ waren ®). 

2) So ziemlich dasselbe lässt sich sagen von dem Aus- 
drucke „von Gott gefügte Nothwendigkeit*. Es ist einem 
christlich demüthigen Sinne wohl entsprechend, alles was 
ihm besonders werth und theuer ist, als auf göttlicher 
Fügung beruhend zu betrachten. Jedoch dem wahrhaft 
Demüthigen fällt es gar nicht ein, mit dem, was er als 
göttliche Fügung erfasst, den Begriff des Unwandelbaren 
zu verbinden; im Gegentheil er hält sich für gebunden, 
auch die Wandelung selbst als göttliche Fügung hinzu- 
nehmen. Und noch weniger wird er sich vermessen zu 
meinen, dass er der göttlichen Weltregierung näher stehe, 
als Andere, dass er ein Privileg darauf habe, für seine 
Ansichten über den Werth einer geschichtlichen Entwicke- 
lung, wie solcher von Menschen doch nur menschlich be- 
griffen und festgestellt werden kann, einfach Gott zu 
eitiren. | 

3) Die Worte „mit innerer Nothwendigkeit voll- 
zogene Entfaltung“ können, wenn „innere“ und „geschicht- 
liche Nothwendigkeit nicht ganz dasselbe bedeuten sollen, 
nichts anderes sagen wollen, als dass die Lehre der Be- 
kenntnisschriften wenigstens im Keime schon in. jenem 
Worte Jesu enthalten sei, das Luthardt das Grundbekennt- 
"niss der Kirche nennt. Dass selbst eine solche Art der 
Entfaltung nun und nimmermehr Anspruch darauf hat, mit 


6, Treffliche Bemerkungen über die falsche Geschichtstheorie des 
«Conservatismus» überhaupt hat erst in jüngster Zeit wieder Fabri 
in seiner Schrift «Staat und‘ Kirche» (8. 14. ff.) gemacht. Allerdings 
beziehen sich dieselben zunächst auf Fragen, die nicht hierher gehören, 
aber sie gelten für Jie unsrigen in gleicher Weise. 
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dem göttlichen Worte, das darin angeblich zur Entfaltung 
gebracht ist, auf gleiche Stufe gesetzt zu werden, das ist 
bereite in $. VIII. ausgesprochen worden. Jedoch auch 
abgesehen hiervon ist der Luthardt’'sche Satz schwer be- 
greiflich. Wenn er sich darauf beschränkte, in den drei 
altkirchlichen Symbolen eine blosse Entfaltung des 
von Jesu aufgestellten „Taufbekenntnisses* zu finden, so 
hätte das wenigstens noch einen gewissen Sinn, wenn 
es auch sicher nicht richtig ist, die geschichtlichen That- 
sachen, deren das Apostolische und nicänische Symbolum 
gedenken, eine Entfaltung des Wortes Christi zu nennen. 
Aber dabei bleibt Luthardt nicht stehen, vielmehr ist nach 
seinem Ausspruche auch der gesammte Inhalt der lutheri- 
schen Bekenntnisschriften nichts als „Entfaltung der im 
Taufbekenntnisse zusammengefassten Lehre,“ also beispiels- 
weise die symbolischen Doctrinen von der Erbsünde, von 
der Rechtfertigung, von den Sacramenten un. s. w. Und 
was noch erstaunlicher ist, für diese kühne Behauptung 
findet sich auch nicht einmal eine Spur von Begründung, 
sei eg auch nur für eine einzelne bestimmte Lehre der Be- 
kenntnissschriften. Luthardt verlangt also nicht mehr und 
nicht weniger, als dass wir ihm seine Behauptung auf sein 
blosses Wort hin glauben sollen. 

4) Luthardt bricht über den in Rede befangenen Satz 
selbst den Stab, indem er nachträglich (S. 50 £.) offen zu- 
gesteht, dass: die Formulirung der Lehre in den Symbolen, 
der wissenschaftliche Ausdruck, in den sie dieselben klei- 
den, sowie die einzelnen Beweisgründe, welche sie hierfür 
beibringen, abhängig seien von dem wissenschaftlichen 
Sprachgebrauche oder von den sonstigen wissenschaftlichen 
Mitteln der Entstehungszeit, „die ungenügend oder unge- 
eignet sein können.“ Denn wenn man die Uhnrichtigkeit 
auch nur eines einzigen Beweisgrundes als möglich 
zugiebt, so ist damit unvermeidlich auch die Möglich- 
keit einer falschen Schlussfolgerung anerkannt; es 
kann also von einer schlechthin nothwendigen Ent- 
faltung aus einem gegebenen Keime heraus nicht mehr die 
Rede sein. 
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XI. 


Indem wir uns zu den praktischen Consequenzen 
($.1.3.eund f) wenden, die Luthardt aus den besprochenen 
Prämissen gezogen hat, wird es angemessen sein, zunächst 
den Gang seiner Beweisführung uns nochmals in aller Kürze 
zu vergegenwärtigen. Luthardt argumentirt folgendermaassen : 
(1.) Für die ganze Frage ist zu oberst entscheidend der 
kirchliche Begriff von der Kirche. (2.) Nach diesem 
Begriff gehört zu dem Wesen der Kirche, diesen Aus- 
druck zunächst im religiös-theologischen Sinne genommen, 
vor allen Dingen die Lehre derselben, soweit sie die Ent- 
faltung des von Jesu aufgerichteten Grundbekenntnisses 
bildet. (3.) Da nun die „rechtliche Kirche“ weiter nichts 
ist, als die „geistliche Kirche“ in ihrer äussern empirischen 
Organisirung, so gehört jene Lehre auch zum Wesen der 
rechtlichen Kirche. (4.) Die Lehre der lutherischen Be- 
_ kenntnissschriften ist nichts anders als die nothwendige Ent- 
faltung jenes Grundbekenntnisses. Folglich gehört sie zum 
Wesen der lutherischen Kirche als Kirche. 

Unmittelbar an den letzten Satz schliessen sich die 
praktischen Folgerungen Luthardt’s an. Einerseits 
nämlich die positive Bestimmung des Inhalts und Um- 
fangs der Synodalcompetenz ($. I. 3. e.): „Nicht die 
Lehre selbst ist Gegenstand der Gesetzgebung, nicht der 
materielle Inhalt jener Schriften unterliegt dem synodalen 
Willen und Beschluss, so dass die Synode bestimmen 
könnte, welche Lehren vorgetragen werden sollen oder 
dürfen und welche nicht, sondern nur die formelle Seite 
jener Schriften und die äusseren Anordnungen hinsichtlich 
ihres Gebrauchs in der Kirche fallen unter ihre Verfügung.“ 
Andererseits als nothwendige Ergänzung die Bestim- 
mung der Folgen, welche die Verletzung der Competenz 
nach sich ziehen soll. 

Der Nachweis, dass die vorausgehende Argumentation 
auch nur in einer einzigen Prämisse unrichtig sei, hebt 
natürlich auch die praktischen Schlussfolgerungen Luthardt’s 
d. h. seine Ansicht über die Competenz der Synodalge- 
setzgebung — oder sagen wir lieber der Landeskirchenge- 
setzgebung — völlig in die Luft. Dass aber dieser 
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Nachweis bereits geführt worden ist, und zwar nicht nur 
hinsichtlich einer, sondern vielmehr jeder einzelnen 
Prämisse für sich, das zeigt folgende Recapitulation. 

1) Es ist erwiesen worden, (VI. 2. 4.), dass der kirch- 
liche Begriff von der Kirche weder die Grundlage 
einer kirchenrechtlichen, noch einer kirchenpolitischen Un- 
tersuchung bilden, am allerwenigsten aber für unsere spe- 
cielle Frage entscheidend sein könne. 

2) Es ist erwiesen worden ($. VIII.), dass Luthardt „den 
kirchlichen Begriff von der Kirche“ durchaus ungenügend 
und in den für uns wesentlichsten Punkten geradezu falsch 
dargestellt hat. Zu dem Wesen der Kirche im „geistlichen“ 
Sinne gehört nach lutherisch-symbolischer Anschauung nie- 
mals die „Kirchenlehre“ oder „das Bekenntniss“, überhaupt 
niemals irgend eine bestimmte menschliche Auffassung von 
dem Worte Gottes oder dem Evangelium, sondern immer 
nur das letztere selbst. 

3) Es ist erwiesen worden ($. IX.), dass sich die „recht- 
liche Kirche“ — mag man nun darunter eine einzelne 
irgendwie genauer bestimmte äussere Kirchengemeinschaft 
oder den Inbegriff alles christlichen Gemeinschaftslebens 
verstehen — unter allen Umständen nicht beanspruchen 
darf, die „geistliche Kirche“ selbst darstellen zu wollen. 

4) Es ist endlich erwiesen worden, dass die Voraus- 
setzung Luthardt's, dass die Lehre- der lutherischen Be- 
kenntnissschriften als die nothwendige Entfaltung, 
sei es des Wortes Gottes überhaupt oder eines bestimmten, 
angeblich von Christo aufgestellten „Grundbekenntnisses“ 
zu erachten sei, nichts ist als eine blosse, durch nichts be- 
gründete, wohl aber noch überdiess mit andern Erklärungen 
Luthardt’s in Widerspruch stehende Postulation. 


XII. 


Es kann gewiss nicht unsere Pflicht sein, die Frage 
zu erörtern, ob nicht auf einem anderen, als dem von 
Luthardt eingeschlagenen Wege, dessen praktisches Schluss- 
resultat doch noch aufrecht erhalten werden könne. Denn 
in Wirklichkeit ist uns ein hierauf bezüglicher Nachweis, 
der auf die von uns widerlegten Prämissen sämmtlich 
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verzichtet hätte, bisher nicht bekannt geworden. Zum 
Ueberfluss wollen wir jedoch die in $. XI. angedeuteten 
praktischen Folgerungen selbst noch etwas genauer ins 
Auge fassen. 

1) Der Grundsatz, welchen Luthardt über die Compe- 
tenz lutherischer Synoden in Rücksicht auf die Lehre auf- 
gestellt hat, stellt sich offenbar nicht nur als die praktische 
Consequenz der vorhergehenden Argumentation, sondern 
zugleich als die schliessliche Antwort auf die Frage dar, 
um welche es sich nach seinen anfänglichen Erörte- 
rungen zwischen ihm und uns handeln soll. Muss man 
nun doch präsumiren, dass demgemäss auch die Ausdrücke 
der Antwort in dem Sinne auszulegen sind, in welchem 
die ursprüngliche Frage gestellt ist, so wäre schon durch 
das, was ich in $. II. über die unrichtige Fragestellung 
ausgeführt habe, erwiesen, dass das Luthardt’sche Schluss- 
resultat unsere Ansicht gar nicht ausschliesst. 

Auf der andern Seite geben wir bereitwillig zu, dass 
auf Grund der 88. VL—X. besprochenen Luthardt’schen 
Prämissen, wenn sie richtig wären, in der That 
Schlussfolgerungen gegen unsere Ansicht ($$. II. III.) zu 
ziehen sein würden. 

Offenbar liegt schon hierin ein bedenklicher Widerspruch. 
Entweder Luthardt hat die letzterwähnten Schlussfolge- 
rungen wirklich gezogen; dann geht die Antwort weit über 
die ursprüngliche Frage hinaus. Oder er hat jene Schluss- 
folgerungen nicht ziehen wollen; dann hat er seine ganze 
Beweisführung indirect aufgegeben. 

Wir wollen indessen auf diesen Widerspruch kein be- 
sonderes Gewicht legen und fragen: woran sollen wir uns 
denn eigentlich halten? — Man wird uns erwidern : einfach 
an die Worte Lutharat’s selbst, d. h. an das, was er un- 
mittelbar als seine praktische Ansicht von der Sache 
hingestellt hat, also insbesondere an den in $. XI. mitge- 
theilten Grundsatz. Gewiss! daran müssen wir uns halten. 
Allein je mehr wir uns bemühen, den Sinn dieses Grund- 
satzes und der damit zusammenhängenden Erklärungen zu 
ergründen, um so mehr wächst uns die Ueberzeugung, dass 
hier bei Luthardt Alles unklar ist. 
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Die erste Hälfte des gedachten Satzes („nicht die Lehre 
selbst ist Gegenstand der Gesetzgebung, nicht der materielle 
Inhalt jener Schriften unterliegt dem synodalen Willen 
und Beschluss“) entspricht wörtlich den Bestimmungen 
in $ 65. der Hannover’schen Kirchenverfassung und 
Synodalordnung von 1864. und in $. 80. der Olden- 
burg’schen revidirten Kirchenverfassung von 1853. Beide 
$$. sind früher schon einmal von mir besprochen worden 
(Gesetzgebungsrecht evangelischer Landeskirchen, $. XV. 
8. 122. ff.) und bin ich damals insbesondere auf Grund 
der vorausgegangenen Synodalverhandlungen zu der An- 
sicht gelangt, dass sie die Gesetzgebung im Gebiete der 
Kirchenlehre, so wie ich dieselbe auffasse (8. II. f.), nicht 
ausschliessen wollen. Gleichviel, dass sie zum allermindesten 
äusserst zweideutig sind, hat Luthardt selbst in seinem 
Üonferenzvertrage von 1870. S. 27. anerkannt. Und den- 
noch gebraucht er jetzt genau dieselbe Ausdrucksweise, 
um seine Ansicht kundzugeben. 

Doch vielleicht wird die Zweideutigkeit gehoben durch 
den Zusatz, den Luthardt macht? — Wir zweifeln sehr. 
Was soll es heissen: „Die Synode könne nicht bestimmen, 
welche Lehren vorgetragen werden sollen oder dürfen und 
welche nicht?“ Enthält nicht die Einführung neuer Agen- 
den und Katechismen, die Luthardt sogleich vorher zur 
Competenz der Synode rechnet, stets eine derartige Be- 
stimmung? Giebt nicht jeder Katechismus — auch im 
günstigsten Falle — nur eine Auswahl der in den Be- 
kenntnissschriften enthaltenen Lehren, auf die der Lehrende 
unter bestimmten Voraussetzungen sich beschränken soll? 

Oder will Luthardt sagen, dass eine gesetzliche Be- 
stimmung darüber, welche Lehren unter gewissen Voraus- 
setzungen vworzutragen seien, sich jedenfalls innerhalb der 
in den Bekenntnissschriften niedergelegten Lehren zu halten 
habe, also wenigstens in keinem Punkte Abweichungen 
d. h. irgend widersprechende Meinungen zulassen dürfe? 
Dann müssen wir vor allen Dingen fragen: wie stimmt 
diess zu dem sowohl von Luthardt selbst, als von sonstigen 
Orthodoxen gemachten Zugeständnisse, dass die Bekennt- 
nissschriften auch eine ganze Reihe von Einzelheiten und 
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Zufälligkeiten enthalten, auf die es nicht ankomme, die 
man daher sehr wohl fallen lassen könne und müsse ? 
‚Nehmen wir endlich an, Luthardt habe mit den be- 
regten Worten bloss die Unantastbarkeit dessen behauptet, 
„was die Bekenntnisse eigentlich sagen und lehren wollen,“ 
(S. 51. vgl. oben 8. X., 4.) so kommen wir erstrecht nicht 
aus den Widersprüchen heraus. Wir wollen ganz davon 
schweigen, wie wenig von dieser Auffassung der Sache 
in jenen Worten zu finden ist. Viel wichtiger ist, dass 
hiermit trotz aller entgegengesetzten Erklärungen die Zu- 
lässigkeit der Gesetzgebung über und resp. wider einen 
Theil der Kirchenlehre oder des Inhalts der Symbole bereits 
 implieite zugegeben sein würde, — nämlich insofern 
und insoweit diese Kirohenlehre oder „der materielle 
Inhalt der Bekenntnissschriften“ unwesentliche Einzelheiten 
und Zufälligkeiten enthält. Es würde beispielsweise als 
vollkommen zulässig anerkannt sein, nicht nur Verpflich- 
tungsformulare einzuführen, in denen die Stellung des Geist- 
lichen als eine insofern freiere ausdrücklich anerkannt, son- 
dern auch Katechismen und andere Religionsbücher, in 
denen die eingestandenermaassen mangelhafte symbolische 
Begründung durch eine bessere ersetzt wäre. Gesteht man 
aber so viel von unserm Beweisthema zu, so wird ferner 
auch alle Bestreitung rücksichtlich des Bestes illusorisch. 
Denn wo ist der unfehlbare Probirstein dafür, ob eine 
Lehre der Symbole zu jenen Einzelheiten oder Zufällig- 
keiten oder vielmehr zu dem gehöre, was, sie eigentlich 
lehren wollen? Soll einzig der Umstand entscheiden, 
ob die Lehre formell und der äussern Veranlassung gemäss 
als blosse Prämisse oder als eigentlicher Gegenstand des 
Streits und darum als Schlusssatz erscheint? Wie kann 
man dann beispielsweise auch die Lehre der Apologie vom 
Beichtsacramente oder einzelne Sätze des Athanasianum, 
an welcher unsere gesammte moderne ÖOrthodoxie zur 
Ketzerei werden würde, für nicht beachtlich erklären? 
Stellt sich nicht zumal das letztere Symbol in seiner gan- 
zen Ausdehnung als den katholischen Glauben dar, ohne 
welchen Niemand selig werden könne? Und haben nicht 
überdiess die Verfasser der Bekenntnissschriften die Schluss- 
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sätze ihrer Ausführungen gerade darum geglaubt und ge- 
lehrt, weil sie an die Prämissen glaubten? Darf man also 
die einen fallen lassen und dennoch die andern als ohne 
Ausnahme unaufgeblich bezeichen ? Heisst das nicht aus 
den symbolischen Büchern herauslesen, was man in ihnen 
gerade finden wollte? — Und das nennt Luthardt „die 
Bekenntnissschriften geschichtlich erklären“ !! 

Ganz ähnliche Bedenken und Widersprüche kehren 
natürlich bei dem zweiten Theile der Luthardt’schen Com- 
petenzbestimmung wieder. Dass nur die formelle Seite der 
Bekenntnissschriften, die äusseren Anordnungen überihren 
Gebrauch in der Kirche der Synodalcompetenz un- 
terliegen — nicht mehr und nicht weniger habe ich früher in 
$: 80. der Oldenburgischen revidirten Kirchenverfassung 
von 1853. anerkannt gefunden. Aber ich fand zugleich 
eben hierin den Beweis dafür, dass dieses Verfassungsgesetz 
eine Gesetzgebung in dem von mir vertheidigten Sinne 
durchaus nicht ausschliesst. Denn ein Gesetz, wodurch 
den symbolischen Büchern alle ihre rechtliche Qualität . 
als Lehrnorm genommen und dieselben nur als hervor- 
rsgende Documente des Reformationszeitalters der Beach- 
tung empfohlen würden, ist offenbar auch nichts Anderes, 
als eine „äussere Anordnung rücksichtlich des Gebrauchs 
in der Kirche.“ Ja, man könnte, wenn man nur dem 
Wortlaute folgen wollte, diese Bezeichnung selbst für eine 
solche Anordnung sehr wohl verwenden, durch die der 
fernere Gebrauch der Bekenntnissschriften in der Kirche 
geradezu verboten würde. Nun sieht freilich Jedermann, 
dass Luthardt den Ausdruck in einer ganz anderen Be- 
deutung gebraucht. Was er aber damit sagen will, ist 
aus seiner Darstellung schlechterdings nicht zu entnehmen. 

2) Das nothwendige Complement zu der Bestimmung 
der Synodalcompetenz selbst, oder besser gesagt des Inhalts 
und Umfangs derselben, bildet die Bestimmung der recht- 
lichen Folgen, die sich an etwaige Competenzverletzungen 
knüpfen. Hätte Luthardt sich begnügt, alle Synodalbe- 
schlüsse, die eine Competenzverletzung in sich schliessen, 
entweder im Ganzen oder auch bloss rücksichtlich der 
verletzenden Bestimmungen einfach für nichtig zu erklären, 
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so würde sich — die Richtigkeit der Competenzbestimmung 
selbst vorausgesetzt — gegen diese zweite praktische Fol- 
gerung Luthardt’s nur verhältnissmässig wenig sagen lassen, 
denn die logische Consequenz spricht in der That für die 
Nichtigkeit jedes ausserhalb der Competenz der fraglichen 
gesetzgebenden Gewalt beschlossenen Gesetzes, wenn auch 
das positive Recht selbst bisweilen diese Consequenz nicht 
gezogen, sondern bis zu einem gewissen Grade sogar solche 
von incompetenten Gewalten ergangenen Gesetze für bloss 
anfechtbar, aber gültig erklärt hat. 

Allein in keinem Falle darf man übersehen, dass jedes 
an und für sich nichtige Gesetz dennoch Recht werden 
kann, indem es thatsächlich, gleichviel auf welche Weise, 
innerhalb des ganzen Gebietes, für das es bestimmt war, als 
Recht allgemein anerkannt wird, oder mit anderen Worten 
ausgedrückt, zur wirklichen Geltung gelangt. Und noch 
weniger darf man vergessen, dass zu einer wahren Com- 
petenzverletzung, die Nichtigkeit des Beschlusses zur Folge 
‚ haben soll, stets eine Verletzung des formellen Rechts 
gehört, niemals aber eine Abweichung von dem ausreicht, 
was Luthardt „materielle Berechtigung“ nennt. 

Diese beiden von der Jurisprudenz — zumal in praxi 
— ganz allgemein gehandhabten Grundsätze stellt Lutha:dt 
geradezu auf den Kopf. Die Thatsache, dass in den ver- 
schiedenen lutherischen Landeskirchen sich Rechtsgrundsätze 
in unbestrittener Geltung befinden, durch die theils die 
praktische Bedeutung der Bekenntnissschriften im Allge- 
meinen für die Kirche und ihre Diener sehr verschieden 
bestimmt, theils der Gebrauch gewisser Agenden und Kate- 
chismen von äusserst zweifelhafter Symbolmässigkeit ge- 
boten ist, erscheint Luthardt als durchaus werthlos. Sein 
„materielles Recht“ dagegen, wie es in „der Sache selbst“ 
liegen und aus dem Wesen der Kirche folgen soll, erachtet 
es für „Alle, die Glieder oder vollends Diener und Lehrer 
der Kirche sein wollen“ als schlechtweg verbindlich, 
gleichviel ob die formelle Rechtsordnung damit in Ueber- 
einstimmung ist oder nicht. (S. 35. f.) 

Nach Luthhardt also ist auch der Geistliche derjenigen 
lutherischen Landeskirchen, die nur eine Verpflichtung auf 
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die Schrift oder nur eine Verpflichtung zur „gewissenhaften 
Berücksichtigung“ der Bekenntnissschriften kennen, ganz 
in derselben Weise an die letzteren gebunden, wie der- 
jenige, der in strengster Weise auf sie vereidet worden ist. 
Kommt zufällig über kurz oder lang ein orthodoxes Kirchen- 
regiment ans Ruder, so ist dieses nicht etwa nur berechtigt, 
eine neue strengere Verpflichtung einzuführen, sondern 
es kann, ohne dass es dessen nur auch bedürfte, die Kirchen- 
diener verwarnen und zuletzt absetzen, weil — sie sich 
ihrer officiellen Amtsverpflichtung gemäss verhalten und 
nicht Normen beachtet haben, zu deren Beobachtung sie 
nach der geltenden formellen Rechtsordnung gar nicht verbun- 
den waren. Noch mehr, die Kirchendiener sind berechtigt 
und verpflichtet, die durch landeskirchliche Gesetze einge- 
führten Agenden und Katechismen, sofern und soweit sie nach 
ihrer Ansicht nicht „bekenntnissmässig“ sind, zu ignoriren. 
Sie sind berechtigt und verpflichtet, an Stelle der ihrer 
Meinung nach symbolwidrigen liturgischen Formeln, die 
älteren „bekenntnissmässigen“ anzuwenden, mögen die er- 
steren auch noch so lange schon regelmässig gebraucht 
worden sein. Sie sind berechtigt und verpflichtet, ihren 
Gemeinden den längst eingebürgerten Katechismus zu ent- 
ziehen und zu sagen: euer Katechismus betrügt euch um 
die reine Lehre unserer Kirche; uns müsst ihr hören, nicht 
“ihn. Mit einem Worte: sie sind nicht etwa verpflichtet, 
das Amt aufzugeben, sofern die Gesetze, deren Beobach- 
tung sie mit der Amtsübernahme gelobt, ihrem Gewissen 
zur Last werden, sondern sie sind berechtigt und verpflichtet, 
sich über das Gesetz zu stellen, sobald sie darin eine 
Abweichung von dem Bekenntniss oder überhaupt von dem 
Wesen der Kirche erblicken. 

Es würde müssig sein, über die furchtbare Verschro- 
benheit der dargelegten Rechtsanschauung, auf die wir be- 
reits in $. V. unter gleichzeitiger Andeutung der allein 
möglichen richtigen Auseinandersetzung zwischen „formellem 
Recht“ und „materieller Berechtigung“ hingewiesen haben, 
— hier auch nur ein Wort noch zu verlieren. Völlig neu 
ist jene Anschauung freilich nicht; aber bisher zählte sie 


ihre Vertreter nur unter dem Socialismus und dem römischen 
16 * 
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Curialismus. Auf das Wesen der Sache, auf die „allge- 
meinen Menschenrechte“ hat der erstere sein berüchtigtes 
Schlagwort gegründet, dass Eigenthum Diebstahl sei; aus 
dem Wesen der Sache, aus dem kirchlichen Begriffe von 
der Kirche deducirt der letztere, dass der Staat die Ge- 
bote der Kirche zu vollziehen habe, und alle damit im 
Widerspruch stehenden Friedensschlüsse, Verfassungsgesetze 
u. s. w. in Wahrheit nichts seien als eben so viele Ver- 
brechen gegen die Kirche. Wahrlich! es wäre eine traurige 
Ironie des Schicksals, wenn der lutherische Orthoxismus 
bestimmt wäre, der Dritte in diesem Bunde zu sein. 


XIH. 


Ein seltsames Gegenstück zu den praktischen Forde- 
rungen, die Luthardt selbst gestellt hat, bilden seine Er- 
örterungen über die praktischen Folgen, welche er für den 
Fall prophezeit, dass die Synoden sich das Recht zuschrei- 
ben, über die Lehren zu verfügen. 

Als erste Folge dieser Art bezeichnet Luthardt „Ver- 
wirrung und Verstörung der Gemeinden.“ „Es ist mög- 
lich“, beginnt er (S. 43.) seine Ausführung hierüber, „dass 
man im Anfang von jener Freiheit gegenüber der Lehre 
einen mässigen Gebrauch macht, so dass die wesentliche 
Veränderung, welche mit dem ganzen Bestand der Kirche 
eingetreten wäre, sehr wenig unmittelbar empfunden würde. 
Aber das Entscheidende ist der Grundsatz 
selbst. Und die thatsächlichen Folgen würden über kurz 
oder lang sich doch vollziehen; denn wenn man eine 
Freiheit besitzt, so lest man dieselbe auch 
zu gebrauchen. 

Hiergegen ist für's Erste immer und immer wieder 
daran zu erinnern, dass dasjenige was Luthardt als das 
Entscheidende bezeichnet, „der Grundsatz selbst“ von 
uns niemals so aufgestellt worden ist, wie ihn Luthardt 
aufgefasst und schlechtweg als Verfügungsrecht der Synoden 
über die Lehren charakterisirt hat. 

Fur Zweite ist freilich unzweifelhaft, dass jede Frei- 
heit, jedesRecht miss braucht werden kann, also natürlich 
auch das Recht der Gesetzgebung, das wir wirklich (8$. II 
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2. u. III.) für die evangelischen Landeskirchen und even- 
tuell, unter bestimmten Voraussetzungen und Beschränkungen 
(8. II. 1.) für die Synoden in Anspruch genommen haben. 
Darum aber völlig dieses Recht zu verwerfen, dürfte ebenso 
sehr triftiger Gründe, als praktischen Nutzens entbehren. 
Nach der Luthardt’schen Theorie müssten unsere öffentlichen 
Verhältnisse die allerheillosesten sein; denn die Vollmachten 
der gesetzgebenden Gewalten des Staats sind längst als 
ungeheuer anerkannt, die unmittelbare Macht des Guten 
und Wahren auf die Gemüther kann also doch nicht so 
gering sein, dass man diesen weiten Umfang der Competenz 
beklagen müsste. Und wäre dem nicht so, was hülfe es 
denn im berechtigten Misstrauen gegen die Fähigkeit und 
Vernünftigkeit der Gewalthaber die Schranken ihrer Com- 
petenz wesentlich enger zu ziehen? So wir überhaupt auf 
ideale Mächte gar nicht mehr bauen können, woher soll 
uns das Vertrauen auf die Wirksamkeit des Rechtes 
kommen ? 

Noch seltsamer ist die Befürchtung Luthardt’s, dass 
die Anerkennung des von uns vertheidigten Gesetzgebungs- 
rechts im Principe das Signal und die Quelle zu furcht- 
baren, die Kirche in Misskredit bringenden Streitigkeiten 
über Maass und Inhalt der Kirchenlehre sein werde. Es 
will uns doch bedünken, als wären wir schon längst mitten 
in diesem Streite drin, mit dem einzigen Unterschiede, 
dass gegenwärtig von den Einen bereits über die Ausfülı- 
rung des Princips, von den Anderen dagegen gleichzeitig 
noch über dieses selbst gestritten wird. Warum aber 
durch das Aufgeben des principiellen Streitpunktes, 
aller sonstigen Erfahrung entgegen, der Streit noch unerquick- 
licher werden und warum derselbe die Gemeinden alsdann 
näher berühren und speciell sie „unsicherer“ und „verwirr- 
ter“ machen sollte, als auch nur der Streit über das Prin- 
cip allein, das ist uns schlechterdings unerfindlich. 

Gewiss! kein Gebiet will- so zart und vorsichtig be- 
handelt sein als das religiöse. Aber der Nothwendigkeit, 
eine Sache zart und vorsichtig zu behandeln, wird man 
dadurch nicht schon gerecht, dass man sie ganz bei Seite 
schiebt. Ja, es fragt sich ob wir in manchen unserer luthe- 


242 Dr. E. R. Bierling: 


rischen Landeskirchen nicht auf dem Punkte angelangt 
sind, wo die längere Unthätigkeit schlimmere Wirkungen 
hervorbringen dürfte, als sogar ein einigermaassen unzartes 
ungeschicktes Anfassen der fraglichen Sache. Vielleicht 
denkt Luthardt selbst hierüber ein wenig anders, seit er 
auf der ersten Sächsischen Landessynode (Mai 1871.) für 
den Bauer’schen Antrag auf Abänderung der Amtsver- 
pflichtung der Kirchendiener gestimmt hat. Denn eben in 
der Annahme dieses Antrags und der entsprechenden Ein- 
führung des neuen Amtsgelöbnisses für Geistliche und Re- 
ligionslehrer, an Stelle des alten Religionseides ?) liegt schon 
ein wichtiger Gesetzgebungsact im Gebiete der Kirchen- 
lehre oder, mit anderen Worten ein Gesetzgebungsact, der 
nur seinem speciellen Inhalte und Maasse nach, aber 
gar nicht seinem allgemeinen, principiellen Cha 
rakter nach abweicht von dem, was wir als mögliche (8. IL. 2.) 


”) Der frühere Religionseid für Geistliche der lutherischen 
Landeskirche Sachsens lautete nach Verordnung vom 18. Mai 1802.: 
»Ich schwöre..... ‚ dass ich bei der in hiesigen Landen aı- 
genommenen reinen Lehre der lutherischenKirche, wie 
solche in der h. Schrift enthalten, in der ersten ungeänderten Augsb. 
Confession dargestellt und in den übrigen symbol. Büchern der ev.- 
luth. Kirche wiederholt ist, beständig ohne Falsch verbleiben, ihr ge- 
mäss lehren, die Aufrechthaltung dieser Lehre, soviel an mir ist, för- 
dern und dafern ich mich in meinem Gewissen gedrungen fühlen sollte, 
von dem bei der evangelischen Kirche angenommenen 
Lehrbegriffeabzuweichen odermich zu einer andern Confession 
zu bekennen, solches ohne Anstand bei meinen Vorgesetzten anzeigen 
und darauf fernere Entschliessung erwarten will, u. s.w.» Zur Inter- 
pretation und Kritik desselben s. M. Krenkel Religionseid und Be- 
kenntnissverpflichtung (Leipzig 1869.) S. 14. ft. 

Das auf Antrag der ersten luth. Landessynode von 1871., durch 
Verordnung der in Evangelicis beauftragten Staatsminister vom 27. Juli 
1871. eingeführte Amtsgelöbniss lautet dagegen: «Ich gelobe vor 
Gott, dass ich das Evangelium von Christo, wie dasselbein der 
heilgen Schrift enthalten und in der (ersten ungeänderten) Augsburgi- 
schen Confession und sodann in den übrigen Bekenntnissschriften der 
evang. luth. Kirche bezeugt ist, nach bestem Wissen und Ge- 
wissen lauter und rein lehren und verkündigen will.» Dass auch 
hierin Einiges unklar ist, darüber habe ich mich in Calinich's 
«Leuchte» (Jahrg. 1871. H. 7.) ausgesprochen, der gewaltige Unter- 
schied von dem früheren liegt jedoch auf der Hand. 
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und bez. unerlässliche ($. III. 4.) Aufgabeii der landes- 
kirchlichen Gesetzgebung bezeichnet haben. 

Die jüngste Geschichte der Sächsischen Landeskirche 
straft schliesslich auch die Folgerung Lügen, welche Luthardt 
aus dem Conservatismus der Gemeinden in Bezug auf 
religiöse Sitten und Gebräuche gezogen hat. Für einen 
Theologen, zumal der lutherischen Kirche, mag es freilich 
natürlich erscheinen, wenn er meint, dass das, was von den 
Sitten und Gebräuchen gelte, in noch weit höherem Grade 
von der Lehre gelten müsse. Der ganzen Stellung und 
Denkart unserer Gemeinden, zumal der Landgemeinden, 
entspricht jedoch diese Auffassung keineswegs. 

Im Allgemeinen stehen die Gemeinden gerade demjenigen 
Theile der protestantischen Lehrgesetzgebung, um dessen 
Reform es sich in erster Linie handelt, so fern, dass sie 
von einer Aenderung derselben regelmässig wenig oder 
nichts zu verspüren pflegen. 

Nur verhältnissmässig wenige Gemeindeglieder haben 
überhaupt Interesse für eine Sache, die wie die Lehrver- 
pfllichtung der Kirchendiener unmittelbar nur diese 
selbst berührt; und auch von diesen Wenigen macht sich 
nur ein kleiner Theil wirklich klar, dass es sich bei der 
Gesetzgebung über die Lehrverpflichtung meistens nicht 
blos um die Formalität, sondern um die Stellung der 
Kirche und ihrer Diener selbst zur Lehre und speciell zu 
den Symbolen handelt ®). Es ist daher auch gar nicht zu 


° Sehr richtig sagt Herrmann (Ueber die neueste Bestreitung 
der rechtlichen Autorität des kirchlichen Symbols 8. 22.): «Aller- 
dings hat es seine unbezweifelte Richtigkeit, dass der Amtseid 
nicht die Quelle der Amtspflichten ist, sondern ein von der Gesetz- 
gebung zu mehrerer Sicherheit ihrer Erfüllung gefordertes subjec- 
tives Bestärkungsmittel. In Kraft dieser Eigenschaft hat jedoch der 
Amtseid die weitere Bedeutung: einmal dass er durch seine Fassung 
über diejenigen Rechtspflichten ins Klare setzt, welche 
nach der Ansicht des Gesetzes im Amtsverhältniss be- 
gründet sind und diese somit gegen das individuelle Meinen des Sub- 
jeets sicher stellt: sodann dass er diejenigen Amtspflichten zu erken- 
nen giebt, welche als die wichtigsten den. eigentlichen 
Kerndes Amts betreffenden, nach dem Willen der Gesetz- 
gebung anzusehen sind.» Diese Bedeutung fällt aber natürlich um so 
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verwundern, dass die oben erwähnte Annahme und Sanc- 
tionirung des Bauer’schen Antrags auf der einen Seite 
(in Dresden) eine kleine Separation hervorgerufen hat, auf 
der andern dagegen diese an dem Gros der Gemeinden 
völlig spurlos vorübergegangen ist. Und ganz dasselbe 
Resultat — das kann man bestimmt voraussagen — würde 
zu verzeichnen sein, wenn statt des Bauer’schen Antrags der 
noch weiter gehende von Zarnke angenommen und in 
der Folge Kirchengesetz geworden wäre. Immer natürlich 
vorausgesetzt, dass nicht das fragliche Kirchengesetz nach- 
träglich von Geistlichen zum Gegenstande der Agitation 
gemacht worden wäre. Denn für den Geistlichen freilich 
ist es eine nur zu leichte Sache, die Gemeinde gegen ein 
Kirchengesetz aufzubringen ; gerade weil es derselben an 
eigentlichem Verständniss und Interesse für die Sache fehlt, 
genügt hierzu öfters schon die einfache nachdrückliche 
Behauptung, dass „der Glaube* gefährdet sei. Aber in 
diesem Falle ist es der betreffende Geistliche, der den kirch- 
lichen Frieden stört, nicht die Gesetzgebung an und für sich. 

Vielleicht wendet man uns ein, auch ohne solche Agitation 
müsse doch jede solche Gesetzgebung sich zuletzt durch 
ihre Folgen auch den Gemeinden fühlbar machen. Jedoch 
auch diese Voraussetzung würde — als Regel wenigstens 
— irrig sein. So lange der Geistliche nicht dem alten 
Glauben directe und offene Opposition macht, so lange er 
nicht den Grundstock dessen, was er als der Gemeinde 
vom Schul- und Confirmandenunterricht her als feststehend 
oder doch besonders lieb und werth voraussetzen darf, 
geradezu zum Gegenstande des Angriffs macht, so lange 
er mit einem Worte nicht Dinge thut, die wir früher $. III 


mehr ins Gewicht, je mehr esan sonstigen einigermaassen gleich- 
zeitigen Normen über die im Amtsverhältniss begründeten Rechts- 
pflichten fehlt, wie diess rücksichtlich der Amtspflichten in Bezug auf 
die Bekenntnissschriften so ziemlich die Regel ist. Insbesondere kann 
es keinem Zweifel unterliegen, dass in solchem Falle die Ersetzung 
einer strengen, unbedingten Lehrverpflichtung durch eine mildere, be- 
dingte, auch wirklich die gesetzliche Anerkennung enthält, dass dem 
Beamten eine grössere Freiheit des Ermessens in gedachter Hinsicht 
zukomme, als sie die frühere Formel zugestand. 


Die moderne Doctrin v. d. unabänderl. Rechte d. luth. Kirchenlehre. 245 


Not. 9. als Missbrauch der Kanzel gekennzeichnet haben, 
so lange werden seine Lehrverträge der Gemeinde auch 
kaum anstössig werden. Möglich oder auch meinethalben 
wahrscheinlich, dass dieser oder jener unter den Zuhörern 
bisweilen den Kopf schüttelt und meint, das habe ihnen 
der alte Pfarrer anders gelehrt, aber dabei dürfte es in neun- 
undneunzig Fällen sicherlich sein Bewenden haben, zumal 
wenn der betreffende Prediger sich sonst als eine im besten 
Sinne der Liebe würdige Persönlichkeit darstellt. 

Anders, beträchtlich anders steht es mit Aenderungen 
in den kirchlichen Sitten und Gebräuchen. Diess sind in 
der That Dinge, die auch dem gewöhnlichen Manne von 
frühester Jugend auf nahe gerückt, mit der regelmässig 
nur kleinen Zahl bestimmter religiöser Vorstellungen eine 
so feste Verbindung einzugehen pflegen, dass auch eine 
geringe Veränderung bisweilen schon hinreichen kann, ihn 
ime zu machen. Selbstverständlich bedingt hier Volks- 
charakter, Beschäftigung u. s. w. mancherlei Unterschiede ; 
namentlich tritt gerade hier der Gegensatz zwischen städti- 
schen und ländlichen Gemeinden besonders stark hervor. 
Aber im Grossen und Ganzen darf wohl behauptet werden, 
dass die Gesetzgebung hier sich in der Hauptsache darauf 
beschränken muss, aus dem bereits Bestehenden das 
Gemeingültige festzustellen, und so viel, als möglich den 
einzelnen Gemeinden oder den nächst grösseren, immer 
noch wesentlich lokalen Kreisen zu überlassen ?). Diess 
gilt namentlich von denjenigen Theilen der Liturgie, in 
welchen die Gemeinde selbst als thätig erscheint. Die 
‚Aufnahme von sog. Parallelformularen in der allgemeinen 
Agende ist zwar deshalb nicht ausgeschlossen, aber ihre 
Anwendung ist in den bemerkten Theilen zu binden an den 
bisherigen Gebrauch oder das Einverständniss der Gemeinde. 


, Zum Mindesten wird es angemessen sein, vor jeder gesetzlichen 
Regelung der hier einschlagenden Dinge die einzelnen lokalen Kreise 
(Gemeinden oder Kreissynoden) zu Worte kommen zu lassen, — ein 
Grundsatz, der mit Recht von manchen neuen Verfassungsgesetzen be- 
sonders sanctionirt worden ist; z. B. von dem Badischen Kirchen- 
verfasgungsgesetze $. 80., der Hannover’schen Synodalordnung 
von 1864. 8. 65. Abs. 3. u. a. 
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Gewissermaassen in der Mitte zwischen dem, was ich 
über religiöse Gebräuche einer- und über die Lehrpflicht 


der Kirchendiener andererseits zu sagen hatte, steht der 


Katechismus. Je knapper seine Form je volksthümlicher 
seine Sprache ist, um so grösser wird man die Anhäng- 
lichkeit der Gemeinden an ihn schätzen müssen. Die fort- 
dauernd ausserordentliche Bedeutung des kleinen Kate- 
chismus Luthers ruht — abgesehen von der durchaus be- 
rechtigten Verehrung für den Autor — hauptsächlich auf 
jenen beiden Eigenschaften, dagegen ganz und gar nicht 
auf seiner symbolischen Qualität. Es fehlt auch heute 
nicht an zahlreichen Gemeinden, die lutherisch sein wollen, 
durchaus nicht für Union schwärmen und dennoch ihren 
ziemlich rationalistisch gefärbten Katechismus mit aller 
Entschiedenheit gegen Einführung eines „bekenntnissmäs- 


sigen“ vertheidigen; wir brauchen nur an den Hannover 


schen Katechismusstreit zu erinnern. Auf der andern Seite 
ist gerade rücksichtlich des Katechismus eine gewisse Ein- 
heit oder gewisse Gemeinsamkeit innerhalb der Landes- 
kirche oder wenigstens innerhalb grösserer Provinzialkirchen 
wirkliches Bedürfniss. Und was vielleicht noch wichtiger 
ist, die Katechismusrevision ist die einzige Form, durch 
welche eventuell den wahrhaften Fortschritten der theolo- 
gischen Arbeit und der im Laufe der Zeit etwa eingetrete- 
nen Umbildung einzelner religiöser Vorstellungen auch für 
das kirchliche Leben genügende Rechnung getragen 
werden kann. | 

Allgemeine Vorschriften darüber, ob im einzelnen Falle 
das grössere Gewicht auf das Reformbedürfniss oder auf. 
_ die Anhänglichkeit an das Altherbrachte zu legen sei, lassen 
sich natürlich nicht geben. Für alle Fälle aber gilt das 
Wort Schleiermachers: „In der Kirche soll .die 
Differenz von heut und gestern, von einer Generation zur 
anderen sich verwischen; nichts soll als ein heutiges er- 
scheinen. Deshalb ist jede gänzliche Umbildung un- 
passend; es muss sich immer etwas aus einer Generation 
in die andere ziehen.“ 19) 


10), Ob und inwieweit eine solche Katechismusreform gegen- 
wärtig in unseren verschiedenen lutherischen Landeskirchen unum- 


weit 
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XIV. 


Die zweite Folge die Luthardt prophezeit erstreckt 
sich auf die betreffende Kirche selbst. „Die Lehre“ sagt 
er in seiner Schrift S. 44. „bestimmt den Charakter der 
Kirche. Das eigenthümliche Wesen der christlichen Kirche 
besteht in der christlichen Lehre, das unterscheidende 
Wesen der evangelischen, der lutherischen Kirche besteht 
in der evangelischen, der lutherischen Lehre. Aendert 
man die Lehre, so ändert ınan das Wesen der Kirche 
selbst... Nuır besteht aber die evangelische Lehre nicht 
bloss in der Abweisung des römischen Irrthums, sondern 
auch in der Aufstellung der entgegengesetzten evange- 
lischen Wahrheit wie siein der Augsburgischen Confession 
dargestellt ist. Also die Veränderung der evangelischen 
Lehre der Augsburgischen Confession ändert den evange- 
lischen Charakter unserer Kirche. Wir sehen aber, dass 
die folgenden Bekenntnisse unserer Kirche nichts anderes 
sind, als die weitere Erklärung der Lehre der Augsbur- 
gischen Confession. Also die Veränderung der Lehre wie 
sie in den Bekenntnissen unserer Kirche niedergelegt ist, 
verändert den Charakter und das Wesen unserer Kirche.“ 


gänglich, ob und in wieweit sieinsbesondere auch dem kleinen Ka- 
techismus Luther’s gegenüber nöthig geworden sei, das ist eine Frage 
von solcher Tragweite und solcher Schwierigkeit zugleich, dass sie 
bier nicht beiläufig abgemacht werden kann. Nach meiner persön- 
lichen Anschauung würde mit dem kleinen lutherischen Kate- 
chismus, sofern nur die Qualität der übrigen Symbole als Lehr- und 
damitauch als Auslegungsnormen weg fällt, und nnran dem festgehal- 
ten wird, was wir in $. IIl. Not.8. für den Gebrauch eines Katechismus als 
maassgebend bezeichnet haben, auch ferner recht wohl auszukommen sein. 
Aber ich wiederhole, das ist nur meine persönliche Anschauung. 
Andererseits dürfte es allerdings da, wo er eingebürgert ist, sehr 
schwer sein, ihn durch einen andern zu ersetzen, um so mehr, als 
diess in der That von vielen Gemeinden als eine Iintansetzung Luthers 
selbst aufgefasst werden würde. Auch eine Revision, wie sie in man- 
chen reformirten und unirten Kirchen unter Zugrundelegnng des Hei- 
delberger Katechismus erfolgt ist (vgl z. B. den zum Gebrauche 
für die Unterweisungen im Kanton Bern 1869. neu revidirt herausge- 
gebenen Katechismus, den Badischen Katechismus von 1855 u. A.) 
würde bein kleinen lutherischen Katechismus aus nahe liegenden 
Gründen mit viel grösseren Hindernissen zu kämpfen haben. 
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Diese ganze Deduction ist offenbar nichts, als eine 
nochmalige, gedrängtere aber wörtliche Wiederholung von 
Behauptungen, welche die Glieder der vorausgeschickten 
Hauptbeweisführung Luthardt’s bildeten (S. 25—39 vgl. 
$. I. 3. b.—d.), demgemäss von uns besprochen und Satz 
für Satz ($$. VIIL—XI.) widerlegt worden sind. Es wäre 
daher bloss Zeit- und Raumverschwendung, wenn wir dem 
Detail derselben noch eine besondere Betrachtung widmen 
wollten. Nur das mag in der Kürze noch bemerkt werden, 
dass, ganz abgesehen von ihrem Inhalte schon ihre Rich- 
tung, das Ziel auf das sie losgeht, nicht so gewählt ist, 
wie es nothwendig gewesen wäre, um aus ihr jene zweite 
Folge ziehen zu können. 

Es istin diesen Blättern wiederholt darauf hingewiesen 
worden, dass auch wir das Gesetzgebungsrecht einer evan- 
gelischen Landeskirche keineswegs als unbegrenztes auf- 
fassen. Ja, wenn Luthardt meinen früheren Ausführungen 
etwas grössere Aufmerksamkeit geschenkt hätte, so würde 
er gefunden haben, dass wir im letzten Grunde eigentlich 
Alle einig sind. Was ich dort (Gesetzgebungsrecht von 
Landeskirchen 8.113.) als „Erhaltung der Kirche als eines 
individuell bestimmten Gemeinwesens“ forderte, das hätte 
ich ebensowohl „Erhaltung ihres Wesens“ nennen können. 
Natürlich in einem beschränkteren Sinne als in $. VI 2. 
und in einem völlig andern als in $. VIII. Denn an der 
ersteren Stelle war von der Kirche in allen möglichen 
Bedeutungen, an der zweiten, speciell von „Kirche“ im 
dogmatischen Sinne die Rede; soll dagegen das Wesen 
der Kirche für eine rechtliche Schranke der Gesetzgebung 
oder umgekehrt ein Gesetzgebungsact für eine Aufhebung 
dieses Wesens gelten, so kann begreiflicherweise mit jenem 
Ausdrucke nur das Wesen des ganz bestimmten, einzelnen, 
rechtlich organisirten, äussern Gremeinwesens gemeint sein, 
dessen Gesetzgebungsrecht gerade in Frage ist, d. h. der 
Inbegriff derjenigen Eigenschaften und Merkmale, von 
deren Besitz die Fortdauer resp. Identität des frag- 
lichen Gemeinwesens als individuell bestimmten Gemein- 
wesens abhängig zu denken ist. 

Diess vorausgesetzt, stellt sich als regelmässige Vorfrage 


4 
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für die Entscheidung über die Grenzen des Gesetzgebungs- 
rechts der Synoden allerdings die Frage dar, was ist als 
Wesen gerade derjenigen Einzelkirche anzusehen, deren 
Gesetzgebungsrecht die Synode auszuüben hat? Haupt- 
gegenstand der Untersuchung muss daher eintretenden Falls 
jede einzelne Kirche z. B. Landeskirche für sich bilden; 
von dem Wesen einer ganzen Anzahl von Einzelkirchen 
zugleich kann man stets nur handeln, nachdem man sich 
von dem Wesen jeder einzelnen und dadurch von der 
Gleichartigkeit desselben überzeugt hat, sofern man nicht 
in den Fehler verfallen will, das Gleichartige wegen der 
Gleichartigkeit auch für das Wesentliche zu halten. Statt 
dessen tritt Luthardt gar nicht erst an die einzelnen that- 
sächlich bestehenden Landeskirchen heran, sondern wendet 
sich sofort dazu, das Wesen lutherischer Kirchen überhaupt 
zu erörtern. Dass dabei nichts praktisch Brauchbares 
herauskommen kann, liegt auf der Hand. Denn wenn man 
einen ganz bestimmten Begriff von „lutherisch“ im Kopfe 
fx und fertig mit sich bringt, so hält es freilich nicht 
schwer, das Wesen eines „lutherischen“ Kirchenwesens zu 
bestimmen. Schade nur, dass damit noch gar nichts dar- 
über entschieden ist, ob die Landeskirchen, die wir ge- 
meiniglich „lutherisch“ nennen, auch wirklich „luthe- 
riche Kirchen“ im Luthardt’schen Sinne sind; eine Frage, 
die im Grunde nichts ist, als eine Beschränkung oder Spe- 
cialisirung der andern, was in Wirklichkeit als ihr Wesen 
zu erachten sei. 

Aber wie? Wenn man jetzt die Gegenfrage an uns 
richtete: was ist denn nun wirklich das Wesen unserer 
dermalen bestehenden nach dem Sprachgebrauche für 
lutherisch geltenden Landeskirchen, sei es auch nur der 
deutschen, oder falls auch dieser kein schlechthin gleiches 
zuzuschreiben auch nur beispielsweise einer oder der andern 
bestimmten Landeskirche? 

Ich könnte hierauf erwiedern, meine Aufgabe sei nur, 
zu zeigen, dass die orthodoxistische Ansicht vom Wesen 
einer lutherischen Landeskirche falsch sei, eine positive 
Antwort auf obige Frage zu liefern sei zur Zeit nicht 
meines Amts. Indessen will ich lieber sogleich offen ge- 
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stehen, dass ich eine auch nur einigermaassen genügende 
Antwort auf dieselbe d. h. eine solche Antwort, die wirklich 
das Bedürfniss befriedigte, dem sie entsprungen ist, mit 
anderen Worten eine allgemein gültige Formel, die 
als rechtliche Norm und Schranke für die 
kirchliche Gesetzgebung verwendet werden 
könnte, gar nicht zu geben vermag. 

Und zwar nehme ich um so weniger Anstand dieses 
offene Geständnies abzulegen, je mehr ich überzeugt bin, 
dass eine solche Antwort überhaupt nicht gegeben werden 
kann. 

Es sei mir verstattet, diess etwas näher zu begründen. 
Vor allen Dingen ist hier hinzuweisen auf den gewaltigen 
Unterschied zwischen Gemeinwesen, die der Sphäre des 
Privatrechts und solchen die ihrer ganzen geschichtlichen 
Entwickelung nach dem öffentlichen Rechte angehören. 
Bei einer Privatgesellschaft (oder Privatstiftung) ist das 
Wesen der Gemeinschaft (Stiftung) durch den im Grund- 
vertrage (Grundstatute, Stiftungsurkunde) regelmässig an 
die Spitze gestellten Zweck unmittelbar gegeben. Nun 
versteht sich von selbst, dass diess auch von denjenigen 
religiösen Gemeinwesen oder Vereinigungen gilt, die wir 
bereits sehr zahlreich als Privatgesellschaften — oder wenn 
man lieber will, nach Analogie derselben —— vor unseren 
Augen sich bilden sehen. Und hier kann denn auch sehr 
wohl der Fall eintreten, dass eine solecbe neue Gemeinde 
ausdrücklich zu dem Zwecke gegründet ist, eine Vereinigung 
von im strengsten Sinne symbolgläubigern Lutheranern 
darzustellen oder doch den gesammten Gottesdienst auf 
Grund und in Gemässheit des Concordienbuchs herzurichten. 
Ob und in wie weit Theologie und Sprachgebrauch solchen 
religiösen Gemeinwesen die, wie oben ($. VIII) nachge- 
wiesen, an Stelle des Wortes Gottes eine bestimmte mensch- 
liche Auffassung desselben setzen, den Titel „Kirche“ zu- 
erkennen wollen, das interessirt uns nicht; genug dass 
sie vorkommen können und eventuell dem statutarischen 
Zwecke gemäss d. h. wie andere Privatgesellschaften be- 
handelt und beurtheilt werden müssen. 

Ganz anders liegt aber die Sache bei unsern „lutheri- 
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schen Landeskirchen“. Von einem statutarischen oder stif- 
tungsmässigen Zwecke kann bei ihnen nur dann die Rede 
sein, wenn man den Ausdruck in einer sehr weiten, vagen 
uneigentlichen Bedeutung nimmt, in welcher er für die Be- 
antwortung unserer Frage im Grunde nicht mehr leistet als 
der andere Ausdruck, den wir erklären sollen. Denn für’s 
Erste giebt es für unsere Landeskirchen ein Grundstatut 
oder eine Stiftungsurkunde, auf welche ihre Existenz in 
ähnlicher Weise gegründet wäre, wie die der oben bespro- 
chenen Privatvereinigungen, offenbar gar nicht. Die älteren 
Kirchenordnungen, theils provisorische Aushülfsmaassregeln, 
theils Gesetze für die schon bestehenden Kirchen, unter 
allen Umständen frei von dem Gedanken, dass es sich 
darum handle, ein für allemal das Wesen oder den Zweck 
der Gemeinwesen festzustellen, für die‘ sie bestimmt waren, 
sind wohl auch niemals dafür gehalten worden. Dass da- 
gegen die Bekenntnissschriften oder auch nur die Augustana 
noch weit weniger für ein derartiges Gruudstatut angesehen 
werden könuen, dass auch kein einziges lutherisches Symbol 
als Urkunde über eine soeben vollzogene oder zu voll- 
ziehende Kirchengründung sich darstellt, das zeigt schon 
ein Blick auf ihre Form, ist übrigens von mir anderwärts 
(Gesetzgebungsrecht ev. Landesk. $. XI. ff. bes. S. 95. ff.) 
such eingehend nachgewiesen worden, ohne dass man bis 
jetzt eine Widerlegung meiner bezüglichen Ausführungen 
versucht hätte. Eine halbwegs unbefangene Betrachtung 
der Reformationsgeschichte endlich zeigt geradezu, dass es 
ein derartiges Grundstatut mindestens für die meisten unserer 
Landeskirchen gar nicht geben kann, da die Bildung der- 
selben augenscheinlich nicht mit einem Male durch je einen 
einzelnen bewussten Act der Gründung, sondern ganz all- 
mählich sich vollzogen hat, ja zum Theil ohne und wider 
Willen der Hauptbetheiligten, deren Intention gar nicht auf 
eine neue Kirche hinauslief. 

Mit alledem behaupten wir natürlich nicht, dass die 
symbolischen Schriften für die Frage nach dem Wesen oder 
dem Zwecke der reformatorischen und nachreformatorischen 
Kirchenbildungen ohne alles Gewicht seien. Im Gegentheil, 
wenn man einmal eine derartige Untersuchung wagen will, 
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so werden jene Schriften zu den bedeutsamsten Erkenntniss- 
mitteln gehören. Aber immer wird zu beachten sein, dass 
sie nur besonders allgemein anerkannte Ansichten und 
Ueberzeugungen von dem wahren Sachverhältnisse ent- 
halten, die nur insoweit maassgebend sein können, als sie 
richtig sind, und es bleibt daneben noch ein ungeheures 
Quellenmaterial, — die ganze Reformationsgeschichte, die 
gesammte Gesetzgebung, die sonstigen Schriften der Refor- 
matoren u. s. w. gehören dazu, — das von kaum geringerem 
Gewicht ist für die vorliegende Frage als die Symbole. 
Und hierzu kommt noch, dass man selbst auf dieser so 
breit gedachten Grundlage zuletzt immer bloss zu einer 
Bestimmung des Zweckes gelangen könnte, den die refor- 
matorischen oder unmittelbar nachreformatorischen Landes- 
kirchen zu erfüllen bestimmt waren. Gegenwärtig interessirt 
uns aber einzig und allein das Wesen unserer heutigen 
Landeskirchen. Dass dieses noch völlig dasselbe sein 
müsste, wie das der erstgenannten, das ist eine reine Postu- 
lation. Dann angenommen auch, an grössere historische 
Erscheinungen, wie es eben die Landeskirchen sind, liesse 
sich der Maassstab des Privatvereins anlegen, auch für sie 
läge in einer Aenderung des oder der individuell be- 
stimmten ursprünglichen Zwecke eine Wesensänderung 
dergestalt, dass die Gemeinwesen nach derselben nicht 
mehr identisch sind mit dem vorher vorhandenen, so würde 
doch die Frage sein, ob nicht derartige Wesensänderungen 
bereits wiederholt und in sehr weitem Umfange in unseren 
Landeskirchen stattgefunden hätten; eine Frage, die nur 
durch genaue Verfolgung der gesammten späteren Geschichte 
und schliesslich unter Zugrundelegung der gegenwärtig 
in Geltung befindlichen Rechtsgrundsätze und Institutionen 
zu beantworten wäre. 

Und selbst, wenn man von alle dem absehen wollte — 
praktisch ist schliesslich in allen Fällen, wo der Wider- 
spruch nicht von allen Angehörigen der Kirche gleich- 
mässig empfunden wird, die eigentliche Hauptfrage nicht: 
was ist als das Wesen einer lutherischen Landeskirche an- 
zusehen? sondern: wer entscheidet darüber ? 

Sofern und solange es sich um ein rein wissenschaft- 
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lich-theoretisches oder subjectiv-religiöses Interesse handelt, 
mag Jeder das Resultat, welches er selbst aus dem Gange 
seiner Untersuchungen gewonnen hat, für das einzig rich- 
tige halten. Auch mag er danach seine Stellung zu der 
kirchlichen Gemeinschaft nehmen, d. h. entweder sich be- 
mühen, seine Ansicht zur Geltung zu bringen, oder falls 
er diese Hoffnung aufgiebt,, sich ganz davon zurückziehen, 
eventuell austreten. Aber nimmermehr kann er verlangen, 
dass die legislativren Organe der Gemeinschaft einfach der 
Ansicht folgen, die er für die wahre hält und ausgiebt. 
Unzweifelhaft muss es vielmehr jenen Organen selbst frei- 
stehen, bei ihren Beschlüssen an dasjenige sich zu halten, 
was sie nach bestem Wissen und Gewissen für das Wesen 
der Kirche und demgemäss für die Aufgabe resp. Schranke 
ihrer gesetzgeberischen Befugnisse erkennen. Diess folgt 
schon aus dem unbestrittenen Rechtsgrundsatze, dass jede 
mit gesetzgeberischen, richterlichen oder sonstigen öffentlich- 
rechtlichen Befugnissen ausgestattete Behörde, Körperschaft 
u. s. w. in erster Linie stets, und sofern nicht eine höhere 
Instanz existirt, zugleich endgültig über ihre Competenz 
entscheidet. Und wo nun vollends, wie diess bei unseren 
meisten Synodalverfassungen unzweifelhaft der Fall ist, ein 
Organ so recht eigentlich bestimmt ist, die Gesammtheit 
der Angehörigen eines Gemeinwesens zu vertreten, da 
wird um so gewisser von einem nachträglichen Rechte 
der einzelnen ‚Kirchenglieder, die auf dem präjudiciellen 
Urtheile jenes Organs beruhenden Gesetze !!) oder sonstigen 


!1) Nach unseren landeskirchlichen (gemischten) Verfassungen muss 


‚ıatürlich auch die Sanction und Publication von Seiten des landes- 


herrlichen Kirchenregiments dazu getreten sein, ohne welche über- 
haupt nach denselben kein Gesetz zu Stande kommen, kein Synodal- 
beschluss Geltung für die Kirche erlangen kann. S. oben $. II. 1. 
Nicht minder ist selbstverständlich vorausgesetzt, dass auch alle sonsti- 
gen Formen, an welche die Verfassung die Gültigkeit eines Gesetzes 
oder auch eines Synodalbeschlusses selbst schon bindet, im fraglichen 
Falle wirklich beobachtet sind. Insbesondere gehören hierzu auch die 
Verfassungsbestimmungen, durch welche in Sachen der Lehre eine 
doppelte Abstimmung (von zwei verschiedenen Synoden) oder die vor- 
gängige Befragung der Kreissynoden oder Gemeinden bei Vermeidung 


der Nichtigkeit gefordert wird. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. XT. 3, 17 
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kirchenregimentlichen Anordnungen wegen Competenzver- 
letzung als ungültig zu behandeln, nicht die Rede sein. 

Eine wahrhafte Competenzverletzung d. h. eine 
solche, die wirklich juristisch, formell als Competenzver- 
letzung angesehen werden darf und muss, wird vielmehr 
einzig und allein in dem Falle behauptet werden können, 
dass sich das Verfahren der Synode als ein offenbar will- 
kürliches Hinwegsetzen über eine allgemein anerkannte 
Schranke der Gesetzgebung, als ein bewusstes Negiren 
des Wesens der Gemeinschaft darstellt, deren Willen sie 
ausdrücken soll 12). 

Welche rechtliche Wirkungen eine solche wahrhafte 
Competenzverletzung nach sich ziehen muss, wie etwa ent- 
stehende Streitigkeiten und Spaltungen in der Kirche bei- 
zulegen oder zum Austrag zu bringen sind, was für Rechts- 
grundsätze namentlich rücksichtlich des kirchlichen Vermö- 
gens Platz greifen, alles das zu erörtern, würde uns hier 
zu weit führen. Im Allgemeinen beziehe ich mich vorläufig 
auf das in meiner frühern Schrift S. 149. ff. 162. f. verb. 
S. 110.ff. sowie in $. XII. 2. dieser Blätter Bemerkte. Aus 
der erstern Stelle ist wenigstens zu entnehmen, was nicht 
als Consequenz einer Competenzverletzung erachtet werden 
darf; an dem ersten Orte habe ich auch meine positive 
Rechtsansicht darüber ausgesprochen, aus. welchen prin- 
eipiellen Gesichtspunkten jene Fragen im Mangel beson- 
derer Rechtsnormen zu beantworten sein dürften. 

Im Uebrigen gestehe ich v. Scheurl gern zu, dass 
diese meine positive Rechtsansicht, streng durchgeführt, 


12) Es lassen sich hundert Fälle denken, in denen eine solche 
Willkür gegenwärtig auf der Hand liegen würde. Man braucht zu 
diesem Behuf gar nicht so weit zu gehen, wie Luthardt selbst in dem 
von ihm angeführteu Beispiele (wenn eine Synode die unbefleckte 
Empfängniss Maria’s vorschriebe). Ganz dasselbe würde schon zu be- 
haupten sein, wenn eine Synode es überhaupt unternähme, irgend eine 
unmittelbare Glaubensvorschrift aufzustellen, beispielsweise zu 
decretiren: wer nicht an die Lehre der symbolischen Bücher als 
an eine göttliche Offenbarung glaubt, der kann nicht selig werden. 
Aber freilich gerade sulche Fälle, in denen die Synodalmitglieder mit 
Bewusstsein das Wesen ihrer Kirche ignoriren, werden kaum jemals 
faktisch eintreten. | 
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entschiedene Unbilligkeiten in sich schliessen kann. Da 
aber diese Unbilligkeit, unbefangen betrachtet, ausschliesslich 
die Frage des Vermögensübergangs betrifft, die zwischen 
zwei streitenden kirchlichen Parteien, von denen jede be- 
hauptet die wahre Fortsetzung der alten Kirche zu sein, 
abgesehen von gütlicher Vereinbarung, nur vor dem Forum 
des Staats entschieden werden kann, so giebt es ein sehr 
einfaches Mittel zur Abhülfe: Herstellung besonderer Rechts- 
normen für die Vermögensauseinandersetzung bei derartigen 
Spaltungen von Staats wegen !?). 


13), In nicht wenigen Fällens wird diess der einzige Ausweg sein, 
um aus der Verwirrung herauszukommen. Einen schlagenden Beleg 
hierfür liefert m. E. die Altkatholikentrage.e Man wird Hinschius 
schwerlich Unrecht geben können, wenn er (in seiner Schrift: Die Stel- 
lung der deutschen Staatsregierungen gegenüber den Beschlüssen des 
vatikanischen Concils bes. S. 8 und ff.) die Organe des Staats für 
angeeignet erklärt, die Streitfragen über die Gültigkeit der vatikanischen 
Beschlüsse, sowie darüber zu entscheiden, ob dieselben eine Wesens- 
änderung der katholischen Kirche enthalten und wer hiernach als 
berechtigter Inhaber des Kirchenguts anzusehen sei. Allerdings ist die 
Verpflichtung der staatlichen Gerichte, falls die Altkatholiken den 
Rechtsweg betreten wollen, über jene Fragen, als Voraussetzung der 
Activlegitimation des Klägers, sich schlüssig zu machen, an und für 
sich nicht zu leugnen. Allein gerade in diesem Umstande, den 
Hinschius mit Stillschweigen übergangen hat, liegt eine besonders 
dringende Mahnung mit einem Staatsgesetze zur Regelung dieser 
Dinge vorzugehen. Wie jetzt die Dinge liegen, würden zunächst 
Katholiken darum gar nicht Richter sein können, weil sie bei Ent- 
scheidung der oben gedachten principiellen Fragen nothwendig 
als Partei anzusehen wären. Eine Entscheidung katholisch-dogmati- 
scher Fragen durch Protestanten dagegen würde und müsste von 
beiden katholischen Parteien verworfen werden. Völlig anders ge- 
staltet sich die Sache, wenn der Staat, sei es für diesen besondern Fall, 
sei es durch ein allgemeines interconfessionelles Gesetz, von wesentlich 
staatlichen Gesichtspunkten aus genaue formelle Bestimmungen trifft, 
unter welchen Voraussetzungen und in welcher Weise bei einer Spaltung 
der Kirchen und insbesondere der Lokalgemeinden die betreffenden 
Kirchengüter der einen oder andern Partei zugesprochen oder unter 
beide getheilt werden sollen. Denn ein solches Gesetz vorausgesetzt, 
fällt nicht nur für die Parteien jeder Grund weg, Protestanten zu re- 
cusiren, sondern auch von einer wahren Parteiqualität des katholischen 
Richters kann dann nicht mehr die Rede sein. : 

17 
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XV. 


Wir kommen zu der dritten Frage, die nach Luthardt 
eine „Veränderung der bisherigen Lehre“ nach sich zie- 
hen muss. 

Die zu beurtheilende Ansicht gipfelt in den Worten: 
„es ist ein erhebendes Gefühl und es ist von grosser 
auch praktischer Bedeutung, nicht bloss der eng 
begrenzten Landeskirche anzugehören, in der man lebt, 
sondern sich mit dieser einem grossen Kirchenkörper zu- 
gehörig zu wissen, der über die Grenzen der einzelnen 
Staaten und Länder hinaus über die ganze Erde sich er- 
streckt. Aus dieser grossen Gemeinschaft der lutherischen 
Gesammtkirche löst sich diejenige einzelne Kirche los, 
welche die Gemeinschaft der Lehre und des Bekenntnisses 
mit den übrigen lutherischen Kirchen verlässt“. 

Streng genommen müsste ich hierauf von Neuem mit 
den Fragen antworten, die ich schon einmal an Luthardt 
gerichtet habe („Zehn Fragen an Luthardt. die angebliche 
Lehreinheit der lutherischen Kirche betr.“ Fragen 6—8). 
Denn um ein kategorisches Urtheil über die vorstehenden 
Sätze abgeben zu können, ist es vor allen Dingen nöthig 
zu wissen, wie denn eigentlich Luthardt jenen grössern 
Kirchenkörper sich denkt. Was er aber in dieser Hinsicht 
erläuternd bemerkt hat, das sind fast wörtlich genau die- 
selben Redensarten, deren Sinn zu ergründen, ich meine 
Fragen stellte. Da ich indessen voraussichtlich niemals 
eine vollständige Antwort auf dieselben bekommen werde, 
so wird es am einfachsten sein, mein Urtheil disjunctiv 
zu fassen. 

Offenbar sind in unserm Falle nur drei Möglichkeiten 
denkbar: entweder die lutherische Gesammtkirche wird auf- 
‘gefasst als ein wirkliches Gemeinwesen mit rechtlicher 
Macht über die Einzelkirchen oder als ein quasi- 
völkerrechtliches Vertragsverhältniss der Einzelkir- 
chen unter einander oder endlich als ein geistiges Verwandt- 
schafts- und Freundschaftsverhältniss ohne alle unmit- 
telbare rechtliche Bedeutung. 

Die erstere Auffassung dürfen wir diesmal einfach 
bei Seite lassen. Es hat sich bis jetzt Niemand bewogen 
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gefunden meine Argumente gegen dieselbe (Gesetzgebungs- 
recht ev. Landesk. 88. VII--IX und XI— XIII) zu wider- 
legen; ich könnte also das längst Gesagte nur wiederholen. 

Die zweite Auffassung habe ich selbst (Gesetz- 
gebungsrecht $. X) nicht schlechterdings verworfen, son- 
dern bloss darauf hingewiesen, dass einerseits wenig oder 
nichts von einem solchen besondern jus inter ecclesias zu 
verspüren, andererseits in keinem Falle darin ein ernst- 
liches Hinderniss für die landeskirchliche Lehrgesetzgebung 
liegen würde. So ziemlich das Einzige, was man etwa als 
Ausfluss eines solchen quasi-völkerrechtlichen Vertrags- 
verhältnisses betrachten könnte, wenn dieses Verhältniss 
nicht aus anderen Gründen als unzweifelhaft bestehend an- 
zusehen wäre, ist der gegenwärtig von Luthardt und 
schon vorher von Scheurl gegen mich ins Feld geführte 
Grundsatz, dass „ein Glied der lutherischen Kirche irgend 
eines Landes, wenn es in ein anderes Land übersiedelt, 
sofort als Glied der lutherischen Kirche dieses Landes gelte“. 
Um aber die Existenz jenes Rechtsverhältnisses zwischen 
den einzelnen Kirchen erst zu erweisen, reicht diess ganz 
und gar nicht aus. Zuvörderst ist jener Grundsatz kein 
so allgemein geltender, wie er von den Genannten 
hingestellt wird. Insbesondere gilt er gar nicht in lutheri- 
schen Freikirchen. Wenn z. B. ein Angehöriger einer 
deutschen lutherischen Landeskirche in einer Stadt Nord- 
amerika’s sich ansiedelt, wo eine lutherische Denomination 
besteht, so wird er gar nicht ohne Weiteres als Mitglied 
derselben behandelt, muss sich vielmehr, wie jeder Andere 
erst aufnehmen lassen, um die Rechte eines Mitgliedes zu 
geniessen. Ob zur Aufnahme besondere Formalitäten er- 
forderlich sind, oder einfache Zutrittserklärung vor dem 
Prediger oder dem Presbyterium genügt, das ist für unsere 
Frage ganz gleichgültig, genug, dass der Betreffende nicht 
e0 ipso, weil er da ist, auch schon als Gemeindeglied be- 
trachtet werden kann, vielmehr im Wesentlichen, um Ge- 
meindeglied zu werden, ganz dasselbe thun muss, wie 
irgend ein anderer Christ, der der Gemeinde beitreten will. 

Wo dagegen der fragliche Grundsatz wirklich an- 
erkannt ist, wie vor Allem in unseren deutschen lutherischen 
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Landeskirchen, da gründet er sich nicht sowohl auf die 
‚ Gleichartigkeit des Bekenntnisses, als auf die eigenthüm- 
liche Natur unserer Landeskirchen, als ehemals rein terri- 
torialer Gemeinwesen. Mit anderen Worten, jener Grund- 
satz war ursprünglich nichts als eine Consequenz der An- 
schauung, dass der Landesherr innerhalb seines Territoriums 
gleichmässig für rechte Predigt des Evangeliums zu sorgen 
habe, wonach Staat und Kirche dem äusseren Umfange 
nach sich nothwendig deckten. Er bestand daher nicht 
nur in lutherischen, sondern auch in reformirten Territorien 
und wurde vor den beschränkenden Bestimmungen des 
Westphälischen Friedens gar nicht bloss von Lutheranern 
gegen Lutheraner, sondern auch von Lutheranern gegen 
Reformirte und Katholiken und umgekehrt geübt. Das will 
sagen: nicht nur ein Lutheraner sondern auch ein bisheriger 
Reformirter, der in einem lutherischen Territorium sich 
niederliess, galt von dem Momente, in welchem er Uhnter- 
than des lutherischen Landesherrın wurde, als Glied der 
fraglichen Landeskirche; die Niederlassung selbst wurde 
als stillsehweigende Zutrittserklärung aufgefasst. Für den 
paritätischen Staat musste diese äusserste Consequenz natür- 
lich in Wegfall kommen; aber so wenig man darum das 
landeskirchliche Prineip überhaupt aufgab, sondern viel- 
mehr, soweit möglich, nunmehr auf mehrere Kirchenwe sen 
zugleich anwandte, so ging es auch mit jenem Grundsatze, 
und konnte auf so lange recht wohl gehen, als der Begriff 
des paritätischen Staates streng festgehalten und demgemäss 
die Zugehörigkeit des Unterthanen zu einer der zwei 
oder drei recipirten oder doch tolerirten Kirchen unbedingt 
verlangt oder vorausgesetzt wurde. Heutzutage dagegen, 
nachdem das Recht der einfachen Dissidenz Seitens unserer 
Staaten mehr und mehr allgemein anerkannt und überdiess 
die Verhältnisse, Anschauungen und Einrichtungen der ein- 
zelnen Landeskirchen, die sprachlich für „lutherische“ gal- 
ten, im höchsten Grade verschiedene geworden sind, hängt 
der fragliche Grundsatz tutal in der Luft. 

Und wäre dem auch nicht so, die Nothwendigkeit, 
diesen Grundsatz auf eine gegenseitige rechtliche 
Verpflichtung der lutherischen Landeskirchen zurück- 
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zuführen, wäre darum noch lange nicht bewiesen. Denn 
mindestens ebenso einfach lässt sich derselbe — ganz 
äbnlich wie weitaus der grösste Theil der Grundsätze, die 
wir als internationales Privatrecht zu bezeichnen pflegen — 
aus der blossen Gleichartigkeit des innerhalb jeder 
einzelnen Kirche in Bezug auf das Verhalten zu andern 
Kirchen geltenden Rechts erklären. Dass diese Gleich- 
artigkeit ihren Grund in der Gleichartigkeit des Bekenntnisses 
haben kann und theilweise auch wirklich hat, das soll nicht 
geleugnet werden. Aber abgesehen davon, dass nach dem 
Obigen die Geschichte des protestantischen Kirchenrechts 
zunächst auf einen andern Grund hinweist und die 
Gleichartigkeit des Bekenntnisses in Bezug auf den 
fraglichen Grundsatz jedenfalls erst ziemlich spät eine 
Rolle zu spielen anfıng — ganz abgesehen davon, sage ich, 
it Gleichartigkeit niemals schon ein Beweis dafür, 
dass die gleichen Grundsätze auf einer Vereinbarung oder 
gegenseitiger stillschweigender Verbindlichmachung der in- 
soweit gleichartig eingerichteten Gemeinwesen beruhen, dass 
also jeder einzelne derselben den andern gegenüber 
verpflichtet set daran festzuhalten !*). 

Auch kann es für Juristen gar nicht zweifelhaft sein, 
dass selbst bei einem wirklichen quasi - völkerrechtlichen 
Vertragsverhältnisse zwischen den lutherischen Einzelkirchen 
ein Verzicht auf die gesetzgeberische Regelung der 
innern Verhältnisse nach eigenem bestem Ermessen 
nur anzunehmen sein würde, sofern und soweit er aus- 
drücklich erklärt ist. Ganz davon zu schweigen, dass 
die Gültigkeit eines Gesetzes, das mit einem solchen 
Verzichte in Widerspruch stände, innerhalb der Einzel- 
kirche keinesfalls anzufechten sein würde, so lange nur 
einVertragsverhältniss vorläge und nicht ein allumfassen- 
des Gemeinwesen mit rechtlicher Macht über die 
Einzelkirchen. Aus deın ersteren Satze aber folgt, dass 
selbst eine Gesetzgebung, die aller Wahrscheinlichkeit nach 


11) Diess ist namentlich zu beachten bei der Beurtheilung von Rechts- 
gewohnheiten; die über grössere Gebiete sich erstrecken. Vgl. Gesetz- 
gebungsrecht in Landesk. $ IX. 2. bes. S. 82 £. 
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ein Hinderniss für das Zustandekommen des Vertrags- 
verhältnisses gewesen wäre, noch gar nicht ohne Weiteres 
als Vertragsbruch angesehen werden darf; aus dem zwei- 
ten, dass die Wirkungen selbst eines zweifellosen Ver- 
tragsbruchs sich nicht direct auf die innern Verhältnisse 
der Einzelkirche beziehen, dass mithin für unsere Frage 
der „lutherischen Gesammtkirche“ in der zweiten Auf- 
fassung praktisch nicht mehr und nicht weniger Bedeu- 
tung beiwohnt als nach der dritten Auffassung d. h. der 
Annahme eines rein geistigen Verwandtschafts- und Freund- 
schaftsverhältnisses ohne unmittelbar rechtlichen Inhalt. 

Oder hätte etwa Luthardt überhaupt nicht mehr be- 
haupten wollen ? War es vielleicht nur seine Absicht, darauf 
hinzuweisen, dass eine „Aenderung der Lehre“ auch jenes 
rein geistige Band zerreissen, das natürliche (nicht. juristische) 
Verwandtschafts- und Freundschaftsverhältniss zwischen den 
verschiedenen Kirchen lutherischen Bekenntnisses aufheben 
könnte? 

Wohl! Wenn diess wirklich seine Ansicht von der 
Sache sein sollte, dann habe ich nur zweierlei zu erwiedern. 
Einmal kann ich schlechterdings nicht einsehen, warum 
eine solche „Aenderung der Lehre“ oder richtiger gesagt 
der Lehrgesetzgebung, wie ich sie als zulässig ansehe, noth- 
wendig eine Sprengung der lutherischen Gesammtkirche in 
der dritten Bedeutung oder auch nur eine Loslösung der 
fraglichen Einzelkirche von jener Gesammtkirche herbei- 
führen müsste, da doch gegenwärtig bereits Einzelkirchen 
existiren, in denen Gesetzgebungsacte der in Rede befange- 
nen Art längst vollzogen sind (z. B. in Hamburg, Bremen, 
mehreren Thüringischen Kirchen u. s. w.) und trotzdem die- 
selben fort und fort als lutherische Kirchen, als Glieder der 
„lutherischen Gesammtkirche“ behandelt werden. Sodann 
aber vermag ich auch nicht die Bedeutung eines besondern 
engern Verhältnisses zwischen einem blossen Theile evan- 
gelischer Kirchen so hoch zu schätzen, dass ich darum 
lieber die Aussicht auf Reformen opfern möchte, die nach 
den Verhältnissen einer bestimmten Einzelkirche als dringend 
geboten sich darstellen, aber die gleichmässige Zustimmung 
aller anderen lutherischen Kirchen wie solche nun dermalen 


ud 


Die moderne Doctrin v. d. unabänderl. Rechte d. luth. Kirchenlehre. 961 


sind, sicherlich nicht finden würden. Wenn zumal wie 
immerhin zu hoffen erlaubt ist, jene Reformen dazu führten, 
dass sich die Glieder der fraglichen Landeskirchen um so 
intensiver als „Evangelische* oder auch lieber vor allen 
Dingen als Christen fühlten, so würde ich darin einen 
mehr als genügenden Ersatz für das etwa Verlorene er- 
blicken; um so mehr, als uns schliesslich doch Niemand 
verwehren kann, uns für eben so gute Lutheraner zu 
halten, als die, welche uns nicht für solche gelten lassen 
wollen. 


XVl. 


Das Schlussstück der Luthardt’schen Schrift über die 
Synoden und die Kirchenlehre bildet der Versuch, zwei 
hervorragende, einzelne gegnerische Einwendungen zu be- 
seitigen, und zwar zuerst die Berufung auf das protestan- 
tische Schriftprincip. 

Luthardt beginnt seine Erörterung hierüber mit den Wor- 
ten: „Wirsind, glaube ich, auf allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens und Handelns zu der Erkenntniss gekommen, dass 
wir gegen die Anwendung eines Princips bedenklich sein 
dürfen, wenn diese Anwendung in Conflict geräth mit un- 
fraglichen Thatsachen und Nothwendigkeiten der Wirklich- 
keit. Jene Folgen, die ich angeführt habe, sind keine 
Phantasien, sondern unausbleibliche Consequenzen der For- 
derung, die ich bestreite; es sind eben Folgen, welche mit 
der thatsächlichen Berechtigung und der nothwendigen 
Existenz der Kirche in Widerspruch treten. So dürfen 
wir von vorn herein überzeugt sein, dass die Anwendung 
des Prineips — auch wenn das Prineip noch so wahr und 
berechtigt ist — falsch sein muss, so bald sie jene unheil- 
vollen unberechtigten Consequenzen hat.“ 

Wir führen diese Stelle an, damit man uns nicht vor- 
wirft, wir hätten sie nicht beachtet; aber von selbst versteht 
sich, dass wir nach dem in 88. XIIL.—XV. geführten Nach- 
weise, dass eben jene „unbestreitbaren Folgen und That- 
sachen“ wirklich zum grössten Theile nur Phantasiegebilde, 
zum andern mindestens nicht beklagenswerth sind, kein 
Wort weiter darüber verlieren mögen. Nicht als wenn 
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wir leugnen wollten, dass das Schriftprincip in der That 
schon öfters unrichtig angewandt worden sei. Im Gegen- 
theil, wir haben bereits wiederholt zugegeben, dass die- 
jenigen, welche auf Grund desselben den symbolischen 
Büchern schlechtweg jede rechtliche Bedeutung absprechen 
und den Diener der Kirche unter allen Umständen (was 
auch immer die Kirchenordnung vorschreiben möge) nur 
an die Schrift, nicht an den Inhalt der gesetzlich aner- 
kannten Lehrnormen gebunden glauben, das protestantische 
Schriftprincip entschieden falsch anwenden. Aber die 
Frage ist nur, ob auch wir es falsch angewendet haben, 
und umgekehrt ob Luthardt es richtig anwendet. 
Halten wir uns zunächst wiederum an ihn selbst. Er 
sagt darüber S. 48.: „Der Inhalt des Schriftprineips ist 
dieser, dass in den Fragen des christlichen Glaubens * und 
der christlichen Wahrheit nicht eine menschliche Autorität, 
sondern das Wort Gottes, wie es in den kanonischen 
Schriften A. und N. Testaments enthalten ist, die oberste 
und letzte Entscheidung fälle. Also wenn es sich darum 
handelt, was christliche Wahrheit sei, so ist die Antwort 
aus der h. Schrift zu erholen. Aber ein anderes ist es, 
wenn es sich darum handelt, was kirchliche Lehre sei, 
d. h. wie unsere Kirche die Schrift verstanden und welche 
Antwort sie aus ihr erholt hat... Diesen ihren Verstand 
der Schrift nun hat die Kirche niedergelegt in ihrem Be- 
kenntniss und darum verweist die Kirche ihre Kinder an 
ihr Bekenntniss und bindet ihre Diener für ihr Lehrgeschäft 
an ihr Bekenntniss.“ 
Keiner dieser Sätze ist von uns schlechthin bestritten 
worden, aber leider trifft auch keiner derselben nur im 
Geringsten den Punkt, auf welchen es unserer Ansicht 
gegenüber wirklich ankam. Das Schriftprincip ist in der 
eitirten Stelle zwar nicht unrichtig angewendet, aber diess 
beweist darum nichts gegen uns, weil es daselbst auf un- 
sere Frage gar nicht angewandt worden ist. Denn 
wir haben niemals schlechtweg gefragt: Schrift 
oder Kirchenlehre? Die Frage, die wir gestellt war ein- 
zig und allein die, ob die einmal aufgestellte Kirchenlehre 
(das Bekenntniss) auch für die Gesetzgebung maassgebend 
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sei, und nicht vielmehr bloss zufolge der kirchlichen 
Gesetzgebung für die Verwaltung, insbesondere die 
rechtliche Stellung der Geistlichen. Und eben diese 
Frage, obendrein dieselbe, mit der sich Luthardt ex pro- 
fesso inseiner Schrift beschäftigte, hat er in den obigen 
Stellen, bei der Erörterung über das Schriftprincip ge- 
fissentlich ignorirt. 

Will man auf jene Frage wirklich das Schriftprinzip 
anwenden, so hängt zuvörderst Alles davon ab, ob man 
das Schriftprincip als ein kirchliches Princip anerkennt 
oder nicht. So wenig es nämlich im Begriffe eines kirch- 
lichen Princips liegt, dass dessen Anwendung jedem Ein- 
zelnen, insbesondere jedem kirchlichen Beamten nach 
eigenem Gutdünken überlassen werden müsste, so gewiss 
vielmehr in den meisten Fällen nicht das Prineip direct, 
sondern bloss die zu seiner Ausführung erlassenen Gesetze 
und Anordnungen bindende, rechtliche Kraft für 
die Glieder und Diener der Kirche besitzen, so gewiss 
kann überhaupt von keinem kirchlichen Princip 
mehr die Rede sein, wenn das auf dieses Princip Ge- 
gründete auch für die bezügliche Kirche selbst 
schlechterdings unumstösslich d. h. nicht einmal kraft die- 
ses Princips der Aenderung und Verbesserung fähig sein 
solle. Denn ein Princip, dem gar keine Kraft, Bedeutung 
oder Wirksamkeit mehr beiwohnt, ist einfach kein Princip, 
und ein Princip, dem nicht irgend welche Kraft, Bedeutung 
oder Wirksamkeit für die Kirche 'beiwohnt, ist mindestens 
kein kirchliches Princip. 

Noch mehr. Ist das Schriftprincip ein kirchliches 
Princip, so muss es nicht nur ein Recht, sondern zu- 
gleich eine Pflicht der Kirche, oder genauer gesagt aller 
der Kirchen, deren Princip es ist, sein, dasselbe un- 
ausgesetzt zur Durchführung zu bringen. Das will sagen: 
die Kirchen, die dasselbe als ihr Princip anerkennen, sind 
nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, die Prü- 
fung darüber, was christliche Wahrheit sei, nicht als ein 
für alle Mal durch die Ansicht der Bekenntnissschriften 
über dieselbe für abgeschlossen zu erachten, sie sind nicht 
nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, wenn ihre Ange- 
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hörigen und vor allen Dingen ihre Diener von Zweifeln 
darüber bewegt werden, ob die symbolische Lehre denn 
auch wirklich überall die christliche Wahrheit sei, ihrem 
Principe gemäss, unmittelbar auf die einzige unbedingte, 
letzte Entscheidungsquelle zurückzugehen, sie sind endlich 
nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, soweit 
jene Zweifel ihnen begründet erscheinen, diejenigen kirch- 
lichen Rechtsnormen, welche ausschliesslich der als unrich- 
tig erkannten Voraussetzung der völligen Uebereinstimmung 
zwischen Schrift und Symbolen Rechnung tragen, ebenfalls 
der Revision und bezw. Abänderung zu unterwerfen. 

Alle diese Einwürfe können natürlich demjenigen 
nicht gemacht werden, der als kirchliches Princip 
ganz offen bloss das Bekenntnissprineip, nicht 
das Schriftprincip anerkennt. Scheurl hat solches 
mit einer Bestimmtheit und Ausdrücklichkeit gethan (a. a. 
OÖ. 8.161. £.), die gegenüber der weitverbreiteten Gewohn- 
heit, diesen heiklen Punkt mit ein paar Phrasen zu um- 
gehen, nicht hoch genug geschätzt werden kann. Allein 
unrichtig und namentlich unlutherisch ist seine. Ansicht 
darum nicht minder. 

Vor allen Dingen ist nimmer zu vergessen, dass die 
Gedanken der Reformatoren und der von ihnen berathenen 
Fürsten gar nicht dahin gingen, sich von der bestehenden 
alten Kirche loszureissen, sondern vielmehr darauf gerichtet 
waren, eine Reformation, eine Kirchenbesserung in 
Haupt und Gliedern herbeizuführen. Auch die Augustana 
war, wie wir wiederholt zu bemerken hatten, zunächst nur 
geschrieben, um als Rechtfertigungsschrift in der Reform- 
angelegenheit resp. als Ausgangspunkt für weitere Religions- 
verhandlungen zu dienen. Die einzige Richtschnur aber, 
die die Verfasser derselben für die Entscheidung zwischen 
ihrer und der in der Kirche bisher unzweifelhaft als Dogma 
geltenden Lehre anerkennen wollten, war eben die heilige 
Schrift. Hieraus ergiebt sich einerseits, dass die Reforma- 
toren in einem Aufgeben der bisherigen Kirchenlehre, in 
so weit als auf Grund der Schrift dieselbe als irrig sich 
darstelle, einen nothwendigen Act der Kirchenverbesserung, 
nicht die Gründung einer neuen Kirche erblickten; anderer- 
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seits, dass sie die damals bloss provisorisch organisirten 
reformatorischen Kirchenwesen keineswegs als von ihnen 
„gegründete“ neue Kirchen ansahen. Aus dem Ersteren 
aber folgt weiter, dass man bei ihnen eine ganz ausser- 
ordentliche Inconsequenz voraussetzt, wenn man annimmt, 
dieselben Männer, die mit ihren, von der katholischen Dog- 
matik der vorausgehenden Jahrhunderte so ausserordentlich _ 
abweichenden Lehren, bloss die bestehende Kirche re- 
formiren wollten, hätten in den Gemeinwesen, die ihre 
Lehre hervorgerufen, jede spätere, auf die Lehre bezüg- 
liche Kirchenreform auch dann ausschliessen wollen, 
wenn dieselbe auf Grund bessern Schriftverständnisses, 
d.h. desselben Princips erfolge, das sie selbst, so lange es 
irgend anging nur als Reformprincip, nicht als Grund 
für Begründung einer neuen Kirche gehandhabt haben. Eine 
Inconsequenz, die doch zum Mindesten durch ausdrückliche 
Erklärungen bei der Kirchengründung im Scheurl’schen 
Sinne begründet werden musste. Die andere obige That- 
sache dagegen zeigt, dass derartige ausdrückliche Erklärungen 
gerade für die ältesten lutherischen Kirchen nicht wohl 
Statt gehabt haben können, weil überhaupt von einem be- 
stimmten Act der Gründung nicht die Rede, vielmehr die 
neue Kirche regelmässig bereits fertig war, ehe Jemand 
daran dachte, dass es eine neue Kirche sei. 

Für’s Zweite können wir den Beweis, der für die Auf- 
fassung des Schriftprincips als eines fortdauernden kirch- 
lichen Reformprineips aus dem Bestreben aller Bekennt- 
nissschriften, ihre Sätze aus der Schrift zu begründen, und 
insbesondere aus den an die Spitze der Concordienformel 
gestellten Grundsätzen über die Bedeutung von Schrift 
und Symbol entnommen worden ist, in keiner Weise als 
durch unsere Gegner beseitigt ansehen. Ob „die Möglich- 
keit, dass es uns einmal gewiss würde, über diesen oder 
jenen Glaubensartikel sei die Augustana aus der heil. 
Schrift zu berichtigen,“ wirklich bloss so „abstract“ zuzu- 
geben ist, wie v. Scheurl meint (a. a.0. S. 167.), zumal 
wenn man unter „Berichtigung“ nicht bloss den Ersatz der 
alten Lehre durch eine bestimmte neue, sondern zugleich 
die Anerkennung versteht, dass nach der Schrift rücksicht- 
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lich des fraglichen Punktes mehrere Ansichten zulässig 
seien, dartiber brauchen wir uns hier nicht in langen Er- 
örterungen zu ergehen. Machte sich in Wirklichkeit nicht 
längst schon mindestens innerhalb eines grossen Theils der 
Kirche ein Bedürfniss der Berichtigung besonders im letzt- 
gedachten Sinne geltend, dann wäre freilich die Geschichte 
der neuern protestantischen Theologie nichts als die Ge- 
schichte der Auswüchse am Leibe der Kirchen; indessen 
für uns reicht auch schon das blosse Zugeständniss der 
abstracten Möglichkeit hin. Wenn dagegen v. Scheurl 
weiter meint, es sei selbst für den Fall, dass eine Berich- 
tigung als nothwendig erscheine, in Gemässheit jenes Aus- 
spruchs der Concordienformel nur zu sagen: „nun erken- 
nen wir eben, dass die lutherische Kirche noch nicht die 
wahre Kirche war; wir scheiden uns daher von ihr und 
begründen mit unserem reinen Bekenntniss erst die wahre 
Kirche“ — so ist uns das nahezu unbegreiflich. Die blossen 
Worte, in denen die Concordienformel ihre Stellung zur 
Schrift zeichnet !°), mögen zwar ebenfalls auch mit der 


15), Der Bequemlichkeit wegen fügen wir hier die Worte selbst 
bei (Hase Libri Symb. p. 570. 11.): Credimus, confitemur et doce- 
mus, unicam regulam et normam, secundum quam omnia dogmata om- 
nesque doctores aestimari et judicari oporteat, nullam omnino aliam esse, 
quam Prophetica et Apostolica scripta cum Veteris, tum Novi Testa- 
menti. Reliqua vero sive patrum sive neotericorum scripta, quocungue 
veniant nomine, sacris literis nequaqguam sunt &aequiparanda, sed uni- 
versa illis ita subjicienda sunt, ut alia ratione non recipiantur, nisi 
testium loco, qui doceant, quod etiam post Apostolorum tempora, et in 
quibus partibus orbis doctrina illa Prophetarum et Apostolorum sin- 
cerior conservata sit. »Desgleichen am Schlusse des Abschnitts (l. c. 
pag. 572.): ..... Luculentum discrimen inter sacras Veteris et Novi 
Testamenti literas, et omnia aliorum scripta retinetur: et sola Sacıa 
Scriptura judex, norma et regula agnoscitur, ad quam, ceu ad Lydium 
lapidem, omnia dogmata exigenda sunt et judicanda, an pia, an impia 
an vera, an vero falsa sint. Caetera autem Symbola et alia scripts, 
quorum paulo aute mentionem fecimus, non obtinent auctoritatem ju- 
dicis; haec enim dignitas solis sacris literis debetur: sed duntaxat pro 
religione nostra testimonium dicunt eamque explicant, ac ostendunt, 
quomodo singulis temporibus sacrae literae in articulis controversis in 
ecclesia Dei a doctoribus, qui tum vixerunt, intellectae et ecplicatae 
fuerint, et quibus rationibus dogmata cum Sacra Scriptura pugnanti& 
rejecta et condemnata sinte«. 
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v. Scheurlschen Ansicht sich vereinigen lassen. Aber 
schon der Umstand, dass diese Worte an der Spitze 
einer kirchlichen Bekenntnissschrift erscheinen, 
lässt sich ohne Gewaltsamkeit nur dadurch erklären, dass 
man in denselben einen vor allen Dingen stets innerhalb 
der fraglichen Kirche selbst zu realisirenden Grundsatz er- 
bliekt. Und noch zweifelloser wird dies durch die Ueber- 
schrift der Einleitung: de compendiaria regula atque norma 
ad quam omnia dogmata exigenda, et quae inciderunt cer- 
tamina, pie declaranda et componenda sunt. Denn von 
einem exigere dogmata, sowie von einem pie declarare et 
componere nach einer bestimmten Norm könnte doch nun 
und nimmermehr die Rede sein, wenn ein Widerspruch 
zwischen dem dermalen anerkannten Dogma und dieser 
Norm nur durch Vernichtung des ganzen fraglichen 
Kirchenwesens und entsprechend vollständiger Neu- 
gründung zu beseitigen wäre. 

Auf der andern Seite geben wir gern zu, dass der 
Gedanke an die Möglichkeit eines solchen Widerspruchs 
den Verfassern der Concordienformel aussergewöhnlich fern 
lag. Eine andere Stelle der Concordienformel, die jetzt 
Luthardt gegen mich anführt und wonach der Zweck 
derselben als dahin gehend charakterisirt wird: ut publicum 
solidumque testimonium non modo ad eos, qui nunc vivunt, 
sed etiam ad omnem posteritatem exstaret, ostendens quae- 
nam ecclesiarum nostrarum de controversis articulis unani- 
mis fuerit, esseque perpetuo debeat, decisio atque sententia, 
— zeigt in der That in eclatanter Weise die Zuversicht- 
lichkeit der Verfasser, dass ihre Ueberzeugung durchaus 
schriftgemäss und darum unumstösslich sei. Und ganz 
derselbe Geist spricht aus der noch berühmteren Stelle der 
Präfatio zum Concordienbuche: quare nos ne latum quidem 
unguem vel a rebus ipsis vel a phrasibus, quae in illa (scil. 
doctrina ..... in tribus veteribus Symbolis, Augustana 
Confessione .... deinde Apologia, Smalcaldicis Articulis, 
utroque denique Catechismo Lutheri conprehensa) habentur, 
discedere, sed juvante nos Domini Spiritu summa concor- 
dia constanter in pio hoc consensu perseveraturos esse 
decrevimus, controversias omnes ad hanc veram normam 
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et decelarationem purioris doctrinae examinaturi. Allein 
wie heutige Orthodoxisten sich auf derartige Stellen berufen 
können, um die Behauptung zu widerlegen, dass durch die 
zuerst erwähnten Aussprüche der Concordienformel das 
Schriftprineip als kirchliches Reformprincip anerkannt sei, 
das ist schwer abzusehen. Willman nicht mit uns annehmen, 
in jenen Stellen sei überhaupt die Möglichkeit einer ver- 
änderten Ueberzeugung auf Grund der Schrift ganz ausser 
Betracht geblieben, so dass das vorher Gesagte dadurch 
in keiner Weise irritirt werde, so muss man eben umge- 
kehrt voraussetzen, dieselben seien für alle Fälle, also auch 
für den Fall, dass ein Widerspruch zwischen Schrift 
und Symbolen gegen alles Erwarten hervortreten sollte, 
als maassgebende Grundsätze für die Kirche aufgestellt. 
Wäre dem aber wirklich so, dann ist — ganz abgesehen 
von der Unmöglichkeit diese Ansicht mit den Erklärungen 
über die Bedeutung der Bibel zu vereinigen — zum Min- 
desten als gewiss zu behaupten, dass unsere heutigen luthe- 
rischen Landeskirchen ganz andere Kirchen sind, als 
die, welche am Zustandekommen oder der Verbreitung der 
‚Concordienformel und des gesammten Concordienbuchs 
betheiligt waren. Denn eine lutherische Landeskirche die 
sich rühmen könnte, auch diese Grundsätze in Geltung 
erhalten zu haben oder überhaupt Glieder zu besitzen, 
die nicht einen Nagel breit von der in den lutheri- 
schen Bekenntnissschriften befassten Lehre, und zwar nicht 
einmal „a phrasibus* abgewichen wären, wird man heute 
vergebens suchen. Jene Stellen würden also auch in dem 
für uns ungünstigsten Falle weit mehr beweisen, als sie im 
Gegensatze zu uns beweisen sollen; und darum beweisen 
sie nach einer bekannten Regel der Logik gar nichts. 
Und ist es denn schliesslich nicht geradezu unglaublich, 
die Gründer unserer Kirchen hätten es vorgezogen, diesel- 
ben an ihreLehre, an den unter dem Einflusse mensch- 
licher Schwäche zu Stande gekommenen Ausdruck 
ihres persönlichen Glaubens unbedingt zu binden, während 
‘es doch so nahe lag, diesen Bestand ausschliesslich an das 
zu knüpfen, was nach ihrer eigenen Ueberzeugung allei- 
nige Grundlage nicht bloss ihres, sondern überhaupt 
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alles wahren Glaubens sein sollte? Sie hätten ihre Kirchen 
zwar immer und immer wieder auf die Schrift hingewiesen, 
aber nicht um sich daran auch im buntesten Wechsel der 
menschlichen Anschauung aufrecht zu erhalten, sondern 
bloss, um sich eventuell durch dieselben das Todesurtheil 
sprechen zu lassen? Sie hätten die volle Wiedervernich- 
tung ihrer Kirchen auf Grund der Schrift gefordert, 
wo es möglich ist, dieser durch die einfache Verbesse- 
rung der Lehrverfassung gerecht zu werden ? — Nimmer- 
mehr! Unsere Kirchen sind nicht gegründet als „luthe- 
rische“ ; sie sind gegründet, sofern und soweit überhaupt 
von einem bewussten „Gründen“ die Rede sein kann, 
schlechtweg als Kirchen, „in denen das Evangelium 
lauter und rein gepredigt werde.“ Nicht auf Luthers Lehre 
oder der Augustana oder sonst Menschenwort haben sie 
ihren Gottesdienst aufrichten wollen, sondern auf dem im 
Glauben ergriffenen und bewährt gefundenen Gotteswort; 
ihre Grundlage und ihr Leitstern ist darum nicht die 
schon in ganz bestimmter Weise ausgelegte und zurecht- 
gelegte, sondern die im Vertrauen auf den göttlichen Bei- 
stand immer wieder im Ganzen, wie im Einzelnen, nach 
Wesen und Inhalt zu erforschende Schrift. 


XV. 


Es bedarf für solche, die den vorstehenden Betrach- 
tungen auch nur mit einiger Unbefangenheit gefolgt sind, 
wohl kaum erst der Bemerkung, dass wir unsererseits 
schwerlich jemals Veranlassung genommen hätten, die 
„Nothwendigkeit des Fortschritts“ als einen besondern 
„letzten Einwand“ gegen die orthodoxistische Doctrin von 
dem unabänderlichen Rechte der Kirchenlehre geltend zu 
machen, wenn nicht Luthardt selbst sich diesen „letzten 
Einwand“ gemacht und bei dieser Gelegenheit über die wahre 
Bedeutung des Fortschritts, dessen Berechtigung er an und 
für sich zugiebt, Ansichten entwickelt hätte, die für seinen 
wissenschaftlichen Maassstab äusserst charakteristisch sind. 

„Stellen wir zuerst fest“ sagt er S. 53., dass Fort- 
schritt nicht gleichbedeutend ist mit Veränderung. Fort- 
schritt fordert Uebereinstimmung mit den Grundlagen und 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 18 
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der bisherigen Entwickelung. Das ist nicht Fortschritt 
einer Kirche, wenn sie ihre bisherige Lehre verlässt oder 
ändert, ..... sondern das ist Aenderung. Nur im Zusam- 
menhange und auf der Bahn ihrer früheren Geschichte, 
vor allem also im Einklang mit der Zeit ihrer Grundlegung 
kann eine Kirche fortschreiten.“ 

Richtig ist in diesen Sätzen, dass „Aenderung“ und 
„Fortschritt“ nicht gleichbedeutend sind. Allein nur darum, 
weil nicht jede Veränderung ein Fortschritt ist; das Ver- 
hältniss umzukehren ist durchaus unzulässig. Ein Fort- 
schritt ohne jede, auch die geringste Veränderung ist viel- 
mehr ebenso gewiss ein Nonsens, als überhaupt eine Be- 
wegung ohne jedwede Veränderung. Ja die Veränderung ist 
sogar das Einzige, was bei jedem Fortschritte von Allen ge- 
sehen und anerkannt zu werden pflegt, während das Urtheil 
darüber, ob eine bestimmte Veränderung Fortschritt oder 
Rückschritt sei, je nach dem Standpunkte der Beobachter 
nothwendig verschieden fallen wird und muss. 

Wenn ferner der Fortschritt einer Kirche nur in 
„Uebereinstimmung mit den Grundlagen und der bis 
herigen Entwickelung“ „im Zusammenhange 
und auf der Bahn ihrer früheren Geschichte,“ „im Ein- 
klang mit der Zeit der Grundlegung“ möglich sein 
soll, so ist zuvörderst zu constatiren, "dass hier nicht weniger 
als fünf verschiedene und zwar sich widersprechende For- 
derungen aufgestellt werden. Wir scheiden davon zunächst 
aus „Im Zusammenhange und auf der Bahn der 
früheren Geschichte.“ Denn dass bei einer Aufhebung 
jedes Zusammenhanges mit der früheren Geschichte nicht 
von einem blossen Fortschreiten ein und desselben Ge- 
meinwesens die Rede sein kann, das ist im Grunde selbst- 
verständlich, während andererseits eine Forderung eines 
Fortschreitens „auf der Bahn der früheren Geschichte“ uns 
genau so unverständlich ist, als wenn man von einem Er- 
wachsenen fordern wollte, er solle auf der Bahn der Kind- 
heit fortschreiten. Ein ähnlicher Gegensatz, der Luthardt 
durchaus verborgen geblieben ist, besteht auch zwischen 
Uebereinstimmung mit den-Grundlagen und Ueber- 
einstimmung mit der bisherigen Entwickelung der 
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x] Kirche. Die erste erkennen auch wir an, wo überhaupt 
Fortbestand der Kirche als solcher behauptet werden soll;. 
x} nur können wir eben nicht zugeben, dass das Grundlage 
>| unserer Kirchen sei, was Luthardt dafür ausgiebt ($$ VIII ff. 
«b  XIV—XV]) Hieraus folgt auch natürlich die Forderung 
einer theilweisen Uebereinstimmung mit der bisherigen 
Entwickelung, da eine Entwickelung, die nicht auf jenen 
v-| Grundlagen erfolgt, keine Entwickelung sein würde. Voll- 
EP ständige Uebereinstimmung mit der bisherigen Entwicke- 
[: lung jedoch kann niemals einen Fortschritt bezeichnen. 
f Entweder nämlich ist die sogenannte Entwickelung keine 
::]|  Entwickelung, sondern blosse Fortsetzung des gesammten 
„| ursprünglichen Bestandes; dann ist die Uebereinstimmung 
2: ‚ damit nicht Fortschritt, sondern fortdauernder Stillstand. 
:} Oder es liegt eine wirkliche Entwickelung vor; dann ist 
| vollständige Uebereinstimmung nur so denkbar, dass 
;] man sich die bisherige ganze Entwickelung noch einmal 
wiederholt denkt, und eine solche blosse Wiederholung ist 
‚1 offenbar ebenfalls kein Fortschritt. 
. Schliesslich bleibt noch die Forderung des „Einklangs 
„p mit der Zeit der Grundlegung“. Soll hiermit bloss ein 
:| gewisser Einklang gefordert werden, so acceptiren wir 
begreiflich auch die Forderung. Es entsteht aber nur die 
:h Frage: wo ist die Gränze zwischen dem nothwendigen 
| Einklang und dem zulässigen Nichteinklang ? eine Frage, 
die schwerlich anders beantwortet werden kann, als durch 
die strengste Unterscheidung zwischen der „Zeit der Ent- 
wickelung“ oder richtiger gesagt dem gesaihmten Bestande 
der Kirche in dieser Zeit und „der Grundlage“ selbst. Soll 
dagegen der „Fortschritt der Kirche“ durch vollstän- 
digen Einklang mit der „Zeit der Entwickelung“ bedingt 
sein, so sind entweder „Fortschritt“ und gleichmässige 
„Fortdauer“ identisch (was doch wohl Niemand behaup- 
ten wird), oder der Fortschritt kann nur in der Wieder- 
herstellung des eine Zeit lang verlorenen „Einklangs 
mit der Zeit der Grundlegung“ bestehen. 
Wir leugnen durchaus nicht, dass im letztgedach- 
ten Falle wirklich ein Fortschritt der Kirche vorliegen 


könne. Man kann auch recht wohl mit Luthardt sagen, 
13 * 
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dass der Fortschritt der Reformation darin bestanden habe, 
„dass sie nicht etwas Neues machte, sondern die alten 
Grundlagen der Kirche und ihrer Lehre, welche durch die 
Zuthaten und Aenderungen der spätern Zeit verhüllt und 
unkenntlich geworden waren, wieder aufdeckte und geltend 
machte“. Nur ist Folgendes hierbei nicht zu vergessen. 
Fürs Erste ist auch jeder solche Fortschritt, Wiederherstel- 
lung eines ursprünglich Gewesenen, zugleich eine Aende 
rung des gegenwärtig Bestehenden, nur dass 
dieser Aenderung stets eine andere vorausgegangen sein 
muss, die kein Fortschritt war. Beiläufig ein Beweis dafür 
dass auch Aenderungen die nicht Fortschritt sind, den 
Fortbestand einer Kirche nicht nothwendig zu irritiren 
brauchen, da andernfalls die fragliche Wiederherstellung 
des ursprünglichen Bestandes niemals ein Fortschritt inner- 
halb der betrefienden Kirche sein könnte, vielmehr einer- 
seits die alte Kirche als eine von der dermalen bestehen- 
den verschiedene voraussetzen, andererseits selbst eine 
Neugründung enthalten würde 1°). 

Fürs Zweite liegt offenbar der Fortschritt auch in der 
Reformation nicht sowohl in der Herstellung des Alten an 
und für sich, sondern darin, dass das Alte das Bessere, 
das verhältnissmässig Neuere dagegen ein theilweiser Rück- 
schritt in heidnische und jüdische Anschauungen war, oder 
um mit Luthardt selbst zu reden, dass „die Reformation 
wirklich eine Reinigung und Vertiefung der Erkenntniss 
dessen war, was wir an Jesu Christo haben“. 

Das ist auch unser Glaube, dass „wir nicht über Chri- 
stus hinauskommen, so dass er zu einem überwundenen 
Standpunkte würde, sondern wir können und sollen nur 
immer mehr in ihn hineinkommen. Nur in diesem Sinne 
kann es eine Fortbildung geben, dass unser Leben in Christo 
und unsere Erkenntniss dessen, was uns in ihm gegeben 
ist, fortschreite“. Folgt denn aber hieraus nicht unmittel- 


16) Die Reformation des 16. Jahrh, führte freilich wirklich zu einer 
Anzahl neuer Kirchen, allein nicht in Folge der Wiederherstellung 
des ältesten Kirchenbestandes, sondern gerade umgekehrt, weil die 
beabsichtigte Wiederherstellung an dem Widerstande der leitenden 
kirchlichen Factoren scheiterte. 


ale — 


Die moderne Doctrin v.d. unabänderl. Rechte d. luth. Kirchenlehre. 273 


bar, dass nur die Grundlage der Kirche, und nicht das 
Maass kirchlicher Erkenntniss zur Zeit der 
Grundlegung, oder mit anderen Worten nur das Evan- 
gelium selbst, nicht aber die aus ihm geschöpfte kirch- 
liche Lehre Schranke des kirchlichen Fortschritts sein könne 
und solle? Und gesteht diess nicht Luthardt selbst schliess- 
lich zu, indem er weiterhin das Verständniss der heiligen 
Schrift auch seit den Tagen der Reformation als vielfach 
gewachsen bezeichnet und ausdrücklich Fortschritte im Ge- 
biete der Lehre anerkennt ? 

„Aber diese Fortschritte“ hält man uns ein, „vollziehen 
sich nur allmählich auf dem Wege der stillen Arbeit der 
Versenkung in die Sache. Derselbe Geist, der die Wahrheit 
selbst geoffenbart hat, muss es auch sein, der ihr Verständ- 
niss fortschreitend enthüllt. Aber seine Werkstätte ist in 
der Stille der Sammlung und Versenkung, nicht auf der 
öffentlichen Bühne der parlamentarischen Verhandlung oder 
auf dem Wege der Stimmenzählung in synodalen Versamm- 
lungen. Der heilige Geist und seine Wahrheit lässt sich 
nicht in solche äusserliche juristische Rechtsgänge fassen. 
Das ist das römische Princip, dass die Abstimmung einer 
Synode ohne Weiteres die Entscheidung des heiligen Geistes 
und der Spruch der Wahrheit sei. So zu denken ist römisch 
und nicht evangelisch; denn es entspricht der mechanischen 
Denkweise der römischen Kirche. Bei uns kann man an 
die Abstimmung appelliren nicht im Namen der Wahrheit, 
sondern nur im Interesse der Ordnung“. 

Und das alles hätten wir geleugnet? Wahrlich, die 
Beweisstücke für eine derartige Behauptung möchten wir 
wohl kennen lernen. Denn mit dem besten Gewissen 
können wir versichern, dass wir nicht zögern würden, die 
‘vorstehenden Sätze eigenhändigst zu unterschreiben (vgl. 
$ ll. 2.c). Nur müssen wir uns immer und immer wieder 
verwahren, dass es zulässig sei, alsdann fortzufahren : „aber 
die Lehre der Kirche fällt nicht unter den Gesichtspunkt 
der Ordnung, sondern unter den der Wahrheit“. Nicht, 
dass wir behaupteten, sie falle gar nicht unter'den Gesichts- 
punkt der Wahrheit. Im Gegentheil, wir geben zu, sie 
fällt auch unter diesen Gesichtspunkt, ja, für den Einzel- 
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nen sogar in allererster Linie. Und soweit sie dar- 
unter fällt, kann sie auch nicht Gegenstand der Abstim- 
mung sein, d. h. es kann für einen Protestanten kein 
Zweifel obwalten, dass durch eine Abstimmung nimmer- 
mehr der Beweis zu liefern ist ob diese oder jene Lehre 
„Wahrheit“ se. Wer daher eine Abstimmung 'in die- 
sem Sinne verlangt, der verleugnet in der That den Pro- 
testanten und wird römisch. 

Doch ebenso sicher fällt die Lehre nicht bloss un- 
ter den Gesichtspunkt der Wahrheit sondern mindestens 
mittelbar zugleich unter den Gesichtspunkt der Ordnung. 
Wäre dem nicht so, dann könnte die Lehre auch in keiner 
Weise Gegenstand des Rechts sein; denn was man auch 
sonst unter Recht sich denken mag, darüber besteht nicht 
der mindeste Streit, dass das Ziel alles Rechtes eine be- 
stimmte Art „äusserer Ordnung“ sei. Daraus folgt aber 
weiter, dass in Bezug auf eine Lehre, die gar nicht unter 
den Gesichtspunkt der Ordnung fällt, auch keine Rechte 
der Kirche und umgekehrt keine Rechtspflichten der Diener 
bestehen können. Das will sagen: Die kirchliche Lehre 
würde selbst in der betreffenden Kirche — oder weil und 
sofern sie nicht unter den Gesichtspunkt der Ordnung fällt 
— rechtlich gar keinen Vorzug vor irgend einer andern, 
selbst nichtchristlichen Lehre haben, der rechtlich an keine 
bestimmte Lehre gebundene Geistliche würde also predigen 
können, was er wollte. Denn jeder kirchliche Auf- 
trag, eine bestimmte Lehre (natürlich auch der Auftrag, 
das Evangelium schlechtweg) zu predigen, jede Anord- 
nung in Bezug auf eine Lehre oder überhaupt den Gegen- 
stand der Predigt, des Gebets u. s. w., jede Anwendung 
einer Lehre als Bedingung der Mitgliedschaft oder Beamten- 
schaft, ist eben ein Akt der Ordnung und macht auch die 
Lehre selbst insofern und insoweit zu einer Sache der 
Ordnung. Und umgekehrt jeder Akt, der die Lehre dem 
Gesichtspunkte der Ordnung entzieht und sie ausschliess- 
lich unter den Gesichtspunkt der Wahrheit fasst, hebt in- 
soweit die Ordnung selbst, und damit die entsprechenden 
Rechte und Rechtspflichten in Bezug auf diese Lehre auf. 

Wir verzichten darauf, nochmals besonders zu zeigen, 
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was übrigens aus dem Vorstehenden von selber folgt, 
dass eine Kirchenlehre* in unserm Sinne ($. III. Not. 11.) 
nur eine Lehre sein kann, die von der Kirche bereits un- 
ter den Gesichtspunkt der Ordnung gestellt worden ist 
(vgl. 8. II. 2. c. und $. VII. Not. 17.). Betrachten wir 
lieber die Sache noch von einer andern Seite. 

Es bedarf keines grossen Scharfsinnes um zu sehen, 
dass die Consequenz, die wir aus der Voraussetzung ziehen 
mussten, „die Lehre falle nur unter den Gesichtspunkt 
der Wahrheit“ zu der Ansicht unserer meisten Gegner, 
wie sie auch immer den Begriff „Kirchenlehre“ definiren 
mögen, jedenfalls sachlich im diametralen Gegensatze 
steht. Der Grund dieser Erscheinung aber ist, dass sie, 
ohne es zu wissen und zu wollen, die obige Voraussetzung 
fahren lassen und sich fast genau derselben Verwechselung 
schuldig machen, die sie mit Recht der römischen Kirche 
vorwerfen. Sie wollen nicht sehen, dass die Lehre recht 
wohl unter beiden Gesichtspunkten und dennoch je nach 
der speciellen Natur jedes Gesichtspunktes in ver- 
schiedener Weise aufgefasst werden könne oder vielmehr 
müsse. Sie wollen nicht sehen, dass es zwei verschiedene 
Dinge sind, ob man behauptet: die Abstimmung ent- 
scheidet oder beweist, dass die Lehre, für 
welche dieMajoritätsich ausspricht, die Wahr- 
heit sei, oder ob man sagt: die Eintscheidung darüber, 
was Wahrheit sei, ob insbesondere die in rechtlicher Geltung 
befindliche Kirchenlehre oder die von einer gewissen Ma- 
jorität in der Kirche für schriftgemässer gehaltene Lehre, 
‚diese Entscheidung steht allein bei Gott; die Abstimmung 
der Synode soll bloss entscheiden, ob und in welcher Weise 
durch eine Aenderung der Kirchenlehre als solcher, oder, 
was in der Sache dasselbe besagt, der kirchlichen Ordnung 
in Bezug auf die Lehre den Wünschen des grössten Theils 
der Kirche entsprochen werden könne. Und gerade darum 
weil sie diesen durchschlagenden Unterschied nicht gelten 
lassen wollen, gerathen sie nothwendig in den Fehler, in 
Wirklichkeit beide Gesichtspunkte zu vermischen, dem einen 
den Grundsatz der Nichtabstimmung, dem andern den der 
Rechtsgeltung der Kirchenlehre zu entlehnen, und so von 
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der Kirchenlehre schlechtweg zu behaupten, was einerseits 
nur von der Lehre selbst als Sache der Wahrheit, anderer- 
seits nur von der Kirchenlehre als rechtlich geltende Lehre, 
d, h. als Sache der kirchlichen Ordnung gilt. 

Noch einmal: es ist mir nie ın den Sinn gekommen, 
„die Fortschritte der Wahrheitserkenntniss vollzögen sich 
im Wege der Abstimmung, der Gesetzgebung.“ Die Frage, 
um die sichs handelt, ist überhaupt gar nicht die, wie 
sich Fortschritte der Erkenntniss vollziehen, sondern ob 
und wiesolchen bereitserfolgten Fortschritten 
Einfluss gewährt werden kann und soll auf das 
öffentliche kirchliche Gemeinschaftsleben, insbe- 
sondere wie Widersprüche zwischen jenen Fortschritten 
und der von früherher bestehenden Rechtsordnung zu be- 
seitigen sind. Und nur diese Frage haben wir durch 
Hinweis auf die allgemeinen Formen der Rechtsbildung, 
speciell auf die Gesetzgebung beantwortet. (Gesetzgebungs- 
recht evang, Landeskirchen $. V.) . 

Dass auch hierbei zu Zeiten das Majoritätsprincip 
recht drückend wirken kann für die Minorität, das leugnen 
wir nicht, aber so wie wir Menschen nun einmal sind, 
ist das nicht zu ändern. Es giebt kaum ein Gesetz, viel- 
leicht nicht einmal ein Gewohnheitsrecht, welches sofort 
vom Anfang an mehr als den Willen oder die Anerken- 
nung einer gewissen Majorität für sich gehabt hätte; auch 
die Normen, durch welche die reformatorische Lehre in 
unseren Landeskirchen erst zur Kirchenlehre in unserm 


Sinne geworden ist ($$. III. Not. 11. VII. 2.) machen 


keine Ausnahme. Ganz davon zu geschweigen, dass der 


Wille der gegenwärtigen Generation sofern er auch 
für die zukünftige sich geltend zu machen sucht, dieser 
gegenüber unter allen Umständen, bloss der Wille einer Majo- 
rität ist, selbst wenn er zunächst ein einstimmiger sein sollte. 

Am allerwenigsten dürfte es gerathen sein, sich gegen 
unsere Zugeständnisse an das Majoritätsprincip auf die 
Reformation und speciell den Speyer’schen Protest von 
1529 zu berufen. Man mag davon absehen, dass in dem 
letzteren nicht sowohl die Berufung auf das Gewissen, als 
die auf das Reichsrecht (die Einstimmigkeit des Beschlusses 
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von 1526.) im Vordergrunde steht, oder dass unmittelbar 
mit dem Proteste eine Appellation an ein „frei christlich 
gemein Concilium* Hand in Hand geht. Dagegen darf 
nicht übersehen werden, dass es wesentlich ein Protest 
von Reichständen gegen Reichstände und zwar 
in Betreff ihrer Regimentsrechte in Religions- 
sachen war, dass dagegen keiner der Protestirenden 
daran dachte, seinen Unterthanen ein ähnliches Recht des 
Protestes zuzuerkennen. Oder sollte das Princip des lan- 
desherrlichen Ermessens in Lehrfragen, in Gemässheit 
der Theorie von der custodia utriusque tabulae, besser 
begründet sein, als das der Majorität? — Nun wohl, dann 
haben Diejenigen, welche nichts anderes als Aufrecht- 
erhaltung des gegenwärtigen Reclıtsbestandes wünschen 
mindestens in unsern lutherischen Landeskirchen sehr 
wenig Grund zur Klage. Denn eine Aenderung fordert 
ja her Uebereinstimmung des landesherrlichen Kir- 
chenregiments und der Synodalmajorität. 

Eine absolute Garantie freilich, dass die Gesetz- 
gebung nicht dann und wann einem falschen und vermeint- 
lichen Fortschritt diene, besitzen wir in jener Ueberein- 
stimmung so wenig, wie in irgend etwas Anderem. Darum 
jedoch die Gesetzgebung total verwerfen, das heisst nicht 
die Kirche bauen, sondern an der unmittelbaren Macht der 
Wahrheit des Evangeliums verzweifeln. Im äussersten 
Falle bleibt der Minorität ja stets das Recht sich von dem 
äussern Kirchenwesen dem sie bisher angehört, völlig zu 
trennen. Was dieses aber verhindern soll, sagen wir mit 
Carl Hase, ist von Seiten der Majorität die christliche 
Weisheit, welche nicht ohne die äusserste Noth ein, wenn 
auch irrig scheinendes Gewissen kränkt, von Seiten der 
Minorität die christliche Ergebung, welche die von Gott 
angewiesene Kirche nicht verlässt, so lange noch irgend 
etwas von Christo und eine Hoffnung christlichen Lebens 
in ihr ist, so dass der alte Friedensspruch auch hier erfüllt 
werde, nach seiner ursprünglichen Fassung: „im Nothwen- 
digen die Einheit, im Nichtnothwendigen die Freiheit, in 
Beiden die Liebe.“ 
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I. 


Ist das Recht einer freien Vereinskirche Recht im juristischen 
Sinne } 


‘ In einer Schrift über die Grundlagen des Kirchenregimentes 
(1864) und in meinem Lehrbuche des Kirchenrechtes (1869) habe 
ich die Meinung, mit der ich nicht allein stehe, ausgesprochen, 
dass schon seit längerer Zeit die kirchliche Entwickelung sich stätig 
auf Trennung zwischen Kirche und Staat, also auf das Freikirchen- 
thum, hinbewege. Dieser Ansicht erklärt sich in den einleitenden 
Worten eines in Bd. 10. S. 442. fig. dieser Zeitschrift unter dem 
obigen Rubrum enthaltenen, sonst gegen mich gerichteten kleinen 
Aufsatzes jetzt auch Herr Dr. Bierling, Verfasser der 1869 er- 
schienenen anregenden Schrift über «Gesetzgebungsrecht evangeli- 
scher Landeskirchen im Gebiete der Kirchenlehre», geneigt; dass 
die «volle Freikirche», sagt er, «schliesslich der Ausgang der 
gegenwärtigen kirchlichen Verfassungsbewegung sein werde, halten 
wir .... nicht für unwahrscheinlich». Wenn er in Form einer 
Einschränkung dieses Zustimmens, also eines Dissenses von 
meiner Meinung, beifügt, er theile nicht die Befürchtung, dass 
die Kirchen durch demgemässe Lösung ihres bisherigen Verhält- 
nisses zum Staate «sich nothwendig bedrückt und erniedrigt fühlen 
müssten», so bin ich mit ihm einverstandener, als er voraussetzt, 
denn ich theile diese Befürchtung auch nicht. Dass es Glieder 
der evangelischen Kirche giebt, welche sie haben, ist gewiss, und 
hat sich noch eben in den Aeusserungen sehr verschiedener kirch- 
licher Parteiblätter über das einen Einzelschritt auf dem Wege 
zur Trennung zwischen Staat und Kirche bezeichnende preussische 
Schulaufsichtsgesetz gezeigt. Ich meines Theils glaube, diese Tren- 
nung wird zwar mancherlei Ungewohntes, Schwieriges, vielleicht 
Anstössiges bringen, aber sie wird, ‘so Gott will, einen Aufschwung 
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des inneren kirchlichen Lebens bedeuten ?). Anderes, wie mir 
scheint, Unrichtige in den einleitenden Sätzen des Bierling’schen 
Angriffes lasse ich unberührt. 

Herr Dr. Bierling spricht sowohl wo er seine Zustimmung, 
als wo er seine Abstimmigkeit in Betreff meiner Ansichten aus- 
drückt, im Pluralis. Dass er damit nicht im Unrecht ist, erweist 
das Aprilheft der Zeitschrift für Protestantismus und Kirche, Denn 
in demselben hat mein hochverehrter Freund v. Scheurl Bedenken 
gegen mich zur Sprache gebracht *), die mit denen Bierlings ver- 
wandt sind. Würde daher schon der Angriff eines litterarisch so 
legitimirten jungen Gelehrten, wie Dr. Bierling es ist, zur Verthei- 
digung veranlassen, so hat der Beitritt Scheurls mir die erneute 
Prüfung meiner Meinungen und die öffentliche Darlegung der Er- 
gebnisse zur Pflicht gemacht; selbst abgesehen von der Bedeutung, 
die der Sache an und für sich zukommt. 

Sie verdient im gegenwärtigen Augenblicke in der That auch 
als solche aufmerksam erwogen zu werden. Denn geht die kirch- 
liche Entwickelung auf das Freikirchenthum hin, so ist es von 
theoretischem nicht nur, sondern auch von praktischem Interesse, 
das Wesen der Freikirche wissenschaftlich zu erörtern; und vor- 
zugsweise das Wesen freikirchlicher Rechtsbildung. 

Ich nehme also den Streit auf; und wenn in Folge seines un- 
mittelbaren Anlasses meine Erörterung Polemisches und Subjectives 
nicht wird vermeiden können, so schadet das der Sache nicht. Von 
Dem, was Scheurl in seinem Aufsatze noch ausser der Frage der 
kirchlichen Rechtsbildung berührt hat, behalte ich mir vor, an 
anderem Orte zu handeln. 

Soll von freikirchlicher Rechtsbildung die Rede sein, so ist 
damit gegeben, dass von den Verhältnissen der heutigen deutschen 
Landeskirchen ganz abgesehen wird. Denn auch wo sie presby- 
terial-synodal gestaltet sind, sind sie nicht freikirchlich: wir haben 
bis jetzt noch kein nennenswerthes Freikirchenthum in Deutsch- 
land. Die Erscheinung, dass nichtsdestoweniger auch auf prote- 
stantischer und auch auf kirchlich-protestantischer Seite sich nicht 
ganz selten im Einzelnen der Anspruch auf Selbständigkeit der 
Kirche gegenüber dem Staate geltend macht, — dass im Eheschei- 
dungsrecbte und sonst, obwohl die Kirche nach wie vor von der 
höchsten Staatsgewalt regiert wird, die kirchlichen Verwaltungs- 


!) Seite 245. meines angeführten Lehrbuches habe ich gesagt: im 
Falle der Trennung werde „die deutsch-evangelische Kirche noch 
anders als bisher erfahren, was es heisst, in Knechtsgestalt auf 
Erden sein“ » sollte Herr Doctor Bierling das missverstanden haben ? 

?) In dem Aufsatze „Mejers Kirchbenverfassungslehre“, S. 218. fig. 
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behörden eben dieser Staatsgewalt dennoch von der Staatsgewalt 
unabhängig zu handeln versucht haben, — zeigt einen jener inneren 
Widersprüche, durch welche die Fortentwicklung der Zustände er- 
fordert und vorbereitet wird. Allerdings würden heutzutage viel- 
leicht nicht Wenige diesen Widerspruch leugnen; denn wir sind 
allzugewohnt geworden, so oft es das Verhältniss zwischen Staat 
und.Kirche angeht, Ja und Nein zugleich zu sagen. Aber er 
besteht, und darf auch auf dem Gebiete der Rechtsbildung nicht 
bei Seite gesetzt werden, wenn die Untersuchung dieses Gebietes 
nicht verwirrt werden soll. Sehen wir also von dem in Deutsch- 
land jetzt Bestellenden für eine Zeit lang ab, und erörtern in der 
in Betracht stehenden Richtung das Wesen der Freikirche rein 
theoretisch. 


I. 


Es sei mir zunächst erlaubt, meine angegriffene Meinung — 
soweit thunlich mit den Worten meines Lehrbuchs, da dieses durch 
den Angriff zunächst betroffen ist, — kurz im Zusammenhange 
darzulegen. 

Meine Ausführung, dass der Staat, sobald er das Toleranz- 
princip annimmt, und mehrere Kirchen nebeneinander in seinem 
Gebiete duldet — eine Stellung zur Kirche, die fast allen deutschen 
Staaten seit lange geboten, und die, obwohl von der reformatori- 


schen Theologie verworfen, doch unverwerflich ist, — nicht umhin: 


kann, die Kirchen mehr und mehr als private Vereine, das heisst 
als Freikirchen zu behandeln, wiederhole ich nicht, sondern be- 
ginne mit dem Begriffe der Freikirche. Freikirche habe ich die 
Verfassungsgestalt der Kirche genannt, welche sie besitzt, wo sie 
«auf Staatshülfe zur Aufrechthaltung der kirchlichen Rechtsordnung 
nicht zählen kann, weil der Staat sie als blosse Privatsache ihrer 
Angehörigen» ansieht; sei es dass er sie als solche «unberück- 
sichtigt lässt», sei es, dass er sie mit «Abneigung behandelt» 
(Lehrbuch 8. 6. $. 91). Dass in solchem Falle die Kirche sich 
äusserlich als Verein darstelle, entspricht, wie der staatlichen 
| Behandlung, so ihrem eigenen Wesen: nicht bloss, worauf seiner 
Zeit Schleiermacher Gewicht legte, wegen der vereinsbildenden 
Kraft des übereinstimmenden religiösen Gefühles, sondern auch aus 
kirchlich-positiven Gründen. «Denn da Christen als solche ver- 
pflichtet sind, ihren Glauben zu bekennen» und unter Anderem «in 
gemeinsamer Sorge für das Bestehen eines Lehramtes, um dessen 
Wort- und Sacramentsverwaltung sie sich sammeln, zu betbätigen, 
so werden sie, wenn «staatsseitig» diese Sorge ihnen allein über- 
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lassen wird, und es gilt, ihrem gemeinsamen Wirken dafür die 
äussere rechtsgültige Form zu geben, in eine Societät zu Erreichung 
ihrer desfallsigen Aufgaben (societas externarum rerum et rituum 
sagt die A. C.) zusammentreten müssen». Wobei nach der Natur 
der Sache «das zu Grunde liegende Bindungsmittel dieses Vereines 
nur die Einheit des zu bethätigenden Glaubens sein» kann. Das 
Sich-Vereinen ist unter solchen Umständen auch keine Handlung, 
die ebensowohl unterbleiben könnte; sondern wer sich als Christ 
bekennt, der bekennt sich der christlichen Gemeinschaft bedürftig, 
bekennt sich zugleich schuldig, das Scine zu thun, damit rechte 
Wort- und Sacramentsverwaltung erhalten bleibe; also auch schul- 
dig, sich dazu mit anderen über Das, was in dem Namen erhalten 
werden müsse, mit ihm Eines Glaubens seienden Christen zu ver- 
einigen. Dies Vereinen ist demnach «gegebene Glaubenspflicht» ; 
wodurch der kirchliche Verein sich von jedem anderen Vereine 
unterscheidet (Lehrbuch $. 91). 

Der hiermit formulirte Begriff der Freikirche ist mir nicht 
eigenthümlich, vielmehr im Wesentlichen, soviel mir bekannt ist, 
allgemein angenommen. Dr. Bierling setzt an demselben auch 
nichts aus, sondern betrachtet die Freikirche rechtlich gleichfalls 
als Privatverein. Scheurl hingegen hat Einwendungen, die weiterhin 
zu verhandeln bleiben. 

Ueber die Verfassungsgestaltung des Freikirchenvereines ent- 
scheidet, insofern er göttlich zugewiesene Aufgaben hat und gemäss 
diesen Zwecken eingerichtet sein, z. B. ein Lehramt besitzen muss, 
die Natur der Sache. Indess kann seine Verfassung auch noch 
andere Anhaltspunkte haben. So besitzt ein römisch-katbolischer 
oder ein calvinisch-reformirter Kirchenverein dergleichen in seinem 
Dogma: der katholische schliesst in «die Glaubenspflicht seiner 
Mitglieder die Annahme des Lehrsatzes ein, dass .er durch Papst und 
Bischöfe «als gottgeordnete» Obrigkeiten regiert werden müsse», 
zu deren obrigkeitlichen Rechten dann auch die Gesetzgebung ge- 
hört; der calvinisch-reformirte die Annahme des Lehrsatzes, dass 
die gottgewollte Verfassung der Localgemeinde die presbyteriale 
sei, woraus für weitere Kreise von selbst die Synodalverfassung 
hervorgeht. Dagegen hält die Jutherische Freikirche, da sie weder 
Eines noch das Andere für Dogma erkennt — denn die in der 
Freikirche ohnehin nicht verwendbare Lehre der lutherischen 
Theologie, nach welcher das Kirchenregiment eine Pflicht der 
Landesobrigkeit ist, ist, obwohl in der A. C. angedeutet, doch nicht 
symbolische Lehre der lutherischen Kirche geworden, — jede Gestalt 
der Kirchenverfassung annehmbar, welche geeignet ist, die Lösung 
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der kirchlichen Aufgaben zu .sichern; wenn in ihrer Verfassung 
auch immer irgendwelche Synodalgestalt deshalb hervortreten wird, 
weil es naturgemäss ist, dass in der Vereinskirche der Verein zur 
Erscheinung komme (Lehrbuch $. 91). Daher finden sich synodale 
Einrichtungen bei lutherischen Freikirchen nicht weniger, als bei 
reformirten; und selbst in der katholischen oder jetzt den katholi- 
schen Freikirchen treten sie auf: das Wiedererwachen der Pro- 
vincialsynoden zuerst in Amerika, dann anderwärts, ist gleichen 
Schritt mit der fortschreitenden Trennung zwischen Kirche und 
Staat gegangen, und das Vaticanum mit seiner Concentrirung der 
kirchlichen Vereinsmacht ist keineswegs bloss Ursache, sondern 
steht in Wechselwirkung mit dieser Trennung. Man richtete sich 
dort ein, der bisherigen Art der Staatshülfe zu entbehren. 

Welche rechtliche Natur haben nun die Ordnungen der Frei- 
kirche? — das steht hier zur Frage. 

Ist sie ein vom Staat als privater behandelter Verein, so ist 
sie «zu Begründung und Erhaltung der äusseren Ordnungen ihres 
Gemeinlebens» staatlicherseits an das Privatrecht gewiesen. Sie 
mag ein noch so sehr geistig oder geistlich qualificirter Verein 
sein, der Staat stellt sie auf Grund seines Reformationsrechtes 
anderen Vereinen gleich, den sittlichen Zweck verfolgenden, den 
wissenschaftlichen, künstlerischen, geselligen, gewerblichen: soviel 
an ihm ist, kann sie nicht mehr und nicht anders Recht erzeugen, 
als diese anderen Vereine es können. Staatlicherseits ist sie also, 
wie diese Vereine, «zu Begründung und Erhaltung der äusseren 
Ordnungen ihres Gemeinlebens lediglich an vertragsmässige Fest- 
stellung derartiger Einrichtungen auf Grund Dessen, was sie göttlich 
gegeben erachtet ..... gewiesen» (Lehrb. $. 6). Sie ist als Verein 
«befugt, sich Conventionalstatuten zu geben», und diese sind neben 
Dem, was der Verein nach seinem Dogma «als geoffenbartes Recht 
betrachtet, die Hauptquelle seines Vereinsrechtes» ($. 101). «Eigent- 
liches Kirchenrecht kann demnach auf diese Weise nicht entstehen; 
denn Recht wird nicht ohne Mitwirkung des Staats erzeugt, und 
die kirchliche Societät besitzt als Freikirche weder Staatsnatur — 
wenn die katholische Kirche sie auch beansprucht» und «durch 
ihr Dogma von der Kirchengewalt ihren Angehörigen die Glaubens- 
pflicht auflegt», diese Gewalt als die «eines zu autonomer Rechts- 
bildung befähigten Staates anzuerkennen», — noch besitzt die 
kirchliche Societät «Staatshülfe. Es bleibt also für sie» fast durchaus 
«bei gesellschaftlichen Vereinseinrichtungen, deren gewissenbin- 
dende Kraft jedoch, solange sie durch Glauben und Sitte getragen 
werden, der des wirklichen Rechtes nahekommt» (Lehrb. $. 6). 
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Auch wo dergleichen Einrichtungen nicht als ausdrücklich ver- 
willkürte, sondern als Gewohnheiten erscheinen, sind sie «noch 
nicht als solche, sondern erst insofern und insoweit sie vom Staate 
aufrecht erhalten werden, im juristischen Sinne Recht» (Lehrb. 
$. 102. Note 10). Die Darstellung dieser kirchlichen Vereinsord- 
nungen würde demnach «weniger der Rechtswissenschaft, als so- 
weit principielle Begründung in Frage steht der Theologie», dem 
dogmatischen Locus De Ecclesia, de s. ministerio, de magistratu, 
wie er in der älteren protestantischen Theologie und auch in der 
katholischen auftritt, — «soweit es 'gilt, die jeweilige faktische 
Entwickelung> jener Einrichtungen «zu beschreiben, der kirchli- 
chen Statistik zufallen» ($. 6). 


IL. 


Diese Meinung von der rechtlichen Natur der Vereinsordnungen 
der Freikirchen ist es, welche Herrn Dr. Bierling Veranlassung 
gegeben hat, «entschiedene Verwahrung einzulegen» : sie beruhbe, 
sagt er, «auf einer Verwechselung resp. Vermengung Dessen, was 
in concreto als Recht anzusehen und anzuwenden ist, mit dem, 
was in abstracto Recht ist, d. h. unter den allgemeinen Rechts- 
begriff fällt». Recht in abstracto sei «Alles, was innerhalb eines 
bestimmten Kreises von Menschen als Norm und Regel ihres 
äusseren .... Zusammenlebens anerkannt (in Geltung) ist»; Recht 
in concreto hingegen sei «das, was vor dem zur Entscheidung be- 
stimmten Tribunale als Recht gilt, oder zu gelten hat». Diese 
beiden Begriffe also seien von mir verwechselt oder vermengt 
worden ; auch befinde sich meine Auffassung «durchaus in Wider- 
spruch mit dem heutzutage herrschenden Sprachgebrauche». Dies 
der erste von drei gegen mich verhandelten Punkten; denn was 
Dr. Bierling bei Gelegenheit desselben vom kirchlichen Vereins- 
rechte als für den Staat «frendem» Rechte vorträgt, gehört nicht 
schon in diesen Zusammenhang, sondern erst in den seines zweiten 
Punktes, und wird dort zu berühren sein. ° 

Mein Herr Gegner geht von seinem ersten zu seinem zweiten 
Punkte mit den Worten über: «doch lasten wir jeden Streit über 
den Rechtsbegriff bei Seite», und charakterisirt damit den ersten 
Punkt als selbständig für sich bestehenden. Erörtern wir ihn also 
zunächst für sich, denn den Streit über den Rechtsbegriff bei 
Seite zu lassen, wo man gegen den Vorwurf der Begriffsverwir- 
ruug in Betreff eben dieses Begriffes sich vertheidigen soll, geht 
nicht an. 

Zunächst kann ich dabei die Berufung auf den Sprachgebrauch, 
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als eine Art selbständigen Grundes, nicht gelten lassen: ich würde 
ihn zwar meines Erachtens vielmehr für mich in Anspruch nehmen 
können; indess ich unterlasse es, da der Sprachgebrauch nach 
der Natur der Sache in seiner Bewegung bequem und daher un- 
genau, ebendeswegen aber eine nicht näher substanziirte Berufung 
auf denselben kein wissenschaftlicher Grund ist. 

Meine Vertheidigung kann entweder in positiver Entwickelung 
der beiden von mir angeblich vermengten Begriffe, oder sie kann 
in einer Erwägung über die Berechtigung Desjenigen bestehen, 
mas mein Herr Gegner wider mich vorträgt. Nach Lage der Sache 
wähle ich an dieser Stelle letzteren Weg der Entgegnung. 

Herr Dr. Bierling wird mir einräumen, dass die Beschuldigung, 
juristische Grundbegriffe zu verwirren, gegen ‚einen Juristen aus- 
gesprochen, keine leichte Beschuldigung ist, die um so mehr ge- 
nügende Begründung fordert. Er hätte, wie mir scheint, darzu- 
legen gehabt, worin eigentlich die behauptete Verwirrung bestehe. 
Ich habe, dem populären Sprachgebrauche mich anschliessend, die 
Vereinsordnungen der Freikirche auch Recht genannt, aber ich 
habe behauptet, sie seien nicht «Recht im juristischen Sinne»: 
nach der Unterordnung Dessen, was mein Herr Gegner über den 
«allgemeinen Rechtsbegriff» vorträgt, unter seine Ueberschrift 
und da der Angriff sonst meine Meinung nicht treffen würde, darf 
ich annehmen, dass dieser sein Rechtsbegriff mit »Recht im juri- 
stischen Sinne» identisch sein soll. 

Das Recht im juristischen Sinne also wird durch die Distinc- 
tion von Recht in abstracto und Recht in concreto näher bestimmt. 
In Abstracto soll im juristischen Sinne Recht sein «Alles was 
innerhalb eines bestimmten Kreises von Menschen als Norm und 
(?) Regel ihres äusseren .... . Zusammenlebens . . . . in Geltung 
ist.» — Nach dieser Begriffsbestimmung würden auch die innerhalb 
eines bestimmten Personenkreises geltenden Regeln gesellschaft- 
licher Umgangssitte zu den im juristischen Sinne so zu nennenden 
Rechtsregeln gehören. ° Da mein Herr Gegner das gewiss nicht 
sagen will, neben seiner Berufung auf den Sprachgebrauch auch 
nicht sagen kann, so vermisseich an dieser Stelle die erforderliche 
Bestimmtheit sei es des Ausdruckes, sei es des Gedankens. Ferner: 
wenn in abstracto Recht heisst, was innerhalb eines bestimmten 
Kreises von Menschen als Regel ihres äusseren Zusammenlebens 
in Geltung ist, und in concreto Recht heisst, «was vor dem zur 
lIöntscheidung bestimmten Tribunale als Recht... . zu gelten 
hat,» so entsteht, falls der unbestimmtere Ausdruck Tribunal, 
statt Gericht, — wie doch wird angenommen werden därfen — mit 
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Ueberlegung gewählt ist, die Frage: was in dem «bestimmten 
Kreise von Menschen» an abstractem Rechte als «in Geltung» 
befindlich gedacht wird, wenn man das zugleich «concrete» Recht, 
welches «vor dem zur Entscheidung dafür bestimmten Tribunale 
zu gelten hat» von jenem abstracten abrechnet ? Dasjenige würde 
es sein, das in dem betreffenden Personenkreise zwar als juristische 
Regel des äussern Zusammenlebens, aber doch nicht als Entschei- 
dungsnorm für die zur Aufrechthaltung solcher Regeln bestimmten 
Behörden gälte. Was ist das? 

Wenn ich von genauer Betrachtung des Gesagten zurücktretend 
nur das Ungefähr desselben ins Auge fasse, so scheint mir, mein 
Herr Gegner will mir vorwerfen, dass ich nur das von ihm Recht 
in concreto Genannte, nicht auch das, was er in abstracto Recht 
nennt, als Recht im juristischen Sinne anerkenne. Dann würde 
er haben sagen müssen, mein Begriff juristischen Rechtes sei zu 
eng. Wie er statt dessen von Verwirrung und Vermengung der 
Begriffe reden kann, bekenne ich nicht zu verstehen. Ich muss 
klarer gefasste Ausstellungen erwarten, bevor ich mich gegen die- 
selben vertheidigen kann; und verstelle zur Erwägung, ob die 
Kategorien des Rechtes in abstracto und Rechtes in concreto wohl 
gläcklich gewählte sind. 

Ich wende mich zu dem zweiten Anklagepunkte. 

Es sei von mir verkannt worden, sagt Herr Dr. Bierling, dass 
«die innere juristische Structur des staatlichen» und «des Vereins- 
rechtes», also auch des Kirchenvereinsrechtes, «wesentlich gleich- 
artig, oder — wie er weiterhin sich ausdrückt — «juristisch» 
gleichartig sei. Ich räume ein, dass, wenn diese Gleichartigkeit 
vorhanden wäre, ich das Recht der freien Vereinskirche nicht 
weniger für Recht im juristischen Sinne anzuerkennen haben würde, 
als das staatliche Recht. Prüfen wir also die für die behauptete 
Gleichartigkeit beigebrachten Beweise. Es sind derselben nach 
Herrn Dr. Bierling drei: 1) «Dass die kirchliche Praxis duürch- 
weg auf diesem Standpunkte steht, bedarf kaum der Erwähnung.» 
2) «In der That ist es... . geradezu unmöglich, irgendwelchen 
wesentlichen formalen Unterschied, beispielsweise in Entstehung 
oder Wirksamkeit staatlichen und rein kirchlichen Rechtes aufzu- 
finden, sofern man nur stets festhält, dass ..... das letztere nur je für 
eine bestimmte Kirche unmittelbar als Recht gilt», und zwar «in con- 
treto». Der geringere Schutz des Rechtes mache keinen Unter- 
schied: auch im Verfassungsrechte des Staates gebe es vom Richter 
nicht geschützte, nichtsdestoweniger aber juristische Rechtsnormen. 
3) Die «Art» der staatlichen «Anerkennung» kirchlichen Vereins- 
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rechtes zeige die Gleichartigkeit. Jene Art wird aber nicht näher 
dargelegt, sondern bloss die «zweifellose Thatsache» hervorge- 
hoben, dass der Staat durch seine «Anerkennung» von Theilen 
des «Vereinsrechtes» keineswegs berechtigt werde, dies anerkannte 
Vereinsrecht nachher seinerseits für den Verein wirksam zu ändern. 
Das Vereinsrecht werde also «so wenig ein staatliches jus speciale 
für den Verein, wie das Recht eines fremden Staates durch die 
gesetzlichen Bestimmungen seiner Respectirung für gewisse Fälle 
ein einheimisches Recht.» — Erst hier hätte mein Herr Gegner meines 
Erachtens anschliessen sollen, was er, diese Auseinandersetzung 
seines zweiten Anklagepunktes voraussetzend, wie oben erwähnt, 
schon beim ersten Anklagepunkte berührt hat. «Nun ist gewiss», 
sagt er dort, «dass vor dem Gerichte eines Staates, an welches der 
Jurist regelmässig zunächst zu denken pflegt, das Vereinskirchenrecht 
nicht schon als solches Anspruch auf Beachtung und Anwendung 
hat. Allein nicht darum, weil etwa das Vereinsrecht überhaupt 
nicht Recht im juristischen Sinne ist, sondern weil es dem Staate 
und seinen Gerichten gegenüber fürs Erste (?) nur fremdes Recht 
ist. Mit anderen Worten: das Vereinsrecht steht (immer verstan- 
den in concreto) nicht allein dem gesammten staatlichen Rechte, 
sondern in einer Linie und zugleich mit dem Rechte aller frem- 
den Staaten dem Rechte des einzelnen Staates gegenüber, dessen 
Gericht in Frage ist. Wie vor dem letztern das Recht der frem- 
den Staaten nur gilt und anwendbar ist, sofern das Recht des 
eigenen Staates das will und zugesteht, so auch das Vereins- 
recht», u. Ss. w. 

Diergegen gestatte ich mir zuerst die allgemeine Bemerkung, 
dass der mit den verschiedenen vorgeführten Gründen angetretene 
Beweis mir insofern, soweit sich erkennen lässt, auf einem Miss- 
verständnisse zu beruhen scheint, als er Verhältnisse berücksich- 
tigt, die nicht in Frage stehen. Wir haben hier über einen Zu- 
stand zu verhandeln, in welchem der Staat seinen Angehörigen 
Gewissensfreiheit, oder sagen wir Bekenntnissfreiheit in dem Sinne 
gewährleistet, dass auf Grund derselben sie sich zu Religionsgesell- 
schaften (Kirchen) zusammenschliessen, und diese Vereine dem 
vereinenden Bekenntnisse gemäss einrichten können, wie sie 
wollen, so lange sie nur nicht dem Criminalgesetze oder der 
Vereinspolizei zum Einschreiten Grund geben. Wir verhandeln 
über einen Zustand, in welchem der Staat hierbei seinen Privat- 
rechtsgrundsatz quod pacta sunt servanda jenen Vereinskirchen, 
wie anderen Vereinen auch, aber nicht mehr als ihnen, zu Gut 
kommen lässt; kirchliche Einrichtungen also insoweit anerkennt 
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und aufrechterhält, als sie in das Herrschaftsgebiet jenes privat- 
rechtlichen Grundsatzes fallen: weiter aber nicht. Dass der Staat 
unter solchen Umständen sich nicht befugt erachten kann, die sol- 
chergestalt von ihm aufrechterhaltenen Verwillkürungen seinerseits 
za ändern, versteht sich von selbst, beweist aber Nichts für die 
Natur des Vereinsrechtes; denn er hält nicht Stücke frenıden Rechtes, 
sondern seinen eigenen allgemeinen Rechtssatz quod pacta sunt 
servanda dabei aufrecht, unter dessen Schutz die kirchlichen Ver- 
pfichtungen und Befugnisse gestellt und dadurch der Natur recht- 
licher Befugnisse und Pflichten theilhaftig geworden sind. Herr 
Dr. Bierling setzt anscheinend Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche voraus, wie sie heutzutage zwischen der katholischen Kirche 
und dem placetirenden Staate bestehen. Das sind aber nicht Zu- 
stände freier Vereinskirche, und daher stehen sie hier nicht in 
Betracht. 

Es bleiben also nur seine zwei ersten Gleichartigkeitsbeweise 
zu erörtern, während der dritte nur insofern Bedeutung behält, 
als er hilft, seine Gesammtauffassung zu erklären. 

Mein Herr Gegner setzt, wie hier zu erinnern ist, an dem 
Begriffe der Freikirche als eines Privatvereines Nichts aus. Er 
spricht nicht von eigenthümlich kirchlichem Vereinsrechte, sondern 
stets von Vereinsrecht im Allgemeinen: die eingetragene Genossen- 
schaft, der Clubb, die Freimaurerloge ist ihm — die Sache bei 
voll freikirchlichen Zuständen von Seiten des Rechtes angesehen — 
kein andersartiger Verein, als die Kirche; Eines wie das Andere 
ist ein Privatverein. Von allen diesen Vereinen behauptet er die 
Gleichartigkeit des von ihnen erzeugten Rechtes mit dem vom 
Staate erzeugten. Sehen wir seine beiden Beweise hiefür näher an. 

Der erste, «dass die kirchliche Praxis durchweg auf diesem 
Standpunkte stehe,» ist kein Beweis, und auch wohl kaum als 
solcher gemeint. Erstens nicht, weil Herr Dr. Bierling selbst den 
Beweissatz allgemein auf alle Vereine gestellt hat, und daher den 
Beweis nicht von einem Einzelvereine entnehmen kann. Und, wenn 
man hiervon absehen wollte, zweitens nicht, weil die kirchliche 
Praxis des reinen Freikirchenthums — die vorreformatorische und 
die heutige katholische, soweit man sie hierher ziehen könnte, bilden 
aus bekannten Gründen kein geeignetes Beispiel — in Deutschland 
50 gut wie unbekannt ist. Ich wenigstens gestebe meine Unkunde. 
Von der kirchlichen Praxis der preussischen und ausserpreussischen 
separirten Lutheraner, wie von der reformirten niedersächsischen 
Conföderation, habe ich einige Kunde; aber selbst wenn dieselbe 
grösser wäre, als sie ist, und wenn sie, was nicht durchaus der 
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Fall ist, die Behauptung meines Herrn Gegners bestätigte, würde 
ich bei dem höchst geringen Umfange und bei den höchst beson- 
deren Verhältnissen jener Freikirchen doch bedenklich sein, all- 
gemeinere Schlüsse daraus abzuleiten. Die evangelisch-kirchliche 
Praxis, welche hier in Betracht kommen könnte, wäre nur die 
amerikanische. Nach dem, was ich von dieser weiss, steht sie 
nicht auf dem Standpunkte, den Dr. Bierling behauptet. Indess' 
erwarte ich nähere Belehrung. Sein Beweis jedenfalls muss bis 
dahin suspendirt werden. 

Er fällt sonach hier gleichfalls weg, und es bleibt allein der 
eine Beweis: das «staatliche» und das «Vereinsrecht» seien des- 
halb gleichartig, weil es «unmöglich sei, irgendwelchen wesentlichen 
formalen Unterschied, beispielsweise in Entstehung oder Wirkungsart 
staatlichen und reinkirchlichen Rechtes aufzufinden.» Der Mangel, . 
dass der Beweissatz allgemein, der Beweis nur auf den kirchlichen 
Verein gerichtet ist, wiederholt sich hier. Im Uebrigen wäre der 
Beweis eine Tautologie — sie sind gleich, weil kein Unterschied 
ist —, wenn nicht Entstehung oder Wirkungsart wenigstens ge- 
nannt wären, wenn auch ohne nähere Erörterungen. Ich lasse 
mich darauf ein, und fasse die Entstehung des Rechtes und zwar 
die durch Gesetz ins Auge, weil in Betreff derselben mein Herr 
Gegner an anderem Orte sich näher ausgesprochen hat. 

Seine Meinung, dass für die Gerichte des Staates das Ver- 
einsrecht Recht eines fremden Staates, oder demselben gleichzu- 
achten sei, klingt, wie sie hier ausgesprochen ist, umfänglicher, 
als sie gedacht sein dürfte. Die Vereine gelangen heutzutage zu 
einer Bedeutung und Macht, wie sie ehedem nicht bekannt war; 
manche Eisenbahngesellschaft hat Einnahmen, Beamtenschaft, Re- 
gierung fast wie ein Staat; und man kann unter Umständen wohl 
fragen, ob nicht ihr Vorstand auch Gesetzgebungsrecht habe. Von 
dieser Thatsache der heutigen Vereinsentwicklung ist in den 
Sätzen des Herrn Dr. Bierling vielleicht einige Wirkung zu be- 
merken. Allein soviel, dass jedem Vereinsvorstande und Vereine, 
auch ohne ausdrücklich vom Staate eingeräumte Autonomie, eine der 
Gesetzgebungsbefugniss von Landesherr und Landtag vergleichbare 
rechtserzeugende Gewalt jbeigelegt werden dürfte, scheint die 
heutige Vereinsentwickelung doch noch keineswegs gediehen. Viel- 
leicht, dass Herr Dr. Bierling auch hier wieder bloss vom kirch- 
lichen Vereine behaupten will, er habe etwas Staatsartiges und 
besitze eine gesetzgebungsberechtigte Obrigkeit, und dass seine 
Meinung eine ähnliche Basis, wie die sogleich zu berührende 
von Scheurl hat. Dann hätte er das jedoch sagen müssen. 
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Er wird einen Zusammenhang seiner Ansicht mit der v. Scheurl 
nicht in Abrede nehmen; dennoch ist sie nicht dieselbe. 

Eine Reihe nordamerikanischer und einige deutsche freikirch- 
liche Statute, die ich vor mir habe, besitzen sämmtlich einerlei 
Charakter. Sie sind nicht geschriebenes Gewohnheitsrecht, sondern 
Constitutionsacten kirchlicher Vereine; und zeigen, mit Ausnahme, 
wenigstens theilweise, der preussischen separirt-lutherischen, wofür 
in der Kirchenregimentslehre des Breslauer Oberkirchencollegiums 
ein besonderer Grund vorliegt, Form und Wesen nicht des Gesetzes, 
sondern des Vertrages. Meines Wissens existiren keine anders- 
artigen. Sollte das durch sie entstandene Vereinsrecht nach seiner 
Entstehung gleichartig mit dem Gesetzesrechte des Staates sein, 
80 müssten sie entweder unter der Vertragsform dennoch das 
Wesen des Gesetzes, also der obrigkeitlichen Verfügung bergen, 
und dies halte ich, wie weiterhin darzulegen bleibt, im Allgemeinen 
für die Meinung v. Scheurls; oder das Wesen des Gesetzes müsste 
nicht das der obrigkeitlichen Verfügung sein, sondern das des 
Vertragsschlusses, und dies ist die Meinung Bierlings. 

«Alles positive, d. h. alles zu irgend einer Zeit geltende®) 
Recht», sagt er in seiner Schrift über das Gesetzgebungsrecht 
evangelischer Landeskirchen im Gebiete der Kirchenlehre S. 28., 
«kann seine Entstehung, d. h. seine Geltung, unter allen Umstän- 
den nur einer Anerkennung, einer übereinstimmenden Willens- 
meinung der Gesammtheit verdanken, innerhalb deren es als Recht, 
als eine Norm und Regel des menschlichen Zusammenlebens sich re- 
alisiren soll. Sowie für das Leben der Nation und des Staates das 
nationale Gesammtbewusstsein, der Gesammtwille des Volkes gegen- 
wärtig fast ohne Widerspruch als die erste und eigentlichste Quelle 
des Rechtes, Gesetz und Gewohnheit dagegen, überhaupt das, 
was man gewöhnlich Rechtsquellen nennt, nur als Erscheinungs- 
form des Rechtes, als Aeusserungsform jenes Willens angesehen 
wird, so kann es nur eine solche wahre Quelle kirchlichen 
Rechtes geben: den Gesammtwillen der bezüglichen Kirchenge- 
meinschaft.» Und S. 38.: «Das Eigenthümliche des Gesetzes im 
Gegensatze zu anderen Erscheinungsformen des Rechtes besteht 
augenscheinlich darin, dass einestheils in ihm die häufig erst in’s 
Leben einzuführenden Rechtssätze sofort als solche, d. h. bestimmt 
und ausdrücklich formulirt auftreten, während die gewohnheits- 
rechtlichen erst aus einer Anzahl von Thatsachen abgeleitet wer- 


°s) Also Recht in abstracto und Recht in concreto, denn gelten 
sollte beides. > 
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den müssen, anderntheils der vorauszusetzende Gesammtwille nicht 
unmittelbar, sondern nur insofern zum Ausdruck gelangt, als die 
Organe der Gesetzgebung auf ihm beruhen, und gleichzeitig allge- 
mein die Pflicht anerkannt wird, die innerhalb der ertheilten Voll- 
machten von denselben erlassenen Anordnungen, gleichwie directe 
Aeusserungen des Gemeinschaftsbewusstseins, d. h. genau so zu 
beobachten, als wenn man sich speciell zu ihrer Befolgung ver- 
bindlich gemacht hätte.» 

Hier tritt auf dem Hintergrunde der bekannten Anschauung 
der historischen Schule von der Entstehung des Rechtes, deren 
heutige Allgemeingültigkeit ich nicht bestreite, die alte naturrecht- 
liche Lehre von den Gesellschaftsverträgen wieder hervor, deren 
heutige Allgemeingültigkeit ich nicht einräumen kann. Die Stellung 
der Staatsobrigkeit wird mit deutlichen Worten auf das pactum 
subjectionis begründet, vermöge dessen der Gesammtwille ihr über- 
tragen sei, — dass der Einzelne unter dem von diesem Gesammt- 
willen gegebenen Gesetze stehe, wird auf ein «sich Verpflichtet- 
haben» dieses Einzelnen, also auf das altbekannte pactum unionis 
zurückgeführt. Wir haben den ganzen Pufendorff, Thomasius u. 
8. w.; nur dass von der ehedem angenommenen Einzigkeit dieser 
Urverträge abgesehen, und die Folgerung gezogen wird: weil der 
Staat bloss ein Privatverein ist, darum haben auch andere Privat- 
vereine Staatsnatur, mindestens auf dem Gebiete der Rechtserzeugung. 

Dergleichen Verträge zu unterstellen, wo sie weder nachwer- 
bar, noch auch — wie schon Kant nachgewiesen hat — nur mög- 
lich sind, hat seit geraumer Zeit die deutsche Jurisprudenz für 
unerlaubt gehalten: ich glaube nicht, dass sie heutzutage anderer 
Meinung ist. _ R 

Die Frage kann sein, und wir werden diese Frage weiterhin 
zu erwägen haben, ob die Kirche, auch wenn der Staat sie als 
einfachen Privatverein behandelte, nicht dennoch ihrer eigenthüm- 
lichen Natur nach ein staatsartiger und deshalb ein rechtserzeu- 


gender Verein sei. Aber wenn man, wie Dr. Bierling, eine solche. 


eigenthümliche kirchliche Natur nicht behauptet, sondern die frei- 
kirchlich gestellte Kirche rechtlich für einen Privatverein wie an- 


dere Privatvereine auch erklärt, so muss man einräumen, sie hat. 


ebensowenig Macht, neue Rechtsnormen zu erzeugen, wie die &au- 
deren Privatvereine sie haben. 

Die «Landeskirchen», mit welcben sich die fleissige und ge- 
dankenreiche Schrift Bierlings beschäftigt, sind keine Freikirchen, 
sondern haben ihr älteres Recht, wie Herr Dr. Bierling bei ge- 
nauerer Forschung nicht verkennen wird, durch gewöhnliche Lan- 
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desgesetzgebung erhalten, und verdanken, soweit sie jetzt Auto- 
nomie besitzen, ihre heutige Rechtserzeugungsgewalt einem Auto- 
nomieprivilegium des Staates. So löblich Bierlings in seiner 
Monographie bethätigtes Bestreben ist, die Dinge, um welche es 
sich handelt, rein juristisch zu fassen, so sehr leiden seine Resul- 
tate durch Mangel an klaren Principien und an nüchterner Ge- 
schichtsbetrachtung. Indess darauf näher einzugehen führt an 
dieser Stelle zu weit, und ebensowenig habe ich mich noch auf 
seinen dritten Anklagepunkt einzulassen, da derselbe ohne selb- 
ständige Bedeutung ist. 


II. 


Ich gehe also zu Dem über, was Scheurl über die Rechtsbil- 
dung in Freikirchen gegen mich erörtert hat. Es greift tiefer, 
als das von Bierling Vorgetragene, aber auch ihm gegenüber habe 
ich nach gewissenhafter Erwägung beharren müssen. 

Scheurl beginnt damit, meine eigene frühere Meinung gegen 
mich anzuführen. In der zweiten Ausgabe meines kirchenrecht- 
lichen Lehrbuches (1856.) habe ich gesagt: «Vom Rechte einer 
Kirche kann in dreifacher Hinsicht die Rede sein: 1) Zuerst 
sofern sie einen staatsähnlichen Organismus regierender Behör- 
den und regierter Lebenskreise darstellt, und dadurch ein dem 
staatlichen ähnlichen Verfassungs- und Verwaltungsrecht hat. 
2) Sodann insofern sie als Corporation zu einem Staate, zu 
anderen Kirchen, oder auch zu sonstigen juristischen Persönlich- 
keiten in Beziehung tritt, und entweder mehr völkerrechtliche, 
oder mehr privatrechtliche, immer aber wirklich rechtliche Ver- 
hältnisse dabei eingeht. 3) Endlich insofern die Kirche, da 
das Christentbum nicht bloss eine Lehre, sondern zugleich eine 
im Glauben begründete und davon unzertrennliche, insonderheit 
auch das Zusammenleben der Menschen heiligende Lebensordnung 
ist, die letztere in ihrer Weise aufrecht erhält und in ähnlicher 
Art durchführt, wie der Staat die aus der ethischen Ordnung des 
menschlichen Zusammenlebens von ihm entwickelte Rechtsordnung. 
Der Complex aller in diesen drei Beziehungen das Leben einer 
Kirche bedingenden Rechtsnormen macht ihr Kirchenrecht aus. 
Wie dasselbe für die drei in Deutschland recipirten Kirchen zum 
grössten Theile ohne Vermittelung des Staates entstanden ist, SO 
ordnet es sich keinem der übrigen Theile des Rechtssystems 
unter, macht vielmehr ein individuelles und für sich bestehendes 
Rechtsgebiet aus.» — Scheurl fragt, warum ich diese Sätze jetzt 
für unrichtig halte? Ich antworte: weil ich im Verfolg meiner 
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Arbeiten über das lutherisehe Kirchenregiment mich in zwei Haupt- 
punkten habe berichtigen müssen. | 

Zuerst in Betreff der Thatsache, dass das Kirchenrecht «für 
die drei in Deutschland recipirten Kirchen zum grössten Theile 
ohne Vermittelung des Staates entstanden» sei. Dies ist nur für 
die katholische Kirche, und nicht einmal unbedingt richtig, während 
für die evangelischen Kirchen sowolıl die Kirchenordnungen der 
Reformationszeit, wie die späteren kirchlichen Gesetze, mit unbe- 
deutendern Ausnahmen — sich bei genauerer Betrachtung als ge- 
wöhnliche und durch die gewöhnlichen staatlichen Gesetzgebungs- 
factoren emanirte, nur unter Zuziehung kirchlicher Sachverständiger 
entworfene Landesgesetze erweisen. Ich kann mich also darin, 
dass die historischen Thatsachen meine ältere, nicht meine jetzige 
Meinung bestätigen sollen, mit Scheurl nicht einverstanden er- 
klären. Auch seine Bezugnahme auf die kirchliche Entwickelung 
der ersten drei Jahrhunderte überzeugt mich nicht. Soweit damals 
von eigentlicher Rechtsbildung innerhalb der Kirche gesprochen 
werden kann, beruhet sie auf conciliarer Gesetzgebung der Bischöfe. 
Die bischöfliche Gesetzgebungsbefugniss aber hat in der Lehre, 
dass in den Bischöfen das charisma veritatis fortwalte ihren Grund, 
und diese Lehre ist von der Reformation mit Recht verworfen 
worden. Als thatsächliche, sittliche, kirchliche sind die Bildungen 
von damals nicht hoch genug zu schätzen; aber dass die Bischöfe 
jener Zeit gesetzgebende, juristisches Recht erzeugende Obrigkeiten 
wurden, war in der That bereits eine Missbildung. 

Zweitens, und dies ist mein Hauptgrund, weil ich auf dem 
Wege jener Studien zu der Ueberzeugung gekommen bin, dass 
dem protestantischen Kirchenregimente, wenn es kein landesberr- 
liches ist, der obrigkeitliche Charakter, also auch die obrigkeit- 
liche Gesetzgebungsbefugniss abgeht. Dem landesherrlichen Kir- 
chenregimente steht jener Charakter und diese Befugniss zu, weil 
es landesobrigkeitlich, nicht weil es Kirchenregiment ist. Das 
Kirchenregiment in anderer Hand, als der der Landesobrigkeit, ist 
nach reformatorischer Lehre zwar ein Vorsteherrecht, aber keine 
Obrigkeit, das heisst, wenn wir es luthierisch-kirchlich ausdrücken, 
es hat keinen göttlichen Auftrag, sondern ist eine Gemeindeein- 
richtung. Auf den Beweis dieser Sätze komme ich hier nicht 
zurück; ich glaube, ihnin meiner Schrift über das Kirchenregiment 
gegeben zu haben. 

Als ich 1856. die von Scheurl angeführten Sätze schrieb, 
nahm ich in der Weise Kliefoths an, dass zwar die Lehre der 
katholischen Kirche vom Kirchenregimente, die ihr verwandte Lehre 
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Stahls, von welcher die Huschke’s eine Modification ist, und die 
Lehre Vilmar’s unrichtig seien, dass aber ein besonderes manda- 
tum divinam für das Kirchenregiment — «lasset Alles ehrlich und 
ordentlich zugehen» — bestehe. In Folge davon konnte ich auch 
für die Iutherische Freikirche eine staatsähnliche Natur und eine 
selbständige kirchliche Rechtserzeugung, als dieser Natur ent- 
sprechend, annehmen. Im Uebrigen ist in der damaligen Bear- 
beitung ‚meines Lehrbuches auf die Freikirche noch überhaupt zu 
wenig gerücksichtigt: ich bin auf das Wesen derselben und auf 
die inneren Zusammenhänge und die practische Tragweite der 
einschlagenden Gedanken erst durch Tbeilnahme an den inneren 
Streitigkeiten der preussischen separirten Lutheraner (Herbst 1861.) 
recht aufmerksam geworden. Meine historischen Studien führten 
mich dann auf die principielle Frage zurück, und ich erkannte, 
dass jene Apostelworte, auf welche Kliefoth seine Meinung wesent- 
lich stützt, keinen Auftrag, sondern eine Vorschrift entbalten, 
sonach zu Ableitung einer obrigkeitlichen Stellung des Kirchen- 
regimentes aus göttlichem Auftrage ungeeignet sind. Indem ich 
den Gedanken, dass das Regiment der lutherischen Freikirche eine 
Obrigkeit im lutherisch-kirchlichen Sinne sei, nun aufgab, konnte 
ich nicht mehr von staatsähnlicher Verfassung, von regierenden 
Behörden, von selbständiger Rechtsbildung in der Freikirche wie 
ffüher reden, sondern musste diese Momente als Folgerungen aus 
einem als unrichtig erkannten Vordersatze gleichfalls fallen lassen. 

Mein hochverehrter Freund Scheurl vertheidigt die Folgerungen 
noch, weil er den Vordersatz noch vertheidigt; obwohl weder im 
Sinne Stahls und Huschke’s, noch im Sinne Vilmars, noch im Sinne 
Kliefoth’s, deren Meinungen er vielmehr, mir hierin zustimmend, 
fir nicht richtige erklärt. 

Er selbst fasst die Kirche (8. 255. fg. a. a. O.) «als eine 
durch Hingebung an eine göttliche Einwirkung erzeugte Gesammt- 
Persönlichkeit auf,» und «findet in dem durch das grundlegende 
Bekenntniss geoffenbarten Charakter dieser Gesammtpersönlichkeit 
den höheren, über den jeweiligen Gliedern der Kirche,» welche 
jene Persönlichkeit darstellen, «stehenden und sie bindenden Willen 
von selbst so gegeben, dass er unabänderliches Gesetz ... . für 
SE jedes einzelne Kirchenglied ist.» Scheurl will daher die 
Kirche nicht sowohl Verein, als Gemeinde nennen. «Eine Reli- 
gionsgesellschaft im collegialistischen Sinne,» sagt er, «würde ich 
Richt als eine Kirche betrachten und bezeichnen können; denn die 
Kirche ist eben als solche Gemeinde im engeren Sinne, und nicht 
Gesellschaft.» Dadurch sei nicht die Entwickelungsfähigkeit, son- 
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dern nur die «bei der blossen Gesellschaft allerdings wirklich be- 
stehende» Möglichkeit «beliebigen, willkürlichen Beschlusses, sich 
wesentlich zu verändern» ausgeschlossen. «Die Schriftmässigkeit 
dieser Auffassung der Kirche als wahrer Gesammtpersönlichkeit,» 
fährt Scheurl fort, «scheint mir schon daraus zu folgen, dass der 
Apostel das Verhältniss zwischen dem Herrn und seiner Gemeinde 
mit der Ehe vergleicht.» — Soweit spricht also Scheurl von der 
unsichtbaren Kirche; aber er geht sogleich auf die sichtbare über: 
«Ich bin weit entfernt, eine einzelne äusserliche Kirche mit der 
Gemeinde des Herrn identificiren zu wollen; aber eine besondere 
Darstellung derselben soll sie immer sein, und sie ist es in dem 
Maasse, als sie wahre Kirche ist. Ihrem Wesen nach muss sie 
daher ebenso eine Gesammtpersönlichkeit, und nicht bloss eine 
Vergesellschaftung Einzelner sein, als die Gemeinde des Herrn 
selbst nach dem in jener Vergleichung ausgesprochenen Zeugnisse 
des  Apostels mehr als eine blosse Congregatio ist. Ich halte 
jede (relativ) wahre äusserliche Kirche in einem ganz ähnlichen 
Sinne für eine Gesammtpersönlichkeit oder für eine eigentliche 
universitas personarum, wie den Staat, oder eigentlich das im 
Staate zu einer Einheit verfasste Volk. Und eben deshalb halte 
ich auch jede wahre, sichtbare Kirche nicht für ein blosse 
Corporation im Staate sondern für eine an sich dem Staate 
selbständig und ebenbürtig zur Seite stehende Körperschaft, mit 
voller Befähigung zu selbständiger Rechtserzeugung.» Diese «in 
den ersten drei Jahrhunderten ihres Bestehens bethätigte» Fähig- 
keit müsse der Kirche «a priori zuerkannt werden. Sie (die 
Kirche) beruht ebenso auf unmittelbar göttlicher Stiftung, wie 
der Staat, und zwar auf einer göttlichen Stiftung, wonach die 
dadurch begründete Lebeusordnung ebenso für das menschliche 
Zusammenleben überhaupt, nicht bloss für das in der Familien- 
verbindung eingeschlossene, gelten soll, wie die staatliche. 
Warum also sollte sie nicht eine gleich starke gottgegebene 
Macht zu selbständiger Rechtssatzung und Rechtsaufrechterhal- 
tung in sich tragen, wie der Staat? Dass sie für die fort- 
währende Rechtsverwirklichung an und für sich nicht dieselben 
äusserlichen Zwangsmittel besitzt, wie der Staat, darf nicht irre 
machen. Dass zum Wesen des Rechtes nicht die bestimmte Art 
beständiger Rechtsverwirklichung gehört, die wir an dem innerhalb 
des individuellen Staates bestehenden Rechte wahrnehmen, beweist 
schon das heutige Völkerrecht, und hat eben seit fast 2000 Jahren 
das Kirchenrecht thatsächlich bewiesen.» Solle der Rechtsbegriff 
nicht willkürlich sein, so müsse er in einer Art gefasst werden, 
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die «auch jenes Kirchenrecht» einschliesse. — Von den Landes- 
kirchen hatte Scheurl (S. 232. 238.) gesagt, es müsse in ihnen 
«die Lehre, worauf sie mittels des Bekenntnisses der Gesammtheit 
ihrer ersten Mitglieder zu derselben gegründet» sind, kirchen- 
regimentlich späterhin aufrechterhalten werden, eventuell auch 
gegen die Majorität ihrer Glieder, «und wenn sich Freikirchen 
bilden, welche wahre Kirchen sein wollen,» fährt er (S. 238. fg.) 
mit Bezugnahme darauf fort, so «ist auch in ihnen nie der jewei- 
ligen Mehrheit das Recht zuzugestehen, die kirchliche Rechtsord- 
nung anders zu gestalten, als in Unterordnung unter das unwan- 
delbare Grundgesetz, das sich dafür aus der Lehre ergiebt, die 
bei ihrer Sfiftung und durch ihre Stifter als richtige Darstellung 
des Wesensgehaltes der göttlichen Offenbarung anerkannt worden 
ist, welches auch übrigens immer die Formen der Rechtssatzung 
sein mögen, die bei der Stiftung der einzelnen Freikirche fest- 
gestellt worden. Es muss überdies nach meiner Ansicht auch jede 
Freikirche, die wahre Kirche sein will, von vorn herein bei der 
Gestaltung ihrer Verfassung darauf Bedacht nehmen, sich in irgend- 
welcher Gestaltung ein Kirchenregiment von obrigkeitlichem 
Charakter zu schaffen, dem es — nicht einseitig und allein, aber 
vorzugsweise — zusteht, über Aufrechthaltung des Bekenutnisses 
und des Einklanges der Rechtsordnung mit demselben zu wachen, 
wie sie überhaupt ihre Verfassung zum Ausdruck eines wahren 
Organismus machen, also sich auf die Anerkennung der wirklichen 
Ungleichartigkeit ihrer Glieder — nach der Verschiedenheit ihrer 
Gaben und deren Ausbildung —, statt auf die Voraussetzung der 
wirklichen Gleichbeit derselben — nach Art der gewöhnlichen 
Gesellschaft — bauen muss.» 

Ich habe diese Darstellung von Scheurls Ansicht zunächst im 
Zusammenhange, mit seinen Worten, gegeben, ohne mich auf den 
zahlreichen Punkten, auf denen ich ihr zuzustimmen habe, mit Ja, 
und auf den kaum weniger zahlreichen, für den Gegenstand un- 
serer Verhandlung aber entscheidenderen Punkten, wo ich dissen- 
tiren muss, mit Nein zu erklären. Es sei mir jetzt gestattet, 
meine Stellung zu ihr gleichfalls im Zusammenhaunge vorzulegen. 

Zuerst stimme ich Scheurl bei, soweit er von der unsichtbaren 
Kirche spricht. Dagegen nehme ich nicht an, dass deren Gesammt- 
peısönlichkeit jemals in Einer irdischen Einzelkirche zur Erscheinung 
komme: die römischkatholische macht zwar den Anspruch; aber 
Scheurl wird selbstverständlich mit mir behaupten, dass sie es 
nicht mit Recht thut. Jede Einzelkirche stellt nach meiner Mei- 
nung immer nur einen Theil jener idealen Gesammtpersönlichkeit 
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dar, die wir unsichtbare Kirche nennen, und sie thut es, indem 
sie nach dem Maasse ihrer Erkenntniss mit Treue sorgt, dass Wort 
und Sacrament in ihrer Mitte stiftungsgemäss verwaltet werden: 
wodurch sie gewiss sein kann, Gläubige, und also Glieder am 
Leibe Christi zu erziehen. Sollte aber Scheurl nur sagen wollen, 
da wo es die göttliche Mission der Kirche gelte, müsse jede Ein- 
zelkirche an ihrem bescheidenen Theile diese ihre Mission als der 
des Staates ebenbürtige allenthalben, und auch dem Staate gegen- 
über vertreten, so stimme ich ihm hierin wiederum bei. Es fragt 
sich aber: worin besteht diese Mission ? Im Lehren, Sacrament- 
verwalten, Bekennen, im Gehorsam gegen Gott. Hier geht Scheurl 
zunächst darin weiter alsich, dass er die durch göttliche Kirchen- 
stiftung begründete Ordnung äusseren menschlichen Zusammen- 
lebens der Gemeinde hervorhebt, und deren äussere Aufrechter- 
haltung als Theil der gottgeordneten Aufgaben der Kirche be- 
zeichnet, wenn sie auch nicht in ganz ebensolcher Weise geschehen 
soll, wie die staatliche Aufrechterhaltung der Rechtsordnung. Auf 
dem Punkte muss ich abweichen. Denn die Ordnung christlich- 
sittlichen Zusammenlebens der Kirchenglieder als solcher, die ja 
allerdings unzweifelhaft stattfinden und auch aufrechterhalten wer- 
den soll, unterscheidet sich von jeder das Zusammenleben regeln- 
den Rechtsordnung wesentlich und innerlich. Gesetzt, was Scheurl 
von der Möglichkeit, dass eine Rechtsordnung mit geringeren Mitteln 
der Rechtsverwirklichung als die staatlichen, und doch nichtsdesto- 
weniger als wirkliche Rechtsnorm bestände, annimmt, wäre richtig — 
gesetzt, aber nicht zugegeben, da das Kirchenrecht als Beweis anzu- 
führen meines Erachtens eine petitio principii, und das Völkerrecht 
noch zu wenig als wirkliches Recht legitimirt ist, um hier angeführt 
werden zu können —: ohne irgendwelchen äusseren Zwang würde 
auch die von Scheurl gewollte kirchliche Rechtsordnung immer 
nicht gedacht werden können. Soweit die Rede von bloss lehrendem 
und vermahnendem Anhalten wäre, könnte man nicht von Rechts- 
normen sprechen, sondern bloss von ethischen. Das rechte, geist- 
liche Gemeindezusammenleben der Christen nun, von welchem hier 
also allein die Rede ist, soll aber aus der christlichen Liebe her- 
hervorgehen *); diese ist Frucht und Zeichen des Glaubens, und 
Glauben und Zwang, einerlei ob starker oder minder starker, sind 
protestantisch gedacht in innerem Widerspruch miteinander; worin 
die evangelische, in der angeführten Stelle der Augustana deutlich 
bestätigte Auffassung sich von der katholischen unterscheidet. 


*) A, C. 28. $. 55. (R. 42.) propter caritatem. 
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Wenn es also eine andere christliche Norm des gemeindlichen 
Zusammenlebens, als die auf Glauben und Liebe beruhende, nicht giebt, 
eine zwangsweise Durchführung dieser Liebe aber nicht geben 
kann, so erweist sich, scheint mir, Scheurls Begründung einer 
kirchlichen Rechtsordnung als ungenügend. Zwar soll die Kirche 
nach apostolischer Weisung auch offenbare Sünder von sich aus- 
schliessen: aber hierauf würde eine Art Rechtsordnung des kirch- 
lichen Zusammenlebens sich nur dann bauen lassen, wenn jede 
Verletzung der zu jener Ordnung gehörigen Normen eine bann- 
würdige Sünde wäre. Da sie das nicht ist, so lässt sich ein 
solcher Bann nicht aufführen; wie auch Scheurl es nicht versucht. 

Verstehe ich ihn richtig, so kommen wir uns vielleicht am 
nächsten, wenn ich so argumentire: jede Kirche indem sie sich 
als Theil der Gemeinde der Gläubigen darstellt, bekennt sich 
schuldig und ist es nach göttlicher Stiftung, dafür zu sorgen, dass 
Wort und Sacrament durch besondere zu dem Zwecke bestellte 
Lehramtsträger richtig verwaltet werden; jeder Einzelbekenner 
bekennt sich hierfür nach dem Maasse seiner Kraft mitzusorgen 
schuldig. Auf diesem von der Gemeinde als ganzer und von jedem 
einzelnen Gliede derselben als solchem geforderten Gottesdienste 
bernhet für jede zur Erscheinung kommende Kirche, auch die 
Freikirche, eine in ihrem Wesen beruhende Gliederung: sie ist 
stiftungsgemäss ein Organismus, eine Gesammtpersönlichkeit, wenn 
man diesen Ausdruck gebrauchen will, eine universitas. Ich hoffe, 
hierin mit meinem hochverehrten Freunde übereinzustimmen, und 
bin auch mit ihm der Meinung, dass die Freikirche, welche jene 
Aufgaben nicht anerkennen und die dafür nöthigen Einrichtungen 
nicht machen wollte, keine wahre Kirche wäre. Dagegen kann 
ich den Gegensatz, welchen er zwischen Verein, Gesellschaft, Con- 
gregation einerseits und dieser organisirten Gemeinde andererseits 
macht, nicht anerkennen: letztere ist und bleibt vielmehr gleich- 
falls ein Verein; nur, wie ich stets behauptet habe, ein qualificirter. 
Die Frage ist, ob in ihrer Qualification die Macht, wir dürfen 
sagen die göttliche Vollmacht zur Rechtserzeugung, jene die Staats- 
artigkeit der Kirche bedingende Vollmacht, liegt. Nicht jede uni- 
versitas hat dieselbe; sie müsste also auch bei der kirchlichen 
universitas, wenn sie vorhanden sein soll, besonders begründet 
sein. Ist sie das? 

Gewiss ist, dass es hier gilt, geordnete Einrichtungen machen, 
Lehramtsträger prüfen, anstellen, ihnen bestimmte Amtspflichten 
auflegen, zwischen ihnen und ihren Gemeinden bestimmte Verhält- 
nisse einrichten, die Amtskreise einer Mehrzahl von Amtsträgern 
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gegeneinander abgrenzen, diese in Führung ihres Amtes alle 
beaufsichtigen, zu dessen gehöriger Verwaltung nöthigenfalls anhal- 
ten, u. s. w. f, und aus dem Allen ergeben sich ebensogewiss 
Ordnungen, die den rechtlichen ähnlich sind; nur fragt sich, ob 
die durch dieselben aufgelegten Pflichten bloss Gewissenspflichten 
sind — und dies sind sie unzweifelhaft, beruhend auf dem gewissen- 
haften Opfer der gegebenen Kraft, des eigenen Lebens, im Dienste 
Gottes —, oder auch Rechtspflichten? Wir sind heute gewohnt, 
sie uns als Rechtspflichten zu denken, weil jene Ordnungen im 
canonischen Rechte durch die als Staat fungirende Kirche auf 
Grund ihres Dogmas von der Staatsobrigkeitlichkeit der Kirchenge- 
walt, — ebenso im protestantischen Kirchenrechte durch den für 
die Kirche thätigen, das canohische Recht modificirt recipirenden 
und dann seinerseits fortbildenden Staat, auf Grund seiner staat- 
lichen Rechtserzeugungsbefugniss, zu Rechtspflichten gemacht sind. 
In freikirchlichen Zuständen aber muss jener dogmatische, wie die- 
ser staatliche Factor weggedacht, und von unseren gewohnten Vor- 
stellungen in dieser Hinsicht abgesehen werden. Nur soviel bleibt, 
im Unterschiede von dem, was vorhin über das Zusammenleben 
der Gemeindeglieder untereinander gesagt wurde, hier bestehen, 
dass es sich an dieser Stelle um Befugnisse und Verpflichtungen 
handelt, welche die Qualification als Rechte und Rechtspflichten 
keineswegs ablehnen; und dass, soweit sie von den Betheiligten 
direct oder indirect unter den Schutz des Privatrechts gestellt zu 
werden vermößen, sie durch Verwillkürung in der That zu recht- 
lichen Befugnissen und Verpflichtungen werden. Wo das geschieht, 
da sind wirklich die betreffenden Einrichtungen der Freikirche 
rechtliche; allein theils ist, wie weit dies reiche, quaestio factı; 
und anderntheils liegt keine von der Kirche ausgehende Rechts- 
erzeugung dabei vor, sondern die Kirche bedient sich bloss des 
schon bestehenden staatlichen Privatrechtes für ihre Zwecke. So- 
nach bleibt die Frage: ob, auch wo solche Rechtsbenutzung nicht 
stattfindet, die Kirche Macht hat, selbst Rechtsvorschriften zu 
geben, sie ausdrücklich oder stillschweigend zu sanciren, die 
ethischen Normen, von denen wir gesprochen haben, zu Rechts- 
normen aus eigener Gewalt zu machen ? 

Hierfür weiss ich in der Schrift, soweit wir sie nicht nach 
der katholischen Tradition verstehen, oder sie in einer Art be- 
handeln, die aus Allem Alles zu deduciren gestattet, keinen Anhalt. 
«Lasset Alles ehrlich und ordentlich zugehen,» «Wendet euch von 
den falschen Propheten» und ähnliche Schriftworte weisen nicht 
positiv auf Rechtspflichten, sondern auf sittliche Bethätigungen des 
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Glaubens. Die Frage concentrirt sich also auf die Untersuchung, 
ob aus dem Wesen des Kimchenregimentes die Befugniss zur 
Rechtserzeugung sich ergebe. 

Scheurl betont, dass dasselbe eine obrigkeitliche Stellung 
haben müsse. Im Sprachgebrauche der deutschen evangelischen 
Kirche, der auf Luther zurückführt, ist Obrigkeit ohne Unter- 
thanen nicht zu denken, und bedeutet das seiner Idee nach gottge- 
ordnete, Gott verantwortliche Amt, an Gottes Statt und in Gottes 
Auftrag den Unterthanen zu gebieten: nicht nur so, dass göttliche 
Ordnungen damit aufrecht erhalten werden, sondern auch so, dass 
die ‚Obrigkeit, soweit sie damit nicht göttlichen Ordnungen wider- 
spricht, ihren eignen Willen als den Willen Gottes gegenüber den 
Unterthanen geltend zu machen, insbesondere auch denselben 
Rechtsordnungen zu setzen befugt sei. Ist also das Kirchenregi- 
ment der Freikirche in diesem Sinne Obrigkeit, so kann es Recht 
erzeugen; sonst nicht. Wenn Scheurl verlangt, jede Freikirche 
solle ihr Kirchenregiment zur Obrigkeit gestalten, so glaube ich, 
das geht nach dem hervorgehobenen kirchlichen Begriffe der 
Obrigkeit nicht an; denn gestalten könnte sie nur durch Vertrag, 
durch ihren Auftrag, nach dem Obrigkeitsbegriffe aber ist zu 
Nichts, als zu Erkenntniss und Anerkenntniss eines vorhandenen 
göttlichen Auftrages Raum; die Unterwerfung der Gemeinde unter 
die kirchenregimentliche Obrigkeit könnte nur statfinden, weil die 
Gemeinde das Vorhandensein jenes göttlichen Auftrages verehrte; 
ohne derartige dogmatische Basis giebt es auf dem kirchlichen 
Gebiete keine Obrigkeit. Nun existiren namhafte Meinungen, die 
hier eine dogmatische Basis annehmen: Stahl und die Vilmar’sche 
Schule meinen, dass der göttliche Auftrag des Lehramtes nicht bloss 
auf Lebre und Sacramentverwalten, wie es reformatorische Lehre 
ist, sondern auch auf das Regieren gehe. Allein Scheurl verwirft 
das, und mit Recht. Huschke lehrt, dass ein besonderer von dem 
Lehramtsauftrage abgezweigter, Kliefoth, dass ein besonderer nicht 
erst von dem Lehramtsauftrage abgezweigter, sondern für sich 
vorhandener göttlicher Regierungsauftrag für das Kirchenregiment 
bestehe: allein auch dies verwirft Scheurl, gleichfalls mit Recht. 
Er erkennt an, dass kein göttlicher Auftrag bestehe, als der der 
ganzen Kirche gegebene Lehramtsauftrag: diesen hat sie auszu- 
führen. Indem sie ein Lehramt, durch das sie ihn ausführt, ein- 
richtet, erhält, beaufsichtigt, arbeitet sie im Dienste Gottes, Gottes 
Vorschrift gemäss; aber nicht im Lehramtsauftrage, denn dieser 
geht nur auf Lehren und Sacramentverwalten, und sie thut weder 
das Eine, noch das Andere, sondern sorgt nur, dass es geschehe; 
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ihre dabei getroffenen Einrichtungen sind menschliche; das frei- 
kirchliche Kirchenregiment ist eine unter dem Gemeindewillen für 
Gemeindezwecke getroffene Einrichtung und kann nicht befugt sein, 
der Gemeinde Gesetze zu geben. Ich halte es daher für unmög- 
lich, wenn man bei jener reformatorischen Lehre bleibt, die ich 
für richtig halte, ein obrigkeitliches Kirchenregiment zu schaffen; und 
muss auf Scheurls Frage «warum sollte die Kirche nicht eine 
gleich starke gottgegebene Macht zu selbständiger Rechtssatzung 
und Rechtsaufrechterhaltuug in sich tragen, wie der Staat?» nach 
wie vor antworten: weil Gott sie ihr nicht gegeben hat, — weil 
die Tragweite ihrer göttlichen Stiftung diese Bigenschafte, soviel 
nachweisbar ist, nicht einschliesst. 

Und sollte nicht ein tiefer und wahrer Gedanke hier zu Tag 
treten ? Je mehr juristische Rechtsform die Kirche hat, desto 
mehr concrete, feste, körperliche Gestalt: als Inhaberin der syste- 
matisch durchdachtesten bewundern wir die römischkatboliche 
Kirche. Und eben diese Kirche muss, sobald sie freikirchlich 
gestellt ist, den wirklichen Zuständen und ihren durch diesel- 
ben ihr gestellten Aufgaben gegenüber sich durch fortwährendes 
Transigiren, Simuliren und Dissimuliren helfen, das von Niemanden 
weiter, geschickter und widerwärtiger getrieben worden ist, als 
von jenem Orden, der die Quintessenz des heutigen katholischen 
Kirchenwesens darstellt; z. B. in China. Dass, die so vollendete 
Kirchengestalt so sich verhüllen, ja verstellen muss, um zu wirken, 
ist ein innerer Widerspruch, und beleidigt als eine Unwahrheit, 
als ein Mangel an Gewissenhaftigkeit unser sittliches Gefühl. In 
dem Wesen der evangelischen Kirche zeigt die kirchliche Natur 
sich reiner. Sie hält allein darauf, dass das Eine geschehe, was 
Noth und wozu sie da ist. Darum schaart sie sich, dafür sorgt 
sie. Rechtsformen kann sie, wenn der Staat sie gewährt, benutzen, 
so lange sie dienen; sie kann sich für dergleichen des staatlichen 
Privatrechtes bedienen; sie kann auch ohne eigentliche Rechtsformen, 
mit Einrichtungen leben, die bloss durch Sitte und Glauben getragen 
sind. Ohne mit sich in Widerspruch zu kommen, kann sie unter 
allen möglichen Verhältnissen vollaus wirken, Allen Alles sein. 

Noch habe ich einen von Scheurl betonten Punkt, die Majo- 
ritätenherrschaft in der Freikirche zu berühren. Scheurl geht von 
dem Satze aus, dass eine einmal auf ein Bekenntniss gegründete 
Kirchgemeiude zwar innerhalb ihrer Confession entwickelungsfähig 
sei, aber nicht die Macht habe, durch Majoritätsbeschluss ein an- 
deres Bekenntniss anzunehmen, beziehungsweise ihr ersteszu modi- 
ficiren. Freikirchliche Verhältnisse vorausgesetzt, weiss ich doch 
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nicht, wie das soll verhindert werden können. Setzen wir Ver- 
hältnisse wie die amerikanischen, und nehmen das Beispiel einer 
evangelischen Gemeinde, deren Majorität allmählich der Ueberzeugung 
geworden ist, dass ein Hauptstück oder mehrere des Bekenntnisses, 
auf das sie sich gegründet hatte, anders und, wie die Majorität meint, 
richtiger gefasst werden müsse: warum sollte sie nicht demgemäss 
beschliessen ? Sie ist sogar verpflichtet, dies zu thun ; denn sie ist Gott 
schuldig, Das zu bekennen und predigen zu lassen, was sie nach bestem 
Wissen und Gewissen für den wahren Inhalt der göttlichen Offen- 
barung hält, und jener Beschluss gehört zu der Form, unter wel- 
cher sie dieser Pflicht Gehorsam leistet. Ist die Minorität und 
bleibt sie anderer Meinung, so müssen aus einer Gemeinde zwei 
werden, und wenn beide richtig predigen und Sacrament verwalten 
lassen, wer will ihnen die Anerkennung versagen, dass sie Kirchen 
sind? Die Frage, wie das Gemeindevermögen bei solchen Tren- 
nungen zu behandeln sei, ist a priori nicht zu lösen, und bleibt 
hier unerörtert. — Anders allerdings in Landeskirchen, auch in 
den heutigen Landeskirchen in Vereinsform, da dieselben gänzlich 
nicht Freikirchen sind. Die von Scheurl gezogene Consequenz, 
dass, wenn man sie als Vereine fasse, man auch für sie jene Ma- 
joritätengewalt zugeben müsse, scheint mir nur in höchst beding- 
tem Sinne richtig: ich behalte mir vor darauf an anderem Orte, 
in anderem Zusammenhange zurückzukommen. 

Wie mir scheint, ist, wo er über die Majoritäten spricht, 
auch Scheurl einer Gefahr nicht ganz entgangen, der Herr Dr. 
Bierling meines Erachtens unterlegen ist: nämlich die freikirch- 
lichen Verfassungsgedanken zu sehr in ihrer eventuell möglichen 
Anwendung schon auf unsere augenblicklichen landeskirchlichen 
Uebergangszustände zu denken, — sich unwillkürlich bei ihrer 
Erörterung weniger mit jenen Gedanken als solchen, als mit den 
practischen Consequenzen innerlich zu beschäftigen, welche daraus 
etwa schon für den Augenblick zu ziehen sind. Dies -ist erklärlich 
aus den Bedürfnissen unserer kirchlichen Praxis; aber es ist wissen- 
' schaftlich verwirrend, und muss vermieden werden: sonst wirken 
auch bei der wissenschaftlichen Behandlung dieser Verhältnisse 
Wünsche und Bestrebungen der Praxis unvermerkt mit. 

Aus den im Obigen dargelegten Gründen habe ich auch den 
Bedenken Scheurls gegenüber meine Meinung, dass die Freikirche 
nicht staatsartig und daher nicht fähig sei, aus eigener Macht 
juristisches Recht zu bilden, festhalten müssen. Ich könnte hiermit 
schliessen; bitte indess, noch einige allgemeine Bemerkungen hin- 
zufügen zu dürfen. 
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IV. 


Sollten in Deutschland freikirchliche Zustände sich gestalten, 
und sollte bei ihrer Erwägung die Kirchenrechtswissenschaft all- 
gemein dazu gelangen einzusehen, dass in demselben Maasse, wie 
die Kirche vom Staate getrennt wird, das eigentlich juristische 
Element des Kirchenrechtes sich verringert, so würde sie meines 
Erachtens doch nicht die Aufgabe haben, die theologischen, politi- 
schen, historischen, statistischen Momente, die dann vorwiegen, 
aus dem Kreise ihrer Disciplin zu entfernen. Sie hätte nur Anlass, 
dieselben als nicht juristische ausdrücklich anzuerkennen und von 
den juristischen streng und strenger zu sondern; so aber der 
Wahrheit näher zu kommen. 

Rechte von Interessen zu unterscheiden, ist auf kirchlichem 
Gebiete nicht leicht. Je höher und wichtiger hier die Interessen 
sind und je bedeutender die sittlichen Pflichten und Befugnisse, 
welche aus ihnen hervorgehen, desto leichter täuscht man sich 
über deren Natur, indem man sie als im juristischen Sinne recht- 
iche voraussetzt und empfindet. Dennoch ist es von grosser 
Wichtigkeit,-auf diesem Punkte deutlich zu unterscheiden. 

Wir machen z. B. an den Staat, mögen wir ihn Rechtsstaat 
oder anders nennen, den entschiedenen Anspruch, dass Rechtsschutz 
seine wesentliche Pflicht und Aufgabe sei; wir nehmen an, dass 
wenn er die Rechtsordnung bricht, statt sie aufrecht zu halten, 
wozu er allerdings nichtsdestoweniger veranlasst sein kann, er sein 
eigenes Wesen dadurch beschädige: mit dem Satze «kein Staat 
ohne Recht» erkennt das auch Hr. Dr. Bierling ausdrücklich an, 
Soweit also die äussere Ordnung des Zusammenlebens der Menschen 
Rechtsordnung ist, wirkliche im juristischen Sinne so zu nennende 
Rechtsordnung, soweit verlangen wir vom Staate, dass er sie auf- 
rechterhalte, und empfinden es als Pflichtverletzung der Staats- 
gewalt, wenn wir unsere Erwartung getäuscht sehen. Grewiss 
richtig. Aber ebendeswegen kommt es darauf au, wie weit das 
Gebiet der Rechtsordnung in der That reiche. Wir haben auf 
protestantischer Seite ein illustrirendes Beispiel dieser Wichtigkeit 
in der Behandlung des preussischen Schulaufsichtsgesetzes seitens 
seiner Gegner geseben : hätten dieselben darüber Klarheit gehabt, 
dass es bei dem Gesetze sich nicht um Rechte der Kirche, sondern 
um kirchliche Interessen handelte, so würden sie ein richtigeres 
Maass seiner Beurtheilung eingehalten haben. Auf katholischer 
Seite liegt ein Beispiel noch näher, und passt nicht bloss in Betreff 
jener Wichtigkeit, sondern auch sonst. Die römisch- katholische 
Kirche behauptet, wie schon berührt ist, eben diejenige Befugniss 
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der Rechtserzeugung im juristischen Sinne auch als Freikirche zu 
besitzen, welche von Scheurl und von Dr. Bierling allen Frei- 
kirchen beigelegt wird. Bisher, wo der Staat sie nicht als Frei- 
kirche ansah, hat er ihr dies Recht sowohl gerichtlich, wie poli- 
zeilich geschützt, entweder unbedingt, oder bedingt durch sein 
staatliches Placet. Gesetzt aber, es käme dazu, dass er seinen 
weltlichen Arm, also auch diesen Schutz, ihr aufkündigte; oder 
gesetzt nur, dass er einer ihrer kirchlichen Verordnungen sein 
Placet versagt. Nach meiner Anschauung würde er damit den 
betreffenden kirchlichen Normen den Charakter der Rechtsordnung 
sei es nehmen, sei es versagen: ihre Befolgung bliebe also blosse 
Gewissenspflicht. Nach der Anschauung meiner Herren Gegner, 
wenn ich sie richtig verstelle, wäre das von der Kirche Vorge- 
schriebene nichtsdestoweniger Recht in juristischem Sinne, der 
Staat aber wäre in der Lage, seine Ur- und Grundpflicht des 
Rechtsschutzes in Betreff dieses Rechtes nicht zu üben, also den 
Katholiken begründeten Anlass zur Klage zu geben. Sollte das 
wirklich so sein ? 

Meines Erachtens giebt es nur einerlei Recht im juristischen 
Sinne. 

Wir werden einverstanden sein, dass von den drei grossen 
Gebieten des menschlichen Seins, dem physischen, ethischen, logi- 
schen, das ethische es ist, auf welchem die Rechtsordnung wurzelt. 
Physisches und Logisches kommt juristisch zwar stets in Betracht; 
aber es sind nicht physische und nicht logische, sondern es sind 
ethische Ordnungen des menschlichen Zusammenlebens, die aller 
Rechtsordnung an letzter Stelle zu Grunde liegen. Ist das der Fall, so 
kommt es darauf an, wie die ethische Ordnung zur Rechtsordnung 
werde. Dass es sich nur um Regeln des äusseren Zusammen- 
lebens handelt, nehmen wir für gegeben, aber wodurch werden 
dessen ethische Normen zu Rechtsnormen ? 

Durch blosses Aufrechterhaltenwerden in irgendwelchen Kreisen 
Zusammenlebender nicht: innere Familienordnung der Art z. B., 
oder die gesellschaftlich aufrechterhaltene Ordnung ethisch begrün- 
deter gesellschaftlicher Sitte ist keineswegs Rechtsordnung. Durch 
blosses Aufrechterbeltenwerden abseiten des Staates auch nicht: 
denn es giebt bekanntlich Verwaltungsordnungen, die der Staat 
zwar aufrecht erhält, aber nicht als rechtliche. Die ethische Co- 
existenznorm wird nur dann zur Rechtsordnung, wenn durch Gc- 
wohnheit oder Gesetz der Staat, oder sagen wir das in Staatsform 
lebende Volk, ausdrückt, dass es sie als Rechtsnorm aufrecht 
erhalte. Weil sie diesen Ausdruck einschliessen, werden Gesetz 
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und Gewohnheit, beide in dieser Eigenschaft vom Staate relevirend, 
Quellen des Rechtes genannt, das also nicht obne Zuthun des 
Staates wird. So Hegel, Stahl, Keller, Windscheid u. a. m. Wenn 
Herbart und Krause von Recht ohne Staat sprechen, so meinen 
sie nicht juristische, sondern ethische Normen. Das Maass des 
durch Gesetz oder Gewohnheit als Recht zu Qualificirenden wird 
dabei durch jene unsagbare Macht bestimmt, welche von der histori- 
schen Juristenschule Volksbewusstsein genannt worden ist; und auf 
Grund hiervon hat neuerlich Böhlau mit Scharfsinn ausgeführt, 
das Recht werde nicht erst durch Gesetz oder Gewohnheit Recht, 
sondern sei schon in dieser sie hervorrufenden Volksüberzeugung 
als Recht vorhanden. Indess da das Recht Sache durchaus der 
Praxis ist und wenigstens in ihr niemals anders, als unter jenen 
Formen des Gesetzes oder der Gewohnheit auftritt, so scheint 
mir immer gesagt werden zu müssen, dass es ohne Mitwirken des 
Staates nicht zu voller Existenz, was hier heisst überhaupt nicht 
zur Existenz komme; und zwischen der Anschauung der historischen 
Schule und der bisher dargelegten erkenne ich daher keinen wesent- 
lichen Unterschied. Ich glaube, als heutzutage allgemein gültigen 
Satz ansehen zu dürfen: nicht bloss Staat nicht ohne Recht, son- 
dern auch Recht nicht ohne Staat. 

Allerdings sind in Deutschland, wie anderwärts, nicht wenige 
Functionen des Staates lange Zeit hindurch in privater Hand ge- 
wesen, in der Hand sogenannter kleiner Herren: der Städte, Stif- 
tungen, Gutsherrschaften. Diesem Entwickelungsstadium entsprach 
es, dass im Mittelalter auch die Kirche für ibren Lebenskreis als 
Staat fungirt und insbesondere die Rechtsbildung auf 'kirchlichem 
Gebiete selbst vermittelt hat. Dies hält die katholische Kirche, 
mit anderen mittelalterlichen Zuständen, für normal; und wir erleben 
eben jetzt, was es ihr bedeutet. Allein die neuere Staatsentwick- 
lung ist gegangen und geht immer entschiedener dahin, jenen 
privaten Staatsgewaltsinhabern die Staatsgewalt abzunehmen und 
in die eigene, Eine Hand des Staates selbst zu fassen. Keines der 
zahlreichen neueren Vereins - oder Genossenschaftsgesetze erkennt 
Autonomie der Vereine an. Mit dieser modernen Entwickelung 
und in einem noch weiter, als sie jetzt schon #t, fortgeschrittenen 
Stadium haben wir es aber zu thun, wenn wir die Eventualitäten 
freikirchlicher Zustände untersuchen. 

Mejer. 
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N. 


Zum Decret Gratians. 
I. Der Name desselben. 


Derselbe war ganz unzweifelhaft Concordia canonum. Dies 
ergeben 

1. die ausdrücklichen Zeugnisse der ältesten Glossatoren 
Rolandus (später Papst Alexander III.) sagt (mein erster Bei- 
trag zur Gesch. der Liter. über das Dekret Gratians, Wien 1870. 
S. 11. 

«Cum ergo de negotiis ecclesiasticis Concordia canonum agat» 
eine Bezeichnung, die nur denkbar ist, wenn sie die wirkliche, der 
Name war. Rufinus, dessen Glosse unzweifelhaft in die 60ger 
Jahre des 12. Jahrhunderts fällt, sagt (Codex Göttingensis jur. 
ms. 159, mbr. s. XIII.) in der Einleitung: 

„Ziulus talis est: sicut enim cuilibet capitulo titulum sive ru- 

bricam, qua 'mentem et intellectum totius capituli aperit, ia 

eliam universo operi titulum praescribit discordantium cano- 
num concordiam, subaudi: intendo ostendere vel enucleare vel 
manifestare“. 

In der in die 60ger oder ersten 70ger Jahre des 13. Jahrh. 
flllenden Summa Parisiensis (mein 2. Beitrag S. 38; 27) steht: 

„Magister G. in hoc opere autonoma sive dieta magistri loco 

proemii talem suo premisit libro titulum Concordia discordan- 

Klum canonum“ u. Ss. W. 

Die Summa Lipsiensis (meine Schrift: Die Summa Decreti 
Lipsiensis, Wien 1871. S. 16), die 1186 vollendet wurde, sagt; 

„Unde non sine ratione titulus tali operi inscribitur: Incipit 
concordia discordantium canonum.“ — Die drei ersten Zeugnisse 
entscheiden um so mehr, als die Absicht, welche andere hinstel- 
len, mit dem Titel harmonirt und jene drei nicht auf fremder Quelle 
ruhen. 

2. Die Aufnahme des Titels in den alten Handschriften. Regel- 
mässig fangen sie an „Incipit concordia discordantium canonum“, 
Jeder kann sich durch eigene Einsicht von der Richtigkeit über- 
zeugen; es ist Ausnahme, wenn in einer Handschrift diese Rubrik 
fehlt. 


I. Die älteste Citirmethode. 


Ich habe in meinem Kirchenrechte I. S. 322. Anm. 17. die 
von Gratian selbst gebrauchten Citate zusammengestellt. Diese 
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Methode blieb nur kurze Zeit, da bald das Citiren mit der Zahl 
der Distinctio, Causa, Quaestio allgemein Sitte wurde. Einen 
interessanten Beitrag liefert ein G. Hänel in Leipzig angehöriger 
Codex des Decrets. Er ist auch dadurch interessant, dass der 
tractatus de poenitentia ursprünglich fehlte, nur die Rubrik stand: 
„lic quidam interponunt penitentie tractatum, quem tamen iu- 
ditio rationis nos preterimus‘“, — 
und durch ein Einschiebsel aus einer viel jüngeren Handschrift er- 
gänzt wurde, dass er nur 18 Paleae, die älteste Gestalt der Glossen 
und die reichlichsten Citate aus der Lombarda hat, die mir 
bisher vorgekommen sind. Ich werde bei anderer Gelegenheit den 
Codex, den mir Hänel in seiner allbekannten Liebenswürdigkeit 
auf längere Zeit geliehen bat, genauer würdigen. 

In der Pars I. wird nun in den Glossen, welche meist nur 
aus Angaben von Parallelstellen und sonstigen Citaten bestehen, 
regelmässig eitirt mit t. (titulus) und dem Beisatze des Anfangs 
oder einer aus dem Inhalte genommenen Rubrik. Beispiele: 

Zu c. 2.D. XIII: ‚infra IIIL t. sö tempore orationis. vir cum 
propria“. Das heisst c. 7. C. XXXII. q. 4. Die Quaestio 4 be- 
ginnt „Quod autem tempore orationis.‘ 

Zu c. 1. D. XIV. „infra e. t. [eodem titulo.. Vorher schon 
eins] de ebrietate. Sexto“. Das heisst c. 8. D. XXXV, welche 
über die Ausschliessung der Trunkenbolde von der Ordination 
handelt. 

Daselbst: ‚‚infra III. t. si fornica. causa. Offerre.“ D.h. c. 12. 
C. XXXI. q. 7. Diese quaestio 7 ist die dritte, in der de for- 
nicatione gehandelt wird. 

„Infra II. t. quae res facit matrimonium. Egres.“ d.h. c. 41. 
C. XXVI. q. 2. A ! 

Zu D. XCVI. „Supra de jure scripto. Non licet.“ d.h. c. 2. 
D. X., wo die Gesetze vorkommen. 

Das. „Supra de nominibus clericorum. Submi.“ d. h. c. 8. 
D. XXI. — ‚Infra II: de malis tolerandis. Guilesarius.“ d. h. 
c. 30. C. 33. q. 4. [Aber gq. 3. fehlt eben]. 

Zu c. 2.D. XIV. ‚‚infra II. t. de renuntiationibus sue h. 
Quod pro remedio. $. Nisi rigor.“ D. h. c. 7. und dict. Grat. ad 
c. 5. C. I. q. 7., die erörtert, an renuncians suae haeresi sit Te- 
cipiendus in episcopali dignitate. 

In Pars U. wird meist auf gleiche Art, bisweilen mit Zahlen 
eitirt, z. B.: 

Zu c. 28. C. VIl.q.1. „Supra parte I. D. LXXI. c.L etll... 
Infra cau. VID. [IX.] titulo II. Iudunens eccl.“ d. h. c. 10. C.X. 
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q. 2. „Supra causa I. Q. II. cap. Si quis doctor“, „supra 
parte L D. XXXII. cap. Communiter.‘‘ Andere: “Supra eod. 
de his qui causae suae interesse. c. 1.“, „supra causa VI. Q. I. 
c. III“, „in fine causae viri. Si cuius uxor.“ 

Sehr häufige Citate sind „titulus de decimis, de haereticis, de 
litigiosis, de infamibus, de manus impositione, de bigamis, de ab- 
soluta ordinatione, de his qui alterius proprium, de symoniacis, de 
baptismo, quando rectoribus ecelesiae, de praescript.“ u. s.w. Wie 
wir bier unzweifelhaft die älteste Citirmetbode haben, so haben 
wir zugleich die Anfänge jener Titel, die sich mehr und mehr aus- 
bildeten, bis sie in dem Breviarium Extravagantium des Bernhard 
von Pavia im Ganzen zu festen wurden. 

In den Summen haben wir von vornhinein eine ganz con- 
stante Citirart, nämlich die Zahl der Distinction oder Causa und 
Quaestio mit dem Anfangsworte des Kapitels oder mit dessen Zahl. 
Paucapalea, Rufin, Stephan von Tournay, Simon de 
Bisiniano, die Summa Coloniensis, Parisiensis, Sichar- 
dus u. s.w. haben solche Citate, wie aus meinen „Beiträgen‘‘ zur 
Genüge zu ersehen ist, Rolanduscitirt die Kapitel nur mit der Zahl. 
Niemals wird das Wort canon, sondern nur caput oder capi- 
tulum gebraucht. 

Pars IH. und der Tract. de poenit. werden stets mit dem 
Zusatze de consecratione und meist de poenitentia citirt.. Jedoch 
wird auch letzterer vereinzelt mit dem Anfangsworte des Kapitels, 
der Zabl der Causa und Quaestio citirt, z. B. „C. XXXIL q. UI. 
cogitationis‘“ (c. 14. D. I. de poen.) in meiner Schrift „Der Ordo 
judiciarius des Codex Bambergensis“, Wien 1872. S. 25. 

Joh. Friedrich von Schulte. 


IH. 


Verwahrung. 

In dem mir eben zugekommenen 1. Heft des XI. Bandes dieser 
Zeitschrift S. 81. *) sagt Hr. Dr. Bierling von mir: «v. Scheurl 
negirt rücksichtlich der einmal bestehenden Kirche das 
Schriftprinzip ausdrücklich (Zeitschr. f. Prot. und Kirche 
Bd. LIX. S. 161 f.)». Gegen diese Behauptung muss ich mich 
verwahren. Sie beruht auf völligem Missverständniss des von mir 
a. 2.0. Gesagten. Ich sprach da nur von der Thatsache, dass 
die Bindung einer Kirche durch den Bekenntnissakt, womit sie 


*) Vgl. auch Heft 2. 3. S. 264. Die Redaction. 
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sich selbst begründet, nicht dadurch bedingt ist, dass sie damit die 
objective christliche Wahrheit bekannt hat, und hatte dabei im 
Auge, dass z. B. die heutige katholische Kirche durch den in den 
Beschlüssen des Conc. Tridentinum enthaltenen Bekenntnissakt 
nach meiner Ansicht vielfach etwas Anderes, als die objective 
christliche Wahrheit bekannt, aber doch sich dadurch thatsächlich 
gebunden hat, wie dies doch wohl nur zu sehr am Tage liegt. 
Dass ich dadurch für die lutherische Kirche als einmal bestehende 
Kirche das Schriftprincip negirt habe — was nach dem Zu- 
sammenhang der Sinn der Behauptung des Hrn. Dr. Bierling 
ist —, würde nur dann richtig sein, wenn ich zugleich auch 
wenigstens einen Zweifel daran zu erkennen gegeben hätte, 
ob diese Kirche im Augsb. Bekenntniss dem Schriftprinzip, 
von dem sie dabei ausging, treu geblieben sei, oder nicht. 
Da ich aber vielmehr voraussetze, dass sie ihm dabei treu geblie- 
ben ist, so ist in dem, was ich dort sagte, das gerade Gegentheil 
von dem enthalten, was man von mir behauptet; es liegt darin 
nämlich, dass die lutherische Kirche durch den Bekenntnissakt, 
womit sie sich selbst begründete — als die Kirche der Augsb. 
Confession — sich an das Schriftprinzip gebunden hat. 
Wie sie damals sich einzig und allein durch die h. Schrift leiten 
liess, so muss sie es fortwährend thun und thut es, indem sie bei 
ihrem schriftmässigen Bekenntniss beharrt, es aber auch, wenn ihr 
neues Licht geschenkt wird, weiter entwickelt und etwa die Fas- 
sung ihrer Lehre verbessert, um deren Ausdruck dem Schriftge- 
halte adäquater zu machen. Diesen Sinn meiner Aeusserungen 
a. a. O. kann auch Jeder selbst darin finden, der meine Ausfüh- 
rungen aufmerksam lesen will. 
Erlangen den 16. Juli 1872. Scheurl. 


IV. 


Königlich Preussisches Gesetz vom 27. April 1872, betreffend 

die Ablösung der den geistlichen und Schulinstituten, sowie 

den frommen und milden Stiftungen etc. zustehenden Beal- 
berechtigungen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., 
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Unserer 
Monarchie, für diejenigen Landestheile, in welchen das Gesetz, be- 
treffend die Ablösung der Reallasten und die Regulirung der gutsherr- 
lichen und bäuerlichen Verhältnisse, vom 2. März 1850., Gültigkeit 
hat, was folgt: 
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8. 1. Das Gesetz, betreffend die Ergänzung und Abänderung des 
 Ablösungsgesetzes vom 2. März 1850. bezüglich der Ablösung der 
den geistlichen und Schul-Instituten, sowie den frommen und milden 
Stiftungen etc. zustehenden Reallasten vom 15. April 1857. (Gesetz- 
Samml. S. 363 ff.) wird aufgehoben. 

$. 2. Das Gesetz vom 2. März 1850., betreffend die Ablösung 
der Reallasten und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse (Gesetz-Samml. 8. 77. ff), kommt fortan auch in Ansehung 
derjenigen Berechtigungen, welche Kirchen, Pfarren, Küstereien, son- 
stigen geistlichen Instituten, kirchlichen Beamten, öffentlichen Schulen 
und deren Lehrern, höheren Unterrichts- und Erziehungsanstalten, 
frommen und milden Stiftungen oder Wohlthätigkeitsanstalten, sowie 
den zur Unterhaltung aller vorgedachten Anstalten bestimmten Fonds 
zustehen, mit nachfolgenden Bestimmungen zur Anwendung. 

8. 3. Alle im $. 2. bezeichneten Realberechtigungen sind, soweit 
sie nicht bereits in feste Geldrente verwandelt worden, auf den Antrag 
sowohl des Berechtigten als des Verpflichteten nach den Grundsätzen 
des Ablösungsgesetzes vom 2. März 1850. auf ihren jährlichen Geld- 
werth zu berechnen und demnächst unter Anwendung der in den 
88. 19. bis 25. a. a. O. bestimmten Preise in eine Roggenrente zu 
verwandeln. Der im $. 26. a. a. O. angeordnete Abzug von 5. plt. 
wegen der geringeren Beschaffenheit der Getreideabgabe im Verhält- 
niss zum marktgängigen Getreide, bleibt dabei ausgeschlossen. Die 
Roggenrente ist in Gelde nach dem jährlichen nach Maassgabe der 
S$. 20., 21. und 28. bis einschliesslich 25. a. a. O. ermittelten Markt- 
preise abzuführen. 

8.4. Die nach $.3. ermittelten, sowie die schon rechtsverbindlich 
feststehenden Renten ($$. 3. bis 6. des Gesetzes vom 15. April 1857.) 
können auf den Antrag des Berechtigten wie des Verpflichteten ab- 
gelöst werden. 

Zu diesem Behufe wird der jährliche Geldwerth der Roggenrenten 
nach dem Durchschnitt der beider Abführung maassgebenden Marktpreise 
berechnet. Bei Ermittelung dieses Durchschnitts werden die Preise 
der letzten vier und zwanzig Jahre vor Anbringung des Ablösungs- 
antrages mit Weglassung der beiden theuersten und der beiden wohl- 
feilsten zu Grunde gelegt. 

8.5. Der nach $. 4. festgestellte Jahreswerth der Reallasten 
wird: a) wenn der Antrag von dem Verpflichteten ausgeht, zum 25- 
fachen Betrage, b) wenn der Antrag von dem Berechtigten ausgeht, 
zum 222/sfachen Betrage, durch Kapital abgelöst. 

Die Abfindung erfolgt durch die Vermittelung der Rentenbanken. 
Dem Verpflichteten steht jedoch frei, baar zum 25fachen, beziehungs- 
weise zum 22®/fachen Betrage abzulösen. - 

8. 6. Bei der Ablösung durch Baarzahlung ist der Verpflichtete 
befugt, das Kapital in vier auf einander folgenden einjährigen Ter- 
minen, von dem Ablaufe der Kündigungsfrist an gerechnet, zu gleichen 


310 Miscellen. 


Theilen abzutragen. Doch ist der Berechtigte nur solche Theilzah- 
lungen anzunehmen verbunden, die mindestens 100. Thaler betragen. 
Der jedesmalige Rückstand ist mit 4. Prozent jährlich zu verzinsen. 

8. 7. Für die Vermittelung der Rentenbank ist das Gesetz vom 
2. März 1850. (Gesetz-Samml., S. 112. ff.) maassgebend. Dabei bleiben 
aber diejenigen Bestimmungen, welche eine Tilgungsperiode von 41!Jıs 
Jahren voraussetzen, ohne Anwendung, und ausserdem treten nach- 
folgende Abänderungen des Rentenbankgesetzes ein: 

1) Der Berechtigte erhält den nach $. 5. berechneten Betrag in 
Rentenbriefen nach deren Nennwerthe, und soweit dies durch solche 
nicht vollständig geschehen kann, oder es von der Verwaltung der 
Rentenbank vorgezogen wird, in baarem Gelde. 

2) Der Besitzer des pflichtigen Grundstücks hat vom Zeitpunkte 
der Rentenübernahme und während der Tilgungsperiode von 56!/ıs 
Jahren an die Rentenbank eine Jahresrente zu entrichten, welche 4!/s 
vom Hundert der an den Berechtigten zu gewährenden Abfindung be- 
trägt; Rententheile unter einem vollen Silbergroschen werden von der 
Rentenbank nicht übernommen, vielmehr wird der 25- oder 22%ysfache 
Betrag derselben, je nachdem die Abfindung gemäss $.5.a. oder 5.b. 
erfolgt, von dem Besitzer des verpflichteten Grundstücks unmittelbar 
an den Berechtigten gezahlt. 

3) Die Ueberweisung von Abgabenrückständen auf die Renten- 
bank nach Vorschrift des $. 99. des Ablösungsgesetzes vom 2. März 
1850. ist unzulässig. 

8. 8. Die nach dem Gesetze vom 26. April 1858. (Gesetz-Samml. 
8. 273.) erfolgte Schliessung der Rentenbanken steht der Ausführung 
des gegenwärtigen Gesetzes nicht im Wege. Jedoch findet die Ver- 
mittelung der Rentenbanken nur bei denjenigen Kapitalablösungen 
statt, welche bei der zuständigen Auseinandersetzungsbehörde bis zum 
31. Dezember 1873. beantragt werden. Für den Berechtigten geht 
mit Ablauf dieser Frist die Befugniss, auf Kapitalablösung anzutragen, 
mit Ausnahme des im folgenden Paragraphen gedachten Falles über- 
haupt verloren. 

8. 9. Bei einer Zerstückelung von Grundstücken sind die Berech- 
tigten zu fordern befugt, dass ibre Geld- und Roggenrenten, welche 
nach der Vertheilung unter 4. Thaler, beziehungsweise 2. Neuscheffel 
Roggen betragen, durch Erlegung des 25fachen Baarbetrages abgelöst 
werden. Zu diesem Behufe wird der Jahreswerth der Rente auf die 
im $. 3. angegebene Weise berechnet. 

8. 10. Die Provokation auf Umwandlung ($. 3.) oder Ablösung 
($. 4.) Seitens des Berechtigten muss sich mit Ausnahme des im 
$. 9. gedachten Falles stets auf alle Reallasten erstrecken, welche für 
ihn auf den Grundstücken desselben Gemeindeverbandes haften. Sind 
mit dem Provokaten Grundbesitzer einer andern Gemeinde zum Na- 
'tural-Fruchtzehnten oder zu Diensten gemeinschaftlich verpflichtet, 
so muss der Berechtigte seine Provokation zugleich auch gegen die 
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Grundbesitzer dieser Gemeinde hinsichtlich aller auf deren Grundstücken 
für ihn haftenden Reallasten richten. 

Die Provokation auf Umwandlung oder Ablösung Seitens des Ver- 
pflichteten muss sich auf sämmtliche, seinen Grundstücken gegen 
alle im 8.2. bezeichnete Berechtigte obliegende Reallasten erstrecken. 
Die Zurücknahme einer angebrachten Provokation ist unzulässig. 

$. 11. In allen Auseinandersetzungs- Angelegenheiten (Gemein- 
heitstheilungen, Ablösungen und Regulirungen der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältnisse) steht die Vertretung und Wahrnehmung der 
Rechte der im $. 2. gedachten Berechtigten den betreffenden ordent- 
lichen Behörden zu. | 

8. 12. Sind vor Verkündigung des gegenwärtigen Gesetzes Fest- 
setzungen,, welche mit demselben nicht im Einklange stehen, bereits 
auf rechtsverbindliche Weise zu Stande gekommen, so behält es bei 
denselben sein Bewenden. 

Ueber die Befugniss, auf Verwandlung der Reallasten in eine 
Roggenrente oder auf vollständige Ablösung anzutragen, entscheiden 
jedoch nicht jene Festsetzungen, sondern die Bestimmungen dieses Ge- 
setzes. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel, 

Gegeben Berlin, den 27. April 1872. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürst von Bismarck. Graf von Roon. Graf von Itzenplitz. 
von Selchow. Graf zu Eulenburg. Campbausen. Falk. 


V. 


Nachweisung der in den einzelnen Bundesstaaten des deut- 
schen Reiches über die Feststellung des Personenstandes 
geltendem Vorschriften. 


Mitgetheilt 
von 


R. W., Dove. 


Auf Grund des Beschlusses des deutschen Reichstages vom 6. No- 
vember 1871. wurde nach eingezogener Aeusserung sämmtlicher Bundes- 
regierungen des deutschen Reiches Seitens des Reichskanzlers dem 
deutschen Reichstage die nachfolgende Nachweisung in der 3. Session 
der ersten Legislaturperiode (1872) vorgelegt. 
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esetze etc., welche die |Zur Feststellung des Perso- 
Staat. Feststellung des Personen- inenstandes werden folgende 
standes bezwecken. Register geführt. 
l. 
Preussen. 


I. In der Stadt Frankfurt a. M. und 
im Bezirke des Appellationsgerichts zu Cola } besteht für alle 
Staatsangehörigen eine rein bürgerliche Standesbuchführung. 


II. In den älteren Landestheilen : 


Verordnung vom 30. Märzji Pfarramtliche Kirchenbü- 
1847, betreffend die Gebur-icher mit beweisender Kraft 
ten, Heirathen und Sterbe- auch für die staatlicheSphäre, 
fälle, deren bürgerliche Be-ienthaltend die Nachweisung 
glaubigung durch die Orts-, der Trauungen, 
gerichte erfolgen muss (Ges.-] Geburten und 
Samml. S. 125). Sterbefälle 

Gesetz über die Verhält-jin jeder Gemeinde. 
nisse der Juden v. 23. Juli 
1847 (Ges.-Samml. $. 263). 

Konzession v. 25. Dez.1742, 

> » 7. Mai 1746, 
» 18. Juli 1763, 
» 20. April 1780, 
» 10. April 1789, 
» 28. Juli 1845, 
» 24. Nov. 1849. 


SUN NWM 


II. Im ehemaligen Königreich Hannover: 

Bekanntmachung des vor-| Kirchenbücher in tabel- 
mals Hannoverschen Mini-|larischer Form und in drei 
steriums der geistlichen und|getrennten Bänden, in dop- 
Unterrichts - Angelegenhei-|pelten Exemplaren: 
ten vom 13. November 1852| 1) über Geburt und Taufe, 
über Einrichtung und Füh-| 2) > Aufgebot u. Trauung, 
rung der Kirchenbücher. 3) » Tod u. Begräbniss. 

Gesetz vom 14. Juli 1853} Das Duplikat wird jährlich 
über Angaben für die Kir-\an die Obrigkeit TAmt, Ma- 
chenbücher. gistrat) eingesandt, 

Verschiedene Bekanntma-} Bei den Juden für jeden 
chungen des genannten Mini-|Synagogenbezirk drei ge 
steriums, betreffend die Re-!trennte Listen für Geburten, 
vision und jährliche Abliefe-|Trauungen und Todesfälle 
rung der Kirchenbücher vom|nach vorgeschriebenem For- 
29. Sept. 1853, 24. Oktober.imular, welche jährlich der 
Obrigkeit zur Einsicht vor- 
zulegen und in Abschrift 
einzureichen sind. 


IV. In der Provinz Hessen- Nassau und zwar: 
1) Im ehemaligen Herzogthum Nassau: 
Ä Generalreskript der Her-| Kirchenbücher für jede Ge- 
zoglich Nassauischen Lan-|meinde, daneben gleichfalls 
desregierung, die Führung|für jede Gemeinde ein Per- 
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Die Registerführung liegt ob bei 


u 0 ..1 Bemerkungen. 
Evangelischen. | Katholiken. | Juden. Dissidenten. 


Den Ortsgeistlichen. 
geistlichen bei 

den evange- - 
lischen Brü- 
dergemein - 


der Gemein- 
schaft der 
evangel.Lan- 
deskirche 
sich getrennt 
haltenden 
Lutheranern, 
x !bei den Retor- 
mirten Nie- 
derländisch. 
Konfession, 
bei allen übri-| 
gen: dem or- 
dentlichen 
Richter. 

‚Den besonders hierzu be- | Dem ohrig- 

eidigten Pfarrern oder den |keitlich beei- 
ihre Stelle vertretenden |digten Vor- 
Geistlichen unter Aufsicht |steher der Sy- 
der Kirchen-Oberen. nagogen - Ge- 

meinde. 


oo on des Kirchspiels, bei mehreren dem äl- 


kenntn; D ihnen, ohne Rücksicht auf das Glaubens-| 
"iss, unter Aufsicht der Regierung. 
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Gesetze etc., welche die Fest-|Zur Feststellung des Perso- 


Staat. |stellung des Personenstandes/nenstandes werden folgende 
bezwecken. Register geführt. 


der Protokolle und Verzeich-Isonenstands - Register nach 


nisse über die Geborenen,|vorgeschriebenem Formular 
Kopulirten und Gestorbenenjüber die Geborenen,, Kopu- 
betr., vom 30. Sept. 1817. |lirten, Gestorbenen. 

Gesetz vom 24. Juli 1854,| Jährlich geht eineAbschrift 
betreffend die Organisation|der drei Verzeichnisse an den 
der Centralbehörden. Schultheiss, der sie bei ver- 

sammelter Gemeinde verliest 
und event. berichtigt, sodann 
an das Amt und schliesslich 
an das Landesarchiv zur Auf- 
bewahrung. 


2) In den früher Grossherzoglich Hessischen Lande- 
theilen : 
| Verordnung vom 24. Sep-| Drei Bücher in doppelten 
tember 1807, betreffend dieExemplaren zur Protokolli- 
Führung und Sicherstellung rung der Geburten, 
der Kirchenbächer. Kopulationen und 
Gesetz vom 3. August 1848, Beerdigungen 
Verordnung vom 23. Febr.\nach vorgeschriebenem aus- 
1850, führlichen Schema. Das Du- 
» vom 24. Dez. 1860.|plikat geht jährlich an den 
Hinsichtlich der Juden: |zuständigen Justizbeamten. 
Verordnung vom 15. Dez.| Bei Juden eine Matrikel. 


Bekanntmachung vom 16. 
April 1856. 


3) In den früher Hessen-Homburgischen Landestheilen: 
Verordnung vom 6. März] Wie in denGrossherzoglich 
1848, z Hessischen Landestheilen. 


4) Im ehemaligen Kurfürstenthum Hessen: 
Verordnung vom 28. Dez.| Kirchenbücher und zwar: 
9. 


Taufbuch, 
Ausschreiben vom 12. Mai Trauungsbuch, 
1829. Todtenbuch. 
Für Juden: Ein Duplikat ist für jede 


Verordnung vom 30. Dez.|Gemeinde jährlich dem Kreis- 
1823, die gemeinheitlichenjamte einzusenden. 
Verhältnisse der Israeliten] Für Juden: il 
betreffend. Synagogenbücher nach drei 

Rubriken: 
Geburts-, 
Trauungs-, 
Sterberegister. 
Das Duplikat geht an den 
Kreisrath zur Aufbewahrung. 


[} 


et A 0} 
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Die Registerführungliegtobbei 
Evangelischen. | Katholiken. | Juden. | Dissidenten. 


Jedem Pfarrer für seine |Dem Bürger-| Unter ge- 
Pfarrei. meister. |wissen Bedin- 
gungen (Ver- 
ord. v. 23. Fe- 

bruar 1850) 
denı betreff 

Geistlichen 

der neuen 

Religionsge- 

sellschaft ; 
bei Mennoni- 
ten dem ev. 

Geistlichen 
d.-Gemeinde. 


Jedem Pfarrer für seine Dem Ver-| Dem pro- 


Pfarrei. waltungs - Be-|testant. Orts- 
amten. geistlichen. 
Im Paro- 

chialverbande 


von Homburg 
dem lutheri- 
schen Geist- 
lichen. 


Den Pfarrern; sind meh-| Den Rabbi-] Bei Menno- 
rere vorhanden, so wech- |nern und Ael-|niten dem am 
seln sie nach ganzen Mo- |testen der Ge-|Orte befind- 
naten oder Vierteljahren ab. Imeinden, injlichen event. 

Unter Aufsicht der geist- |Ermangelung |damit beauf- 
lichen Oberen resp. des |vonRabbinernitragten Pfar- 
Konsistoriums oder der Re- |den Vorsän-|rer. 
gierung. gern gemein- 
schaftlich un- 
ter Aufsicht 
d. Kreisrathes 
u. des juden- 
schaftl. Kreis- 
vorstehers. 


— 
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Bemerkungen. 
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Gesetze etc., welche die Fest-|Zur Feststellung des Perso- 

Staat. stellung des Personenstandesinenstandes werden folgende 
bezwecken. Register geführt. 


5) In den vormals Königlich Bayerischen Landestheilen: 
Verordnung vom 31. Jan. Pfarrmatrikelnach gegebenen 
1803, die Einrichtung derjFormularen für: Geburts-, 
Pfarrmatrikel betreffend. |Trauungs- und Sterberegister. 
Verordnung vom 4. Febr.| Jährlich gehen Extrakte 
1804, die pfarrlichen Tauf-‚an die betreffenden Land- 
Trauungs- und Sterberegisterigerichte, ebenso unter Zu- 
betreffend. ziehung des Gemeindevor- 
Verordnung vom 24. Febr.istehers ein beglaubigtes Du- 
1804, das Formular der Ge-|plikat der Matrikel an die 
burts, Sterbe- und Trauungs-|Distrikts-Polizeibehörden zur 

listen betreffend. Aufbewahrung. 

Vollzugsinstruktion zum|j Bei den Juden sollen die 
revidirten Gemeinde - Edikt'Vorsteher ähnliche von der 
vom 1. Juli 1834, vom 31.|Regierung ihrer Form nach 
Oktoher 1837, $. 190. zu bestimmende Register auf- 
stellen u.jährlich derDistrikts- 

Polizeibehörde überliefern. 


V. In der Provinz Schleswig-Holstein: 
Verfügung, wie die Tauf-] Kirchenbücher, enthaltend 


Kopulations- und andere Re- Tauf-Register, 

gister künftig geführt werden Konfirmations-Regjister, 

sollen, vom 6. August 1762. Konfitenten-Register, 
Schema, wie die etc. Re- Verlobungs-Register, 

gister einzurichten sind, vom Kopulations-Register, 

9. April 1763. Todten-Register, 


Reskript, betreffend dielnach vorgeschriebenem Sche- 
Einführung eines Duplikatsima.. Von dem Kirchenbuch 
von allen Tauf- etc. Regi-|wird ein Duplikat gefertigt, 
stern im welches in 3 besonderen Ab- 

Herzogthum Schleswig vomitheilungen die Geborenen, 
17. Oktober 1775. Kopulirten und Verstorbe- 

Herzogthum Holstein vom|nen aufführt, ebenfalls nach 
10. Februar 1776. vorgeschriebenem Schema. 

Gesetz vom 14. Juli 1863,| Bei den im Gesetz vom 14. 
betr. die Religionsübung und|Juli 1863 genannten Glau- 
Gemeinde - Verhältnisse der :|jbensgenossenschaften in Hol- 
Reformirten,Katholiken,Men-Istein und bei den Juden wer- 
noniten, Anglikaner und|den 2 gleichlautende Proto- 
Baptisten kolle geführt, in welchen die 
im Herzogthum Holstein. |Geborenen, Gestorbenen und 

Verordnung vom 8. Febr.|Verehelichten nach Namen, 
1854, betr. die Verhältnisse]Alter und Datum zu ver- 
der Juden im Herzogthum zeichnen sind. 

Schleswig. | Die jüdischen Register sind 

Gesetz vom 14. Juli 1863, einmal im Jahre dem Amt- 
betreffend die Verhältnisse mann resp. Polizeimeister 
der Juden im Herzogthum zur Attestirung der ordnungs- 
Holstein. imässigenFührung vorzulegen. 

Bekanntmachung, betr. die, 

Civilstands- Register für die 
jüdischen Glaubensgenossen! 
im Herzogthum Holstein vom 
22. Dezember 1866. 


| 
| 
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Die Registerführungliegtob bei 


Br nr a a m se ee er ee ee yet Bemerkungen. 
Evangelischen. | Katholiken. Juden. | Dissidenten. 
Den Pfarrern. Den Vor- 
stehern der 
Synagogenge- 


meinde event. 
den Familien- 
und Hausvä-| . 
tern. 


Dem Geist-) Dem Geist-| An Orten,] Dem Geist- 
lichen, für dasllichen, Ge-|wo eine Syna- lichen, Ge- 
Duplikat dem|jmeinde - Vor-|goge ist, dem meinde - Vor- 
Küster oder|steher, oder|Vorsteher, wo|steher, oder 
Schulmeister;jeinem regie-|keine Synago-jeinem regie- 
beibeiden Re-| rungsseitig |ge ist, einem| rungsseitig 
gistern unter|damit zu be-Iregierungssei- damit zu be- 
Aufsicht der|auftragenden |tig damit zu nen 
Kirchenobe- |Beamten. beauftragen- !Beamten. 
ren. den Beamten.| 


unter Aufsicht des Staates. 


Zeitschr, £, Kirchenrecht. XI. 3. 21 
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.|Gesetze etc., welche die Fest-|Zur Feststellung des Perso- 
Staat. |stellung des Personenstandes|nenstandes werden folgende 
bezwecken. Register geführt. 


Für die trüher unter Däni- 
scher Kirchenhoheit gestan- 
denen Distrikte Schleswigs: 

Reskript der Dänischen 
Kanzlei vom 1. Dezbr. 1812, 

Kanzleischreiben vom 16. 
September 1828, 

anzleischreiben vom 12. 
Oktober 1839 und 
Kanzleischreiben vom 9. 


Juni 1838. 
2. In der Pfalz ist durch Gesetz die Führung der Civilstands- 
Bayern. 
In den Landestheilen östlich des Rheins werden eben- 
falls Civilstands-Register geführt und zwar: 
8. Für Dissidenten: Für Christen: on 
Sachsen Gesetz und Ausführungs-] Kirchenbücher in jedem 


(Königreich). nn vom 20. JunijParochialbezirke. 
1870, betreffend die Einfüh-/Für Juden: 
rung der Civilstands-Register| Register über Geburten, 
etc. (Gesetz- und Verord-|Verehelichungen und Sterbe- 
nungsblatt 1870 S. 215). fälle. 
Für die Juden: Für Dissidenten; 
Verordnung vom 1. Dez.| Civilstands-Register. 
1870 (ebend. 8. 343). 


4. Generalreskript,, die Ein-|Für Christen: 
Württem- [führung neuer Kirchen- und 1) Kirchenregister und zwar: 
berg. Familien-Register betreffend,| Geburts- und Taufregister, 
vom 15. November 1807 (Re- Eheregister, 
gierungsblatt S. 577). Ver-| Todtenregister 
ordnung, die Aufbewahrung) für jede Parochie in duplo 
der Kirchenbücher und Fa-} nach vorgedrucktem For- 
milienregister und die dop-| mular unter Hinweis auf 
pelte Führung der Ersteren| die Familienregister. 
betreffend, vom 22. Novem-|2) Familienregister 
ber 1810 (Regierungsblatti|' für jede Ortsgemeinde in 
Seite 508). einer Parochie. Jeder, der 
Verfügung, betreffend en eigenen Haushalt führt, 


Miscellen. 319 


Die Registerführung liegt ob bei 


Bemerkungen. 


Evangelischen.!| Katholiken. Juden. | Dissidenten. 


Register dem Bürgermeister als Civilstands-Beamten 
übertragen. 
Durch die Durch diejJe nach den Landestheilen : 
Pfarrämter. |Pfarrämter, |theils durchitheils durch 
. dieDistrikts-, die Distrikts- 
Polizeibe- Polizeibe- 
hörden, hörden, 
theils durchitheils durch 
dieRabbiner,| dieVorsteher 
theils durch, der Kultus- 
die christl.| gemeinden, 
Pfarrer. theils durch 
die christ- 
lichen Pfarr- 
Amter. 


Den Geistlichen oder be-| Den Vor-| Denbürger-- Die Königl. 
sonders hierzu bestellten Istehern derllichen Gerich-| Regierung hält 


kirchlichen Beamten. einzelnen jü-|ten. die Feststellung 
dischen Reli- des Personen- 
gionsgemein- standes auch in 
den. Rücksicht auf 


die beiden Ge- 
setze v. 1. No- 
vember 1867 u. 
| 6. Juni 1870 für 
gesichert. 


‚Dem Pfarrgeistlichen einer | Dem Rabbi-und solchen,| Für nichtbun- 
jeden evangelischen oderka- Iner unter Auf-'welche d. Ehe! desangehörige 
tholischen Pfarrgemeinde sicht des Be-nach Maass-| Familien, wel- 
unter Aufsicht der geist- zirkpolizeibe- |gabe des Ge-| che sich in ei- 
lichen Oberen. Einzelne Jamten; in Or-|setzesv.1.Mail nem Orte dau- 
keiner Kirche zugetheilte ten, in denen 1855 durch| ernd niederge- 
Religionsverwandte werden kein Rabbinerjeine Verhand-| lassen haben, 
in das Kirchenregister des |wohnt, dem-|lung vor dem| hat der Buch- 
Wohnortes aufgenommen. |jenigenchrist-| zuständigen | führer des Fa- 
ichen Orts-|Richter ge-| ‚milienregisters 

geistlichen |schlossen ha-| ein besonderes 

dessen Pfarr-|ben: dem Be-] Fremdenregi- 

gemeinde der| zirksrichter, | ster in gleicher 
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Staat. 


BD. 
Baden. 


6. 
‚Hessen. 


Miscellen. 


Gesetze etc., welche die Fest-/Zur Feststellung des Perso- 
stellung des Personenstandesinenstandes werden folgende 
bezwecken. Register geführt. 


Führung der Standesbücher|wird auf besonderem Blatte 
der Israeliten, vom 19. Okt.|nach alphabetischer Ordnung 
1867 (Regierungsblatt S. 93).Jaufgeführt und auf dem Blatte 
Gesetz über einige Abände-|nach vorgedrucktem Formu- 
rungen des bestehenden Ehe-lar jede Veränderung in gei- 
rechts vom 1. Mai 1855 (Re-ıner Familie, sowie jede die 
gierungsblatt S. 97). Familie betreffende Nachricht 
Verfügung, betreffend diejaus den Kirchenregistern ein- 
Sicherstellung einer geordne-|getragen. 
ten Instandhaltung der Fa-]| DieKirchenregister werden 
milienregister, vom 14. Okt.im Pfarrhause und der Kirche, 
1871 (Regierungsblatt S. 240).\die Familienregister im Pfarr- 
hause aufbewahrt. 
Für Israeliten: 
Dieselben Kirchen- und Fa- 
milienregister nur mit Weg- 
lassung der unanwendbaren 
Kolonnen. 
Für Dissidenten und 
nach Maassgabe des Gesetzes . 
vom 1. Mai 1855 Verehelichte 
Civilstandsregister und 
Familienregister. 
Die Anzeigepflicht ist dem 
Familienvaterresp. dem Geist- 
lichen resp. der Hebamme 
auferlegt. 
Die Form der Eheschlies- 
sung kann unter bestimmten 
Voraussetzungen auch die der 
Civilehe sein. 


Gesetz vom 21. Dezember| Ein Geburtsbuch, ein Ehe- 
1869, die Beurkundungen des|jbuch und ein Todenbuch. 
bürgerlichen Standes und die Dieselben werden in zwei 
Förmlichkeiten bei Schlies-|gleichlautenden Urschriften 
sung der Ehen betreff., nebstigeführt, von denen die eine 
Vollzugsverordnung v. 5. Ja-Inach dem Schlusse des Jah- 
nuar 1870 (Gesetzes- und Ver-|res binnen 14 Tagen an das 
ordnungsblatt für das Gross-| Amtsgericht einzusenden ist. 
herzogthum Baden für 1869|jDie Eintragungen geschehen 
Seite 587 u. für 1870 S. 1).Inach vorgeschriebenen For- 

men in Zahlen und Buch- 
staben, die Register sind be- 
weisende Urkunden. 

Bezüglich der Geburts- und 
Sterbefälle besteht die An- 
zeigepflicht bestimmter Per- 
sonen. 

Die Eheschliessung ge- 
schieht in bürgerlicher 

z Form. 

Die Grossherzogliche Regierung hat die einzelnen Be- 
klärung beschränkt, dass durch die Führung der Civilstands- 
Rücksicht auf die Gesetze vom 1. November 1867 und 
Abänderung nicht vorliege. 


Miscellen. 


Die Registerführungliegtobbei 


Juden. | Dissidenten. 


Zahl nach dielund zwar hat 
stärkere ist,|der Ortsvor- 
unt. Aufsichtisteher . nach 
der Dekane. | -ergangener 
Anzeige ein 
Geburts-resp. 
Sterbe-Proto- 
kollaufzuneh- 
men,demOrts- 
geistlichen 
vorzulegen, u. 
mit dessen Vi- 
di versehen 
dem ihm vor- 
gesetzten Be- 
zirks - Richter 
einzusenden. 
Die Eintra- 
gung in das 
Familien -Re- 
gister erfolgt 
durch den 
Geistlichen. 


Evangelischen. | Katholiken. 


Beamter des bürgerlichen Standes ist in jeder Ge- 
meinde der Bürgermeister, in Behinderungsfällen der 
dienstälteste Gemeinderath, in Gemeinden von mehr als 
10,000 Einwohnern kann ein Mitglied des Gemeinde- 
rathes ständig delegirt werden. 

Beaufsichtigt werden die Beamten durch die Amts- 
gerichte. 


stimmungen nicht angegeben, sich vielmehr auf die Er- 
Register die Feststellung des Personenstandes auch in 
6. Juni 1870 geregelt sei, und dass ein Bedürfniss zur 
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Bemerkungen. 


Weise wie das 
Familienregi- 
ster zu führen. 


Die Gross- 
herzogliche Re- 
gierung erklärt 
die Vorschrif- 
ten für voll- 
ständig ausrei- 
chend, um den 
Personenstand 
festzustellen u. 
die Durchfüh- 
rung d. Gesetze 
über die Frei- 
zügigkeit, die 
Staatsangehö- 
rigkeit und den 
Unterstüzungs- 
wohnsitz zu si- 
chern. 


392 Miscellen. 
Gesetze etc., welche die Fest-Zur Feststellung des Perso- 


Staat. |stellung des Personenstandesinenstandes werden folgende 
bezwecken. Register geführt. 


; | Die Vorschriften, auf wel-| Für Christen: 

Mecklen- chen die Führung der Kir-| Kirchenbücher, welche ge- 
burg- chenbücher und Civilstands-|naue und vollständige Ver- 
Schwerin. [register beruhen, sind nicht|zeichnisge aller in der Ge- 
angegeben worden. meindeGeborenen, Getauften, 
Getrauten und Verstorbenen 
enthalten. Auch ist für- die 
Notirung der Legitimationen 

Fürsorge getroffen. 
Für Wiedertäufer und Ju- 


den: 
_ Civilstandsregister. 


8. | Esbestehen gesetzliche Vor-] Geburts-, Trauungs- und 
Sachsen. Ischriften über die FührungjSterbe-Register. 


(Grossherzog- |von Geburts-, Trauungs- un 
thum). 1|Sterbe-Registern. 


9. | Verordnung vom 22. JunijFür die Christen: 
Mecklen- |1809, betreffend die ver-| Kirchenbücher, enthaltend 
burg-Stre- |besserte Einrichtung der| Register über die in jeder 

litz. Kirchenbücher. Gemeinde Geborenen, Ko- 
Verordnung vom 7. März| pulirten, Gestorbenen und 
1871, betreffend die Civil-| Konfirmirten. Gleichlau- 
standsregister für die Juden.| tende Abschrift ist jährlich 
dem Grössherzoglichen Kon- 
sistorium einzureichen. 
Für die Juden: 
Civilstandsregister, welche 
ähnlich wie die Kirchen- 
bücher eingerichtet sind. 

10. Für das Fürstenthum Bir-|In Birkenfeld: 
Oldenburg. |kenfeld der code civil. Civilstandsregister ; 

. Für das Herzogthum Olden-|IIn Oldenburg und Lübeck: 
burg und Fürstenthum Lü-| Kirchenbücher. 

beck ältere Vorschriften, 

welche im Laufe der Zeit 

mehrfach abgeändert und er- 

weitert worden sind. 


— — 
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Die Registerführung liegt ob bei 


Bemerkungen. 
Evangelischen. | Katholiken. Juden. | Dissidenten. 
‚Dem Geist-| Dem Geist-] Dem Vor-| Den Orts-| Die Ordnung 
lichen, lichen. stande der jü-jobrigkeiten. | d. Verhältnisse 
dischen Ge- des Personen- 
meinde. standes hat sich 
nach Ansicht 
der Grossher- 
zogl. Regierung 
bewährt; eine 
Aenderung der- 
selben erschei- 
: ne weder nöthig 
noch wün- 
schenswerth. 
Den Pfarrämtern. Dem Rabbi-| Den Civil-| Die Grossher- 
ner und jüdi-|gerichten. | zogliche Regie- 
schen Lehrer rung erachtet 
bezügl. Vor- die bestehenden 
beter. gesetzlich. Vor- 
schriften zur 
Feststellung 
! des Personen- 
standes für voll- 
kommen ausrei- 
| chend. 
‚ Dem Geist- | Dem Land- 
lichen. Rabbiner. 
| SCSOUEESERUH: REDNER. AUESHRENEHRHIFER 
In Birkenfeld: dem Civilstandsbeamten. Die Grossher- 


In Oldenburg und Lübeck: den Geistlichen der an-| zogliche Regie- 
erkannten Religions-Genossenschaften unter Aufsicht! rung hält durch 
und Kontrole des Staates. die bestehenden 

Einrichtungen 
die Feststellung 
des Personen- 
 standes nicht 
für unzweifel- 
haft gesichert. 
Die bereits an- 
gebahnten Re- 
formen aber 
sind wegen der 
angeregtenEin- 
führung d. obli 


324 Miscellen. 


c ur Feststellung des Perso- r 
stellung des Personenstandesinenstandes werden folgende = 
bezwecken. Register geführt. 


Staat. 


11. Seit 1814 ist die Fübrung| Kirchenbücher für Evan- M 
Braun- |der Kirchenbücher geregelt.|gelisch - Lutherische, Refor- 
schweig. Gesetz vom 22. Dez. 1870,lmirte und Katholiken bez. 

die Bestrafung von Polizei-\Civilstandsregister für Juden 
übertretungen betreff.,sichertjund christlich-jüdischeMisch- 
die Anzeige von Geburts- undjehen in duplo geführt, nach 
Sterbefällen, sowie die An-| genau vorgeschriebenem 


meldung Zuziehender. Schema, und sicher aufbe- 
wahrt. 
12. Aeltere Verordnungen, zum|Für Christen: Y 


Sachsen- Theil noch aus dem 18. Jahr-| Kirchenbächer. 
Meiningen. |hundert,ergänzt durch neuere|Für Juden: 
gesetzliche Bestimmungen. | besondere entsprechende 
Bücher. 


ee ED ne ale ln nee ee 
18. Regulativ, betreffend die Kirchenbücher. z 
‘ Sachsen- |Führung der Kirchenbücher 
Altenburg. |vom 14. November 1808. Ver- 
ordnungen vom 29. Juli und 
24. Dezember 1868, betreffend 
die Ausführung des Bundes- 
gesetzes über die Freizügig- 
keit vom 1. November 1867. 


Miscellen. 325 


Die Registerführung liegt ob bei 


Bemerkungen. 


Erangelischen.| Katholiken. | Juden. | Dissidenten. 


| gatorischen Ci- 
vil- Ehe nicht 
weiter geführt 
worden. 


Den Predigern bez. Opfer-| Dem Rabbi-| Dem Kir-) Nach Angabe 
euten. ner, bez. Vor-chenbuchfüh-| der Herzoglich. 
stand der be-'rer der evan- Regierung ha- 
treffenden jü-'gelisch-luthe- ben sich die 
dischen Ge-|rischen Paro-| Einrichtungen 
meinde, even-chie, in wel-- als zweck- 
tuelldem Vor- cher der Fall| mässig bewährt 
steher derje- sich ereignet.| und erscheinen 
nigen Paro- nicht ände- 
chie, in wel- rungsbedürftig. 
cher der Fall 
vorkommt. 
Beaufsichti- 
gung durch 
die herzogli- 
chen Kreis-' 
Direktionen. 


Den Geistlichen. Dem israe- | Nach Angabe 
litischen Leh- der Herzoglich. 
| rer in den be- Regierung hat 
n stehenden is- sich neuerdings 
raelitischen das Bedürfniss 
Kultusgenos- nach einer Re- 
senschaften. vision der Vor- 
schriften für die 

Feststellung 


des Personen- 
standes geltend 
gemacht und 
sind die betref- 
fenden legisla- 
torischen Arbei- 


——— nn | ten im Gange. 
Die Herzogl. 
Regierung er- 

klärt, dass im 
Herzogth. Sach- 
sen - Altenburg 
kein Bedürf- 
niss vorliege, 
in Rücksicht auf 

die Gesetze vom 

5 1.Novemb. 1867 
und v. 6. Juni 
1870 die Fest- 
stellung desPer- 

sonenstandes 

anderweitzure- 

geln. 


. 
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Gesetze etc., welche die Fest-|Zur Feststellung des Perso- 


Staat. 


14. 
Sachsen- 


stellung des Personenstandes|nenstandes werden folgende 
bezwecken. Register geführt. 
Für Gotha: Für Prote-| Ueber Geburten, Heirathen 
stanten und Katholiken: Re-|und Sterbefälle. 


Coburg-Go- |gulativ vom 14. November) a) In Gotha: bei An- 


tha. 


15. 
Anhalt. 


16. 
Schwarz- 
burg-Ru- 
dolstadt, 


1808, die Führung der Kir-|gehörigen der protestan- 
chenbücher betreffend. Füritischen und der Römisch- 
andere Religionsgesellschaf- katholischen Kirche: Kir- 
ten: Gesetzund Ausführungs-|chenbücher nach vorgeschrie- 
verordnung vom 2. Juli 1863,|bener Form in duplo, .das 
die Einführung von Civil-Duplikat wird jährlich der 
standsregistern betreffend. |vorgesetzten kirchl. Behörde 
Für Coburg: Besondereleingereicht. Bei Nichtan- 
Geseszesvorschriften feblen.gehörigen jener beiden 
Kirchen: Civilstandsregister 
und bürgerliche Eheschlies- 
sung. 

b) In Coburg: Analoge 
Praxis; Civilstandsregister 

[bestehen nicht. 


Verordnung vom 10. Ja-| 1) der Aufgebotenen und 
nuar 1871 mit GesetzeskraftiGetrauten, 
vom 1. Januar 1872, die Ein-| 2) der Geborenen und Ge- 
richtung und Führung deritauften, 
öffentlichen Register « über| 3) der Gestorbenen. 
Eheschliessungen, Geburten] In dieselben werden die 
und Sterbefälle betreffend.jeinzelnen Daten, nach Rubri- 
(Ges.-Samml. für das Herzog-|ken geordnet, unter fort- 
thum Anhalt 1871, S. 1701.)|laufender Nummer eingetra- 
gen. Der Registerführer hat 
der Staats- Aufsichtsbehörde 
jährlich eine Abschrift des 
ganzen Jahresregisters einzu- 
reichen. 
Die Form der Eheschlies- 
sung ist die kirchliche. 


Besondere Gesetzesind nicht] Kirchenbücher, welche die 
angegeben worden. Geburten , Sterbefälle und 
Verehelichungen enthalten. 


Miscellen. 


Die Registerführung liegt ob bei 
Juden. | Dissidenten. 


Dem Justizamte (Stadt- 
gerichte). 


Brangelischen. | Katholiken. 


Dem Pfarrer, Kirchner 
oder Schuldiener. 


‚Dem Geist-| Dem zustän-| Einem Vor-| Den Kreis- 
lichen in sei-Jdigen katho-Isteher der be-|direktionen. 
ıem Pfarrbe-Ilischen Pfarr-itreffenden is- 

zrke,  bez.|geistlichenin-| raelitischen 

dem unter@e-inerhalbseines]| Kultusge- 

re üng mit Genehmi-|meinde,sofern 

we chts-Igungd:Staats-|derselbe hier- 

i örde dazulbehörde fest-zu vom Mini- 

esonders be-) gestellten Isterium be- 

nn able Pfarr - Spren-Isonders er- 

teen en-|gels. mächtigt ist. 


Den Pfarrämtern. 
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Bemerkungen. 


Die Herzogl. 
Regierung er- 
klärt: Die Ver- 
ordnung v. 10. 
Jan. 1871. sei 
nur mit Rück- 
sicht auf die ci- 
vilrechtli- 
ehen Status- 

verhältnisse, 
nicht auch auf 
die staats- 
rechtlichen, 
erlassen. Zur 
Feststellungder 
Verhältnisse in 

staatsrecht- 
licher Bezieh- 
ung seien die 
Registerführer 

weder ver- 
pflichtet, noch 
besässen sie der 
Mehrzahl nach 
die in dieser 
Richtung erfor- 

derlichen 

Kenntnisse. 


Die Fürstliche 
Regierung hält 
die Feststellung 
des Personen- 
standes für aus- 
reichend geord- 
net. 
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Gesetze etc., welche die Fest-/Zur Feststellung des Perso- . 


Staat. |stellung des Personenstandesinenstandes werden folgende 
bezwecken. Register geführt. 


Für Dissidenten steht ein/Für Christen: 


17. 


Schwarz- |neues Gesetz in Aussicht. | Kirchenbücher, enthaltend 
burg-Son- die Geburten, Trauungen 
dershausen. und Todesfälle. 


Für Juden: 
Aehnliche Verzeichnisse in- 
nerhalb der Synagogenge- 
meinden. 

Für Dissidenten: 
Civilstands-Register. 


18. Verordnung vom 29. Aprill Für Christen: Kirchen- 
Waldeck. |1831 über die Einrichtung|bücher, enthaltend Geburts-, 
der Kirchenbücher nebst|Sterbe- und Kopulationsver- 
Nachtrag vom 3. Dez. 1836.\zeichnisse in doppelter Aus- 
Verordnung vom 5./7. No-|fertigung, daneben noch be- 
vember 1826 über die Prokla-|besondereKopulationsbücher, 
mationen und Kopulationen.iin welche alle Kopulationen 
Verordnung vom 21. Märziund Proklamationen einge- 
1861, betreffend die Führungitragen werden. 
der Kirchenbücher bei den] Für die Juden: 
Katholiken (Nr. 8. des Re-jin Waldeck: dieselben Kir- 
gierungsblatts für 1867). chenbücher, 
Bekanntmachung vom 18.jin Pyrmont: das Synagogen- 
Mai 1869. buch, daneben ein Register 
Gesetz v. 26. März 1866,| über alle Geburten, Sterbe- 
betreffend die separirten Lu-| fälle und Kopulationen. 
tberaner. 
Gesetz v. 15./24. Juli 1833 
über die Gemeinheiten der 
Juden, 


19. Besondere Gesetzesind nicht: Geburts-, Trau- und Sterbe- 
Reuss angegeben worden. Register. 
ältere Linie. 


/ 


20. Besondere Gesetze sind; Kirchenbücher, in welche 
Reuss nicht angegeben worden. alle Geburts-, Trau- und To- 
desfälle innerhalb des Pfarr- 


jüngere Li- 

nie. amtsbezirks, sowie die imAus- 

lande rücksichtlich Staatsan- 

gehöriger des Fürstenthums 

erfolgten eingetragen werden. 

21. | In dem Schreiben der Fürstlichen Regierung vom 1. 

Schaum- ;den Reichsgesetzen vom 6. Juni 1870 und 1. Nov. 1867 

burg- |desangehörigen zu regeln, solche Regelung sei aber bis- 
Lippe. | 


22. Bezüglich der reformir-|‘ Für die vorbenannten 
Lippe. I|ten, lutherischen undichristlichen Konfessionen : 
katholischen Konfes-|Kirchenbücher , enthaltend 


Kopulations-, Geburts-, Kon- 


sionsgenossen etc.: Verord- 
firmations- und Todten-Re- 


nung des Fürstl. Konsistorii 
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Die Registerführung liegt ob bei 


NE ne a ie ee a a el Bemerkungen. 
Brangelischen. | Katholiken. | Juden. Dissidenten. 


Den Pfarrämtern. Den Vor- Den Justiz- 


Die Fürstliche 


stehern der ämtern. Regierung hält 

Synagogenge-) die Feststellung 

meinden. | des Personen- 

standes für aus- 

reichend geord- 

net. 

Den Geistlichen. In Waldeck:| Den Geist- 
Das Duplikat der Kir- dem evangel.'lichen, wenn 
chenbücher geht nach Re- Pfarrer. Solche bei ei- 


vision durch die vorgesetzte |In Pyrmont;'ner mit Kor- 
kirchliche Behörde an die dem Vorsän-| porations- 

Gerichte. ger, bez. dem'rechten ver- 

Vorsteher dersehenen Re- 

betreffenden | ligionsgenos- 

Gemeinde. 'senschaft an- 

gestellt und 

vom Landes- 

direktor be- 


stätigt worden 
sind. 
. Den Pfarrämtern. Die Fürstliche 
Regierung hält 
die Feststellung 


des Personen- 
standes für aus- 
reichend gesi- 
chert. 


Den Pfarrämtern. 


April 1872 ‚heisst es: Es bestehe die Absicht, die nach] 
erforderliche Feststellung des Personenstandes der Bun- 
lang noch nicht erfolgt. 


Dem Prediger der betreffen- | Den Obrig- 
den Gemeinde. keiten. 

(Aemter u. 

Magistrate.) | 
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Gesetze etc., welche die Fest-|Zur Feststellung des Perso- 


Staat. 


23. 
Lübeck. 


24. 
Bremen. 


25. 
Hamburg. 


stellung des Personenstandes nenstandes werden folgende 
bezwecken. Register geführt. 


vom 8. Juli ‚ die Ein-[gister nach gegebenem Sche- 
richtung und Führung der|ma. 
Kirchenbücher betreffend. Duplikate sind jährlich an 
Bezüglich der Juden :jdas Konsistorium zu senden; 
Landesherrliche Verordnung) Für Juden: Civilstands- 
vom 28. November 1809, den/register. 
Bevölkerungszustand etc. der| Jährlich sind Abschriften 
Juden betreffend. > die Regierungen zu sen- 
en. 


Gesetz vom 27. April 1852,| Register über Geburten, 
die Vollziehung von Civil-|Sterbefälle und Heirathen. 
ehen betreffend. Die Form der Eheschlies- 

Bekanntmachung v. 30. Dez.|sung ist fakultativ die der 
1864, betr. die Führung derichristlichen resp. jüdischen 
Civilstands- Register|Trauung oder der Civilehe. 
beim Stadtamte, sowie die 
daselbst vonGeburten, Sterbe- 
fällen und Heirathen zu ma- 
chenden Angaben. 

Bekanntmachung v. 11. Apr. 

1865, betr. die Führung der 
Geburts- und Sterbe- 
Register für die Israeli- 
ten in den Landbezirken u. 
Travemünde, sowie die Hei- 
rathsregister für die israeli- 
tische Gemeinde. >. 

2 Verordnungen der Land-| Geburtsakte, Heirathsakte 
herren und der Polizeidirek-\und Sterbeakte. Endlich be- 
tion vom 27. Dezember 1867,|sondere Register: 
sowie des Amts Bremerhaven) 1) Hülfsregister für die 
vom 1. Jan. 1868, den Frem-|Militärstammrollen. 
denverkehr und die Anmel-| 2) Subregister für die Bür- 
dung der Dienstboten imigerverzeichnisse, in welches 
Landgebiete betreffend. diejenigen Frauen einge- 

Verordnung vom 30. Dez.itragen werden, welche durch 


| 1870, betreffend die Ausfüh-)Verheirathung die Bremische 


rung des Reichsgesetzes vom EABIRADERNDEIBRON: erwel- 
e 


1. Juni 1870. D. - 

8) Register für das Ge 
meindebürgerrecht. 

4) Register für den Frem- 
denverkehr und die Dienst- 
botenangelegenheiten. 

Der kirchlichen Form der 
Eheschliessung geht die bür- 
gerliche voraus. 

Für den grössten Theil des] Register über Geburten, 
Hamburgischen Staatsgebie-|Sterbefälle, Proklamationen 
tes gilt: ıund Heirathen. (Anzeige- 

Gesetz, betreffend Civil-pflicht bestimmter Personen, 
stands- Register und 'Ehe-ibesondere Rücksichtnahme 
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Die Registerführung liegt ob bei 
Bemerkungen. 


Erangeelischen. | Katholiken. | Juden. | Dissidenten. 


“Für die Stadt Lübeck, die hier und zu St. Lorenz) Die durch die 
eingepfarrten Vorstädte und Landbezirke: Dem Stadt-| Reichsgesetz- 


und Landamte. gebung erfor- 
In den übrigen Landbe-| Dem Rab- derlich gewor- 
zirken und Travemünde: |biner: unter denen Abände- 
Dem Geistlichen (unter |Kontrole des rungen der par- 
Kontrole des Stadt- und Stadt- und tikularrecht- 
Landamtes). Landamtes. lichen Bestim- 


mungen sind 
bereits vorge- 
nommen. 


‚ In der Stadt Bremen einem Mitgliede des Senates, 
in Vegesack und Bremerhaven den dortigen Aemtern, 
im Landgebiete den (sämmtlich protestantischen) Kirch- 
Spielpredigern. 


Für die Stadt und die Vorstadt St. Georg: dem Chef 
des Civilstandsamtes (Senator). 

Für die Vorstadt St. Pauli: dem Patron. 

Für die Landherrschaften der Geest- und Marsch- 
lande: dem zuständigen Landherrn. 
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Gesetze etc., welche die Fest-|Zur Feststellung des Perso- 
stellung des Personenstandesinenstandes werden folgende |_“ 
bezwecken. Register geführt. 1 


schliessung vom 17. Novem-ljauf die an Bord der sSchifte 
ber 1865. erfolgten Geburts- und Ster- 
Für einige zu Holsteini-|befälle.) 
schen Dörfern eingepfarrte]l Das Civilstandsamt hat die 
Dörfer gilt noch die frühere|Gültigkeit der Ehen zu prü- 
Kirchenbuchführung. Für das|fen. Die Eheschliessung ist 
Amt Bergedorf ist die Ein-|fakultativ kirchlich oder bär- 
führung des Gesetzes vom|gerlich. Im Falle der kirch- 
17. November 1865 beabsich-|lichen Eheschliessung muss 


Staat. 


tigt. der Geistliche das Civilstands- 
amt benachrichtigen. 
26. Für die Beglaubigung der Geburts-, Heiraths- und 


Lauenburg. |Sterbefälle bestehen lediglich die von den Predigern der 
evangelisch-lutherischen Landeskirche geführten Kirchen- 


bücher. x 
| 
27. Code civil Buch 1. Tit. 2.| Bürgerliche Civilstandsar- N 
Elsass- |Art. 34.—101., Gesetz vomlkunden über Den 
Lothringen. 28. pluv. VII. die Geburt, En 
die Heirath, I 
den Tod 


in jeder Gemeinde. 

ie Form der Eheschlies- 
sung ist die der obligatori- 
schen Civilehe. 
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Die Registerführung liegt ob bei 
Bemerkungen- 


Juden. | Dissidenten. 
Ritzebüttel: dem Amtsver- 


Evangelischen. | Katholiken. 


Für die Landherrschaft 
walter. 

‚In den Landgemeinden sind die Civilstandsregister 
ee herkömmlich damit betrauten Kirchenbehörden 
zu en. 


Den Predigern der evan-| Dem Civil-| Den Predi- 
gelisch - Jutherischen Lan- |stands- Beam-|gern der evan- 
deskirche. ten der be-|gelisch-luthe- 

® nachbarten |rischen Lan- 
Lübecker od.|deskirche. 
Altonaer Sy- 
nagogen- 
gemeinde. 

Den Maires und deren Beigeordneten unter Kontrole| Die Gesetze v. 
der gerichtlichen Behörden, insbesondere der Ober-| 6. Juni 1870 
Procuratoren bei den Landgerichten. über den Unter- 

stützungswohn- 
sitz und vom 
1.Novemb. 1867 
über die Frei- 
zügigkeit sind 
in Elsass - Lo- 
thringen noch 
nicht einge- 
führt, jedoch 
wird deren Ein- 
führung beab- 
sichtigt. 


v1. 


Königlich Württembergisches Gesetz vom 9. April 1872., be- 
treffend die religiösen Dissidenten-Vereine *), 


Karl von Gottes Gnaden König von Württemberg. 
Nach Anhörung Unseres Geheimen-Rathes und unter Zustim- 


*, Aus dem Regierungsblatt für das Königreich Württemberg 1872. 
Nr. 15. S. 151. Wir bringen im mächsten Heft eine Abhandlung des 
Herrn Archivraths Dr. Paul Staelin in Stuttgart über die Entwick- 
lung der Rechtsverhältnisse der Dissidenten in Württemberg. 
Die Redaction. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 22 
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mung Unserer getreuen Stände verordnen und verfügen Wir wie 
folgt: 
Art. 1. 

Die Bildung religiöser Vereine ausserhalb der vom Staat als öffent- 
liche Körperschaften anerkannten Kirchen ist von einer staatlichen Ge- 
nehmigung unabhängig. 

Es steht diesen Vereinen das Recht der freien gemeinsamen Re- 
ligionsüäbung im häuslichen und öffentlichen Gottesdienst, sowie der 
selbstständigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu. 

Dieselben dürfen jedoch nach ihrem Bekenntniss, ihrer Verfassung 
oder ihrer Wirksamkeit mit den Geboten der Sittlichkeit oder mit der 
öffentlichen Rechtsordnung nicht in Widerspruch treten. 

Art. 2. 

Ob und unter welchen Voraussetzungen den Mitgliedern solcher 
religiöser Vereine an Stelle des Eides der Gebrauch einer anderen 
Betheurungsformel gestattet sei, ist Gegenstand der Verordnung. 


Alle mit gegenwärtigem Gesetze nicht im Einklang stehenden, seit- 
her geltenden Vorschriften sind aufgehoben. 
Unsere Ministerien der Justiz und des Kirchen- und Schulwesens 
sind mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart, den 9. April 1872. 
Karl. 
Der Justiz-Minister : 
Mittnacht. 
Der Minister des Kirchen- und Schulwesens: 
Gessler. 


vl. 


Zum Badischen Staatskirchenrecht. 


l. Grossherzoglich Badisches Gesetz vom 2. April 1872, die 
öffentliche Lehrwirksamkeit der Mitglieder eines religiösen 
Ordens betreffend *). 


Friedrich, von Gottes Gnad@n Grossherzog von Baden, Herzog von 
Zähringen. 
Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beschlossen 
und verordnen, wie folgt: 


*) Aus dem Gesetzes- und Verordnungs-Blatt für 'das Grossherzog- 
thum Baden Nr. XV. S. 173. 


——— a ee ee er 5 EEE 


u. 


Fe, er ae 
we Be, een EEE 
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Einziger Artikel. 

Der $. 109. des Gesetzes vom 8. März 1868., den Elementar-Unter- 
richt betreffend, erhält folgenden Zusatz: 

Mitgliedern eines religiösen Ordens oder einer ordensähnlichen 
religiösen Congregation ist jede Lehrwirksamkeit an Lehr- und Er- 
ziehungsanstalten im Grossherzogthum untersagt. 

Die Staatsregierung ist ermächtigt, für einzelne Personen in wider- 
ruficher Weise Nachsicht von diesem Verbote zu ertheilen. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
2. April 1872. 

Friedrich. 
Jolly. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schreiber. 


2, Grossherzoglich Badisches Gesetz vom 2. April 1872., die 
Abhaltung von Missionen durch Mitglieder religiöser Orden 
betreffend *). 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von 
Zähringen. 
‚ Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beschlossen 
und verordnen, wie folgt: 
Art. 1. 

Die Abhaltung von Missionen und die Aushilfe in der Seelsorge 
durch Mitglieder religiöser Orden, welche im Grossherzogthum nicht — 
nach Maassgabe des $. 11. des Gesetzes vom 9. Oktober 1860., die recht- 
liche Stellung der Kirche und kirchlichen Vereine im Staate betreffend **), 
— mit Staatsgenehmigung eingeführt sind, ist verboten. 

| Art. 2. 

Die Uebertretung dieses Verbotes wird mit Haft, nicht unter 
14. Tagen, bestraft. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
2. April 1872. 

Friedrigh. 
Jolly. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schreiber. 


Beide Gesetze sind aus der Initiative der zweiten Kammer hervor- 
gegangen. Zum besseren Verständniss lassen wir die Commissions- 


*) Etendaher Nr. XV. S. 174. 
**) 3. diese Zeitschrift Bd. I. 8. 159. 
22 * 
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berichte der ersten Kammer über die Entwürfe beider Gesetze, erstattet 
vom Oberhofrichter Obkircher und vom Geheimen Rath Dr. Herr- 
mann, hier folgen: 


3. Commissionsbericht der ersten Kammer über den Gesetzes- 

vorschlag, die Lehrwirksamkeit der Mitglieder religiöser Or- 

den u. s. w. an Lehr- und Erziehungsanstalten im Grossher- 
zogthum betreffend. 


Erstattet von Oberhofrichter Obkircher. 


Durchlauchtigste, hochgeehrteste Herren! 

Ihre Commission zur Prüfung des erwähnten, von der zweiten Kam- 
mer Kraft der ihr verfassungsmässig zustehenden Initiative beschlossenen 
und an die erste Kammer mitgetheilten Gesetzesvorschlages ist in der 
Beurtheilung desselben und hinsichtlich des darüber zu stellenden An- 
trages getheilter Meinung. Die aus zwei Mitgliedern bestehende Min- 
derheit hat sich für Ablehnung des Vorschlages erklärt und sich vor- 
behalten, diese ihre Ansicht bei der Berathung in der hohen Kammer 
mündlich des Weiteren zu begründen. Die fünf Mitglieder zählende 
Mehrheit der Commission ist hingegen für die Annahme des Vorschlages, 
und dem Berichterstatter bleibt daher die Aufgabe, die Gründe darzu- 
legen, von welchen die Mehrheit, welcher er angehört, geleitet wird. 

Nachdem in $. 6. des Gesetzes vom 9. Oktober 1860., die recht- 
liche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend, 
dem Letzteren die Leitung des öffentlichen Unterrichtswesens vindicirt 
und andere Unterrichts- und Erziehungs-Anstalten als unter der Auf- 
sicht der Staatsregierung stehend erklärt worden, treffen die $$. 103. 
bis 109. des Gesetzes vom 8. März 1868., den Elementarunterricht be- 
treffend, nähere Bestimmungen über Lehr- und Erziehungs-Anstalten 
der Privaten und Korporationen. Nach den $$. 103.—107. ist die Er- 
richtung und Haltung solcher Privat-Lehr- und Erziehungs-Anstalten, 
in welche schulpflichtige Kinder aufgenommen werden, an gewisse Be- 
dingungen geknüpft. Sind diese vorhanden und wird dies der Regie- 
rung nachgewiesen, so kann Letztere weder die Errichtung der Anstalt 
hindern noch dieselbe schliessen. Die verlangten Bedingungen sind: 
sittliche Würdigkeit des Unternehmers, des Vorstehers und der Lehrer, 
genügende Befähigung der Vorsteher und Lehrer zum Lehr- und Er- 
ziehungsfache, solche Beschaffenheit der Einrichtungen, dass für die 
Gesundheit der Kinder keine Nachtheile zu befürchten sind, und end- 
lich solche Beschaffenheit des Lehrplans, dass er mindestens die 
Zwecke der Volksschule ($. 25.) sicher stellt und nichts den guten 
Sitten Zuwiderlaufendes oder den Staat Gefährdendes enthält. Unter 
diesen Voraussetzungen können auch Frauen Privat-Lehr- und Er- 
ziehungs - Anstalten errichten, jedoch nur dann dieselben als Vor- 
steherinnen leiten, wenn sie ausschliesslich für Mädchen bestimmt sind. 
Die Staatsaufsicht wird durch Visitationen und Prüfungen gehandhabt; 


Miscellen. 937 


jeder Wechsel in dem Vorsteher- und Lehrerpersonal u. 8. w. ist zuvor 
den Schulbehörden anzuzeigen. Dagegen verlangt das Gesetz im $. 108. 
hinsichtlich der Errichtung solcher Privat-Lehr- und Erziehungs-An- 
stalten, in welche ausschliesslich Kinder unter oder über dem schul- 
pflichtigen Alter aufgenommen werden, nichts weiter, als Anzeige an 
die Staatsbehörde, und dieser Letztern steht nur das Recht der Ein- 
sichtnahme und die Befugniss der Schliessung der Anstalt in dem Falle 
zu, wenn der Lehrplan etwas den guten Sitten Zuwiderlaufendes 
oder den Staat Gefährdendes enthält, oder die Einrichtungen der An- 
stalt für die Gesundheit der Schüler gefährlich sind. Nach $. 109. aber 
ist die Errichtung von Lehr- und Erziehungs-Anstalten der einen wie 
der anderen Art durch Korporationen und Stiftungen an Staatsgeneh- 
migung gebunden und kirchlichen Korporationen und Stif- 
tungen nur auf Grund eines besonderen Gesetzes gestattet. Zu dieser 
für alle kirchlichen Korporationen und Stiftungen geltenden Beschrän- 
kung kommt sodann aber für religiöse Orden die Vorschrift des $. 11. 
des Gesetzes über die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staat hinzu, wonach ohne Genehmigung der Staatsregie- 
rung kein solcher eingeführt und keine einzelne Anstalt eines einge- 
führten Ordens errichtet werden darf, und die ertheilte Genehmigung 
widerruflich ist. Grund und Zweck dieser beschränkenden Bestim- 
mungen, in deren Folge namentlich religiöse Orden sich nicht in der 
Lage befinden, im Grossherzogthum Lehr- und Erziehungs-Anstalten 
selbst zu errichten, sind zu wohl bekannt, als dass es einer eingehenden 
Ausführung hierüber bedürfte. Hat der Staat, wie er es gethan, den 
Religionsunterricht auch für die öffentlichen Schulen obligatorisch er- 
klärt und dessen Besorgung und Ueberwachung den Kirchen freige- 
geben, so musste er doch zugleich darauf bedacht sein, von der Unter- 
fichtung und Erziehung der Jugend in den dafür bestimmten Anstalten 
Institute und Personen möglichst fern zu halten, von denen zu erwarten 
ist, dass sie neben dem Guten, was sie für religiös-sittliche Bildung der 
Jugend leisten mögen, derselben einen dem Staate, den Anschauungen, 
von denen er in der Jetztzeit getragen wird, und wesentlichen Aufgaben, 
die er sich stellt, feindseligen Geist einzupflanzen bestrebt sein werden. 
Der Gegensatz zwischen Staat und Kirche, insbesondere der katho- 
lischen Kirche und beziehungsweise den darin herrschenden Tendenzen, 
hat sich in neuester Zeit nicht gemindert, sondern verschärft, und er- 
freuen wir uns auch augenblicklich in Baden einer scheinbaren grösse- 
ren Ruhe, so entbrennt doch der Kampf anderwärts und namentlich 
in den grössten deutschen Staaten um so lebhafter, und der grössere 
Friede bei uns beruht neben dem Umstand, dass viele Streitfragen be- 
reits zum gesetzlichen Austrag gebracht sind, nur auf der Einsicht der 
Kirche, dass unser Land zur Zeit nicht das geeignete Kampffeld ist, 
als welches dasselbe in den vergangenen Jahren betrachtet werden 
konnte. 

Diese Sachlage gebietet dem Staate, in Vorsicht und Vorsorge um 
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nichts nachzulassen. Wenn sich nun zeigt, dass die oben angeführten 
schützenden Bestimmungen nicht zureichen, um ihren Zweck zu er- 
füllen, wenn sie umgangen werden können und wirklich umgangen wer- 
den, so ist es vollkommen gerechtfertigt, sie um das Nöthige zu er- 
weitern. Dies bezweckt der in Frage stehende Gesetzesvorschlag, indem 
danach Mitgliedern eines religiösen Ordens oder einer ordensähnlichen 
Congregation jede Lehrwirksamkeit an Lehr- und Erziehungsanstalten 
im Grossherzogthum untersagt, die Staatsregierung jedoch ermächtigt 
sein soll, für einzelne Personen in widerruflicher Weise Nachsicht von 
diesem Verbote zu ertheilen. Diese Bestimmung soll einen Zusatz zu 
$. 109. des Gesetzes über den Elementarunterricht bilden. Der Vor- 
schlag zielt damit nur auf eine consequente Anwendung des im be- 
stehenden Rechte bereits enthaltenen Grundsatzes. Denn der Aus- 
schluss religiöser Orden von Errichtung von Lehr- und Erziehungs- 
anstalten, wie er im bestehenden Gesetze begründet ist, beruht auf der 
Absicht, die Thätigkeit und den Einfluss derselben auf Jugendunter- 
richt und Erziehung an jenen Anstalten zu verhindern. -Diese Absicht 
ist nicht zu erreichen, wenn ihnen gestattet wäre, durch ihre Mitglieder 
an von andern Personen errichteten Anstalten solcher Art thätig zu 
sein. Die einzelnen Mitglieder sind es ja, durch welche der Orden 
. wirkt, sie sind vom Geiste des Ordens erfüllt, verfolgen seine Ziele 
und sind ihren Oberen zum Gehorsam verpflichtet. Und auch ein Ein- 
zelner kann einen bestimmenden Einfluss auf Unterricht und Erziehung 
an einer Anstalt üben, an welcher er neben Andern wirkt; es ist ja 
aber eben sowohl möglich, dass er Vorsteher sei oder dass das ge- 
sammte Lehrpersonal aus Ordensmitgliedern bestehe. Das Aufsichts- 
recht des Staates, wie es in den $$. 103.—108. des Gesetzes geregelt 
ist, erscheint dem gegenüber als vollkommen unzulänglich und illu- 
sorisch; alle Nachweise, welche und soweit solche überhaupt nach dem 
früher Gesagten erforderlich sind, können erbracht und dennoch die 
Anstalt eine solche sein, wie sie das Gesetz nach der Absicht, welche 
dem schon bestehenden Verbote zu Grunde liegt, nicht zulassen will. 

Der Gesetzesvorschlag stellt nun aber in Bezug auf das beabsich- 
tigte Verbot den Mitgliedern religiöser Orden die Mitglieder ordens- 
ähnlicher religiöser Congregationen gleich, und derselbe ist gerade 
durch die Erfahrung veranlasst, dass solche mehr und mehr eine Lehr- 
wirksamkeit an Lehr- und Erziehungs-Austalten im Lande entfalten. 
Die Ersteren unterscheiden sich von den Mitgliedern blosser Congre- 
gationen dadurch, dass Jene das unwiderrufliche, auf Lebenszeit bin- 
dende dreifache Gelübde der Armuth, der Keuschheit und des Gehor- 
sams (vota solennia) ablegen, Diese hingegen nicht. Die bei Letzteren 
vorkommenden Gelübde sind einfache, zeitweilige. Wie die Orden sind 
auch die blossen Congregationen sehr manchfacher Art, sie leben nach 
verschiedenen Regeln und für verschiedene Zwecke, insbesondere auch 
oft für Unterricht und sind oft mit den Orden auf’s Engste verknüpft. 
Die Kirchengewalt hat ihre Entstehung und Verbreitung bis in die 
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neueste Zeit eifrigst erleichtert und gefördert, und es giebt namentlich 
zahlreiche Frauencongregationen. 

. Vergleiche die kurzen Darstellungen über Orden und Congre- 

gationen in den Lehrbüchern des Kirchenrechts von Schulte, 
II. Theil 8. 172. und folgende, 
Richter (6. Auflage von Dove), $$. 293. und folgende, 
Walter, 13. Ausgabe, $. 330. und folgende, 
auch 
Sentis: Clementis Papae VIII. Decretales, Friburgi Brisgoviae 1870., 
pag. 107., 108. 

Die Gründe, welche für den Ausschluss der Ordensmitglieder von 
der Lehrthätigkeit an Lehr- und Erziehungs-Anstalten sprechen, gelten 
kaum in minderem Maasse für die Mitglieder der Congregationen; das, 
was Beide dem Obigen zufolge unterscheidet, ist in Wahrheit hierbei 
von geringerem Belange, als wie weit sie überhaupt durch die Bande 
des Gehorsams und der Disciplin von ihren Oberen geleitet werden, 
inwiefern ihre ganze Lebensthätigkeit von den geistlichen Zwecken der 
Congregation in Anspruch genommen ist und dergleichen. Je nachdem 
und auch nach ihrem Zusammenhang mit wirklichen Orden werden sie 
als diesen ähnlich zu gelten haben. Eine genaue Unterscheidung lässt 
sich aber hier im Gesetze wegen der hervorgehobenen bereits bestehen- 
den und leicht zu vermehrenden Manchfaltigkeit der Congregationen 
nicht treffen, und will man nicht alle Mitglieder von Congregationen 
darunter stellen, so erübrigt wohl nur der im Beschlusse der zweiten 
Kammer gewählte Ausdruck. Die Anzahl solcher Privatlehr- und Er- 
ziehungs-Anstalten, an welchen in unserem Lande weibliche Congre- 
gationsmitglieder (wenn nicht wirkliche Ordensfrauen, und dem Ver- 
nehmen nach von auswärts bestehenden religiösen Vereinigungen her- 
stammend und auswärtigen Oberen untergeben) theils einzeln, theils 
in grösserer Zahl thätig sind, beläuft sich nach eingezogener Erkun- 
digung zur Zeit auf ungefähr 20. Sie sind nach und nach, mehrfach 
in neuerer Zeit gegründet worden, treten den öffentlichen Schulen 
gegenüber und hemmen deren Bestand oder Wirksamkeit. Daraus er- 
klärt es sich, dass sich die Aufmerksamkeit im Lande ihnen nur all- 
mählich und vorzugsweise in den Gegenden ihres Bestehens zugewendet 
hat. Darin liegt aber kein Grund, den jetzigen Gesetzesvorschlag für 
verfrüht zu halten. Die Fälle würden sich ohne Zweifel weiter mehren, 
wenn nicht jetzt vorgebeugt wird, und ein späteres Einschreiten müsste 
dann nur um so schwieriger und empfindlicher werden. 

‚ Die in den Entwurf auf den Wunsch der Grossherzoglichen Re- 
Sierung aufgenommene Ermächtigung derselben zur Nachsichtserthei- 
lung für einzelne Personen empfiehlt sich im Hinblicke darauf, dass es 
allerdings Fälle geben kann, in welchen je nach der einzelnen Person 
und ihrer Haltung oder nach sonstigen Verbältnissen ein wesentliches 
Nteresge an Aufrechthaltung des Verbotes nicht vorliegt. Insbesondere 
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billige Rücksichtnahme auf bereits Bestehendes eintreten können. 
Wie der Entwurf sich nicht auf den Hausunterricht, sondern nur 
auf die Lehrthätigkeit an Lehr- und Erziehungs-Anstalten bezieht, so 
erstreckt er sich auch nach übereinstimmender, ausdrücklich ausge- 
sprochener Meinung und Absicht in der zweiten Kammer und von Seite 
der Grossherzoglichen Regierung nicht auf die auf das Regulativ vom 
16. September 1811 gegründeten weiblichen Lehr- und Erziehungs-In- 
stitute, welche von der Grossherzoglichen Regierung bisher als weltliche 
Korporationen betrachtet und behandelt worden sind. Ihre Commission 
theilt vollkommen die Ansicht, dass diese nach besonderen Normen 
bestehenden und staatlich beaufsichtigten Institute vom gegenwärtigen 
Gesetze nicht berührt werden sollen. 
Der Antrag der Commission geht hiernach dahin: 
Die hohe erste Kammer wolle dem vorliegenden Gesezesvorschlage 
beitreten. 


4. Commissionsbericht über den Gesetzesvorschlag, betreffend 
die Abhaltung von Missionen und die Aushülfe in der Seel- 
sorge durch Mitglieder nicht zugelassener religiöser Orden. 


Berichterstatter: Geheimer Rath Dr. Herrmann. 


Durchlauchtigste, hochgeehrteste Herren! 

Aus der Initiative der zweiten Kammer ist ein Gesetzesvorschlag 
hervorgegangen, welcher ein ausdrückliches und durch eine Strafdrohung 
geschütztes Verbot gegen die Abhaltung von Missionen und gegen die 
Aushülfe in der Seelsorge durch Mitglieder solcher religiöser Orden 
aufstellt, die mit Staatsgenehmigung im Grossherzogthum 
nicht eingeführt sind. 

Die Majorität Ihrer Commission findet in einer solchen Bestimmung 
eine Consequenz von Grundsätzen, welche dem bestehenden Rechts- 
systeme schon angehören, so dass vielleicht die Frage aufgeworfen wer- 
den könnte, ob nicht der Verordnungsweg zu ihrer Erlassung genügt 
hätte, nicht aber die Frage, ob die Gesetzgebung damit eine ganz neue 
Art von Schranke gegen die Wirksamkeit der geistlichen Orden auf- 
richte. 

Was nämlich das bestehende Recht anlangt, auf welches jenes Ge- 
bot gebaut ist, so kommt zunächst der Grundsatz in Betracht, welcher 
in $. 11. des Gesetzes vom 9. Oktober 1860., die rechtliche Stellung 
der Kirche und kirchlichen Vereine im Staate betreffend, sanctionirt 
ist. Wenn hier bestimmt wird, dass ohne Genehmigung der Staats- 
regierung kein religiöser Orden eingeführt und keine einzelne Anstalt 
eines eingeführten Ordens errichtet werden soll, so liegt dabei offen- 
bar der Gedanke zu Grunde, dass religiöse Orden nicht lediglich nach 
ihrem Gutdünken unser Land zum Gebiete ihrer Wirksamkeit aus- 
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ersehen beziehungsweise in demselben sich ausbreiten sollen. Die Auf- 
stellung des gesetzlichen Erfordernisses der Staatsgenehmigung zur 
Einführung eines Ordens und zur Errichtung einzelner Ordensanstalten 
konnte zur Erreichung der Absicht des Gesetzes als genügend erschei- 
nen, indem auf diese Weise der eigenmächtigen Selbsteinführung reli- 
giöser Orden und der beliebigen Vermehrung der Anstalten eines ein- 
geführten Ordens eine Schranke gesetzt war. Diese Absicht wird aber 
nicht mehr erreicht, wenn die W.rksamkeit einzelner Mitglieder nicht 
zugelassener Orden, welche von auswärtigen Ordenshäusern aus statt- 
findet und sich nicht auf ein inländisches Etablissement gründet, als 
eine solche angesehen und geübt wird, welche nicht gegen $. 11. des 
Gesetzes vom 9. Oktober 1860. verstösst. Schwerlich wird man eine 
solche Thätigkeit von Mitgliedern nicht zugelassener Orden als verein- 
bar mit dem Geiste dieses Gesetzes bezeichnen können. Da der Orden 
durch seine Mitglieder wirkt und die letzteren in Bezug auf die Gegen- 
stände und den Bereich ihrer Thätigkeit von ihren Oberen abhängig 
sind, 80 liegt in jener ihrer Thätigkeit in Wahrheit und unverkennbar 
eine Ordenswirksamkeit, welche der betreffende Orden sich eigenmäch- 
tig, d. h. ohne die erforderliche Staatsgenehmigung, im Lande eröffnet. 
Hält man daher dafür, dass dem Willen des Gesetzes von 1860. in 
voller Consequenz entsprochen werden soll, so wird man allerdings der 
Wirksamkeit von Mitgliedern nicht eingeführter Orden eine Gränze zu 
ziehen haben, unı zwar am zweckmässigsten auf legislativem Wege, 
da dieser allein die doctrinellen Interpretationsbedenken, die sich über 
die Tragweite der Bestimmung des $. 11. erheben liessen, vollständig 
beseitigen kann. 

Somit entscheidet sich die Stellung, die zu dem Gesetzesvorschlage 
des andern Hauses einzunehmen ist, wesentlich danach, ob die gegen- 
wärtige Lage der Dinge dazu angethan ist, die der Wirksamkeit re- 
ligiöser Orden gesetzten Schranken sich lockern zu lassen, oder viel- 
mehr dazu, sie in voller Kraft zu erhalten und gegen versuchte Ver- 
eitelung zu befestigen. Leider kann man bei unbefangener Erwägung 
der Richtung, in welcher seit einigen Jahren die, wesentlich mit Hülfe 
religiöser Orden betriebene, Politik der römischen Curie dem deutschen 
Staate und Reiche gegenüber sich bewegt hat, das Bedürfniss einer 
schärferen Fixirung der Schranken nicht verkennen, welche der Wirk- 
samkeit der religiösen Orden durch unsere Gesetzgebung gezogen sind. 

Der Gesetzesvorschlag des andern hohen Hauses, den wir hiernach 
im Allgemeinen begründet finden, hat die den nichtrecipirten Orden 
verbotene Thätigkeit noch näher präcisirt und auf die Abhaltung von 
Missionen und die Aushülfe in der Seelsorge beschränkt. Dem prak- 
tischen Bedürfnisse scheint diese Beschränkung zu entsprechen, in 
welcher zugleich die Absicht scharf hervortritt, dass die betreffenden 
Ordensmitglieder weder in der Freiheit des Aufenthalts im Lande nach 
Maassgabe der allgemeinen Gesetze, noch auch in solchen Thätigkeiten 
und Dienstleistungen priesterlicher Art eingeengt sein sollen, welche 
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nicht in die Funktionssphäre der kirchenverfassungsmässigen Aemter 


fallen. 

Dass das aufgestellte Verbot durch eine Strafdrohung geschützt 
werden musste, versteht sich von selbst. Die Wahl der Freiheitsstrafe 
für blosse Uebertretungen erscheint angemessen. Innere Gründe für 
eine Abweichung von der vorgeschlagenen Dauer der Haftstrafe liegen 


nicht vor. 

Ihre Commission ist in ihrer Majorität zu dem Beschlusse gelangt, 
Ihnen, durchlauchtigste, hochgeehrteste Herren, die Annahme 
des von der zweiten Kammer ausgegangenen Gesetzesvorschlags 
in der dort beschlossenen Fassung, anzuempfehlen. 


vo. 


Die Einführung synodaler Einrichtungen in die evangelisch- 
lutherische Kirche des Herzogthums Braunschweig. 


Mitgetheilt 
von 


R. W. Dove. 


Bereits unter dem 16. August 1848. genehmigte der Herzog 
von Braunschweig, dass eine Commission mit Abfassung des Ent- 
wurfs einer Verfassungs-Urkunde für die evangelisch-lutherische 
Kirche des Herzogthums Braunschweig, sowie eines Gesetzes über 
Berufung einer Behufs Berathung desselben zu versammelnden Lan- 
dessynode beauftragt werde. Diese Commission reichte die von 
ihr ausgearbeiteten Entwürfe, zu welchen auch ein Gesetzesentwurf 
über die Einkommensverhältnisse der Geistlichen gekommen war, 
mittels Berichts vom 18. December 1849. ein, welcher mit den Ent- 
würfen demnächst unter dem Titel: «Entwurf einer Verfassungs- 
Urkunde für die evangelisch-lutherische Kirche des Herzogthums 
Braunschweig. Nebst Anlagen. Braunschweig 1850.» veröffentlicht 
worden ist. Indessen kam es 1851. nur zur Einführung von Kirchen- 
vorständen in die evangelisch-lutherische Kirche des Herzogthums. 
Das Gesetz vom 30. November 1851., die Errichtung von Kirchen- 
vorständen in den evangelisch-lutherischen Gemeinden betreffend, 
abgedruckt in meiner Sammlung der wichtigeren neuen Kirchen- 
ordnungen, Kirchen-Verfassungsgesetze, Synodal- und kirchlichen 
Gemeindeordnungen des evangelischen Deutschlands, Tübingen 1869. 
(Ergänzungsband I. dieser Zeitschrift) S. 276. ff. ist vom Herzog 
«kraft der ihm zustehenden Kirchengewalt, nach vorgängiger Be- 


Miscellen. 343 


rathung mit dem Herzoglichen Consistorio, nach angehörtem Gut- 
achten und Rath und so weit es erforderlich ist, mit Zustimmung 
der Abgeordneten des Landes» erlassen. Erst zwei Decennien später 
ist es zur Ergänzung der bestehenden Kirchenverfassung durch Auf- 
nahme synodaler Einrichtungen gekommen. Zu diesem Behufe wurde 
zunächst eine sogenannte Vorsynode berufen, also der Weg be- 
schritten, auf welchem auch Hannover zu seiner Kirchenvorstands- 
und Synodalordnung vom 9. October 1864. gelangt ist. 
Dies geschah durch die 


l) Verordnung, betreffend die Berufung einer Vorsynode, d.d. 
Braunschweig den 16. April 1889. 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg etc. etc. etc. haben beschlossen, aus den Mitgliedern der 
evangelisch-lutherischen Kirche Unseres Herzogthums eine Versammlung 
zu dem Zwecke zu berufen , um über die weitere Ausbildung der be- 
stehenden Kirchenverfassung in dem durch das Kirchenvorstandsgesetz 
vom 30. Nov. 1851. angebahnten Wege und insbesondere über Aufnahme 
synodaler Einrichtungen in die evangelisch-lutherische Kirche Unsers 
Herzogthums auf Grund der dieser Versammlung (Vorsynode) von Unserer 
Kirchenregierung zu machenden Vorlage zu berathen, — und verordnen 
daher kraft der Uns zustehenden Kirchengewalt im Beiratbe Unsers 
Herzoglichen Consistoriums, was folgt: 

$.1. Zusammensetzung der Vorsynode. — Die Vorsynode 
soll bestehen, aus: I. zwölf geistlichen und zwölf weltlichen Abgeord- 
neten, welche nach Wahlkreisen ($. 2) gewählt werden; II. zwei geist- 
lichen und zwei weltlichen von Uns, kraft der Uns zustehenden Kirchen- 
gewalt zu ernennenden Abgeordneten. 

8.2. Wahlkreise. — Die Wahl der im $. 1 unter I. bezeichneten 
Abgeordneten wird auf die nachbenannten kirchlichen Aufsichtskreise 
als Wahlkreise so vertheilt, dass gewählt werden: 

1) in der General- und Stadt-Inspection Wolfenbüttel 

2) in der Stadt- und Special-Inspection Braunschweig 

3) in der General-Inspection Braunschweig 

4) in der General- und Stadt-Inspection Helmstedt 

5) in der General- und Stadt-Inspection Gandersheim 

6) in der General- und Stadt-Inspection Blankenburg 

7) in der General- und Stadt-Inspection Holzminden mit Hinzu- 

ziehung der Parochie Lunsen-Thedinghausen . . . ... 4 
zur Hälfte geistliche und zur Hälfte weltliche Abgeordnete. 

$. 3. Wählbarkeit 1) der geistlichen Abgeordneten. — Wählbar 
als geistlicher Abgeordneter ist mit Ausnahme der geistlichen Mitglieder 
Unseres Herzoglichen Consistoriums jeder landesangehörige evangelisch- 
lutberische Geistliche, der ein mit Seelsorge betrautes Predigtamt an 
einer Gemeinde oder Anstalt des Landes bekleidet. Ein, die wählbaren 
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Geistlichen enthaltendes Verzeichniss wird von Unserm Herzoglichen 
Consistorium nach erfolgtem Wahlausschreiben ($. 7) zeitig vor dem 
Wahltage bekannt gemacht werden. 2) der weltlichen Abgeordneten. 
— Wählbar als weltlicher Abgeordneter ist mit Ausnahme der welt- 
lichen Mitglieder Unseres Herzoglichen Consistoriums jeder Angehörige 
einer evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde des Landes, welcher die 
nach S$. 8. und 9. des Kirchenvorstandsgesetzes vom 30. November 1851. 
zum Kirchenverordneten erforderlichen Eigenschaften besitzt. 

$.4. Wahl der geistlichen und weltlichen Abgeord- 
neten. — Die Wahl der nach $. 1. I. zu wählenden geistlichen und 
weltlichen Abgeordneten zur Synode geschieht in jedem Wahlkreise 
($. 2) durch die Wähler desselben unter Leitung eines von Uns zu 
ernennenden Commissariu® in einer gemeinschaftlichen Wahlver- 
sammlung. 

6.5. Nähere BestimmungeninBetreff der Wähler — 
Wähler sind in jeder Wahlversammlung ($. 4): 1) die wählbaren ($. 3) 
Geistlichen des Wahlkreises, in welchem sie wohnen, kraft ihres Amtes, 
2) ebensoviele weltliche Wahlmänner kraft Wahl der Kirchenvorstände 
des Wahlkreises, welche in der Weise erfolgt, dass: a. jeder Kirchen- 
vorstand deren so viele aus seiner Mitte erwählt, ‚wie Pfarrgeistliche 
in der Parochie angestellt und im Kirchenvorstande stimmberechtigt sind, 
b. für Kirchengemeinden und Anstalten aber, welche wahlberechtigte 
Geistliche, jedoch keine Kirchenvorstände besitzen, nach jedesmaliger 
Anordnung Unseres Herzoglichen Consistoriums ein Kirchenvorstand des 
Wahlkreises, welchem die betreffenden Geistlichen angehören, so viele 
weltliche Wahlmänner aus seiner Mitte hinzuwählt, als wahlberechtigte 
Geistliche in Frage stehen. 3) In Kirchengemeinden, welche als com- 
binirte Mutter- oder als Mutter- und Filialgemeinden einen gemein- 
schaftlichen Prediger, jedoch besondere Kirchenvorstände haben, treten 
die letzteren, behuf der Erwählung des Wahlmannes zu einem ver- 
einigten Kirchenvorstande zusammen. 4) Die Kirchenvorstände aus- 
ländischer Gemeinden, welche bei inländischen Gemeinden, sowie die 
Kirchenvorstände inländischer Gemeinden, welche bei ausländischen 
Gemeinden eingepfarrt sind, wirken bei der Wahl der Wahlmänner 
nicht mit. 5) Die Wahl des Wahlmannes (der Wahlmänner), zu welcher 
sämmtliche Mitglieder des Kirchenvorstandes ordnungsmässig einzuladen 
sind, geschieht durch verschlossene Stimmzettel unter Leitung des Vor- 
sitzenden des Kirchenvorstandes, der .durch eine vorgängige Ansprache 
auf die Wichtigkeit des Zweckes der Wahl hinzuweisen, bei dieser aber 
nicht mit abzustimmen hat. 6) Ueber den Ausfall der Wahl entscheidet 
absolute Stimmenmehrheit, wird diese in erster Wahl nicht erreicht, so 
ist nach der Bestimmung im $. 6, Absatz 4, 5. und 6. weiter zu verfahren. 
7) Sind von dem Kirchenvorstande mehrere Wahlmänner zu entsenden, 
so ist jede Wahl besonders vorzunehmen. 8) An der Abstimmung 
müssen mindestens zwei Drittheile der Kirchenverordneten Tbeil nehmen; 
sind dieselben in genügender Anzahl nicht erschienen, so ist ein anderer 
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Wahltermin anzuberaumen, in welchem die Wahl ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Erschienenen in obiger Weise vollzogen wird. 9) Der 
Gewählte hat sich über die Annahme der Wahl, wenn er anwesend ist, 
sogleich, sonst binnen 3 Tagen zu erklären, lehnt er sie ab, so ist zu - 
einer neuen Wahl zu schreiten. 10) Auf Grund des über die Wahl zu 
führenden Protocolls ist dem Gewählten von dem Vorsitzenden des 
Kirchenvorstandes zu seiner Legitimation bei der Versammlung zur 
Wahl der Synodalmitglieder eine Woahlbescheinigung zu ertheilen. 
ll) Von dem Ergebnisse der Wahl hat der Vorsitzende innerhalb der 
nächsten 8. Tage nach vollzogener Wahl dem Wahlcommissar — cfr. 
$. 4. — unter Beifügung des Wahlprotocolls, welches die Namen der 
Wähler und Gewählten mit Angabe der Stimmenzahl enthalten muss, 
Anzeige zu machen. 12) Das Mandat der Wahlmänner begreift auch 
etwa erforderlich werdende Ergänzungs- und Nachwahlen. 

8.6. Wahlverfahrenbehufder Vorsymode. — (1)Die Wahl- 
versammlungen zur Wahl der Mitglieder der Vorsynode werden durch 
die Wahl-Commissare ($. 4) berufen. (2) Jeder Wahlkreis wählt die nach 
$.2. ihm zustehende Zahl von geistlichen und weltlichen Abgeordneten 
zur Vorsynode; über jeden zu wählenden Abgeordneten ist besonders 
abzustimmen. (3) Ueber die Legitimation der Wahlmänner und deren Zu- 
lassung zur Theilnahme an dem Wahlacte entscheidet bei erhobenen 
Zweifeln zunächst dieWahlversammlung selbst. (4) Die Wahl erfolgt durch 
verschlossene Stimmzettel nach absoluter Stimmenmehrheit der persön- 
lich erschienenen Wahlmänner ; wird diese in erster Wahl nicht er- 
reicht, so muss die Wahl unter den Beiden, welche die meisten Stimmen 
gehabt haben, wiederholt werden. (5) Haben mehr als zwei Personen eine 
gleiche relative Stimmenmehrheit gehabt, so kommen dieselben sämmt- 
lich auf die zweite Wahl. (6) Bei dieser entscheidet einfache Stimmen- 
mehrheit und bei gleicher Stimmenzahl das Loos. (7) Lehnt ein Gewählter 
die Wahl ab, so ist, je nach dem die Ablehnung im Wahltermine oder 
später erfolgt, eine anderweite Wahl sogleich, oder an einem anzube- 
raumenden neuen Wahltage vorzunehmen. (8) DerWahlcommissar ertheilt 
dem Gewählten auf Grund des Wahlprotocolls, welches die Namen der 
Gewählten und Wähler mit Angabe der Stimmenzahl enthalten muss, 
eine Wahlbescheinigung behuf seiner Legitimation bei der Vorsynode 
und sendet das Wahlprotocoll sammt Anlagen mit Bericht über das Er- 
gebniss der Wahl binnen 8. Tagen an Unser Herzogliches Consistorium ein. 

$. 7. Zur Vornahme der Wahlen der Abgeordneten zur Vorsynode 
($. 6), sowie der Wahlmänner ($. 5) wird die Aufforderung und nähere 
Anweisung durch ein von Uns zu erlassendes Wahlausschreiben ergehen, 
welches zugleich die Bekanntmachung der von Uns ernannten Wahl- 
commissare ($. 4) enthält. 

$. 8. Ernennung von Abgeordneten. — Die Ernennung 
der von Uns zu bestimmenden Abgeordneten ($. 1. IL) wird erfolgen, 
nachdem die Ergebnisse der Wahlen Uns von Unserm Herzoglichen 
Consistorio angezeigt sind. 
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8. 9. Urlaubsbewilligung für Kirchen- und Staats- 
diener. — Den im Kirchen- oder Staats-Dienste stehenden Abgeord- 
neten zur Vorsynode ist der Urlaub nicht zu versagen; unvermeidliche 
Kosten ihrer Vertretung werden für Kirchendiener aus der Klosterrein- 
ertragscasse, für Staatsbeamte aus der Haupt-Finanz-Casse bestritten. 

8. 10. Berufung der Vorsynode. — Die Vorsynode wird von 
Uns durch eine Verordnung berufen, welche zugleich über Zeit und Ort 
der Versammlung Bestimmung treffen wird. 

8. 11. Eröffnungsfeierlichkeiten. — Dem Zusammentreten 
der Vorsynode soll nach Anordnung Unseres Herzoglichen Consistoriums 
am Sonntage zuvor in allen evangelisch-lutherischen Kirchen des Landes 
eine Fürbitte für die Synode, der Eröffnung selbst aber ein feierlicher 
Gottesdienst am Tage derselben und am Orte der Versammlung vor- 
hergehen. 

8. 12, Legitimationsverfahren. — Die Vorprüfung der Le- 
gitimation der Abgeordneten geschieht durch Unser Herzogliches Con- 
sistorium und die Vorsynode wird von uns einberufen werden, sobald 
uns von Unserm Herzoglichen Consistorio berichtlich angezeigt sein 
wird, dass zwei Drittheile der Abgeordneten von ihm für legitimirt er- 
achtet sind. Die weitere Beschlussnahme über die Legitimation und 
die Entscheidung über etwaige Zweifel, Beschwerden und Reclamationen, 
mögen dieselben die Wählbarkeit oder die Ordnungsmässigkeit des 
Wahlverfahrens betreffen, steht der Vorsynode selbst zu, welcher die 
Wahlacten von Unserem Herzoglichen Consistorio mitzutheilen sind. 
Abgeordnete, in Betreff deren die Legitimation, die Wählbarkeit oder 
die Ordnungsmässigkeit des Wahlverfahrens von Unserm Herzoglichen 
Consistorio bei der Vorprüfung beanstandet ist, können einstweilen nicht 
in die Vorsynode eintreten. 

8. 13. Eröffnung und Schluss der Vorsynode. — Die 
Vorsynode wird, sobald deren Mitglieder in beschlussfähiger Anzahl 
versammelt sind, — $.17. — durch einen von Uns abzuordnenden Com- 
missar eröffnet und demnächst geschlossen: 

$. 14. Gelöbniss. — Die bei der Eröffnung anwesenden Ab- 
geordneten, deren Legitimation nicht beanstandet ist, haben in die 
Hände Unseres Commissars, später eintretende Abgeordnete in die 
Hände des Vorsitzenden das Gelöbniss abzulegen: »lIch gelobe vor 
Gott, dass ich als Abgeordneter der evangelisch-lutherischen Kirche 
des Landes bei den Verhandlungen dieser Vorsynode in Treue gegen 
den evangelisch-lutherischen Glauben das Wohl der Kirche nach bestem 
Wissen und Gewissen suchen und berathen will.« 

8. 15. Wahl der Beamten, deren Bestätigung und 
Stellung. — Die Vorsynode wählt unter dem Vorsitze eines Alters- 
präsidenten ihre Beamten: einen Vorsitzenden, dessen Stellvertreter und 
zwei Becretäire aus ihrer Mitte durch Wahlzettel nach absoluter Stim- 
menmehrheit; wird eine solche in erster Wahl nicht erreicht, so ist 
auf gleiche Weise, wie nach $. 6. bei den Wahlen der Abgeordneten 
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zu verfahren. Die Wahl des Vorsitzenden und dessen Stellvertreters 
geschieht dergestalt, dass drei Abgeordnete zu diesen Aemtern erwählt 
und Uns präsentirt werden, von denen einer als Vorsitzender und einer 
als dessen Stellvertreter von Uns bestätigt werden wird. Der Vor- 
sitzende stimmt ausser bei Wahlen nicht mit; er vermittelt die ge- 
schäftlichen Communicationen der Vorsynode mit Unserer Kirchenre- 
gierung. Dem Secretariat der Vorsynode wird ein protocollführender 
Secretair von der Kirchenregierung beigegeben werden. 

$. 16. Aufgabe der Vorsynode. — Die Vorsynode hat zur 
Aufgabe: Berathung und Beschlussfassung über Vorschläge wegen Ab- 
änderung der bestehenden Verfassung der evangelisch-lutherischen Kirche 
des Landes durch Aufnahme synodaler Einrichtungen in dieselbe auf 
Grund der ihr von Unserer Kirchenregierung zu machenden Vorlage. 
Anträge, die nicht auf den Gegenstand dieser Vorlage und dessen ge- 
schäftliche Behandlung Bezug haben, sind nicht ohne Unsere Geneh- 
migung zur Verhandlung zu bringen. 

$. 17. Beschlussnahme. — Die Vorsynode ist nur beschluss- 
fähig, wenn mindestens zwei Drittheile der verordneten Zahl ihrer Mit- 
glieder an der Abstimmung Theil nehmen. Sie fasst ihre Beschlüsse 
nach absoluter Stimmenmehrheit der Anwesenden; bei Stimmengleich- 
heit ist die Abstimmung in nächster Sitzung zu wiederholen und wenn 
auch dann Stimmengleichheit sich ergiebt, so ist die zur Abstimmung 
verstellte Frage als verneint anzusehen. 

8.18. Theilnahme des Kirchen-Regiments. — Die Zu- 
ständigkeit Unserer Kirchen-Regierung werden wir durch Commissare, 
welche Wir zur Theilnahme an den Verhandlungen der Vorsynode ab- 
ordnen, — und durch Unser Herzogliches Consistorium, welches sich 
zu gleichem Zwecke durch Mitglieder aus seiner Mitte vertreten lässt, 
wahrnehmen lassen; ein Stimmrecht haben dieselben nicht. 

8.19. Oeffentlichkeit der Sitzungen. — Die Sitzun- 
gen der Vorsynode sind mit Vorbehalt der vertraulichen Behandlung 
einzelner Gegenstände, öffentlich. 

$.20. Höchste Beschlussnahme. — In Beziehung auf 
dieErgebnisse der Verhandlungen der Vorsynode bleibt Unsere Höchste 
Beschlussnahme vorbehalten. 

8.21. Hülfspersonal. — Das nöthige Hülfspersonal wird 
der Vorsynode zur Verfügung gestellt. 

8. 22. Geschäfts-Ordnung. — Die nähern Bestimmungen 
über die Geschäftsbehandlung werden durch eine, von Unserer Kirchen- 
regierung zu erlassende provisorische Geschäftsordnung getroffen werden, 
deren Abänderung durch Beschlüsse der Vorsynode Unserer Bestäti- 
gung bedarf. 

$. 23. "Kosten. — Die Kosten der Vorsynode werden aus der 
Klosterreinertragscasse bestritten. I. Die Diäten betragen: A. für 
Wahlcommissare, wenn der Wahlact nicht an ihrem Wohnorte statt- 
findet, 2 Rthir. für den Tag, 3 Rthir. für Tag und Nacht; B. für Ab- 
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geordnete zur Vorsynode während der Dauer derselben: a. für aus- 
wärtige täglich 3 Rthir., b. für am Orte der Versammlung wohnende 
täglich 1'/s Rthir., c. wenn sie mit festem Gehalte angestellte Staats-, 
Kirchen-, Schuldiener oder städtische Gemeindebeamten sind, — für 
auswärtige täglich 2 Rthir., für die am Orte der Versammlung woh- 
nenden täglich 1 Rthir. Der Vorsitzende der Vorsynode erhält je nach- 
dem die vorstehenden Bestimmungen auf ihn passen, täglich 2 Rthir. 
mehr als ein Abgeordneter. C. für die Wahlmänner, wenn sie nicht 
am Orte des Wahlactes — $. 4. und 6. — wohnen, 1 Rthlr. für den 
Tag, 2 Rthir. für Tag und Nacht. II. An Reisekosten wird, wenn und 
soweit die Reise per Eisenbahn gemacht ist oder gemacht werden konnte, 
der tarifmässige Betrag der benutzten 2. oder 3. Classe, sonst aber der 
Betrag von 15gr. für jede Meile der Hin- und Rückreise vergütet. Ab- 
geordnete zur Vorsynode erhalten für die Reisetage keine Diäten. Alle, 
die es angeht, haben sich hienach zu achten. Urkundlich Unserer 
Unterschrift und beigedruckten Herzogl. Geheime-Canzlei-Siegels. 
Braunschweig, den 16. April 1869. 


(L. S.) | 
Auf Höchsten Special-Befehl. 
von Campe. W. Schulz. Zimmermann. 


Die demnächst durch landesfürstliche Verordnung vom 20. August 
1869. nach Braunschweig einberufene Vorsynode wurde am 1. October 
1869. eröffnet und nach Beendigung ihrer Berathungen über den 
ihr vorgelegten Entwurf eines Gesetzes, die Errichtung einer Lan- 
dessynode und eines Synodal-Ausschusses für die evangelisch-luthe- 
rische Kirche des Landes betreffend, am 17. October geschlossen. 
Es war schliesslich in allen Punkten Uebereinstimmung des Kirchen- 
regimentes und der Vorsynode über den Entwurf erzielt worden. 
Nachdem nämlich das Kirchenregiment sich mit sämmtlichen, auf 
letzteren bezüglichen Anträgen der Vorsynode einverstanden erklärt 
hatte, nur mit Ausnahme des Antrags auf die Zusammensetzung 
der Synode aus zwölf geistlichen und sechszehn weltlichen nach 
Wahlkreisen zu wählenden Abgeordneten (neben zwei geistlichen 
und zwei weltlichen vom Landesherrn zu ernennenden Abgeordneten) 
und ferner des Antrages, dass der Synodalausschuss, so oft eine 
Stelle im Herzoglichen Consistorium zu besetzen sei, über die in 
Aussicht genommene Person vorher gutachtlich zu hören sei, wurde 
in der Schlussverhandlung die Zustimmung des Kirchenregiments 
zu einem Beschlusse der Vorsynode erzielt, wonach zwar das Zahlen- 
verhältniss der nach Wahlkreisen zu wählenden Abgeordneten von 
zwölf geistlichen auf sechszehn weltlichen beibehalten, dafür aber 
die Zahl der vom Landesherrn zu ernennenden Abgeordneten auf 
vier ohne nähere Bestimmung, wie viele derselben dem 
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geistlichen, wie viele dem weltlichen Stande anzugehören hätten, 
festgesetzt wurde. Der ursprüngliche Entwurf hatte die Gleichzahl 
geistlicher und weltlicher Abgeordneter (12 gewählte Geistliche und 
ebensoviel Weltliche, zwei landesherrlich Ernannte jedes Standes) 
für angemessen erachtet. Bei der Abstimmung über das ganze Ge- 
setz wurde dasselbe demnächst von der Vorsynode mit bedeutender 
Mehrheit angenommen. Für den Abschluss der neuen Kirchenver- 
fassung musste jedoch noch die Zustimmung der sämmtlichen Fac- 
toren der staatlichen Gesetzgebung gesucht werden. In formeller 
Beziehung bot sich hier als der geeignete, alle Competenzzweifel 
abschneidende Weg der bereits bei dem die Errichtung von Kirchen- 
vorständen betreffenden Gesetze befolgte Modus dar, dass der Land- 
tag angegangen wurde, seine Zustimmung «soweit erforderlich» zu er- 
theilen, eine Form, in welcher auch in Hannover das Gesetz vom 9. Oc- 
tober 1864., betreffend die Kirchenvorstands- und Synodalordnung und 
im Königreich Sachsen das Gesetz vom 8. März 1868., betreffend die 
Publication der Kirchenvorstands- und Synodalordnung zu Stande ge- 
kommen ist. Schwieriger war es, in materieller Beziehung die Zu- 
stimmung der Landesversammlung zu gewinnen, deren Bedenken 
sich auf die Zusammensetzung der Synode und die derselben ein- 
geräumte Befugniss zur kirchlichen Besteuerung bezogen. In beiden 
Beziehungen zog die Befürchtung vor geistlichen Uebergriffen be- 
sonders aus den Vorgängen auf der ersten Hannoverischen Landes- 
synode (1869) Nahrung. In der That hatte die Majorität der 
letzteren, bestimmt durch das Misstrauen confessioneller Exclu- 
sivität und durch die mit ihm verbundene politische Antipathie, 
sich zu Beschlüssen hinreissen lassen, welche nicht nur das oberste 
Kirchenregiment des Landesherrn in einem Maasse zu beschränken 
suchten, das für die Erfüllung der bleibenden Aufgaben des letzteren 
keinen Raum gelassen haben würde, sondern welche auch, indem für 
die Begränzuug der Rechte der Kircheuhoheit der Maassstab von der 
von katholischen Bischöfen in Preussen thatsächlich errungenen 
Kirchenfreiheit entlehut wurde, das staatliche Leben gefährdeten. 
Darum wurde nun in Braunschweig gegen mögliche ähnliche Ausschrei- 
tungen, deren man besonders Seitens confessionell gerichteter Geist- 
lichen befürchten zu dürfen glaubte, Schutz in einer grösseren Be- 
schränkung des geistlichen Elements auf der Synode gesucht. Da- 
bei übersah man, dass in Hannover zwar wirklich eine grosse Zahl 
lutherischer Pastoren, wie nachher auch ihr Verhalten zum Preus- 
sischen Schulaufsichtsgesetze gezeigt hat, gewohnt, in römischer 
Weise den Staat mit der sündigen Welt zu identificiren, eine kirch- 
lieh-politische Stellung einnimmt, welche vielleicht noch auf längere 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 23 
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Zeit manche von einer guten Synodalverfassung erhoffte Früchte 
der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz verkümmern wird, 
dass aber das Verhalten der Majorität der ersten Landessynode 
nicht minder durch die in den lutherischen Gemeinden von Han- 
nover wenigstens vor dem deutsch-französischen Kriege noch über- 
wiegende politisch-particularistische Strömung bestimmt worden ist. 
Diese Majorität hatte sich der Führung eines aus der althanno- 
verischen Bureaukratie hervorgegangenen nicht geistlichen Mit- 
glieds (Brüel) überlassen, dessen Behandlung der vermeintlichen 
Gravamina der lutherischen Kirche der Provinz mit ungewöhnlichem 
demagogischen Talente die politischen Agitationsmittel mit den Ge- 
sichtspunkten der kirchlichen Parteidoctrin zu vermischen verstand. 
Führte er doch unter jenen Gravamina sogar die Anordnung des 
Kirchengebets für den König von Preussen und das Königliche Haus 
an, die in einer Zeit ergangen sei, «wo auf den Herzen nicht der 
Schlechtesten Bitten gelegen hätten, gleich dem 94. Psalm» («Herr 
Gott, dess dieRache ist, Gott, dess die Rache ist, erscheine! Er- 
hebe Dich, Du Richter der Welt, vergilt den Hoffärtigen, was sie 
verdienen» u. s. w.), eine frevelhafte Auslassung, gegen welche aber 
auch der auf der Synode mit Brüel Hand in Hand gehende Präsident 
des Königlich Preussischen Landesconsistoriums zu Hannover, 
Lichtenberg kein Wort der Missbilligung ausgesprochen hat. 
Solche Verirrungen des politischen Fanatismus auf das kirchliche 
Gebiet, von welchem bis jetzt in evangelischen Synoden ausserhalb 
Hannovers ein Beispiel nicht vorgekommen ist, sind in Braunschweig 
nicht zu befürchten. Hier ist es denn auch, nachdem ein vergeb- 
licher Versuch der Verständigung mit der Landesversammlung 
vorausgegangen war, schliesslich der Regierung gelungen, die Zu- 
stimmung der Landesversammlang zu der Synodalordnung gegen 
eine weitere Concession in Beziehung auf das Verhältniss des geist- 
lichen und des weltlichen Elements in der Zusammensetzung der 
Synode und gegen die Aufnahme einer Bestimmung zu erlangen, 
wonach, wenn für allgemeine kirchliche Zwecke Geldmittel im Wege 
der kirchlichen Besteuerung aufgebracht werden sollen, so lange 
die Kirchendiener des Landes in Betreff ihrer Dienstgrundstücke 
und ihres Diensteinkommens von der Kirchensteuer befreit sind, 
die geistlichen Mitglieder der Landessynode bei der Bewilligung 
solcher Steuern vom Stimmenrechte ausgeschlossen bleiben. Mag 
auch eine solche Bestimmung hinsichtlich ihrer principiellen Be- 
gründung manchen gerechtfertigten Bedenken unterliegen, so fürchte 
ich doch, gestützt auf die Erfahrungen der Landeskirchen, welche 
eine kirchliche Besteuerung durch die Synoden ausgebildet haben, 
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nicht, dass dieselbe praktisch nachtheilig wirken werde. Die Ein- 
räumung des Besteuerungsrechtes selbst an die Synode ist jeden- 
falls so werthvoll und so wesentlich für die kräftige Entwicklung 
der synodalen Institution, dass ich es jedenfalls, wenn diese Ein- 
räumung nur unter der angegebenen Bedingung zu erlangen war, 
aur vollständig billigen kann, dass die Braunschweigische Regierung 
von doctrinären Bedenken absehend, um diesen Preis die Verwirk- 
licbung der Synodalordnung für Braunschweig gesichert hat, ein 
Vorgang, welchem ich auch anderwärts, z. B. in Sachsen-Weimar 
und ebenso in denjenigen Provinzen von Preussen, welche der grös- 
seren Synoden noch entbehren, Beachtung wünsche. 
Ich schliesse hier an das 


2, Gesetz, die Errichtung einer Landessynode und eines Sy- 
nodalausschusses für die evangelisch-lutherische Kirche des 
Landes betreffend. 


d. d. Braunschweig den 31. Mai 1871. 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg etc. etc. etc. erlassen kraft der Uns zustehenden Kirchen- 
hoheit und Kirchengewalt im Beirathe Unseres Herzoglichen Consisto- 
riums nach Anhörung der durch Unsere Verordnung vom 20. August 
1869. berufenen Vorsynode, sowie nach vernommenem Rathe und Gut- 
achten und, soweit erforderlich, mit Zustimmung der Landes-Versamm- 
lung das nachfolgende Gesetz: 

&.1. Landessynode und Synodal-Ausschuss — 
Für die evangelisch-Iutherische Kirche Unseres Herzogthums soll eine 
Landessynode und ein Ausschuss derselben bestehen. 

6.2. Zusammensetzung der Landessynode. — Mit- 
glieder der Landessynode sollen sein: 1. zwölf geistliche und sechs- 
zehn weltliche Abgeordnete, welche nach Wahlkreisen ($. 3.) gewählt 
werden; II. zwei geistliche und zwei weltliche von Uns, kraft der Uns 
zustehenden Kirchengewalt zu ernennende Abgeordnete. 

8.3. Wahlkreise. — Die Wahl der im $. 2. unter I. be- 
zeichneten Abgeordneten wird auf die nachbenannten kirchlichen Auf- 
sichtskreise, als Wahlkreise dergestalt vertheilt, dass gewählt werden: 
l) in der General- und Stadtinspection Wolfenbüttel zwei geistliche und 
drei weltliche, 2) in der Stadt- und Specialinspection Braunschweig 
zwei geistliche und drei weltliche, 3) in der Generalinspection Braun- 
schweig ein geistlicher und ein weltlicher, 4) in der General- und Stadt- 
inspection Helmstedt zwei geistliche und drei weltliche, 5) in der Ge- 
neral- und Stadtinspection Gandersheim zwei geistliche und drei welt- 
liche, 6) in der General- und Stadtinspection Blankenburg ein geistlicher 
und ein weltlicher, 7) in der General- und Stadtinspection Holzminden 
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mit Hinzuziehung der Parochie Lunsen-Thedinghausen zwei geistliche 
und zwei weltliche. 

8. 4& Ordentliche und ausserordentliche Syno- 
den. — Die Landessynode wird je um das vierte Jahr zu ordentlicher 
Versammlung von Uns berufen werden, zu ausserordentlicher Versamm- 
lung aber, so oft Wir eine solche für nöthig erachten. 

8.5. Dauer der Function der Synodalen. — Vordem 
Beginne jeder ordentlichen Synode tritt die Hälfte der gewählten geist- 
lichen und die Hälfte der gewählten weltlichen Abgeordneten aus und 
wird durch eine Neuwahl ersetzt. Dieser Austritt wird beim Schlusse 
der ersten Synode durch eine Loosung geordnet, durch welche die vor 
der zweiten ordentlichen Synode austretende Hälfte bestimmt wird. In 
der so geregelten Reihenfolge treten sodann die zurückgebliebenen und 
hiernächst die weiter gewählten Abgeordneten vor der dritten ordent- 
lichen Synode seit ihrer Wahl aus. Die Austretenden können wieder 
gewählt werden. Die von Uns ernannten Abgeordneten — $. 2. I. — 
werden immer nur für eine Synode ernannt. 

8.6. Wählbarkeit. 1) der geistlichen Abgeordneten. — 
Wählbar als geistlicher Abgeordneter ist mit Ausnahme der geistlichen 
Mitglieder Unseres Herzoglichen Consistoriums jeder landesangehörige 
evangelisch-lutherische Geistliche, der ein, mit Seelsorge betrautes Pre- 
digtamt an einer Gemeinde oder Anstalt des Landes bekleidet. Ein, 
die wählbaren Geistlichen enthaltendes Verzeichniss wird von Unserem. 
Herzoglichen Consistorium nach erfolgtem Wahlausschreiben ($. 10.) 
zeitig vor dem Wahltage — $. 7. — bekannt gemacht werden. 

2) der weltlichen Abgeordneten. — Wählbar als weltlicher Abge- 
ordneter ist mit Ausnahme der weltlichen Mitglieder Unseres Herzog- 
lichen Consistoriums jeder Angehörige einer evangelisch-lutherischen 
Gemeinde des Landes, welcher die nach 88. 8. und 9. des Kirchen- 
vorstandsgesetzes vom 30. November 1851. !) zum Amte eines Kirchen- 
verordneten erforderlichen Eigenschaften besitzt. 


1) 8. 8. Stimmberechtigt bei der Wahl der Kirchenverordneten ist 
jedes männliche Mitglied der Kirchengemeinde, welches 1) weder durch 
lasterhaften Lebenswandel, noch durch thatsächlich bekundete Ver- 
achtung der Religion oder der Kirche öffentlichen Anstoss gegeben bat; 
2) das 25. Lebensjahr zurückgelegt hat; 3) einen eigenen Hausstand 
führt, oder in selbstständigen Verhältnissen lebt; 4) nicht zu einer 
Strafe, welche ihn der politischen Rechte verlustig macht, rechtskräftig 
verurtheilt ist, oder diese Rechte nach einer solchen Verurtheilung 
nicht wieder erhalten hat; 5) weder für seine Person noch für sein 
Vermögen unter Curatel steht. 

8. 9. Als wählbar zu Kirchenverordneten hat der Kirchenvorstand 
nur Solche Mitglieder der Kirchengemeinden in Vorschlag zu bringen, 
welche das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben, die Eigenschaften der 
Stimmberechtigten an sich tragen und deren Lebenswandel nicht nur 
überhaupt unbescholten ist, sondern die sich auch durch ihre Theil- 
nahme am Öffentlichen Gottesdienste als der evangelischen Kirche zu- 
gethane Männer bewiesen haben. 
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8.7. Wahl der Abgeordneten für die Synode — 
Die Wahl der nach 8. 2. I. zu wählenden geistlichen und weltlichen 
Abgeordneten zur Synode geschieht in jedem Wahlkreise ı$. 8.) durch 
die Wähler desselben unter Leitung eines von Uns zu ernennenden 
Commissarius in einer gemeinschaftlichen Wahlversammlung. 

8.8 Nähere Bestimmungen in Betreff der Wäh- 
ler. — Wähler sind in jeder Wahlversammlung ($. 7.) 1) die wähl- 
baren ($. 6.) Geistlichen des Wahlkreises, in welchem sie wohnen, kraft 
ihres Amts; 2) vorbebältlich der Ausnahme, welche eintritt, wenn 
Kirchenverordnete inländischer Gemeinden, welche bei ausländischen 
Gemeinden eingepfarrt sind, bei der Wahl der Wahlmänner mitwirken, 
ebenso viele weltliche Wahlmänner kraft Wahl der Kirchenverordneten 
der Gemeinden des Wahlkreises, welche in der Weise erfolgt, dass 
a. die Kirchenverordneten der Gemeinde davon so viele aus den wähl- 
baren Mitgliedern der Parochie erwählen, wie Pfarrgeistliche in der 
Parochie angestellt und im Kirchenvorstande stimmberechtigt sind, 
b. für Kirchengemeinden und Anstalten aber, welche wahlberechtigte 
Geistliche, jedoch keine Kirchenvorstände besitzen, nach jedesmaliger 
Anordnung Unseres Herzoglichen Consistoriums ein Kirchenvorstand 
des Wahlkreises, welchem die betreffenden Geistlichen angehören, 80 
viele weltliche Wahlmänner aus den wählbaren Mitgliedern der Parochie 
hinzuwählt, als wahlberechtigte Geistliche in Frage stehen. 3) In Kir- 
chengemeinden, welche einen gemeinschaftlichen Prediger, jedoch be- 
sondere Kirchenvorstände haben, treten die letzteren behuf der Er- 
wählung des Wahlmannes zu einem vereinigten Kirchenvorstande zu- 
sammen. 4) Die Kirchenvorstände ausländischer Gemeinden, welche 
bei inländischen Gemeinden eingepfarrt sind, wirken bei der Wahl der 
Wahlmänner nicht mit. 5) Die. Wahl des Wahlmannes (der Wahlmän- 
ner), zu welcher sämmtliche Kirchenverordnete ordnungsmässig einzu- 
laden sind, geschieht durch verschlossene Stimmzettel unter Leitung 
des Vorsitzenden des Kirchenvorstandes, der durch eine vorgängige 
Ansprache auf die Wichtigkeit des Zwecks der Wahl hinzuweisen; bei 
dieser aber nicht mit abzustimmen hat. 6) Ueber den Ausfall der Wahl 
entscheidet absolute Stimmenmehrheit; wird diese in erster Wahl nicht 
erreicht, so ist nach der Bestimmung im $. 9. Abs. 6., 7. und 8. weiter 
zu verfahren. 7) Sind von den Kirchenverordneten einer Gemeinde 
mehrere Wahlmänner zu entsenden, so ist jede Wahl besonders vor- 
zunebmen. 8) An der Abstimmung miissen mindestens zwei Drittheile 
der Kirchenverordneten Theil nehmen, sind dieselben in genügender 
Anzahl nicht erschienen, so ist ein anderer Wahltermin anzuberaumen, 
in welchem die Wahl ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
in obiger Weise vollzogen wird. 9) Der Gewählte hat sich über die 
Annahme der Wahl, wenn er anwesend ist, sogleich, sonst binnen drei 
Tagen zu erklären; lehnt er sie ab, so ist zu einer neuen Wahl zu 
achreiten. 10) Auf Grund des über die Wahl zu führenden Protokolls 
ist dem Gewählten von dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes zu 
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seiner ‚Legitimation bei der Versammlung zur Wahl der Synodalmit- 
glieder eine Wahlbescheinigung zu ertheilen. 11) Von dem Ergebnisse 
der Wahl hat der Vorsitzende innerhalb der nächsten acht Tage nach 
vollzogener Wahl dem Wahlcommissar — cfr. 8.7. —, unter Beifügung 
des Wahlprotokolls, welches die Namen der Wähler und Gewählten mit 
Angabe der Stimmenzahl enthalten muss, Anzeige zu machen. 12) Das 
Mandat der Wahlmänner begreift auch etwa erforderlich werdende Er- 
gänzungs- und Nachwahlen. . 

8.9. Verfahren behufder Wahlder Synodal-Mit- 
- glieder. — (1) DieWahlversammlungen zur Wahl der Mitglieder der 
Synode werden durch die Wahlcommissare — $. 7. — berufen. (2) Die 
Wahl kann gültig nur geschehen, wenn wenigstens zwei Drittheile der 
Wähler daran theilnehmen. (3) Wird diese Zahl nicht erreicht, so setzt 
der Wahlcommissar einen abermaligen Wahltag an, und es haben die 
Wähler, welche nach dem Ermessen des Wahlcommissars ohne genü- 
_ gende Entschuldigung der Theilnahme an der Wahl sich entzogen haben, 
die Kosten des vereitelten Wahltages zu tragen, welche von dem Wahl- 
commissar festgesetzt und auf dessen Requisition von der betreffenden 
Herzoglichen Kreis-Direction, in Braunschweig von dem Stadtmagistrate 
im Wege der administrativen Execution eingezogen werden. (4) Ueber die 
Legitimation der Wahlmänner und deren Zulassung zur Theilnahme 
an dem Wahlacte entscheidet bei erhobenen Zweifeln zunächst die 
Wahlversammlung selbst. (5) Jeder Wahlkreis wählt die nach S. 3. ihm 
zustehende Zahl von geistlichen und weltlichen Abgeordneten zur Sy- 
node; über jeden zu wählenden Abgeordneten ist besonders abzustim- 
men. Der Wahlcommissar hat zur Constatirung der abgegebenen Stim- 
 menzwei Stimmzähler zuzuziehen. (6) Die Wahl erfolgt durch verschlossene 
Stimmzettel nach absoluter Stimmenmehrheit der persönlich erschie- 
nenen Wahlmänner; wird diese in erster Wahl nicht erreicht, so muss 
die Wahl unter den Beiden, welche die meisten Stimmen gehabt haben, 
wiederholt werden. (7) Haben mehr als zwei Personen eine gleiche rela- 
tive Stimmenmebrheit gehabt, so kommen dieselben sämmtlich auf die 
zweite Wahl. (8) Bei dieser entscheidet einfache Stimmenmehrheit und 
bei gleicher Stimmenzahl das Loos. (9) Der Gewählte hat sich, wenn er 
im Wahltermine anwesend ist, über die Annahme oder Ablehnung der 
Wahl sogleich, andernfalls binnen drei Tagen zu erklären. (10) Lehnt er 
die Wahl ab, so ist, je nachdem die Ablehnung im Wahltermine oder 
später erfolgt, eine anderweite Wahl sofort, oder an einem anzuberau- 
menden neuen Wahltage vorzunehmen. (11) Der Wahlcommissar ertheilt 
dem Gewählten auf Grund des Wahlprotokolls, welches die Namen der 
Wähler und Gewählten mit Angabe der Stimmenzahl enthalten muss, 
eine Wahlbescheinigung behuf seiner Legitimation bei der Synode, und 
übersendet das Wahlprotokoll sammt Anlage mit einer Anzeige von dem 
Ergebnisse der Wahl binnen acht Tagen dem Synodalausschusse. Wenn 
der Wahlcommissar selbst gewählt ist, so haben die beiden Assistenten 
das Legitimationsdocument auszufertigen. 
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$.10. Wahlausschreiben. — Zur Vornahme der Wahlen 
der Abgeordneten zur Synode ($. 9.), sowie der Wahlmänner ($. 8.) 
wird die Aufforderung und nähere Anweisung jedesmal durch ein von 
Uns zu erlassendes Wahlausschreiben ergehen, welches zugleich die 
Bekanntmachung der von Uns ernannten Wahlcommissare ($. 7.) 
enthält. 

&1l. Ernennung von Abgeordneten. — Die Ernen- 
nung der von Uns zu bestimmenden Abgeordneten (cfr. $. 2. II.) wird 
erfolgen, nachdem die Ergebnisse der Wahlen Uns angezeigt sind. 

8.12. Urlaubsbewilligung für Kirchen- und Staats- 
diener. — Den im Kirchen- oder Staatsdienste stehenden Abgeord- 
neten zur Synode ist der Urlaub nicht zu versagen; unvermeidliche 
Kosten ihrer Vertretung werden für Kirchendiener aus der Klosterrein- 
ertragscasse, für Staatsbeamte aus der Haupt-Finanzcasse bestritten. 

8.13. Berufung der Synode. — Die Synode wird von Uns 
durch eine Verordnung berufen, welche zugleich über Zeit und Ort 
der Versammlung Bestimmung trifft. Die Berufung wird erfolgen, so- 
bald Uns berichtlich angezeigt ist, dass bei der Vorprüfung der Legiti- 
mation der Abgeordneten — $. 15. — zwei Drittheile für legitimirt 
erachtet sind. | 

8.14. Eröffnungsfeierlichkeiten. — Dem Zusammen- 
treten der Synode soll nach Anordnung Unseres Herzoglichen Consi- 
Btoriums am Sonntage zuvor in allen evangelisch-lutherischen Kirchen 
des Landes eine Fürbitte für die Synode, der Eröffnung selbst aber ein 
feierlicher Gottesdienst am Orte der Versammlung vorhergehen. 

8.15. Legitimationsverfahren. — Die Legitimation der 
Abgeordneten unterliegt einer Vorprüfung durch den Synodalausschuss. 
Die definitive Beschlussnahme über die Legitimation und die Entschei- 
dung über etwaige Zweifel, Beschwerden und Reclamationen, welche die 
Wählbarkeit oder das Wahlverfahren betreffen, steht der Synode selbst 
zu. Der Synodalausschuss hat, sobald bei der Vorprüfung der Legiti- 
mation zwei Drittheile der Abgeordneten für legitimirt von ihm er- 
achtet sind, Uns davon berichtlich Anzeige zu machen und der Synode, 
nach deren Eröffnung über die Ergebnisse der Vorprüfung durch ein 
Mitglied mündlich zu berichten. Abgeordnete, deren Legitimation we- 
gen mangelnder Wählbarkeit, oder ordnungswidrigen Wahlverfahrens 
bei der Vorprüfung durch Beschluss des Synodalausschusses beanstandet 
ist, können vor erfolgter Entscheidung der Synode in diese nicht ein- 
treten. 

8.16. Eröffnung und Schluss der Synode. — Die Sy- 
node wird, sobald deren Mitglieder in beschlussfähiger Anzahl versam- 
melt sind — $. 22. —, durch einen von Uns abzuordnenden Commissar 
eröffnet und demnächst geschlossen. 

8. 17. Gelöbniss. — Die bei der Eröffnung anwesenden Ab- 
geordneten, deren Legitimation nicht beanstandet ist, haben in die 
Hände Unseres Commissars, später eintretende Abgeordnete in die Hände 


356 | Miscellen. 


des Vorsitzenden das Gelöbniss abzulegen: »Ich gelobe vor Gott, dass 
ich als Abgeordneter der evangelisch-lutherischen Kirche des Landes 
bei den Verhandlungen in dieser Synode in Treue gegen den evange- 
lisch-lutherischen Glauben das Wohl der Kirche nach bestem Wissen 
und Gewissen suchen und berathen will.« 

8.18. Wahlder Beamten, deren Bestätigung und 
Stellung. — Die Synode wählt unter dem Vorsitze eines Alters- 
präsidenten ihre Beamten: einen Vorsitzenden, dessen Stellvertreter 
und zwei Secretäre aus ihrer Mitte durch Wahlzettel nach absoluter 
Stimmenmehrheit; wird eine solche in erster Wabl nicht erreicht, so 
ist auf gleiche Weise, wie nach $. 9. bei den Wahlen der Abgeordneten 
zu verfahren. Die Wahl des Vorsitzenden und dessen Stellvertreters 
geschieht dergestalt,, dass drei Abgeordnete zu diesen Aemtern erwählt 
und Uns präsentirt werden, von denen einer als Vorsitzender und einer 
als dessen Stellvertreter von Uns bestätigt werden wird. Der Vor- 
sitzende stimmt ausser bei Wahlen nicht mit; er vermittelt die ge- 
schäftlichen Communicationen der Synode mit Unserer Kirchenregierung. 
Dem Secretariat der Synode wird, so oft es erforderlich erachtet wird, 
ein protokollführender Secretär von der Kirchenregierung beigegeben. 

8. 19. Hülfspersonal. — Das nöthige Hülfspersonal wird 
der Landessynode zur Verfügung gestellt. 

8.20. Wirkungskreis der Landessynode. — 1. Kir- 
chengesetze, es mögen sich solche auf die Lehrordnung, den Cultus und 
die Disciplin, oder auf die Verfassung der Kirche beziehen, sollen 
weder erlassen, noch aufgehoben oder abgeändert, oder authentisch in- 
terpretirt werden, ohne dass die Landessynode ihre Zustimmung dazu 
erklärt bat. Der Inhalt des Bekenntnisses bildet keinen Gegenstand 
der kirchlichen Gesetzgebung, dagegen fällt es in den Bereich dersel- 
ben, wenn Katechismen, Gesangbücher und Agenden eingeführt oder 
ausser Gebrauch gesetzt werden sollen. Die Vorlegung der Gesetzent- 
würfe erfolgt von Seiten der Kirchenregierung. Das Kirchenregiment 
hat die zur Vollziehung und Handhabung der Kirchengesetze erforder- 
lichen Anordnungen zu erlassen. 11. Die Landessynode, welcher beim 
Beginn jeder ordentlichen Versammlung über die Zustände und Ver- 
hältnisse der Landeskirche von der Kirchenregierung eingehende Mit- 
theilung gemacht wird, hat die Zustände und Bedürfnisse der Landes- 
kirche in Beachtung und Erwägung zu zieben, und sich über bezüg- 
liche Vorlagen und Mittheilungen des Kirchenregiments auf Erfordern 
gutachtlich zu äussern; auch steht ihr das Recht zu, sich behuf Wahr- 
nehmung des kirchlichen Interesses mit selbstständigen Anträgen und 
Beschwerden an die Kirchenregierung zu wenden, welche auf dieselben 
motivirte Bescheidung ertheilen wird. Vorstellungen und Beschwerden, 
welche von Aussen an die Landessynode gebracht werden, kann die- 
selbe nur unter den in der Geschäftsordnuug festgestellten Voraus- 
setzungen annehmen und zum Gegenstande der Berathung machen. 
III. Wenn für allgemeine kirchliche Zwecke Geldmittel im Wege der 


Miscellen. 957 


kirchlichen Besteuerung durch Leistung der Kirchengemeinden auf Pro- 
position Unserer Kirchenregierung aufgebracht werden sollen, bedarf 
es der Bewilligung von Seiten der Landessynode. So lange die Kirchen- 
diener des Landes in Betreff ihrer Dienstgrundstücke und ihres Dienst- 
einkommens von der Kirchensteuer befreit sind, bleiben die geistlichen 
Mitglieder der Landessynode bei der Bewilligung solcher Steuern vom 
Stimmrechte ausgeschlossen. IV. Der Synodal-Ausschuss ($. 26.) wird 
von der Landessynode bestellt. Die verfassungsmässigen Zuständig- 
keiten der staatlichen Gesetzgebung erleiden durch vorstehende Bestim- 
mungen keinerlei Beschränkung. 

8. 21. Publication der Gesetze. — Die Publication der 
Kirchengesetze geschieht mit Bezugnahme auf die erklärte Zustimmung 
der Landessynode. 

8. 22. Beschlussnahme. — Die Landessynode kann nur be- 
rathen und beschliessen, wenn mindestens zwei Drittheile der gesetz- 
lichen Zahl ihrer Mitglieder anwesend sind. Sie fasst ihre Beschlüsse 
nach absoluter Stimmenmehrheit der Anwesenden. Bei Stimmengleich- 
heit ist die Abstimmung in nächster Sitzung zu wiederholen, und, wenn 
auch dann Stimmengleichheit sich ergiebt, so ist die zur Abstimmung 
verstellte Frage als verneint anzusehen. 

8.23. Theilnahme des Kirchenregiments. — Die Zustän- 
digkeit Unserer Kirchenregierung werden Wir durch Commissare, die 
Wir zur Theilnahme an den Verhandlungen der Synode Abordnen, — 
und durch Unser Herzogliches Consistorium, welches sich zu gleichem 
Zwecke durch Mitglieder aus seiner Mitte vertreten lässt, wahrnehmen 
lassen; ein Stimmrecht haben sie nicht. 

$. 24. Oeffentlichkeit der Sitzungen. — Die Sitzungen 
der Synode sind, mit Vorbehalt der vertraulichen Verhandlung einzelner 
Angelegenheiten, öffentlich. 

8. 25. Dauer und Schliessung. — Die Bestimmung über die 
Dauer der Synode und deren Schliessung bleibt Unserer Höchsten Be- 
schlussnahme vorbehalten. 

8. 26. Synodal-Ausschuss. — Der Synodalausschuss besteht 
aus fünf Mitgliedern der Landessynode, welche von dieser bei dem 
Beginne jeder ordentlichen Synode in der für die Beamten der Synode 
vorgeschriebenen Weise gewählt werden. Auf gleiche Weise wird für 
jedes Mitglied des Synodalausschusses und zu dessen Ersatze in Be- 
hinderungsfällen ein Stellvertreter gewählt. Unter den Mitgliedern des 
Ausschusses und deren Stellvertretern müssen sich stets je zwei geist- 
liche und zwei weltliche Abgeordnete befinden, so dass nur das fünfte 
Mitglied und dessen Stellvertreter frei aus den geistlichen und welt- 
lichen Abgeordneten gewählt wird. Der Auftrag dauert bis zur nächsten 
ordentlichen Synode und bis diese den Ausschuss von Neuem bestellt 
haben wird. Die Mitglieder des Ausschusses wählen unter sich einen 
Vorsitzenden. Wer aus der Landessynode ausscheidet, hört auch auf, 
Mitglied des Ausschusses oder Stellvertreter zu sein, jedoch in dem 
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Falle, wenn sein Auftrag als Abgeordneter durch Ablauf der Zeit, für 
welche er gewählt ist, erlischt, erst am Tage der Eröffnung der neuen 
Synode. Der von der letzten ordentlichen Synode gewählte Ausschuss 
hat jedenfalls noch der neu zusaimmentretenden ordentlichen Synode, 
auf Grund der ihm obliegenden Vorprüfung mündlich Bericht über die 
Legitimation der Abgeordneten zu erstatten. 

$. 27. Wirkungskreis. — Der Ausschuss hat: 1) Unsere 
Kirchenregierung auf Erfordern derselben in Angelegenheiten von vor- 
züglicher Wichtigkeit, namentlich auch bei Vorbereitung von Vorlagen 
für die Landessynode mit seinem Rath und Gutachten zu unterstützen. 
Der Abgabe des Gutachtens wird, wenn es von Unserer Kirchenregie- 
rung für zweckmässig erachtet oder von dem Synodalausschusse ge- 
wünscht ist, eine gemeinsame Berathung in einer Sitzung Unseres Her- 
zoglichen Consistoriums, zu welcher der Ausschuss zugezogen wird, 
vorhergehen. Es bedarf 2) der Zustimmung des Ausschusses, wenn 
bei verweigerter Vocation eines Predigers von Seiten der Kirchenge- 
meinde, welche altherkömmlich wegen jeden erheblichen Mangels, be- 
treffe er Lehre, Wandel oder Gaben, den Prediger abzulehnen berechtigt 
ist, — cf. das Kirchenvorstandsgesetz vom 30. November 1851., 8.25.; — 
Neue Landschaftsordnung vom 12. October 1832., $. 226. Abs. 2.; — 
Erneuerte Kirchenordnung von 1809., II. 3., und Kirchenordnung von 
1569., Titel: «Wie alle Pfarren und Kirchenämter besetzt werden 
sollen ;» — die Verweigerung für nicht hinlänglich begründet erachtet, 
und daher die Ergänzung der Vocation bei Uns beantragt werden soll. 
Auch in diesem Falle wird unter der obigen Voraussetzung — cfr. 
Nr. 1., Abs. 2. — der Abgabe der Erklärung des Ausschusses eine 
Consistorialsitzung vorangehen, an welcher der Ausschuss Theil nimmt. 
Der Synodalausschuss soll 3) zur Mitwirkung berufen sein, wenn von 
Unserer Kirchenregierung gegen evangelisch-lutherische Geistliche und 
Religionslehrer an Schulen wegen falscher Lehre oder amtsunwürdigen 
Verhaltens der Antrag auf Entlassung oder Absetzung an das zustän- 
dige Gericht gebracht oder gegen Geistliche wegen Amtsunfähigkeit, 
deren unfreiwillige Pensionirung endgültig verfügt werden soll. Diese 
Mitwirkung findet in der Weise statt, dass die Mitglieder des Aus- 
schusses mit den Mitgliedern Unseres Herzoglichen Consistoriums, unter 
dem Vorsitze des Präsidenten des letzteren, als vereinigtes Collegium 
darüber berathen und beschliessen, ob die Entlassung oder Absetzung 
resp. die Pensionirung beantragt werden soll. Der geschehenen Zu- 
stimmmung resp. Mitwirkung des Ausschusses ist jedes Mal in der dar- 
auf ergehenden entscheidenden Verfügung der Kirchenregierung Er- 
wähnung zu thun. Ueber seine Wirksamkeit hat der Synodalausschuss 
der nächsten ordentlichen Versammlung der Landessynode Bericht zu 
erstatten. 

8.28. Geschäftsbetrieb. — Der Synodalausschuss betreibt 
seine Geschäfte collegialisch und beschliesst nach Stimmenmehrheit; der 
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Vorsitzende stimmt mit ab und giebt bei Stimmengleichheit durch seine 
Stimme den Ausschlag. 

8. 29. Geschäftsordnung für die Landessynode und 
den Ausschuss. — Die näheren Bestimmungen über die Geschäfts- 
behandlung werden durch eine von Unserer Kirchenregierung zu er- 
lassende provisorische Geschäftsordnung getroffen werden. Dieselbe 
bleibt so lange maassgebend, bis eine Aenderung von der Synode be- 
schlossen und von Uns genehmigt ist. 

8. 30. Kosten. — I. Die Diäten betragen: A. für Wahlcom- 
missare, wenn der Wahlact nicht an ihren Wohnorten stattfindet, 
2 Rthir. für den Tag, 3 Rthir. für den Tag und Nacht; B. für Ab- 
geordnete zur Synode während der Dauer derselben a) für auswärtige 
täglich 3 Rthir., b) für am Orte der Versammlung wohnende täglich 
1!/a Rthir., c) wenn sie mit festem Gehalte angestellte Staats-, Kirchen- 
und Schul-Diener oder städtische Gemeindebeamte sind — für aus- 
wärtige täglich 2 Rthir., für die am Orte der Versammlung wohnenden 
täglich 1 Rthlr. Der Vorsitzende der Landessynode erhält, je nachdem 
die vorstehenden Bestimmungen auf ibn passen, täglich 2 Rthir. mehr 
als ein Abgeordneter. C. für Mitglieder des Synodalausschusses, wenn 
sie ausserhalb ihres Wohnorts an Sitzungen Theil zu nehmen haben, 
2 Rthir. für den Tag, 3 Rthir. für Tag und Nacht. II. An Reisekosten 
wird, wenn und soweit die Reise per Eisenbahn gemacht ist oder ge- 
macht werden konnte, der tarifmässige Betrag der 2. Classe, sonst 
aber der Betrag von 15 Gr. für jede Meile der Hin- und Rückreise 
vergütet. Abgeordnete zur Synode erhalten für die Reisetage keine 
Diäten. Die Diäten und Reisekosten für die Wahl-Commissare, Abge- 
ordneten zur Synode und Mitglieder des Synodalausschusses — I. A. 
B. C. und II. —, sowie die übrigen Kosten der Landessynode für 
Drucksachen u. s. w. werden aus der Klosterreinertrags-Casse bestritten. 
Die Wahlmänner haben auf Vergütung von Reisekosten und Diäten 
keinen Anspruch. 

Transitorische Bestimmungen. $. 81. Die erste ordent- 
liche Syuode wird in dem der Erlassung dieses Gesetzes nächstfolgen- 
den Calenderjahre berufen werden. 

8. 82. Das im $. 5. dieses Gesetzes vorgeschriebene Ausscheiden 
der Abgeordneten wird dergestalt geordnet, dass die Austretenden auf 
alle Wahlkreise möglichst gleichmässig vertheilt werden. Es sind da- 
her von den Abgeordneten der einzelnen Wahlkreise, welche vier 
oder fünf Abgeordnete zur Synode senden, die Austretenden gesondert 
durch das Loos zu ermitteln, und da in den nachstehend genannten 
Wablkreisen die Zahl der weltlichen Abgeordneten nicht mit 2 theil- 
bar ist, wird bestimmt, dass vor dem Beginne der zweiten ordentlichen 
Synode von den Abgeordneten der General- und Specialinspection 
Wolfenbüttel und den Abgeordneten der Stadt- und Specialinspection 
‘ Braunschweig je zwei, von den Abgeordneten der General- und Spe- 
cialinspection Helmstedt und Gandersheim aber je einer und vor dem 
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Beginne der dritten ordentlichen Synode die zurückgebliebenen welt- 
lichen Abgeordneten dieser vier Wahlkreise austreten. Von den Ab- 
geordneten der beiden Wahlkreise, welche zwei Abgeordnete, einen 
geistlichen und einen weltlichen in die Synode zu wählen haben, kann 
nur je einer zum Austritte ausgeloost werden. 

8. 33. Die Vorprüfung der Legitimation der Abgeordneten zu der 
ersten Synode steht Unserm Herzogl. Consistorio zu, im Uebrigen finden 
auf dieselbe alle, diese Vorprüfung betreffenden Bestimmungen des 
gegenwärtigen Gesetzes Anwendung. Alle, die es angeht, haben sich 
hiernach zu achten. 

Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzogl. Ge- 
heime-Canzlei-Siegels. 

Braunschweig, den 31. Mai 1871. 


(L. S.) 
Auf Höchsten Special-Befehl. 
von Campe. W. Schulz. Zimmermann. 


Druckfehlerberichtigung. 


In der Abhandlung von Schulte: Die Statthaftigkeit der Civilehe 
nach katholischen Grundsätzen im ersten Heft sind folgende Druck- 
fehler zu berichtigen: 

S. 28. Anmerkung Z. 2. v. o. statt Richard 1.: Sichard. 

Das. Z. 2. v. u. statt Paucopalea 1. Paucapalea 


Neue Erscheinungen der kirchenrechtlichen 
Literatur. 


F. Schuler von Libloy, Protestantisches Kirchenrecht vor- 
nehmlich das der Evangelischen Augsb. Bek. in Siebenbürgen, Hermann- 
stadt 1871. 8. 

E. Bartels, Ehe und Verlöbniss nach gemeinem und particulärem 
Rechte in der Provinz Hannover, Hannover 1871. 8. 

A. Dedekind, Das protestantische Ehescheidungsrecht und Ver- 
wandtes. Zusammenstellung neuerer Entscheidungen der Braunschwei- 
gischen Obergerichte, Braunschweig 1872. 8. 

G. Phillips, Kirchenrecht. Band VII. Abtheilung 2., Regens- 
burg 1872. 8. 

E. Friedberg, Die Gränzen zwischen Staat und Kirche und die 
Garantien gegen deren Verletzung, nebst einem Anhange ungedruckter 
Aktenstücke, Tübingen 1872. 8. 
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Rechtsgutachten über den confessionellen Character 
des Königlichen Gymnasiums zu Düsseldorf‘). 


Von 
Dr. F. Bluhme, 


Geheimem Justizrathe und ordentlichem Professor der Rechte zu Bonn. 
I. Die Düsseldorfer Schule. 


8. 1. 


Die Düsseldorfer Schule ward im J. 1545. von dem 
Clevischen Herzog Wilhelm IV. als landesherrliche Stif- 
tung, als Fürstenschule gegründet. Damals war die Schei- 
dung zwischen der evangelischen und der römisch-katho- 
lischen Kirche noch nicht vollendet; auch Herzog Wil- 
helm vermied eine ausdrückliche Lossagung von der letz- 
teren, obwohl er von einem päpstlichen Legaten als „semi- 
lutheranus“ bezeichnet ward. Aber seine Stiftung trug 
ganz den Character der vom Geiste der Reformation neu- 
erweckten Lehranstalten, und der ausserordentliche Glanz, 
zu dem sie sich unter ihrem ersten Rector Monheim wie 
ein Meteor erhob, bewährte sich namentlich auch darin, 
dass evangelische Geistliche sich auf derselben vollständig 
zu ihrem Amte ausbilden konnten 2. Reiffenberg, 
selber Jesuit, bezeugt ausdrücklich, dass die Schule unter 


!) Abgefasst im J. 1858. 

?)C. W. Kortüm, Nachricht über das Gymnasium zu Düssel- 
dorf im sechszehnten Jahrhundert. Düsseldorf, 1819. 8°. S. 19. ff. 
Krafft, die gelehrte Schule zu Düsseldorf, in dem Herbstprogramm 
der-dortigen Realschule vom J. 1853. 8°. 8. 19. $. 18. 19. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 4. 24 
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heterodoxen Lehrern 1500. Schüler gezählt habe; ja er 
steigert die Zahl derer, die unter dem „häretischen“ Mon- 
heim dort gewesen, in einer anderen Stelle ‘auf 2000 ?). 
Nicht gebunden durch confessionelle Clauseln, ward die 
Schule mit ihren Fürsten ein Glied der evangelischen Kirche. 


8. 2. 


Das clevische Fürstenhaus erlosch 1609.; nach einer 
kurzen gemeinsamen Regierung unter Chur- Brandenburg 
und Pfalz-Neuburg, begann für Düsseldorf die ausschliess- 
lich pfälzische Regierung unter Herzog Wolfgang Wil- 
helm, der nach seinem 1614. erfolgten Uebertritt zur rö- 
misch-katholischen Kirche, schon im J. 1620. die erledigten 
Lehrerstellen an der Düsseldorfer Schule mit Jesuiten be- 
setzte. | 

Wir kennen den näheren Zusammenhang dieses Wech- 
sels nur aus den eigenen Erzählungen der Jesuiten; sie er- 
geben folgendes. Es seien plötzlich drei Canonicate durch 
den Tod erledigt, und darauf vom Fürsten Wolfgang an 
Gymnasialprofessoren vergeben worden; auch der Rector 
des Gymnasiums, Aldringer, sei im Begriff gewesen, das 
Rectorat mit einem Canonicat zu vertauschen. Das habe 
den Jesuiten schrittweise (pedetentim) den Zugang zu den 
Schulen geebnet; zuerst indem die weltlichen Bewerber 
durch das Anerbieten unentgeltlichen Unterrichts be- 
seitiget seien, dann, indem ein mitbewerbender Orden (die 
Franciscaner?) der grösseren Gelehrsamkeit, der besseren 
Lehrmethode und der eifrigen Seelsorge der Jesuiten habe 
weichen müssen *). So seien die älteren sieben, sämmtlich 


®) Frid. Reiffenberg, historia societatis Jesu ad rhenum in- 
feriorem. Tom. I. Colon. 1764. fol. pag. 60. 512. 

#) Reiffenberg, a. a. O. pag.515—517: »XXXVIII. Ad scholas 
pedetentim hoc nobis pacto instrata est via. Pauculos intra menses 
Canonici tres ultimam vitae lineam attigerant. Horum Sacerdotia ..: 
tradidit continuo Princeps advocatis Colonid e Montanorum Gymnasio 
Professoribus ... Impendebat tempus, quo Joannes Aldringerus positä 
Scholarum praefecturä, Canonicorum erat normä victurus. Alii ergo 
ex aliis se ostendebant Candidati ... Eandem quoque spartam alius 
quidam Ordo Religiosus ambiebat: cui animos addebant Procerum duo, 
eo maxime ducti momento, quod Coenobitae hi perinde, ac Nostri ad 
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durch geistliche Aemter versorgten Professoren durch fünf 
Jesuiten ersetzt worden. 

Von einer Eigenthumsübertragung, oder einer Incor- 
poration des Gymnasiums mit dem Jesuitenorden sagt diese 
Erzählung nichts; vielmehr erscheint dasselbe auch später 
in den eigenen Berichten der Jesuiten stets als eine lan- 
desfürstliche, der Pflege der Jesuiten anvertraute 
Lehranstalt. So bei Reiffenberg, als er wenige Jahre 
später den von dem Herzog Wolfgang mit den 
Ständen beschlossenen Neubau des Gymnasiums er- 
zählt ®); so in einem späteren Jahresberichte der Jesuiten 
aus dem Jahr 1762., wo das Gymnasium wieder noch als 
kurfürstliches (gymnasium nostrum electorale) be- 
zeichnet wird ®). 


8. 3. 

Als am 21. Juli 1773. die Aufhebung des Jesuiten- 
ordens durch das Breve: „Dominus ac redemtor“ erfolgte, 
standen die Jülich-bergischen Lande zunächst unter dem 
churpfälzischen Statthalter Grafen von Goltstein, und 
unter zwei Verwaltungscollegien: dem Geheimenrath und 
der Hofkammer. Von einem Zweifel daran, dass das Schul- 
wesen, mit Ausschluss aller bischöflichen Einwirkung, so- 
fort wieder direct von der Regierung zu leiten sei, war 


gratuitgs sese oflerrent labores, neque ullum... flagitarent a Principe 
stipendium .... XXXIX. Princeps, ne quid in re ancipiti temere age- 
ret, consultorum rogavit sententias: quorum alii Coenobitas, alii No- 
stros praeferebant. Non respuit quidem ille oblatam ab his operam, 
et quoad doctionem gratuitam partis utriusque causam parem censuit. 
Omnibus tamen spectatis, Societatis doctrinam, docendi usum, et ani- 
marum zelum anteferre visus est.« j 

%) Reiffenberg, a. a. 0. p. 598: »CXlI. .. Dux ... Neoburgicus 
ex Hispaniä& redux ... de Gymnasio ... commodiorem in locum trans- 
ferendo sponte sermonem intulit: et Senatum cum plerisque Consul- 
torum in sententiam pertraxit.« 

°) Von diesen jährlich erstatteten handschriftlichen Berichten 
(Annuae) aller Jesuitenanstalten des nordwestlichen Deutschlands und 
der dänischen Staaten, welche in den Jesuitencollegien zum Verlesen 
eirculirten, ist"mir der aus dem J. 1762. zu Gesicht gekommen. Es 
heisst darin S. 23. von Düsseldorf: »Gymnasium nostrum Electorale, 
non obstantibus his temporum iniquitatibus, non numero tantum, sed 
et Nobilitatis flore incrementum accepit « 
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bei diesen Behörden gar nicht die Rede; wie denn auch 
ein churfürstliches Rescript vom 20. Oct. 1773. an den 
Statthalter verfügte, „dass es in Ansehung des Schulwesens 
in den unteren Schulen zu Düsseldorf, Gülich, Münstereifel 
und Ravenstein während des jetzt zu eröffnenden Schul- 
jahres noch bei der bisherigen Lehrart zu belassen, auch 
der Unterricht theilweise noch den dazu tauglichen Sub- 
jecten aus Mittel bisheriger Jesuiten anzuvertrauen, zum 
Theil aber auch anderen Geistlichen zu übertragen sei’). 

Ein Jahr später, am 29. Oct. 1774., hatte der um die 
Herstellung des Schulwesens eifrig bemühte Graf Golt- 
stein zu Mannheim den Entwurf einer Schulordnung un- 
terzeichnet, welche auch landesherrlich genehmigt wurde, 
und worin auch von dem Gymnasium und von Professoren 
an demselben die Rede ist. Die obere Aufsicht der Schulen 
blieb dem Geheimenrath, die Verwaltung des Jesuitengutes 
der Hofkammer vorbehalten ®). 


8. 4. 


Beide Behörden zerfielen aber sehr bald über die von 
der Schulordnung unberührt gelassene Frage von der Aus 
wahl und Besoldung der Professoren, indem die zu durch- 
greifenden Verbesserungen geneigte Hofkammer das Auf- 
blühen der Schule für unmöglich erklärte, so lange der 
Geheimerath die Lehrerstellen zur Unterstützung der Ex- 
jesuiten benutze, während dieser die Competenz der Hof- 
kammer, bei der Auswahl der Lehrer mitzuwirken, in Ab- 
rede stellte. Ein churfürstliches Rescript vom 4. Juli 1778. 
verfügte daher die Einsetzung einer besonderen, aus Mitglie- 
dern beider Behörden zu bildenden Schulcommission’?). 
Aber die Dissense dauerten im Schoosse dieser Commission 


”) S. Fascic. Geheime Jesuitenacten oder Gnädigste Rescripten etc. 
vom 17. [richtiger 7.] September 1773. anfangend, fol. 35. im Archiv 
zu Düsseldorf. 

8) Acta Organisation des Schulwesens u. s. w. No. 8. Vol. I. (bis 
1802.) fol. 1-19. 35. 143—160. — Acta Schulwesen in den Herzog- 
thümern Jülich und Berg nach Aufhebung des Jesuitenordens 1774, 
bis 1788., im Archiv zu Düsseldorf. 

9, Geheime Jesuitenacten fol. 285. Acta Aufhebung des Jesuiten- 
De betreffend, von 1773—1791., fol. 416. 
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fort, wie unter den beiden Collegien; und obwohl der Chur- 
fürst seine Billigung der Ansichten der Hofkammer ent- 
schieden zu erkennen gab, so beschränkten sich doch seine 
positiven Verfügungen immer nur auf Anordnung neuer ge- 
meinsamer Berathungen. Namentlich hatte die Hofkammer 
in einem Gutachten vom 29. Oct. 1782. die Errichtung 
einer eigentlichen Universität oder Akademie zu Düsseldorf 
nach dem Vorbilde von Bonn angeregt !°), und der Chur- 
fürst billigte dies, als „gründlich“ bezeichnete, Bedenken, 
indem er am 28. Febr. 1783. beide Collegien beauftragte, 
über ein vollständiges Unterrichtssystem gemeinsam zu be- 
rathen 11). Der Geheimerath beharrte zwar noch am 3. 
Nov. 1785. bei der Ansicht, dass die Goltstein’sche Schul- 
ordnung als durchaus genügend beizubehalten sei !?); der 
Churfürst aber bestand am 23. Dec. 1785. auf Fortsetzung 
der commissarischen Berathungen, und am 13. Mai 1786. 
empfahl er wieder eine Denkschrift der Hofkammer als 
„grössten T’heils wohl bemessen“ zu gebührender Rück- 
sicht !3). Immer hielten die Commissarien der Hofkammer 
fest an dem Gedanken eines Hauptinstituts oder einer 
Akademie, wobei der Eine von ihnen, von Kochs, auf 
das Beispiel der protestantischen Schulen in Düsseldorf, 
der Andere, Windscheid, auf das des übrigen Deutsch- 
lands hinwies 14). 


8. 5. 


Um diese lähmenden Zwiste zu umgehen, wurden die 
bisherigen beiderseitigen Commissarien am 12. Januar 1787. 
durch eine unmittelbare landesherrliche Schul- 
Commission ersetzt, welche auch, mit Ausnahme des in 
den Geheimenrath übergetretenen Windscheid, aus an- 


1) Geheime Jesuiten - Acten fol. 163—190. 199. Acta Aufhe- 
bung etc. fol. 424—448. Nachtrag dazu vom 5. November 1782., 
ibid. fol. 470. | 

11) Geheime Jesuitenacten fol. 200. 201. Acta Aufhebung des 
Jesuitenordens fol. 422. Acta Organisation des Schulwesens. Vol. I. 
fol. 97. 

12) Acta Organisation u. 8. w. Vol. I. fol. 86. vgl. fol. 78. 

18) fol. 97. 106. ibid. 

“) fol. 126—183. fol. 50. 138. ibid. 
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deren Mitgliedern gebildet wurde '°. Windscheid legte 
nun am 17. Juni 1791. den ausführlichen Plan einer mit 
vier Facultäten ausgerüsteten Universität im Geheimeraths- 
collegium vor !%), welches demselben am 6. Juli 1792. mit 
der Modification beitrat, dass der Congregationsfonds 
mit den für Medizin und Chirurgie bestimmten Ge- 
hältern, als zum Stiftungsfonds nicht gehörend, nicht be- 
lastet werden möge '.. Die churfürstliche Genehmigung 
vom 18. März 1794. ging in dieser Beschränkung noch 
etwas weiter, indem sie bestimmte, dass für die Besoldungen 
der juristischen, medicinischen und chirurgischen Pro- 
fessoren „aus dem Schul-Fundo nichts auszuwerfen, son- 
dern die Instruction für selbige besonders zu #erfassen und 
zur Bestätigung einzusenden sei '?). 

Hiermit war denn in der bestimmtesten Weise ausge- 
sprochen, dass der Zusammenhang zwischen der Lehran- 
stalt und dem bergischen Schulfonds in seiner dama- 


ligen Zusammensetzung kein wesentlicher sei; und 


hiermit schlossen zugleich die Reformen der churpfälzischen 
Regierung. Die im J. 1795. eingetretene französische Oc- 
cupation war noch nicht beendet, als der Churfürst Carl 
Theodor zu Anfang des J. 1799. starb, und das Land an 
Maximilian Joseph von Bayern vererbt ward. 


8. 6. 


Erst im Jahr 1802. konnte die bayerische Regierung, 
nachdem die Franzosen gegen das Ende des J. 1801. das 
Land geräumt hatten, sich des Schulwesens, welches sie 
als „äusserst vernachlässigt“ schilderte, wieder annehmen. 

Es ward, durch churfürstliches Rescript vom 25. Au- 
gust 1802., eine neue Schulcommission für das ganze 
Herzogthum angeordnet, welche die Lehrer zu prüfen, 
und jeder Schule einen gewissen Bezirk, nicht sowohl mit 
Rücksicht auf die Pfarr-Distriete, als mit Hinsicht auf die 


16) Acta Organisation u. s. w. Vol. I. fol. 186. 

16) Acta Organisation u. s. w. Vol. I. fol. 182—210. 163—181. 
1?) fol. 205. 211. 212. ibid. 

18) fol. 213. ib. 


- Rechtsgutachten über den con®ssionellen Charakter etc. 367 


Nähe und Bequemlichkeit der Wege zuzutheilen hatte. Von 
den Mitgliedern dieser Commission sollte der Vorsitzende 
ein Mitglied der Landesdirection, der erste Schulrath ein 
Rechtskundiger sein; die Auswahl des zweiten war auf 
keine bestimmte Kategorie beschränkt, und diese Wahl 
fiel auf einen Geistlichen, den Canonicus Bracht °?). 

Die Wirksamkeit dieser Commission ist im J. 1842. 
von dem nunmehr verstorbenen Regierungsrath Otto in 
einer Weise geschildert worden, welcher hier einer strengen 
Prüfung nicht entgehen darf, weil sie allem Anschein nach 
das Meiste zu der späteren einseitigen Auffassung beige- 
tragen hat, die auch für neuere amtliche Erklärungen 
maasgebend Seworden ist. 

Nach dieser Darstellung hätte sich die Anordnung 
einer Schulkommission für das ganze Herzogthum nur auf 
die katholischen Schulen des Landes bezogen, weil den 
evangelischen Gemeinden durch den Religionsrecess vom 
26. April 1672. art. VIII. 8. 1—4 und art. X. 8. 3. der 
Besitz und die eigene Leitung ihrer Confessionsschulen 
ausdrücklich garantirt gewesen sei; und demgemäss soll 
die Schulkommission selber am 4. Dezember 1802. auf das 
Gesuch der reformirten Gemeinde zu Delling um Unter- 
stützung für ihre Schule, erklärt haben: 

„Dass dem Gesuche so lange keine Statt könne ge- 
geben werden, bis Seine Churfürstliche Durchlaucht die 
bestimmte Weisung werden gegeben haben, dass die 
Schulkommission sich auch mit der Einrichtung prote- 
stantischer Schulen zu befassen habe.“ 

Dergleichen soll diese Commission am 5. December 
1803. auf den Antrag des evangelischen Pfarrers Nohl zu 
Remlingrade auf Errichtung einer für beide Confessionen 
bestimmten Elementarschule erklärt haben: 

„Dass die Schulkommission sich nur mit den katho- 
lischen Schulen zu beschäftigen habe, indess nicht be- 
seitigen wolle, wenn die katholischen Schulen auch für 
andere Confessionen können nützlich gemacht werden.“ 


*) Acta Organisation u. 8. w. Vol. 1. fol. 816—818. Vol. II, 
(1802—1808) fol. 1. 
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Endlich soll der Canonicus und spätern Consistorial- 
rath Bracht im J. 1806. zu den Acten registirt haben: 
„Dass über die protestantischen Schulen im Herzog- 
thum Berg Nichts bei der Kanzlei vorfindlich sei, indem 
man bisher den protestantischen Geistlichen gemäss dem 
Religionsrecess die Sache für ihre Schulen überlassen habe.“ 
An der Richtigkeit dieser wörtlichen Ausführungen, 
welche der Verfasser aus später verschwundenen Acten ent- 
nommen zu haben scheint, mag immerhin nicht gezweifelt 
werden; aber die Bedeutung derselben ist sicher ganz an- 
ders aufzufassen, als in dem Otto’schen Promemoria ge- 
schehen ist. Allerdings konnte die Schulkommission sich 
vorläufig verhindert halten, in das rein evangelische 
Schulwesen des Landes einzugreifen; aber dieses Motiv 
war mehr ein ökonomisches, als ein confessionelles. Die 
damaligen rein evangelischen Schulen waren zugleich reine 
Privatanstalten, die als solche auf öffentliche Unterstützung 
nicht zu rechnen hatten; dass aber die landesherrlichen 
katholischen Schulen ihren exclusiv confessionellen Cha- 
racter insoweit abstreifen sollten, um auch für andere Con- 
fessionen nüzlich zu werden, ward ja gleichzeitig von der 
Commission ausdrücklich versprochen. 


8. 7. 


Dass die Commission gerade in dieser letzten Verheis- 
sung den Absichten des Kurfürsten Maximilian Joseph 
durchaus entsprach, dafür zeugen folgende von Hrn. Otto 
verschwiegene kurfürstliche Rescripte aus derselben 
und der nächstfolgenden Zeit, welche jedenfalls auch die 
vorläufigen Zweifel der Commission erledigen, und zum 
Wendepunkt für das bergische Schulwesen werden mussten. 

1) Schon in einer Verordnung vom 25. Januar 1803. 
war für Altbayern die landesherrliche Absicht ausgesprochen, 
das eingezogene Klostervermögen für eine zweckmässige 
Erziehung der vaterländischen Jugend aller Klassen 
zu verwenden; und diese Verordnung ward am 12. Sept. 
1803. ausdrücklich auf das Herzogthum Berg erstreckt °°). 


») Fasc. No. 583: General-Convolut, die Aufhebung der Klöster 
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2) In derselben Verfügung vom 12. Sept. 1803. ward 
der Landesdirection in Düsseldorf rescribirt: 

„Bei der künftigen Organisirung der Schulen ist auf 
anliegende Vorstellung der beyden protestantischen Syno- 
den des Herzogthums Berg die geeignete Rücksicht zu 
nehmen ?!).“ | 

Unbegreiflicher Weise ist diese Vorstellung in den 
sonst so vollständigen Düsseldorfer Acten nicht mehr auf- 
zufinden; meine Bemühungen, den näheren Inhalt derselben 
in München zu ermitteln, sind bisher gleichfalls erfolglos 
geblieben. 

3) Am 30. Sept. 1803. wurde eine andere, bereits am 
14. April für Altbayern ergangene Verfügung auf das Her- 
zogthum Berg ausgedehnt, wonach die bürgerlichen 
Gemeinden bei Gemeinheitstheilungen einen Antheil für 
ihre Schulen ausscheiden sollten 22). 

4) Am 18. Juni 1804. wurden auch die jüdischen 
Schulen der Schulkommission unterworfen, zugleich aber 
auch die jüdischen Schüler für berechtigt erklärt, alle 
höheren und niederen Lehranstalten zu besuchen ?®). 


8. 8. 


Nach diesen Präcedenzen erscheint es offenbar nur 
als eine consequente Entwickelung des aufgestellten Orga- 
nisationsplanes, wenn am 19. August 1805. die Errichtung 
eines Töchter-Erziehungsinstituts zu Düsseldorf in der Weise 
decretirt wurde, dass bei demselben eine katholische und 
eine protestantische Lehrerin angestellt, und jeder von ihnen 
300. Rthir. aus dem Schulfonds verabreicht werden sollte; 
wsas- überdies damals, am I. October 1805., sogar nur in 


mm m nn nn 


und Stifter Kraft Churfürstl. Rescript vom 12. Sept. 1805. in dem 
Herzogthum Berg fol. 1—6.,. zu Düsseldorf. 

21) fol, 10—15 ibid. 

3%) Acta Organisation etc. No. 8. Vol. II. fol. 17.. .30., im Aus- 
zuge bei Altgelt Sammlung der gesetzlichen Bestimmungen und 
Vorschriften des Elementar-Schulwesens im Bezirke der Königl. Re- 
gierung zu Düsseldorf. Zweite Auflage 1842. 8. 24. 25. 

22) Acta cit. fol. 34... 40. vgl. Altgelt S. 4. 5. 
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Ansehung der evangelischen Lehrerin zur Ausführung ge- 
kommen ist ?*). 

Wenn in der Otto’schen Denkschrift dieser Fall als 
eine ganz singuläre Ausnahme bezeichnet wird, so wider- 
spricht dieser Auffassung nicht nur der Inhalt der zuvor 


angeführten Verfügungen, sondern ganz besonders auch. 


‘alles dasjenige, was gleichzeitig mit dem Gymnasium zu 
Düsseldorf, dem eigentlichen Gegenstande dieser Erörterun- 
gen, vorgegangen ist. 


8. 9. 


Nach dem allmählichen Aussterben der bisher noch am 
Düsseldorfer Gymnasium verwendeten Exjesuiten ward im 
Jahr 1802. auch der lokale Zusammenhang mit der ehe- 
maligen Ordensresidenz dadurch gelöset, dass die Schule 
in das Lokal der ehemaligen Kreyzherren-Canonie verlegt 
wurde. 

Sie ward in einem Erlass des kurfürstlichen Commis- 
sariats vom 13. Nov. 1804. 3259) nach einem ganz neuen, 
landesherrlich bestätigten Lehrplane eingerichtet und nun- 
mehr als neue Ausbildungsschule bezeichnet. Auch 
am 23. März 1805. hiess sie noch die AUnDHEe Aus- 
bildungsschule 3®). 

Sie erhielt zugleich zwei neue, einander völlig gleich- 
gestellte Lehrer: Paul Brewer und Friedrich Benzenberg, 
und auch von diesen Lehrern war der Eine: 
Benzenberg, evangelischer Confession. 

Ueberdies ward die Anstellung von noch drei anderen 
Lehrern in der Weise verfügt, dass dieselben 

„unter Männern von bewährter Moralität 

und vorzüglicher Celebrität, ohne Unterschied, 
ob sie sich darum melden oder nicht, aufzusuchen seien.“ 

Sollte im Nothfall von einer bereits erworbenen Ce- 
lebrität abzusehen, und eine vorgängige Prüfung durch die 


#) Acten Fach 22. No. 190: Unterrichtsanstalt für Töchter der 
Wittib Eichelberg zu Düsseldorf 1804—1818. fol. 11. 18. 

») Acta Organisation des Schulwesens No. 8. Vol. II. 1802. fi. 
fol. 58—55. 

0) fol. 70. ibid. 
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Schulkommission nöthig sein, so sei zugleich unter den 
Concurrenten auf äusseren Anstand, vorzüglich aber 
auf Moralität zu sehen. Von deın Erforderniss ciner 
bestimmten Confession findet sich durchaus keine Andeu- 
tung. 


8. 10. 


In diesem Sinne erliess denn auch die Schulkommission 
am 31. Januar 1805. eine Aufforderung in den öffentlichen 
Blättern 2°), welche ganz allgemein an Männer von be- 
währter Moralität und Celebrität gerichtet war; 
und schon am 23. März desselben Jahres konnte sie an 
den Kurfürsten berichten ?8), dass sich 42 Candidaten von 
allen christlichen Confessionen gemeldet hätten. 
Ihr Vorschlag ging dahin, zwei Evangelische und 
einen, zum Rector bestimmten, Katholiken zu wählen, 
und diesen Vorschlag gründeten sie auf folgende Motive: 

„Wenn dieser Vorschlag die höchste Genehmigung 

erhalten wird, so wird die künftige Ausbildungsschule 
aus drey katholischen Lehrern ... . und aus eben so viel 
protestantischen Lehrern . . .. bestehen. Unser eifriges 
Bestreben ist zwar dahin gegangen, um bey dem gegen- 
wärtigen Vorschlage auch bey keinem Theile des Publi- 
cums einigen Anstoss zu geben, mehr Katholiken als 
Protestanten in Vorschlag zu bringen; allein der Ab- 
stand zwischen den von uns vorgeschlagenen protestan- 
tischen und den von uns zurückgesetzten katholischen 
Candidaten, den man bloss dem grossen Verfalle der 
katholischen Schulen in unsern Gegenden zuschreiben 
muss, hat uns zu gross geschienen, als dass wir unsern 
Wunsch hätten befriedigen dürfen. Desto mehr sind wir 
‚aber beflissen gewesen, einen mit allen Eigenschaften 
eines Vorstehers der ganzen Ausbildungsschule ausge- 
rüsteten katholischen Geistlichen aufzufinden, welcher 
nebst einem Lehrfache, zugleich das Rectorat und den 
katechetischen Unterricht für die katholischen Schüler 


1) Kölnische Zeitung vom 18. Febr. 1805. 
3) Acta Organisation etc. Vol. II. fol. 69, . . 72. 
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übernehme, damit der katholische Religionsunterricht 
auf das beste besorgt werde. .... Uebrigens hat auch 
das höchste Rescript bey der vorgeschriebenen Wahl 
der Lehrer keine Rücksicht auf die Verschiedenheit der 
Glaubens-Confessionen genommen, ja die Anstellung eines 
Protestanten zum Lehrer der Astronomie ist ein Beweis 
der entgegengesetzten höchsten Willensmeinung. Haben 
doch bisher so viele katholische Einwohner der Stadt 
keinen Anstand genommen, ihre Kinder in die protestan- 
tischen deutschen Schulen zu schicken, und dieselben 
auch zum Unterricht in den älteren Sprachen und ande- 
ren Wissenschaften dem Rector an der hiesigen Evange- 
lischen Kirche anzuvertrauen; so wird doch wohl der 
vernünftigere Theil des Publicums an den protestanti- 
schen Lehrern keinen Anstoss nehmen. Die Ausbildungs- 
schule wird, wenn dieselbe, wie zu erwarten steht, unsere 
protestantischen Schulen übertreffen wird, viele prote- 
stantische Schüler erhalten, warum soll man also auf das 
Glaubensbekenntniss der Lehrer, welche nur in einer 
Wissenschaft Unterricht geben, die keine Beziehung auf 
Religionsbegriffe hat, Rücksicht nehmen? Da von dem 
Unterricht in der Ausbildungsschule nach dem Beyspiel 
Bayerns nicht einmal selbst die Kinder der Juden aus- 
geschlossen werden dürfen, ‚so folget es, dass bey dem 
bloss wissenschaftlichen Unterricht nichts, was auf solche 
Verschiedenheit der Religionsbegriffe Beziehung hat, 
vorkommen darf; und sollte ein protestantischer Lehrer 
sich vermessen, dagegen anzugehen, so ist es Pflicht des 
Rectors, solches an der Behörde anzuzeigen.“ 

„Diess ist die unparteyische Ansicht der Schul-Com- 
mission, der KEw’r Churfürstl. Durchlaucht die Aufsicht 
über alle Schulen im Herzogthum Berg aufzutragen 
gnädigst geruhet haben. Ihr Wunsch, der Ausbildungs 
schule den möglichsten Grad von Vollkommenheit geben 
zu können, ist um so inniger, als sie selbst Väter in ihrer 
Mitte zählt, denen die religiöse, sittliche und intellectuelle 
Bildung ihrer Kinder, welcbe in den bisherigen Schulen 
im höchsten Grade vernachlässigt wurde, sehr nahe am 
Herzen liegt.“ 
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Der diese Anträge begleitende Bericht des churfürst- 
lich-bergischen Geheimenraths zu Düsseldorf vom 26. März 
1805. ?°) berührte die confessionelle Frage gar nicht, und 
nahm bei den Vorschlägen nur an dem Mangel schon 
erworbener Celebritäten Anstoss, wesshalb es nöthig sein 
werde, sich zu dem vorbehaltenen "Ausweg der Prüfung zu 
entschliessen. 

Dieser Antrag erhielt, unter sofortiger Anstellung des 
Rectors Schallmeyer und eines französischen Sprachleh- 
rers, am 26. April 1805. die Zustimmung des Churfürsten, 
der aber zugleich die wichtige Erklärung hinzufügte: 

„Uebrigens billigen Wir den Grundsatz, dass 

bei Lehrern, welche nur ig einer Wissen- 
schaft Unterricht geben, die keine Bezieh- 
ung auf Religionsbegriffe hat, nicht auf das 
Glaubensbekenntniss derselben, sondern bloss 
auf den Vorzug, den sie wegenihrer zu den 
öffentlichen Lehrstellen erforderlichen Ei- 
genschaften verdienen, Rücksicht genommen 
werde °°), 

Demgemäss war denn auch in dem ferneren Bericht 
des Geheimen-Raths vom 17. Sept. 1805., welcher zwei 
neue Candidaten für die beiden noch vacanten Lehrstellen 
in Vorschlag brachte, von ihrer Confession gar nicht die 
Rede, und nur Einem von ihnen, dem evangelischen Kuit- 
han, ward die Anstellung wirklich zu Theil °*). 

Mit diesen fünf Lehrern, drei katholischen und zwei 
evangelischen, ward die Schule als eine neue Schöpfung, 
die auch als Lyceum oder als Bildungsanstalt für die 
dem Gelehrtenstand sich widmenden Jünglinge bezeichnet 
wurde, am 20. Nov. 1805. förmlich eröffnet °?). Verstärkt 


rn 


29) Acta Organisation etc. etc. Vol. II. fol. 74... 76. 

%) Acta Organisation u. s. w. Vol. II. fol. 82. vgl. Alt gelt S. 6. 
der zweiten Ausgabe. 

si) Acta Organisation u. s. w. Vol. II. fol. 87. 88, 

82) Der Erlass steht im Auszuge bei Scotti, Sammlung der 
Gesetze und Verordnungen in Jülich, Cleve und Berg Th. II. 1821. 
8. 975. 


374 Dr. F. Bluhme: 


ward das Lehrerpersonal noch durch den evangelischen 
Gesanglehrer Vogt; eine sechste eigentliche Lehrerstelle 
ward, nach Otto’s Angaben, vorläufig unter zwei katho- 
lische Geistliche getheilt. Andere zuverlässige Nachrichten 
besagen, dass mit dem Protestanten Seidensticker unter- 
handelt, inzwischen aber der Geschichtsunterricht von dem 
Protestanten Benzenberg mit übernommen wurde. 


8. 11. 


Nur einen Winter hatte diese Ordnung der Dinge ge- 
währt, als das Bergische Land im März 1806. nm Murat’s 
Hände überging. Unter dieser bis zum August 1809. 
währenden Regierung hatten confessionelle oder clericale 
Sonder-Interessen selbstverständlich auf keine Begünstigung 
zu rechnen; der nivellirende Einfluss der Regierung ward 
nur noch schärfer betont, indem der Schulkommission am 
17. Juni 1806. die Aufsicht über das gesammte Schul- 
wesen in den vereinigten Herzogthümern Berg und Cleve 
übertragen werde, ohne dass davon irgend ein der 
ErziehunggewidmetesInstitut ausgeschlossen 
sein sollte °®)., Dadurch mussten die schon durch die 
churbayerischen Erweiterungen der öffentlichen Schulanstal- 
ten entbehrlich gewordenen evangelischen Sonderschulen 
völlig untergehen, wenn sie nicht schon früher aufgelöst 
waren. 

Aber freilich war diese Regierung noch weniger ge- 
meint, dem Besten der Schulen ein Opfer zu bringen. Die 
Verbandlungen mit Seidensticker zerschlugen‘ sich, auch 
Kuithan nahm gegen Ende des J. 1806. seinen Abschied, 
um nach Dortmund zu gehen, und sein Nachfolger, der 
Protestant Ernst Wahlert, folgte schon am 1. August 1807. 
einem Rufe nach Herford. Ueberdies ward im J. 1807. 
auch Benzenberg’s Abgang erwartet. Dies, und die Un- 
fähigkeit des Rectors Schallmeyer, veranlasste einen Bericht 
des Schulraths von Woringen vom 22. Oct. 1807. 
welcher den Zustand des Lyceums als gänzlich verwildert 
schildert, die Wegnahme vieler Schüler anderer Confessio- 


s3) Fasc. Schulcommissions-Acta 1802-1809. II. B. No. 79. fol. 18, 
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nen wie auch katholischer, beklagte, und den Vorschlag 
machte, den Rector Wettengel zu Breckerfeld an Ben- 
zenberg’s Stelle zu berufen. Zu dessen Empfehlung ward 
hinzugefügt: 

„Er ist protestantischer Confession, und ich glaube, 
dass es den hiesigen Verhältnissen und den deutlichen 
Wünschen der protestantischen Eltern, dass ihre Kinder 
zum Lyceum zurück kehren könnten, angemessen ist, 
wenigstens einen der vorzüglicheren Professoren dieser 
Confession anzustellen °*). 

Auch der Schulrath Bracht und der neue Director 
des öffentlichen Unterrichts, Hardung, verwendeten sich 
für Wettengels Berufung; sie unterblieb, weil der ander- 
weitig verwendete Benzenberg bis zum März oder Juni 
1808. in Besitz seiner Schulbesoldung erhalten wurde °°). 


8. 12. 


Es folgte nun die grossherzogliche Regierung 
Ludwig Napoleon’s unter der Vormundschaft des 
Kaisers, vom 3. März 1809. bis zum 15. November 1813., 
unter der auch sogar das Rectorat an den evangelischen K or- 
tüm überging: zuerst als Schallmeyer’s Stellvertreter, dann 
(1813.) als dessen Nachfolger. AuchanKohlrausch erhielt 
die Anstalt einen neuen evangelischen, dagegen an Hage- 
mann, Wipperfürth und Brüggemann dreimal neue 
katholische Lehrer. Uebrigens ward nun die Schulkommis- 
sion durch eine Generaldirection des öffentlichen Unterrichts 
ersetzt, in welcher, unter Hardung, gleichfalls Kortüm fun- 
girte ?®); und durch ein Gesetz Napoleon’s vom 17. De- 
cember 1811. ?°) ward der Stadt Düsseldorf ausser dem 
Lyceum noch eine Universität verheissen, was aber nicht 
zur Ausführung kam. 


3) Acta Organisation etc. etc. Vol. II. fol. 113. ... 127. 

85) fol. 130... 135. derselben Acten. 

6) Ministerialrescript vom 17. Juni 1809., in den SCHUIODEIIN, 
sions-Acta 1802.—1809., II. B. No. 79. fol. 25. 

®7) Gedruckt im Bergischen Gesetzbulletin. 
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Nach Vertreibung der Franzosen ward das bergische 
Land zuerst (25. Nov. 1813. bis 28. Jan. 1814.) von Ju- 
stus Gruner, dann (bis zum 15. Juni 1814.) von dem 
Prinzen Solms als Generalgouverneur im Namen der ver- 
bündeten Mächte verwaltet; am 1. Juli 1814. trat Gruner 
abermals als preussischer Generalgouverneur wieder ein, 
bis ihn im Juli 1815., nach der definitiven Besitzergreifung 
Preussens, Sack auch auf dem rechten Rheinufer ersetzte. 
Am linken Rheinufer war Sack anfangs (18. Januar 1814.) 
für den Niederrhein, dann (14. Juni 1814.) auch für den 
Mittelrhein zum Generalgouverneur bestellt, bis zum März 
1814. aber durch den Prinzen Solms vertreten worden. 

Gruner übertrug die Curatel- des Schulwesens dem 
evangelischen Staatsrath Jacobi, verwandelte das Düssel- 
dorfer Lyceum in ein „gymnasium illustre“, und verstärkte 
das Lehrerpersonal im J. 1814. durch zwei Evangelische: 
Stark und Budde, wogegen einige unbrauchbare katho- 
lische Lehrer mit Pension entlassen wurden. 

In diesem Zustande ward die Lehranstalt mit dem ganzen 
Lande am 5./15. April 1815. definitiv von Preussen über- 
nommen. Sie zählte damals vier evangelische Lehrer mit 
Einschluss des Directors: Kortüm, Kohlrausch, Strack und 
Budde; und sechs katholische: Schallmeyer, Schramm, 
Daulnoy, Brewer, Hagemann und Brüggemann. Dabei ist 
aber zu bemerken, dass Schallmeyer’s Thätigkeit auf we- 
nige Stunden beschränkt war, Schramm fast nur als Bi- 
bliothekar und Daulnoy nur als Lehrer der französischen 
Sprache fungirte. 

Wir müssen, um die weiteren Verhandlungen über die 
Lehranstalt zu verstehen, nunmehr erst die Geschichte des 
ehemaligen Jesuitenguts und des begehen Schulfonds 
verfolgen. | 


II. Der bergische Schulfonds. 


8. 14. 


Bei der Aufhebung des Jesuitenordens standen sich 
im Wesentlichen drei Ansichten gegenüber:. die der päpst- 
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lichen Curie, die der meisten Landesregierungen und die 
des Reichshofraths. 

Die Curie hatte gemeint, das Vermögen des aufge- 
hobenen Ordens der bischöflichen Verwaltung übergeben 
zu können; die Versuche einzelner Bischöfe, demgemäss 
einzugreifen, wurden aber überall sofort als unstatthaft 
zurückgewiesen. 

Einzelne Regierungen betrachteten das Jesuitengut als 
bonum vacans im vollen Sinne des Worts, also als Gegen- 
stand eines freien fiscalischen Heimfallrechts. Selbst von 
der Fortdauer besonderer fundationsmässiger Verpflichtun- 
gen, die an dem Gute hafteten, sollte nicht leicht. die Rede 
sein, weil die Jesuiten ehemals, nach Beschlüssen des Ja- 
res 1565., bei der Annahme von zugewendeten Gaben solche 
Verpflichtungen abzulehnen angewiesen waren. Aber auch 
diese Ansicht konnte selten durchdringen, weil der Reichs- 
hofrath, welcher mehrfach zu Begutachtungen, mitunter 
auch zu richterlichen Entscheidungen aufgefordert war, 
nur den vollständigen Heimfall der von den Jesuiten be- 
sessenen Lehngüter anerkannte, übrigens aber zwischen 
der Vacanz des Verwaltungsrechtes und der des Eigen- 
thums unterscheiden wollte. Nur die erstere, die vacantia 
administrationis, liess der Reichshofrath gelten, und zwar 
so, dass die verwaltenden Staatsbehörden neben den aus- 
drücklichen Fundationsclauseln auch die stillschweigende 
Absicht der Stifter berücksichtigen, und wenigstens „per 
aequipollens* erfüllen sollten. Unbestritten blieb einerseits 
die Nothwendigkeit, den noch vorhandenen Exjesuiten Ali- 
mente aus dem Jesuitengut zu verabreichen, und anderer. 
seits die Befugnis der Landesherrn, über die leerstehenden 
Jesuitengebäude frei zu verfügen 39). 


$. 15. 
Die churpfälzischen Behörden in Düsseldorf schwankten 
zwischen der zweiten und dritten Ansicht. Während das 


Geheimerathbscollegium die Sache ungefähr so ansah, wie 
der Reichshofrath, war die Hofkammer für die Annahme 


88) Vgl. mein System des Kirchenrechts 8. 178... 175. (ed, II. S. 190 


.. 194). 
Zeitschr. f. Kire henrecht, XI. 4- 25 
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einer vollständigen vacantia bonorum, jedoch nur um dem 
Schulwesen desto besser aufhelfen zu können. Das chur- 
fürstliche Cabinet in Mannheim vermied eine ausdrückliche 
Entscheidung, obwohl es sichtlich geneigt war, den Ansich- 
ten der Hofkammer den Vorzug zu geben. 

So ward denn schon am 13. Sept. 1773. durch eigen- 
händiges Rescript des Churfürsten Carl Theodor die er- 
wartete Besitzergreifung der Jesuitengüter im Namen des 
heiligen Stuhls, für eine „seine landesherrliche Befug- und 
und Zuständnisse verlezende Anordnung“. erklärt, „in 
welche zu willigen oder nachzugeben er nicht gedenke noch 
vermöge °°).“ Die vorläufig nur in Beschlag genommenen 
Güter wurden daher am 24. Okt. 1774. zu dem Domaniale 
eingezogen, jedoch in der Weisse, dass sie keinen integri- 
renden Theil des letzteren ausmachen, sondern lediglich 
von der Hofkammer verwaltet werden sollten *°). 

Indessen wurde doch zugleich die Bibliothek des be- 
reits geräumten Jülicher Residenzhauses sofort mit der 
churfürstlichen Bibliothek vereinigt, und das Jesuitenge- 
bäude in Düsseldorf war spätestens im J. 1785. für die 
beiden höchsten Dikasterien, den Geheimen-Rath und die 
Hofkammer so eingerichtet, dass nur die noch übrigen 
Räume einstweilen den Jesuitenpensionären und den Schul- 
zwecken überlassen blieben. Die Kirche ward zur Hof- 
kirche umgewandelt. 

Uebrigens ward der von der Hofkammer fortwährend 
verwaltete Jesuitenfonds für die Unterhaltung der Düssel- 
dorfer Schule mit verwendet, womit zum Theil auch die 
Einflüsse dieser Behörde auf das Schulwesen selbst zu- 
sammenhingen. 


S. 16. 


Dagegen trat die churbayerische Regierung (1799. 
... 1806.), sobald sie ihren Einfluss am Niederrhein geltend 
machen konnte, auch sofort mit der Erklärung auf, den 


89) Geheime Jesuitenacten fol. 19. 
#0) Abschriftlich in den »Acten«: betreffend die Verwaltung des 
bergischen Schulfonds Vol. I. 1817. 1818. Specialia fol. 159—161. 


Rechtsgutachten über den confessionellen Charakter etc. 379 


Schulfonds vermehren zu wollen. Das schon oben ($. 6.) 
erwähnte churfürstliche Rescript vom 25. August 1802. 
lautete in dieser Hinsicht wörtlich: 

„und da zur Befriedigung der manichfaltigen Bedürf- 
nisse des Schulwesens eine jährliche stärkere Einnahme 
erforderlich seyn wird, als der bereits bestehende Schul- 
fond der ehemaligen Jesuiten-Güter abwirft; so soll zu- 
gleich besagte Schul-Commission ihr Augenmerk auf die 
Mittel richten, wie das fehlende aus analogen Quellen 
ersetzt, und die Verbesserung der Schul-Anstalten so voll- 
ständig als möglich ausgeführt werden könne *!).“ 

Es ist dies, so weit die damals ergangenen churbaye- 
rischen Verordnungen noch vorliegen, das einzige Mal, 
dass ied ehemaligen Jesuiten-Güter bei Gelegenheit des 
Schulfonds noch namentlich erwähnt wurden; die späteren 
Verhandlungen bezeichnen ihn als Schulfonds schlechthin, 
dann als bergischen Schulfonds. Es musste dies hier 
bemerkt werden, weil in der Denkschrift des Regierungs- 
raths Otto jeneeinmal gebrauchte Umschreibung: „Schul- 
fonds , der ehemaligen Jesuitengüter“ für eine feststehende 
Bezeichnung in dieser Periode ausgegeben, und zu weiteren 
Consequenzen benutzt wird. Es soll dadurch bewiesen 
werden, dass alle weiteren Vermehrungen des Schulfonds 
eo ipso zu blossen Accessorien der früheren Jesuitengüter 
geworden, und mit allen Lasten und Verpflichtungen be- 
haftet sein sollten, welche diesen letzteren noch zugeschrie- 
ben wurden. Die Kühnheit und die Unhaltbarkeit einer 
solchen Argumentation sind gleich augenscheinlich. 

Die verheissene weitere Dotirung des Schulfonds ward 
auf Grund Churfürstlicher Bewilligung, durch ein Rescript 
des ausserordentlichen Commissariats vom 13. Nov. 1804. 
näher festgestellt. Es sollten, um die beabsichtigte neue 
Ausbildungsschule in Düsseldorf in’s Leben treten 
zu lassen, jährlich dreitausend Reichsthaler aus dem Klo- 
sterfonds an die Schulverwaltung ausbezahlt werden, mit 
dem wörtlichen Vorbehalt am Schlusse : 

„Ueber die vollständige Dotirung besagten Schulfor.ds 


41) 8, oben Note 19. 
25* 
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wird aber die höchste Entschliessung bis zur definitiven 
Einrichtung des Schulwesens im Bergischen nach Maass- 
gabe der Bestimmungen vorbehalten, welche überhaupt 
wegen des Ertrages sämmtlicher Kloster-Güter getroffen 
werden“ #2), 

Eine vollständige Analyse der Bestandtheile dieses 
Klosterfonds dürfte jetzt schwerlich noch gelingen; nur 
so viel ist aus den Acten ermittelt worden, dass dem Ber- 
gischen Schulfonds noch theilweis überwiesen worden sind: 

das Vermögen des aufgelösten Kreuzherrn-. und Cöle- 

 stinerklosters zu Düsseldorf; 

die auf dem rechten Rheinufer belegenen Epaven links- 

rheinischer Schulkassen; 

ein Theil der Einkünfte des Klosters Dünnwald, und 
die Hälfte der Einkünfte des Franciscanerklosters. 

Entscheidend bleibt aber jedenfalls die Thatsache, dass 
„bei der Einziehung aller dieser Güter das Vorbild der fran- 
zösischen Säcularisationen, der Lüneviller Friede vom J. 
1801., und der Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Fe 
bruar 1803. maassgebend gewesen sind, d. h. dass es auf 
die Anwendung des fiscalischen Heimfallrechts mit vollster 
Freiheit abgesehen war, so dass dabei auch der einfachen 
„Erleichterung der Finanzen“ kein rechtliches Hinderniss 
entgegenstand, wenn die betheiligten Staaten sich nicht 
veranlasst fanden, die säcularisirten Güter „für Gottes- 
dienst, Unterrichts- und andere gemeinnüzige Anstalten“ zu 
verwenden ?°). 


8. 17. 


Die Murat’sche Regierung ging noch weiter. Das 
Finanzministerium verfügte im J. 1807. die Einziehung 
sämmtlicher Naturalnutzungen des Klosterfonds, wogegen 
einstweilen die Domainenkasse mit Unterhaltung der Schu- 
len belastet wurde *), 


42) Acta Organisation des Schulwesens Vol. II. fol. 55. 

45) Reichsdeputations-Hauptschluss vom 25. Febr. 1803. $. 85. 56. 

4) Düsseldorfer Regierungsacten I. 8.. V. caps. 10. n. 761: Etat 
für die geistliche und Schulverwaltung pro 1811. fol. 6. tit. VII. und 
fol. 31... . 34. 
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Ferner erging während der vormundschaftlichen Ver- 
waltung des Grossherzogthums durch Napoleon, ein 
Decret vom 17. December 1811. über die Organisation des 
öffentlichen Unterrichts, welches der zu Düsseldorf zu er- 
richtenden Universität unter Anderem eine jährliche 
Zahlung von 45,000 Francs aus dem bergischen Schul- 
fonds zusicherte. Nach Art. 5. dieses Decrets sollte auch 
die Staatskasse jährlich 30,000. Frances zu diesem Zwecke 
zuschiessen, dagegen von den Zuschüssen zu dem Schul- 
fonds befreiet werden *°). Es lag im Geiste jener Verwal- 
tung, dass diese Befreiung eintrat, die dafür verheisse- 
nen 30,000. Francs aber gleichfalls in der Staatskasse 
blieben. Ein Ministerialdecret vom 14. April 1812. 4°) über- 
wies die zur Dotation dieser projectirten Universität be- 
stimmten Güter und Einkünfte der Universität Duisburg, 
der Akademie zu Herborn, der hohen Schule zu Hadamar, 
und des bergischen allgemeinen Schulfonds an die Do- 
mainen-Administration zur besonderen Verwaltung. 


8. 18. 


Mit dem Ende der französischen Occupation musste 
dieses Project von selbst zerfallen. Der provisorische Ge- 
neralgouverneur der alliirten Mächte, Justus Gruner, ver- 
fügte schon am 6. (18.) December 1813. zu Düsseldorf *°): 

„Früherhin wurden die Gehälter der Professoren und 

übrigen Lehrer des hiesigen Lyceums aus dem s. g. Ber- 
gischen Schulfonds bestritten; seit Anfang des Jahres 
1812., wo dieser Fonds mit dem Universitätsfonds zu 
Duisburg, und jenen der hohen Schulen zu Herborn 
und Hadamar, zur Dotation eines Universitätsfonds be- 
stimmt, und demzufolge der Domainen-Administration 
zur abgesonderten Verwaltung übergeben wurde, sind 
diese Gehälter aber. aus dem öffentlichen Schatz bezahlt 
worden.“ 


#8, Acta Rückstandsforderungen 1820. Num. 146. fol. 53. 54. 

48) Allegirt in Scotti’s Sammlung Th. III. S. 1456. 

17) Acta wegen Anfertigung des jährlichen Etats für die bergi- 
schen Schulfonds a°- 1810—1814. Num. 31. fol. 79. 
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„Jetzt wo die Universität Duisburg wieder unter die 
königlich preussische, und die hohen Schulen zu Herborn 
und Hadamar unter oranisch-nassauische Hoheit zurück- 
kehren, fällt die bisherige Vereinigung dieser Fonds von 
selbst weg, und der bergische Schulfonds muss hiernach 
wieder auf seine vorherige Bestimmung, nämlich zum 
Besten der Alt Berg’schen Schulanstalten, zurückgeführt 
werden.“ 

„Eine Folge hiervon ist, dass dieser Schulfonds jetzt 
wieder die Gehälter für das Lehrer-Personale vom Lyceum 
übernehmen .. .. , muss.“ 

Auch aus dieser, an den provisorischen General-Do- 
mainen-Direktor Vetter gerichteten Verfügung hat die 
Otto’sche Denkschrift eine exclusive confessionelle Be- 
rechtigung herleiten zu dürfen geglaubt — gewiss der beste 
Beweis, wie sehr es ihr an haltbaren Argumenten gebrach. 
. Zum Ueberfluss mag nur noch daran erinnert werden, dass 
derselbe General-Gouverneur Justus Gruner am 29. De- 
cember 1814., einen reformirten Prediger, Budde, zum 
besoldeten Professor am gymnasium illustre in Düssel- 
dorf ernannte, und die Domainendirection beauftragt hat, 
den Gehalt desselben in den Etat des Schulfonds aufzu- 
nehmen *°). 


III, Die Verhandlungen seit der Vereinigung des ganzen 
bergischen Landes mit der Preussischen Monarchie. 


8. 19. 


So oft bisher auch der Landesfürst gewechselt hatte, 
es waren doch seit 1620. immer Fürsten katholischer Con- 
fession gewesen, denen das bergische Land untergeben 
war; jetzt gehorchte es einem evangelischen Könige. 

Dass diese Veränderung dem Düsseldorfer Gymnasium 
geschadet habe, ist wahrlich noch niemals behauptet wor- 
den. Der bergische Schulfonds ward allmählich so vermehrt, 
dass in den Jahren 1828. bis 1831. ein neues Gymnasial- 


—. 


—— 


48) Acten betreffend die Verwaltung des bergischen Schulfonds, 
Vol. I. fol. 107. . 
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gebäude für 51,000. Rthlr. erbauet werden konnte *°), wor- 
auf der bis dahin zum Gymnasium benutzte Flügel des 
Franeiscanerklosters im J. 1838. an die Stadt für ihre 
Schulzwecke abgetreten wurde; das Gymnasium aber be- 
zieht nach den neuesten officiellen Mittheilungen auch jetzt 
noch einen jährlichen Zuschuss von 7950 Rthir. aus dem- 
selben Fonds °°). 

Das Lehrerpersonal, welches die Preussische Verwaltung - 
bei ihrem Eintritte vorfand, ist. schon oben ($. 14.) ange- 


* geben worden. Im Jahr 1818. wurden die evangelischen 


Lehrer Strack und Kohlrausch durch Hildebrand 
und Durst ersetzt, und für eine 1820. neu eingerichtete 
Hülfslehrerstelle, welche 1822. zu einer ordentlichen fun- 
dirten Lehrerstelle erhoben ward, trat zuerst Engels, 1821. 
Grashoff hinzu. Sie waren sämmtlich evangelischer Con- 
fession, wie denn auch im J. 1822. Kortüm’s Anstellung 
als Regierungs-Schulrath, welche seinem eigentlichen Lehr- 
amt ein Ende machte, und die Theilung des Directorats 
zwischen ihm und Brüggemann veranlasste, die Berufung 
des Evangelischen Crome zum ordentlichen Lehrer nach 
sich zog. So war denn sowohl unter den beiden Direc- 
toren, als unter den zehn Lehrern ein völlig paritätisches 
Verhältnis eingetreten; dasselbe währte für das Directorium 
bis zu Kortüm’s gänzlichem Austritt im November 1826,, 
während es unter den Lehrern schon im J. 1824., als 
Durst zur katholischen Kirche übertrat, wieder aufgehoben 
wurde. Auch die Schülerzahl rechtfertigte diesen paritä- 
tischen Charakter der Anstalt; denn im J. 1824. zählte die- 
selbe im Ganzen 197. katholische, und 125. evangelische 
Schüler, in den beiden obern Classen aber 49. katholische 
und 42. evangelische, und unter 105. auswärtigen Schülern 
waren 60. evangelische. Erst die späteren Veränderungen 
im Lehrerpersonal haben auch dieses nuınerische Verhält- 
nis der Schüler in sehr bedauerlicher Weise geändert, 


49%) Acta I. 8. I. caps. 182. Num. 1196., betreffend die aus dem 
bergischen Schulfonds eingezogenen Geldmittel für den Bau des neuen 
Gymnasiums in Düsseldorf. 

°°%) Kölnische Zeitung vom 4. April 1858. 
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8. 20. 


Inzwischen waren aber schon ausserhalb des Wir- 
kungskreises der Schulbehörden Bestrebungen hervorge- 
treten, welche bald dem Bergischen Schulfonds, bald der 
Düsseldorfer Schule einen rein katholischen Charakter vin- 
dieiren wollten. Eine anonyme Eingabe an den Oberprä- 
-sidenten Sack, vom December 1815., klagte über Ver- 
schwendung des bergischen Schulfonds an ein Gymnasium, 


dessen Hauptlehrer evangelisch, und an welchem die alten ° 


katholischen Lehrer zurückgesetzt seien. Dabei ward je- 
doch eingeräumt, dass es allerdings billig sei, dass ein In- 
stitut wie das Gymnasium, für alle Confessionen brauchbar 
bleibe; dies erkennten alle Katholiken an, und auch die 
bayerische Regierung habe diesen Grundsatz angenommen. 
Aber der Bergische Schulfonds gehöre zunächst den 
Elementarschulen, und das Gymnasium müsse so eingerich- 
tet werden, dass es den Katholiken volles Vertrauen ein- 
flösse. 

Ganz anders lautete, zwei Monate später, eine an den 
König gerichtete Immediatvorstellung des Landkapitels 
oder vier katholischer Geistlichen aus Düsseldorf, welche 
der Generalvikar von Caspers am 7. März 1816. befür- 
wortend nach Berlin einsendete. Hier ward das Gym- 
'nasium als eine katholische Stiftung dargestellt, von wel- 
cher alle evangelischen Lehrer zu entfernen seien. Die 
auf Veranlassung des Oberpräsidenten Sack eingezogenen 
Gutachten zweier rheinischer Fachmänner, des Staatsraths 
Jacobi, als Curator des bergischen Schulwesens, und des 
Canonicus Bracht, zeigten den Ungrund dieser ganz neuen 
Prätension. Namentlich bezeugte Bracht, der seit 1800. 
das Düsseldorfer Schulwesen mit geleitet hatte, und dem 
als katholischem Geistlichen keine einseitige Befangenheit 
zu Gunsten der evangelischen Interessen zugetrauet wer- 
den darf, dass der Bergische Schulfonds zur unbedingten 
landesherrlichen Verfügung gestanden, und dass die Bay- 
erische Regierung, deren Beamter er fortwährend in Düssel- 
dorf gewesen, denselben niemals ausschliessend für katho- 
“ lische Schulen bestimmt habe. Insbesondere sei das Düs- 
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seldorfer Gymnasium absichtlich für beide Confessionen 
eingerichtet worden. 

Dennoch erging schon am 26. Juni 1816. ein Mini- 
sterialrescript an den Generalvicar von Caspers, welches 
zugab, dass die Düsseldorfer Lehranstalt allerdings ihrem 
Ursprunge nach ein katholisches Institut, und aus dem 
ehemaligen Jesuiten-Vermögen errichtet sei; indessen habe 
schon die vorige Landesregierung, nachdem sie die ur- 
sprünglichen Fonds durch bedeutende Zuschüsse vermehrt, 
auch Protestanten zu Lehrstellen admittirt. So gern das 
Ministerium die Richtigkeit des Grundsatzes anerkenne, 
dass jedem Religionstheile seine eigenthümlichen Bildungs- 
anstalten und die dazu gewidmeten Fonds erhalten werden, 
und dahin zu wirken bereit sei, dass bei katholischen Gym- 
nasien so viel thunlich alle Lehrstellen, besonders aber die 
Stellen des Rectors, des Lehrers der Religion und der Ge- 
schichte mit Katholiken besetzt würden, so gestatteten doch 
die Umstände nicht, bei dem Gymnasium zu Düsseldorf 
dermalen schon eine Veränderung vorzunehmen, obwohl 
dem Institut sein stiftungsmässiger Charakter vorbehalten 
werde, und die gottesdienstlichen Uebungen der katholischen 
Schüler keiner Veränderung unterliegen sollten 5"). 


8. 2l. 


Dass das Königliche Ministerium diese Erklärung er- 
lassen hat, ehe ihm über die bis dahin in Berlin wohl ziemlich 
unbekannte, und vielfacher archivalischer Nachsuchungen be- 
dürftige Geschichte des Bergischen Schulfonds und des Düs- 
seldorfer Gymnasiums vollständige Berichte vorliegen‘ konn- 
ten, würde schon nach der Kürze der Zwischenzeit zu vermu- 
then sein, wenn nicht überdies in dem offenbar irrigen 
Zugeständnisse am Eingange des Rescripts ein directer Beweis 
dafür enthalten wäre. Denn die Einräumung, dass das Düssel- 
dorfer Gymnasium aus dem ehemaligen Jesuiten Vermögen 
errichtet worden sei, konnte selbst den Bittstellern wohl 
überraschend sein. Auch scheint von keiner Seite an eine 


°!) Acta der ehemaligen Consistorii zu Cöln, betreffend das Gym- 
nasium zu Düsseldorf im Allgemeinen No. 7. 


+ 
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praktische Durchführung der an das Zugeständniss geknüpf- 
ten Verheissungen gedacht zu sein» da nicht nur dievor- 
hin erwähnten neuen Anstellungen evangelischer Lehrer in 
die Jahre 1818. bis 1822. fielen, sondern auch später noch, 
im J. 1825., die definitive Berufung von Kleine, so wie 
1823. und 1827. provisorische Anstellungen von Grashof 
und Fichte auf dieser Seite statt fanden. Nachdem aber 
im J. 1826. die obere Leitung des Schulwesens an das 
Provinzial-Schulcollegium zu Coblenz übergegangen, und 
nachdem Hr. G. R. Brüggemann, welcher in seinen Di- 
rectorialberichten vom 21. Februar und 15. April 1828. 
noch den confessionell gemischten Charakter der Lehran- 
stalt anerkannt hatte, im J. 1831. in diese höhere Behörde 
versetzt worden war, sind unter Berufung auf das Mini- 
sterial-Rescript vom 26. Juni 1816., alle weiteren Anstel- 
lungen evangelischer Lehrer an dem Gymnasium zu Düssel- 
dorf verhindert worden. 

' Andererseits hat freilich nicht nur die Königliche Re- 
gierung zu Düsseldorf sich in den Jahren 1835., 1838. und 
1841. sehr bestimmt gegen die Annahme eines exelusiven 
confessionellen Charakters des Bergischen Schulfonds oder 
des Düsseldorfer Gymnasiums erklärt, sondern es ist auch 
im J. 1847., nachdem die Rheinische Provinzialsynode vom 
J. 1844. darauf angetragen, beiden Confessionen ihre glei- 
chen statuarischen Rechte in Beziehung auf das Gymnasium 
zu wahren, von dem Ministerium der geistlichen-, Unter- 
richts- und Medicinal-Angelegenheiten unter dem 1. März 
erwiedert worden, dass zwar diesem Antrag nicht entspro- 
chen werden könne, weil ein Statut mit der von der Sy- 
node vorausgesetzten Bestimmung nicht vorhanden sei; 
dass aber | 

bei Besetzung der Lehrerstellen auf beide Confessionen 

fortwährend die Rücksicht genommen werde, welche der 
Entstehung und weiteren Entwicklung der Anstalt ange- 
messen sei °?). 


62) (edruckter Ministerialbescheid pag. 8. Die gedruckten Syno- 
dalprotokolle von 1844. S. 82., und von 1847. 5. 268. 269. enthalten 
nur eine summarische Erwähnung dieser Verhandlung. 
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8. 22. 


Kurz vor dieser Erklärung war die Allerhöchste Ca- 
binetsordre vom 18. December 1846. ergangen, welche jetzt 
in Ansehung des bergischen Schulfonds als unmittelbar 
maassgebend zu betrachten ist. Sie lautet wörtlich dahin °°): 

„Auf den von dem Staatsministerium über die Verwen- 
dung des bergischen Schulfunds erstatteten Bericht vom 
10. d. M. bestimme ich hierdurch, dem Antrage gemäss, dass 
1) derjenige Theil des gedachten Fonds, welcher aus ehe- 
maligen Jesuitengütern herrührt, als katholisches Schulgut 
betrachtet, und daher nur für katholische Unterrichtszwecke 
verwendet werden; 2) der zur Erhaltung und Erweiterung 
des vormaligen Lyceums zu Düsseldorf bestimmte jährliche 
Zuschuss von 3000 Rthlr. Bergisch auch stets nur für diese 
oder für die an deren Stelle getretene höhere Unterrichts- 
Anstalt bestimmt bleiben soll, 3) der alsdann und nach Be- 
streitung der auf dem Bergischen Schulfonds sonst noch 
rahenden Lasten und speciellen Verpflichtungen verbleibende 
Revenuen-Ueberschuss aber vor wie nach vorzugsweise für 
das katholische Unterrichtswesen inı Umfange des ehemaligen 
Herzogthums Berg zu verwenden ist, die evangelischen 
Schul-Anstalten jedoch von einer Theilnahme an demselben 
nicht auszuschliessen sind. Das Oberpräsidium der Rheinpro- 
vinz ist auf dessen, hiebei zurückerfolgenden Bericht vom 
13. Juli v. J. hienach mit entsprechender Eröffnung zu 
versehen. 

Charlottenburg den 18. December 1846, 

An (gez.) Friedrich Wilhelm. 


das Staatsministerium. 


8. 23. 

In Folge dieser Allerhöchsten Verfügung haben die 
Verhandlungen in Ansehung des bergischen Schulfonds 
sich in den Jahren 1851. und 1852. der noch nicht genü- 
Tr—__ 


°®) Acta generalia betreffend die Verwaltung des bergischen Schul- 
fonds Vol. I. — Zur Registratur der Königl. Regierung zu Düsseldorf 
L Abtheilung. I. Section. 
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gend gelöseten Frage zugewendet, wie weit die ursprüng- 
lichen Bestandtheile desselben wieder von einander zu 
scheiden seien. Wegen des Düsseldorfer Gymnasiums 
aber erging am 1. März 1847. der Bescheid des Ministeriums 
der geistlichen Angelegenheiten an die Rheinische Provin- 
zialsynode, welcher die Meinung, als ob ein eigentliches 
Statut über die paritätische Berechtigung beider Confessi- 
onen an demselben existire, berichtigte, zugleich aber die 
schon erwähnte barahigende Versicherung hinzufügte: 

Bei Besetzung „der Lehrerstellen wird auf beide Con- 
fessionen fortdauernd die Rücksicht genommen, welche 
der Entstehung und weiteren Entwickelung der Anstalt 
angemessen ist.“ 5*) 

Es haben aber trotz dieser Versicherung, bei den notori- 
schen Entgegenstrebungen und der immer näher tretenden 
Gefahr einer gänzlichen Beseitigung aller evangelischen 
Lehrer an dem Gymnasium neue Befürchtungen und er- 
neuete Vorstellungen, namentlich von Seiten der Kreissynode 
Düsseldorf, der achten und neunten rheinischen Provinzial- 
synode, sowie des Presbyteriums der evangelischen Gemeinde 
zu Düsseldorf, nicht ausbleiben können 5°) und es ist unter 
diesen Umständen auch dem Unterzeichneten die Aufgabe 
gestellt worden, die der Ausschliessung evangelischer Lehrer 
vom Gymnasium zu Düsseldorf entgegenstehenden Rechts- 
gründe näher zu entwickeln. 


IV. Rechtliche Beurtheilung. 
8. 24. 


Um der vorstehenden Aufgabe zu genügen, wird es 
zunächst einer kurzen Recapitulation der wesentlichsten hi- 
storischen Thatsachen bedürfen, in welchen gewissermaassen 
die Entscheidung der Rechtsfrage schon mit enthalten ist. 
Sie bestehen in folgenden Sätzen: 

1. Die Schule zu Düsseldorf ist ihrer Arietehnng nach 
kein Institut mit einem bestimmten confessionellen Character. 


x 


&) g, Note 52. 
55) Verhandlungen der achten Rheinischen Provinzialsynode, 1859. 
8. 123. S. 186. 187; der neunten Synode 1856. $. 108. 8. 189. 1%. 
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Sie war und blieb eine Fürstenschule, deren kirchliche 
Stellung mit den kirchlichen Ueberzeugungen ihrer Fürsten 
gewechselt hat. 

2. In Folge dieser wechselnden Ueberzeugungen ist die 
Schule temporär, aber auch nur temporär, den Jesuiten als 
Lehrern anvertrauet worden. So wenig aber diese je be- 
hauptet haben, die Gründer der Schule zu sein, ebenso 
wenig hat jemals eine Eigenthums-Uebertragung an sie, oder 
eine förmliche Incorporation der Schule mit dem Orden statt 
gefunden; die oberste Leitung blieb dem Herzog unter Bei- 
rath seiner Stände, und die Schule ward für die Jesuiten 
selber zum kurfürstlichen Gymnasium, als die kurfürst- 
liche Würde dem Landesherrn zufiel. 

3. Mit derselben Freiheit, mit welcher Herzog Wil- 
helm IV. und seine Nachfolger seit dem J. 1554. die 
Schule evangelischen Lehrern anvertraut, und mit welcher 
Wolfgang Wilhelm sie 1620. durch Jesuiten hatte ver- 
walten lassen, verfügte Carl Theodor seit dem Jahr 1773. 
über die Abänderungen und Erweiterungen des Lehrplans 
und über die Frage, ob die Jesuiten durch andere Lehrer 
zu ersetzen seien oder nicht. Er nahm jedoch Anstand, 
den aus dem ehemaligen Jesuitenvermögen gebildeten Schul- 
fonds auch zur Dotirung von Lehrstellen der Jurisprudenz, 
der Medizin und Chirurgie zu verwenden. 

4. Unter der churbayerischen Regierung von Maxi- 
milian ward seit dem Jahr 1803. der engere Zusammen- 
hang der öffentlichen Schulen mit der katholischen Kirche 
aufgelöset, so dass die Gemeindebezirke an die Stelle 
der Pfarrbezirke treten, und einen Antheil ihres Gemeinde- 
vermögens für Schulbedürfnisse bestimmen sollten; auch 
das eingezogene Klostervermögen sollte für die Erziehung 
der vaterländischen Jugend aller Klassen verwendet 
werden. Demgemäss ward auch der nunmehrige bergische 
Schulfonds aus diesen Mitteln verstärkt, und zugleich zur 
Ausstattung einer neu gegründeten Töchterschule, mit 
grundsätzlicherconfessionellerParität, benutzt; 
der Schulcommission des Landes aber wurden die Anträge 
der beiden evangelischen Synoden zu geeigneter Rücksicht 
überwiesen, selbst die jüdischen Schulen wurden ihr unter- 
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geordnet, andererseits aber auch die christlichen Schulen 
den Juden geöffnet. Das Düsseldorfer Gymnasium endlich 
ward, unter Mitbenuzung der gedachten neuen Geldmittel, 
zu einer neuen Ausbildungsschule umgewandelt, für 
welche schon 1804 mit Benzenberg’s Berufung die Anstel- 
lung evangelischer Lehrer begann; und als die Schulcom- 
mission bald darauf sogar in der Lage war, mehr evange- 
lische als katholische Bewerber zu neuen Lehrerstellen in 
Vorschlag zu bringen, da ward, um über die Angemessen- 
heit solcher Anstellungen keinen Zweifel übrig zu lassen, 
in einem eigenhändigen Rescripte des Churfürsten vom 
26. April 1805. erklärt: 

„Uebrigens billigen wir den Grundsatz, dass bei 
Lehrern, welche nur in einer Wissenschaft Unterricht 
geben, die keine Beziehung auf Religionsbegriffe hat, nicht 
auf das Glaubensbekenntniss derselben, sondern bloss auf 
den Vorzug, den sie wegen ihrer zu den öffentlichen 
Lehrstellen erforderlichen Eigenschaften verdienen, Rück- 
sicht genommen werde.“ 

5. Diesem Grundsatz entsprechend, ward denn auch 
von nun an die Ausbildungsschule als Simultan- Anstalt 
in dem Sinne behandelt, dass bei den zu berufenden Lehrern 
beider Confessionen über ihre Confession meistens gar 
nicht berichtet wurde. Bei dem gleichzeitigen Verschwinden 
der höheren evangelischen Sonderschulen, und den noch 
mehr erweiterten Verwaltungsrechten der Schulcommission 
in allen Schulangelegenheiten des Landes, ward aber auch 
die nunmehr eingetretene Verpflichtung nicht verkannt, 
die Interessen der evangelischen Bevölkerung bei den Be- 
‘ rufungen mit zu berücksichtigen ; und dies führte im J. 1807., 
unter Murat’s Regierung, dahin dass die katholischen Be- 
hörden, insbesondere der katholische Schulrath von Wo- 
ringen, die Berufung des Rectors Wettengel darum 
befürworteten, weiler evangelischer Confession, 
und weil es angemessen sei, wenigstens Einen der vorzüg- 
licheren Professoren dieser Confession anzustellen. 

6. Nachdem unter derselben Regierung der Schulfonds 
zur Domainenkasse gezogen, dann aber unter Napoleon’s 
vormundschaftlicher Verwaltung, wieder zur Dotation einer 
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projectirten Universität bestimmt wurde, ist derselbe durch 
das provisorische Generalgouvernement schon im December 
1513. seiner früheren Bestimmung, zum Besten der Altber- 
gischen Schulanstalten verwendet zu werden, wiedergegeben 
worden. Dass dabei an eine confessionelle Beschrän- 
kung auch nicht enfernt gedacht ward noch werden konnte, 
beweiset schon die fortwährende Anstellung neuer evange- 
lischer Lehrer an dem Düsseldorfer Gymnasium durch das® 
selbe General-Gouvernement. 

7. Als das bergische Land von der Krone Preussen 
definitiv erworben ward, war die Düsseldorfer Schule nicht 
nur eine Simultan-Anstalt in dem oben angegebenen Sinne, 
sondern sie hatte sich factisch beinahe zur paritäti- 
schen Anstalt entwickelt, indem die Zahl der wirklich 
thätigen Lehrer beider Confessionen sich ziemlich gleich 
stand. Sie war aber nie zu einer selbständigen Persönlich- 
keit, zu einer juristischen Person, erhoben, was namentlich 
den Mangel eines eigenen Statuts’ und eines besonderen 
Gymnasialvermögens zur Folge hatte. Erst im Jahr 1817. 
ist, dem Vernehmen nach, wenigstens eine besondere Gym- 
nasialkasse gebildet worden. | 


8. 25. 


Dieser Mangel an pecuniärer Selbständigkeit der Anstalt 
ist, wie es scheint, die Quelle des in dem Ministerialrescript 
vom 26. Juni 16816. enthaltenen Missverständnisses gewesen, 
als ob die Düsseldorfer Lehranstalt ihrem Ursprunge nach 
ein katholisches Institut und aus dem ehemaligen Jesuiten- 
vermögen errichtet sei. Ein specifisch katholisches Institut 
ist sie gewiss nicht, wenn wir sie als eine einzige, über 
dreihundert Jahre bestandene Lehranstalt ansehen, denn dann 
war sie eine freie Schöpfung des Herzogs Wilhelm IV.; 
und eben so gewiss nicht, wenn wir in ihren successiven 
Umgestaltungen ganz neue Schöpfungen erblicken wollen, 
denn dann bleibt sie für uns nur die Schöpfung des Chur- 
fürsten Maximilian Joseph, welcher bei Einrichtung 
der s. g. neuen Ausbildungsschule zugleich den Grundsatz 
sanctionirte: 

„Dass bei Lehrern, welche nur in einer Wissenschaft 


392 Dr. F. Bluhme: 


Unterricht geben, die keine Beziehung auf Religionsbe- 
griffe hat, nicht auf das Glaubensbekenntniss derselben, 
sondern bloss auf den Vorzug, den sie wegen ihrer zu 
den öffentlichen Lehrstellen erforderlichen Eigenschaften 
verdienen, Rücksicht genommen werde.“ 

Aus ehemaligem Jesuitenvermögen ist sie ebenso gewiss 
nicht errichtet worden, wenn sie, als StiftungWilhelm’s IV., 
e älter ist, als die Niederlassungen der Jesuiten in Düsseldorf; 
aber auch nicht allein, wenn wir die für die neue Aus- 
bildungsschule des Churfürsten Maximilian Joseph an- 
gewiesenen Geldmittel erwägen, denn diese bestanden nur 
zum Theil aus ehemaligem Jesuitenvermögen, zum Theil 
aber aus anderen, dem churfürstlichen Fiscus zu völlig freier 
Verfügung angefallenen Gütern. Die Säcularisationen, durch 
welche diese Güter ihren Eigenthümer gewechselt haben, 
sind zwar, als eine Frucht der französischen Revolution, 
von der Nachwelt gebührend gerichtet worden; aber der 
Reichsdeputationshauptschluss vom J. 1803, welcher sie für 
Deutschland legalisirt hat, und der schon an sich als eine 
damals eingetretene unabwendbare Nothwendigkeit zu be- 
trachten ist, hat jedenfalls die weiteren Folgen jener Säcu- 
larisationen unanfechtbar gemacht. Die churbayerische Re- 
gierung aber handelte nicht nur in ihrem Rechte, sie entsprach 
zugleich einer Pflicht gegen ihre neuerworbenen Unterthanen, 
wenn sie auch im bergischen Lande die öffentlichen Schulen 
nach den Bedürfnissen beider christlicher Confessionen or- 
ganisirte; und wenn sie zu diesem Zwecke zunächst die 
aus Säcularisationen neu erworbenen Geldmittel verwendete, 
so war dies zwar nicht besser, aber auch gewiss nicht 
schlimmer, als wenn sie sich entschlossen hätte, diese Geld- 
mittel zu anderen öffentlichen Bedürfnissen, für den Unter- 
halt der Schule dagegen andere fiscalische Einnahmen oder 
neu aufgelegte Steuern anzuweisen. Würde aber jene Ver- 
-wendung jetzt noch bedenklich gefunden, so würde dann 
auch kein anderer Ausweg übrig bleiben, als der Düssel- 
dorfer Schule anderweitige Hülfsquellen zuzuweisen; die 
Wiederaufhebung dieser Schule dagegen, so weit sie der 
evangelischen, beinahe ein Drittheil aller Einwohner aus- 
machenden Bevölkerung der Stadt zu Gute kommen sollte, 
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und die Wiederherstellung des Schulwesens wie es im vorigen . 
Jahrhundert unter der churpfälzischen Regierung in Düssel- 
dorf bestanden hatte, würde unmöglich für einen Act wahrer 
Gerechtigkeit anzuerkennen sein. 


8. 26. 


Hiemit ist denn zugleich der Standpunkt gewonnen 
worden, dessen Festhaltung der evangelischen Gemeinde in 
Düsseldorf durch die allerhöchste Cabinets-Ordre vom 
18. December 1846. ungemein erleichtert worden ist, weil 
sie sich nunmehr in ihren Ansprüchen auf dasjenige Maass 
beschränkt findet, welches sie gegen jeden Verdacht eines 
confessionellen Uebergriffes vollständigst sicher stell. Denn 
durch die Anordnung, dass die aus ehemaligen Jesuiten- 
gütern herrührenden Bestandtheile des bergischen Schulfonds 
lediglich zu katholischen Unterrichtszwecken zu verwenden 
seien, ist in Ansehung dieses vormaligen bergi- 
schen Jesuitenvermögens von des Königs Majestät 
aus höchsteigenem Entschlusse ungefähr derselbe Standpunkt 
wieder eingenommen worden, auf welchem der Churfürst 
Carl Theodor sich im Jahr 1773. befand, und welchen 
dieser im Jahr 1794. ausdrücklich anerkannte, dls er die 
beantragten Erweiterungen der Düsseldorfer Lehranstalt für 
medicinische und juristische Lehrzwecke von anderen Geld- 
mitteln abhängig machte, als denjenigen, die ihr bereits aus 
dem eingezogenen Jesuitengute zugewiesen waren. Dabei 
sind jedoch die wesentlichen Unterschiede zwischen den 
Jahren 1773. und 1846. nicht zu übersehen; denn imJ.1773. 
war einerseits noch gar keine Veranlassung gegeben, die 
Fürsorge der Regierung zu Düsseldorf auf evangelische 
Unterrichtszwecke zu erstrecken, und andererseits konnte 
die noch schwebende Controverse über die Verwendbarkeit 
des früheren Jesuitenguts dam als selbst die Rechtmässigkeit 
einer anderweitigen Verwendung desselben in Frage stellen. 
Die späteren Maassregeln der churbayerischen, der Murat- 
schen und der Napoleonischen Regierung hatten aber diese 
Rechtsfrage längst im entgegengesetzten Sinne entschieden, 
ehe die Krone Preussen in den Besitz jener Güter gelangte; 
und sie hatten zugleich, durch Erweiterung des öffentlichen 
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Unterrichtswesens , der jedesmaligen Regierung auch neue 
Pflichten gegen-die gleichmässig besteuerte evangelische Be- 
völkerung auferlegt, für deren Bedürfnisse nicht mehr durch 
Privatschulen genügend gesorgt war. Um so mehr werden 
jetzt beide Confessionen des bergischen Landes die hoch- 
herzigen Absichten ihres evangelischen Königes zu ehren 
haben, der auch hier, durch freiwillige Aufgebung des von 
drei vorhergegangenen Regierungen behaupteten Stand- 
punktes, die Keime confessioneller Zwiste zu ersticken be- 
dacht war; der evangelische Theil aber, welcher der damit 
eingetretenen wesentlichen Beschränkung seiner Erwartungen 
und Ansprüche sich fügen soll, wird um so unbefangener, 
‘aber auch um so standhafter die ihm gebliebenen Rechte 
zu vertheidigen haben: er wird mit um so festerer Zuver- 
sicht behaupten dürfen, dass diese ihm. nicht entrissen 
werden sollten noch konnten. 

Denn allerdings ist jetzt kaum noch zu EEE dass 
die aus dem ehemaligen Jesuitengut besonders reichlich be- 
dachte Lehranstalt sich factisch sofort zu dem früher zuge- 
sicherten und gewährten confessionellen Gleichmaass wieder 
erheben könne; es wird vorerst auf gleich reichliche 
Zuschüsse zu evangelischen Zwecken kaum zu rechnen sein. 
Aber eine nothdürftige Wahrnehmung der Interessen der 
evangelischen Bevölkerung ist dadurch nicht ausgeschlossen; 
für sie würden die Mittel — angesichts der nicht aufgeho- 
benen Verpflichtung zu dieser Wahrnehmung — sich finden 
müssen, wenn sie nicht schon vorhanden sein sollten; ja 
es würden im Nothfalle selbst freiwillige Gaben zur vor- 
läufigen Fundirung einer oder einiger evangelischen Lehrer- 
stellen verwendet werden müssen. Es kann aber, nach den 
weiteren Verfügungen der Allerhöchsten Cabinetsordre vom 
18. December 1846., an solchen Mitteln schon jetzt nicht 
fehlen, da ja die sonstigen, nicht aus dem ehemaligen Je- 
suitengut stammenden Bestandtheile des bergischen Schul- 
fonds auch den evangelischen Lehranstalten wenigstens sub- 
sidiarisch zu Gute kommen sollen, und da dem Düsseldorfer 
Gymnasium auch von diesen Geldmitteln ein bedeutender, 
sogar noch ausdrücklich bestätigter Antheil zufliesst. Denn 
die allgemeine Bestimmung, dass evangelische Schulanstalten 
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von einer Theilnahme an denjenigen Revenuen des bergi- 
schen Schulfonds, welche nicht aus ehemaligen Jesuiten- 
_ gütern stammen, nicht auszuschliessen seien, muss um so 
mehr noch ihre besondere Anwendung auf eine Schulanstalt 
finden, welche, wie oben gezeigt worden, zwar weder rein 
evangelisch noch streng paritätisch, aber doch in so weit auch 
mit evangelischen Lehrern besetzt sein soll, dass sie wenigstens 
den beschränkteren Ansprüchen einer zahlreichen evangeli- 
schen Bevölkerung der Stadt und der Umgegend zu entspre- 
chen vermag. Dass nur dieses die wahre Meinung der Aller- 
höchsten Cabinetsordre vom 18. December 1846. sein könne, 
das ergiebt sich, abgesehen von den inneren dafür sprechen- 
den Gründen, auch aus den Zusicherungen des nur wenig 
neueren Rescripts des damaligen Ministers der geistlichen 
Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten v. 1. März 1847., 
also desselben Mitgliedes des Königlichen Staatsministeriums, 
welches auch bei den: Erlass der Allerhöchsten Cabinets- 
Ordre am nächsten betheiligt gewesen sein muss. 


8. 27. 


Schliesslich wird noch auf drei Bedenken einzugehen 
sein, welche die vollständige Gewährung dessen ; was die 
rheinische Provinzialkirche mit der evangelischen Gemeinde 
Düsseldorf fordern darf und muss, vielleicht verzögern 
könnten. 

Erstens ist schon bemerkt worden, dass hier kein sta- 
tutarisches Recht, sondern ein sanctionirter Grundsatz in 
Frage stehe. Allerdings war es ein Irrthum der vierten 
rheinischen Synode, wenn sie von besonderen Statuten der 
Anstalt redete; sie konnte also in dieser Beziehung nur 
verneinend beschieden werden. Aber wo es nicht darauf 
ankommt, ein eigenes Recht der Schule oder ihrer ein- 
zelnen Lehrer geltend zu machen, sondern vielmehr die 
Verhältnisse der Landesregierung zur rheinischen Kirche 
nach einem höheren rechtlichen Maassstab zu entwickeln, 
da wird auch ein landesherrlich bestätigter, und von drei 
successiven Regierungen festgehaltener Grundsatz, mit dessen 
Aufgebung das Zutrauen der Evangelischen zu einer der 


bedeutendsten Königlichen Lehranstalten des Landes ver- 
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nichtet würde — es wird ein solcher Grundsatz doch min- 
destens eben so viel Geltung haben, als ein eigentlicher 
Stiftungsbrief. Und jedenfalls kommt es hier ja nicht dar- 
auf an, ein positives Stiftungsrecht geltend zu machen, als 
vielmehr nur das Nichtbestehen einer einseitigen, die evange-. 
lischen Lehrer von der Schule ausschliessenden Stiftung. Denn 
so lange kein Rechtsgrund nachgewiesen ist, der die evange- 
lischen Lehrer anstellungsunfähig in Düsseldorf macht, so 
lange darf die evangelische Gemeinde und Provinzialkirche 
auch nach wie vor ihre Anstellung erwarten und fordern. 
Zweitens könnte vielleicht die Ungunst, welche über- 
haupt jetzt den Simultanschulen erwiesen wird, auch hier 
vorgewendet werden. Aber abgesehen davon, dass diese 
Ungunst doch im Ganzen nur bei den Elementar- und den 
Mittelschulen, nicht aber bei den höheren Classen der Gym- 
nasien innerlich begründet und äusserlich bestätiget erscheint, 
kann auch dieselbe niemals so weit getrieben werden, dass 
einem Simultan-Gymnasium gar nicht mehr gestattet würde, 
fortzuexistiren, und dass etwa dem Drittheil der Giesammtbe- 
völkerung einer grösseren Stadt die länger genossenen eigenen 
Lehrmittel deshalb wieder entzogen würden. Die evangelische 
Bevölkerung Düsseldorfs würde wahrscheinlich nichts da- 
wider haben, wenn ihr ein eigenes evangelisches Gymnasium 
verliehen würde; da aber daran zur Zeit noch nicht zu 
denken ist, so müssen ihr auch die Wohlthaten einer $i- 
multan-Lehranstalt — in dem oben angegebenen beschränk- 
teren Sinne des Wortes — nach wie vor verbleiben. 
Drittens endlich könnten vielleicht die factischen Schwie- 
rigkeiten einer Absonderung der verschiedenen Theile des 
Bergischen Schulfonds zu dem Wunsche verleiten, Alles als 
präsumtives Jesuitengut anzusehen, was nicht ganz erweis- 
lich anderen Ursprunges wäre. Dawider braucht aber nur 
bemerkt zu werden, dass die Allerhöchste Cabinets-Ordre 
vom 18, December 1846. ihrer wörtlichen Fassung nach 
eher die umgekehrte Präsumtion rechtfertigen würde, und 
dass jedenfalls den Absichten des gerechtesten Königes nicht 
anders entsprochen werden kann, als wenn die Ausscheidung 
der verschiedenen Elemente des Bergischen Schulfonds so 
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weit wie möglich durchgeführt, übrigens aber in approxima- 
tiven Verhältnissen festgestellt wird. 

Demnach geht also meine rechtliche Meinung und Über- 

zeugung dahin: 

Das Königliche Gymnasium zu Düsseldorf ist keine 
ausschliesslich katholische Lehranstalt, auch nicht nach- 
dem die demselben aus ehemaligem Jesuitengut zuflies- 
senden Geldmittel durch die Allerhöchste Cabinetsordre 
vom 18. December 1846. ausschliessend für katholische 
Lehrzwecke bestimmt worden sind. Vielmehr ist die 
evangelische Gemeinde der Stadt, so wie die Rheinische 
Provinzialsynode nach wie vor berechtigt und verpflichtet, 
ihre Bitten und Anträge auf Mitanstellung evangelischer 
Lehrer standhaft zu wiederholen. Der Umfang dieser 
Ansprüche muss zwar augenblicklich auf das Maass der- 
jenigen Geldmittel des Gymnasiums beschränkt bleiben, 
welche aus anderen Quellen, als aus dem ehemaligen 
Jesuitengute herrühren; er wird sich aber auch in dem- 
selben Maasse wieder erweitern, in welchem eine Ver- 
mehrung dieser Geldmittel durch öffentliche oder Privat- 
Zuschüsse gelingen dürfte. 


Nachschrift. Was im J. 1858. aus concreten Rechtsgründen 
gefordert ward, das darf im J. 1872. auch aus allgemeineren Gründen 
auf Gewährung hoffen. Denn die gefährlichen Missbräuche, die an so 
vielen Orten und immer dreister mit der confessionellen Sonderschule 
getrieben sind, haben der bisherigen Vorliebe für dieselbe wohl allge- 
mein ein Ende gemacht. Den jesuitischen Agitatoren genügte es nicht, 
die Individuen der einen und der anderen Contession schon durch die 
Schule einander zu entfremden und zu entzweien; nach wohlberech- 
netem Plane wurden schon in den Schulklassen durch kleine Abzeichen 
und Kindercongregationen die Keime gelegt für die zahllosen Organis- 
men, die den ganzen Staat durchwachsen und umstricken sollten: für 
die Gesellenvereine, die Brüder- und Schwesterschaften aller Art, die 
kirchlichen Kunst- und Bauvereine u. s. w. — sämmtlich unter der 
Leitung ultramontaner Oberen, um in entscheidenden Momenten, bei 
Wahl- und Völkerschlachten, einer einheitlichen staatsfeindlichen 
Richtung zu gehorchen. Aus confessionellen Gliederpuppen können 
keine freien selbständigen Staatsbürger werden. 
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IX. 


Geschichte des Rechtsverhältnisses der religiösen 
Gemeinschaften und der Dissidenten in Würt- 
' temberg '). 


Von Dr. Paul Stälin 


Archivrath in Stuttgart. 
Erste Periode. 


Von der Reformation bis zum Wendepunkte des 18. und 
19, Jahrhunderts. 


8. 1. 
Die grundlegenden Gesetze und Verträge. 


Im Herzogthum Württemberg hielt die österreichische 
Regierung des Erzherzogs Ferdinand, welche bald nach dem 
Auftreten Luthers in Folge der Vertreibung des angestamm- 
ten Herzogs Ulrich durch den schwäbischen Bund zur Herr- 
schaft kam, zunächst noch durch eine Reihe von Verord- 
nungen gegen Lutheraner, Zwinglianer, Wiedertäufer u. s. w. 
den alten Rechtszustand in religiösen Dingen aufrecht unter 
Androhung der in päpstlichen Bullen und kaiserlichen Man- 
daten festgesetzten Strafen. Als jedoch der in der Ver- 


!) Auf den Wunsch der Redaktion fertigte der Verf. diesen — 
übrigens auch noch die neueste Zeit umfassenden — Auszug aus seiner 
in den Württembergischen Jahrbüchern Jahrg. 1868. 8. 151-312. ge- 
druckten umfassenderen Abhandlung: «Das Rechtsverhältniss der reli- 
giösen Gemeinschaften und der fremden Religionsverwandten in Wärt- 
temberg nach seiner geschichtlichen Entwickelung>. — Betreffend die 
nähere Angabe der Bücher, in welchen einzelne der im Obigen ge- 
nannten Gesetze und Erlasse gedruckt sind, wird auf diese Abhandlung 
verwiesen. | 
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bannung zur evangelischen Lehre übergetretene Herzog 
Ulrich i. J. 1534. sein Land wieder eroberte, wurden in 
dem Kandener Vertrag vom. 29. Juni 1534. nur „die Sa- 
kramentirer, wiedertäufersche und andere neue unchristliche 
Sekten, welche hinfort erregt werden möchten“, von der 
Duldung ausgeschlossen. Somit war der Einführung der 
lutherischen Lehre in Württemberg kein Hinderniss mehr 
in den Weg gelegt, und dem entsprechend wurde von dem 
Herzog in der nächsten Zeit die Reformation daselbst ein- 
geführt. Von da an blieb denn auch die evangelisch-luthe- 
rische Confession, abgesehen von vorübergehenden Störungen 
in Folge des Interims und während des dreissigjährigen 
Krieges unangefochten die Staats- und Landesreligion in 
Württemberg, über deren Erhaltung namentlich das Kirchen- 
regiment und die Landstände durch möglichste Ausschlies- 
sung aller anderen, der sog. widrigen oder fremden Reli- 
gionsverwandten eifrigst wachten, bis die politischen Ereig- 
nisse im Wendepunkt des 18. und 19. Jahrhunderts eine 
Aenderung hervorriefen. 

Herzog Ulrichs Sohn und Nachfolger, Herzog Christoph, 
liess seine grosse Kirchenordnung von 1559. besonders in 
der Absicht anfertigen, um zu bezeugen, „dass alle und 
jede Sekten und Opinionen, so der Augsburgischen Kon- 
fession zuwider, uns gäntzlichen missfällig, und wir die- 
selben, — mit nichten gestatten, sondern soviel an uns mit 
Ernst wöhren und abzuschaffen geneigt“. Ja in dem Land- 
tagsabschiede vom 19. Juni 1565. verglichen sich der Herzog 
für sich und seine Nachkommen einer- und die Prälaten 
und Landschaft andererseits, das Augsburgische und das 
von dem Herzoge zu Trient übergebene Glaubensbekennt- 
niss samt der darüber aufgerichteten Kirchenordnung zu 
erhalten und darüber getreue Wächter und Schirmer, be- 
ziehungsweise gehorsame gefällige Unterthanen zu sein, und 
wurde für den Fall, dass den letzteren in. Zukunft diesen 
Schriften zuwider etwas anderes aufgedrungen werden sollte, 
erklärt, das sie nicht schuldig seien, es anzunehmen und 
zuzulassen, eine Beschränkung des dem Herzoge reichsge- 
setziich nach dem Grundsatze: cujus est regio, ejus est 
religio, zustehenden sog. Reformationsrechtes. Ganz den- 
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selben Sinn und Geist athmen einige spätere Verordnungen 
württembergischer Herzoge: so der Befehl des Herzogs 
Ludwig vom 19. Juli 1577., dass sämmtliche Theologen, 
Kirchen- und Schuldiener die Concordienformel zu unter- 
schreiben haben (was Herzog Eberhard III. den 1. Septem- 
ber 1660. und 9. December 1667. auf alle Kanzleiverwandte 
und Beamte auf dem Lande ausdehnte), ferner die Verord- 
nung in Herzog Ludwigs, zu einem Landesgesetze erhobenen 
Testamente vom 6. März 1587., dass alle Räthe und Diener 
bei der Regierung zu Hof oder in der Canzlei der Augs- 
burgischen in dem Concordienbuch wiederholten Confession 
zugethan sein müssen, dass wer sich nicht rund dazu be- 
kenne, weder zu behalten noch viel weniger zu bestellen 
sei, und dass Niemand im Kirchen- oder Schuldienst, oder 
als Professor irgend einer Facultät der Universität aufzu- 
nehmen oder zu dulden sei, der sich zu den genannten 
Glaubensschriften nicht bekenne oder das Concordienbuch 
zu unterschreiben weigere. Endlich bestätigte der für die 
Geschichte der württembergischen Verfassung so wichtige 
 Erbvergleich zwischen dem Herzog Carl Eugen und den 
Ständen vom 27. Februar |2. März 1770. die früheren Ge- 
setze in dieser Hinsicht im Allgemeinen ausdrücklich und 
bestimmte noch speziell, dass alle Hof- und Canzlei- 
Beamtungen nur mit der evangelisch-lutherischen Confession 
zugethanen Personen besetzt, und auch wo dem Herzog an 
einem Orte die Annahme von Bürgern und Beisitzern zu- 
stehe, nur solche aufgenommen werden sollen. 


8. 2. 

Verordnungen gegen die Wiedertäufer und Schwenkfelder aus dem 
16. Jahrhunderte. 

Zwar waren es in den ersten Zeiten nach Einführung 
der Reformation, wie ein Bericht an den Herzog Ulrich 
sagt, im Lande der Sekten so viel als Häuser, allein ein 
' Einschreiten der Regierung veranlassten vor Allem nur die 
Wiedertäufer, in geringerem Grade Caspar Schwenkfeld und 
seine Anhänger. Hatte Herzog Ulrich schon den 12. Juni 
1534., den 15. April und 22.’ Juni 1535. gegen die Wieder- 
täufer Verordnungen erlassen, die Prediger und Vorsteher 
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derselben gefänglich einzuziehen und über sie an ihn selbst 
zu berichten befohlen, so liess er sich im Jahre 1536. von 
seinen Theologen und von der Juristenfacultät in Tübingen 
Gutachten stellen. Jene erkannten an, dass die meisten 
dieser Sektirer nicht aus Bosheit, sondern Einfältigkeit und 
gutem Eifer zu Gott auf diesen Abweg gerathen, und trugen 
daher hinsichtlich der Vorsteher und besonders gefährlichen 
Wiedertäufer nur auf Gefängnissstrafe mit schmaler Kost 


‚an, die andern, glaubten sie, möchten zuerst in den Thurm 


gesteckt werden, und wenn das nicht helfe, möchte ihnen 
neben dem Verbot aller ehrlichen Versammlungen, Gesell- 
schaften u. s. w. befohlen werden, „dass sie öffentlich un- 
verdeckt und zu aller Zeit an ihren Hals ein hilzin Tafel 
müssen tragen, die ungefährlich ein halb Ehlen lang und 
breit, und.darauf ein Wolf, Schlang oder ein ander unge- 
heuer abscheulich Thier gegraben und mit Farben ausge- 
strichen wäre, oder was sonst Ihro Fürstlichen Gnaden 
hierin für ein Zeichen gelegen sein wollt“; helfe auch das 
nicht, so könne der Herzog Landesverweisung eintreten 
lassen , bei besonders trotzigen möge er sich wohl etwas 
rauher und schärfer erzeigen. Die Juristenfacultät sprach 
auf Grund des gemeinen Rechtes dem Herzog das Recht 
zu, die Wiedertäufer hinrichten zu lassen, falls derselbe 
nicht aus bewegenden Ursachen als milder verständiger Fürst 
geringere Strafe eintreten lassen wolle. Darauf hin erliess 
der Herzog eine allgemeine Ordnung hinsichtlich der Be- 
strafung der Wiedertäufer, in der er hinsichtlich der Rädels- 
führer nach Gestalt der Sachen Strafe am Leib, hinsichtlich 
der anderen Wiedertäufer, wenn sie halsstarrig bleiben, 
Landesverweisung, unter Umständen Vermögensconfiscation, 
und bloss im Falle ihrer Rückkehr in das Land ernstliche 
Strafe an Leib oder Leben eintreffen lassen wollte. 
Herzog Christoph befahl den 14. Juni 1554. „Caspar 
Schwenkfelds verfluchte Person“, seine Wirthe und Gäste 
mit einander aufzuheben und zu verhaften, damit gegen 
dieselben nach seiner Anordnung vorgefahren werden könne, 
und verbot den 25. Juni 1558. durch ein, in die grosse 
Kirchenordnung aufgenommenes Mandat gegen die Wieder- 
täufer , Sacramentirer und Schwenkfelder jede Theilnahme, 
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Gewährung von Unterschlauf, Beihilfe und Vorschub hin- 
sichtlich solcher Irrlehrer bei Vermeidung der in den Reichs- 
abschieden bestimmten Leibesstrafen, Landesverweisung, 
Confiscation des Vermögens „und sonsten unserer fernerer 
ernstlicher Ungnad und Strafe.“ Zur Ausführung dieses 
Mandates liess der Herzog dem Öberrathe eine eigene In- 
struction zugehen. Dieser gemäss sollten die Schwenkfelder 
in leichteren Fällen Landesverweisung und Vermögenscon- 
fiscation treffen, für besonders schwere Fälle behielt sich 
der Herzog Leibes- oder Thurmstrafe zu verhängen vor; 
für die Wiedertäufer wurde Anwendung der Tortur und der 
reichsgesetzlichen Strafen angeordnet, namentlich wenn es 
Vorsteher, Hauptsächer und Rädelsführer, und die Fälle 
schwerer Art wären. 

Sehr umfangreiche Bestimmungen über die Behandlung 
dieser letzteren Sekte gab eine während Herzog Ludwigs 
Minderjährigkeit im Jahre 1571. abgefasste Ordnung, welche 
sich grossentheils an obige ältere anschloss, aber öfters 
mildere Grundsätze aufstellte, und welche in der Folgezeit 
bis in das nächste Jahrhundert hinein, wenige Ausnahme- 
fälle abgesehen, stets angewandt wurde. Es wird hier 
hinsichtlich der Bestrafung auch wieder zwischen Vorstehern, 
Aufwieglern und Rädelsführern und zwischen gemeinen 
Wiedertäufern unterschieden. Die ersteren sollen zuvörderst 
und sogleich gefänglich eingezogen und in Gegenwart zweier 
oder dreier Gerichtspersonen durch die Amtleute über die 
politischen und durch die Superintendenten oder Pfarrer 
über die theologischen Punkte befragt, und dann soll an 
die Canzlei berichtet werden. Wollen sie nicht widerrufen, 
so ist noch durch verordnete Theologen und Kirchenräthe 
des Consistoriums in Gegenwart eines oder zweier Ober- 
rathsmitglieder mit ihnen zu verhandeln. Sind diese Ver- 
handlungen von Erfolg, so haben die Beirefienden vor der 
Kirchengemeinde in der Amtsstadt im Beisein des Amtmanns 
und des Superintendenten an einem Sonntag nach einer ge- 
nau vorgeschriebenen Liturgie ihren Widerruf zu erklären _ 
und eine Verschreibung desshalb auszustellen. Tritt keine 
Bekehrung ein, so sind sie, „weil es bisher sonderlich in 
diesem Fürstenthum nicht Gebrauch gewesen und noch nicht 
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thunlich, ihnen allein um des wiedertäuferischen Irrthums 
willen das Leben zu nehmen“, und sie mehr als furiosi zu 
betrachten sind, noch länger im Gefängniss zu behalten, und 
zwar sollen die verstockten halsstarrigen Rädelsführer und 
Aufwiegler, die darin beharren, in ewigem Gefängniss bei 
schlechter Verpflegung verwahrt, nach Gelegenheit übrigens 
auch „ein anderer Ernst gegen sie gebraucht“, die anderen 
dagegen wie die gemeinen Wiedertäufer behandelt werden. 
Bei diesen letzteren genügt nach den angestellten Verhören 
als Widerruf das Versprechen und eine Verschreibung, hin- 
fort durch fleissige Besuchung der Predigt in der ordent- 
lichen Pfarrkirche, Entschlagung des wiedertäuferischen 
Wesens und in allen sonstigen Beziehungen christliche Ge- 
bühr und Gehorsam beweisen zu wollen. Widerrufen sie 
dagegen nicht, so sind sie nunmehr erst ins Gefängniss zu 
legen, daselbst nur mittelmässig zu halten, und wenn sie 
sioh trotz wiederholter Bekehrungsversuche nicht bessern 
wollen, vor gesessenem Gericht aus dem Fürstenthum zu 
weisen. Gemeine Wiedertäufer, welche das Land nicht 
meiden wollen, ohne Erlaubniss und unbegnadigt zurück- 
kehren oder gar nicht wegziehen, werden bei Wasser und 
Brod so lange im Gefängniss behalten, bis sie fortzuziehen 
begehren; kommen sie dann doch wieder zurück, so sind 
sie nicht der Religion halber, sondern wegen Trotzes und 
Ungehorsams zu strafen. — Sämmtliche Habe der Wieder- 
täufer ist im Allgemeinen zu confisciren, d. h. zu verkaufen, 
das erlöste Geld gegen landläufige Zinsen auszuleihen und 
diese letzteren sind dann an die Verwalter des Kirchen- 
kastens abzugeben, welche sie in erster Linie für Unter- 
haltung der vermögenslosen gefänglich eingesetzten Wieder- 
täufer, den Rest für fromme Zwecke zu verwenden haben. 
Allein diese Regel erleidet doch mehrfache Modificationen 
zu Gunsten widerrufender Wiedertäufer, rechtgläubiger De- 
scendenten, Ehegatten, Ascendenten, unter Umständen selbst 
auch Seitenverwandten von Wiedertäufern. Personen, welche 
aus Mitleiden, Freundschaft oder Unbedachtsamkeit Wieder- 
täufern Vorschub und Unterschlauf gewähren, kann Geld-, 
Gefängniss-, unter Umständen sogar peinliche Strafe treffen. 
Wenn der zurückgebliebene Ehegatten Thatsachen darzuthun 
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vermag, aus denen sich eine beharrliche Desertion des weg- 
gezogenen oder weggewiesenen wiedertäuferischen Ehegatten 
abnehmen lässt, so kann das Gericht die Ehescheidung aus- 
sprechen. Unter Umständen hat Zwangstaufe einzutreten. 


8. 3. 
Verordnungen namentlich in Betreff des Gemeinschaftswesens aus 
dem Ende des 17. und aus dem 18. Jahrhunderte. 

Gegen das Ende des 17. und in den ersten Jahrzehen- 
ten des 18. Jahrhunderts wurde die Thätigkeit des Kirchen- 
regiments besonders in Anspruch genommen durch verschie- 
denartige Störer der kirchlichen Ordnung, Schwärmer, 
welche besondere Offenbarungen zu haben glaubten oder 
doch wenigstens vorgaben, im Lande herumzogen und Un- 
ruhe erregten, durch Gegner der Geistlichkeit, des Lehrbe- 
griffs und der grösseren Kirchengemeinschaft, welche die 
Kirche mit ihren Instituten als verweltlicht und ihrem Zwecke 
nicht entsprechend oft in sehr scharfem Tone angriffen, 
sowie auch, wenn gleich in geringerem Grade, durch den 
Spenerschen Pietismus und die an ihn sich anschliessenden 
Privatversammlungen, überhaupt die innerhalb der Landes- 
kirche selbst sich bildenden Gemeinschaften (nach dem 
Sprachgebrauche der Kirche kurzhin: die Gemeinschaften). 
Es wurden mehrfache Untersuchungen von Seite des Con- 
sistoriums eingeleitet, auch einige Geistliche ihres Amtes 
entlassen. Als allgemeine Maassregel wurde nach reiflicher 
Communikation zwischen dem Consistorium und der theo- 
logischen Fakultät in Tübingen von dem Herzog Eberhard 
Ludwig den 28. Februar 1694. ein Edikt erlassen, welches 
zunächst eine Weisung für die Theologie Studirenden, des- 
gleichen für sämmtliche Kirchen- und Schuldiener enthalten 
sollte, daher auch vorherrschend dogmatischer und nicht 
eigentlich rechtlicher Natur war. Dasselbe wurde im Ok- 
tober 1703. wiederholt und weiter declarirt unter Ausein- 
andersetzung der kirchlichen Lehre gegenüber den darin 
verworfenen schwärmerischen Ansichten hinsichtlich der 
Rechtfertigung, des Predigtamts, der Wiederbringung aller 
Dinge, der Ehe u. s. w., desgleichen wurde das Lesen 
solcher schwärmerischer Bücher „bei scharfer Ahndung“ 
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verboten. Ein weiteres Edikt vom 12. August 1706. war 
gegen solche Separatisten gerichtet, welche mit wiedertäu- 
ferischen, weigelianischen, schwenkfeldischen, auch gar so- 
cinianischen Irrthümern befleckte Lehrsätze behaupten, und 
deren Ansichten öfters zur Weigerung, Kinder taufen zu 
lassen, Pathenstelle zu vertreten, in Gemeinschaft mit an- 
deren das h. Abendmahl zu feiern, die Veranlassung gaben. 
Wenn sich solche Personen in Städten oder Dörfern ein- 
schleichen oder in Privathäusern ihre Zusammenkünfte an- 
stellen, so sollen sie von den Vögten und Amitleuten fort- 
geschafft oder zu gebührender Arbeit und Berufsgeschäften 
angewiesen werden; folgen sie nun nicht, so ist die Sache 
an den Geheimen Rath oder das Consistorium zu berichten, 
und es sollen dann an ihnen „empfindliche exempla unseres 
Eifers und Bestrafung verspürt“ werden. Die Conventikel, 
wenn eine oder andere mit sonderen Meinungen angesteckte 
Personen in Privathäusern zusammenkommen und durch 
Verleitung frommer und einfältiger Menschen sich einen 
Anhang machen, sollen gänzlich abgestellt werden; wohl 
aber kann ein Pfarrer solche Zuhörer, welche sich aus der 
öffentlichen Predigt nicht genug zu erbauen oder sie zu 
verstehen tüchtig sind, privatim zu gewissen Zeiten in Zu- 
sammenkünften unterweisen, was er übrigens bei zuneh- 
mender Zahl der Zuhörer womöglich an öffentlichen Orten 
in Kirchen oder Schulen und etwa in der Form der Cate- 
chisation zu thun habe; auch Nachbarn und Befreundete 
können, jedoch ohne Zulaufen anderen Volkes, sich durch 
Singen, Lesen, Beten und Gespräch mit einander erbauen, 
nur sollen die Geistlichen fleissige Aufsicht haben, dass 
nichts Sektirerisches oder Ungebührliches mitunterlaufe. 
Bald darauf, den 2. März 1707., wurde übrigens kurzhin 
die ausnahmslose Abschaffung der Conventikel, welche von 
der „Sekte des Pietismus“ gehalten werden, verboten unter 
Androhung einer grossen Frevelstrafe gegen diejenigen, 
welche sie in ihren Häusern dulden. Allein nach nochma- 
liger reiflicher Ueberlegung der Sache und weil mit der 
Abnahme der Gefahr in der Strenge nachzulassen für ge- 
boten erkannt wurde, glaubte Herzog Eberhard Ludwig 
doch genauer nach Verschiedenheit der Personen unter- 
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scheiden zu müssen. Daher sollte man nach dem Edikte 
vom 14. Jan./12. Febr. 1711. diejenigen, welche sich aus 
Einfalt, Melancholie und dergleichen Ursachen in blossem 
Irrthum des Verstandes auf einige Zeit von der Kirche 
 absondern, durch Unterricht und sonstige dienliche Mittel 
zu bekehren bemüht sein, und sollten nur die anderen, 
welche diese Toleranz missbrauchen und halsstarrig bleiben, 
zur Auswanderung angehalten werden, jedoch mit völliger 
Ueberlassung ihrer Habe und Güter und unter Vertröstung 
auf die Erlaubniss zur Rückkehr in das Land für den Fall 
der Bekehrung. 

Einen Abschluss erhielt die Gesetzgebung des 18. Jahr- 
hunderts hinsichtlich des innerhalb der Kirche selbst sich 
bildenden Gemeinschaftswesens in dem unter dem Herzog 
Administrator Carl Friedrich erlassenen Generalrescripte 
über die Privatversammlungen vom 10. Oktober 1743., 
welches noch bis in die neuesten Zeiten in seinen leiten- 
den Grundsätzen als gültig anerkannt wurde. Hier werden 
die besonderen Zusammenkünfte von einigen christlichen 
Personen in Absicht auf geistliche Handlungen nicht schlecht- 
hin verboten und verworfen, sondern als zu prüfende und 
vor Abwegen zu behütende dargestellt, im Einzelnen wird 
dann aber folgende Ordnung für dieselben festgesetzt. Der 
Geistliche des Orts kann mit seinen Zuhörern in der Kirche 
oder in seinem Hause ausser den zum öffentlichen Gottes- 
dienste bestimmten Stunden, namentlich an Sonn- und Feier- 
tagen, in Gottes Wort und solchen geistlichen Handlungen, 
die ohnehin nicht in die geordnete Kirchenversammlung 
allein gehören, sich üben, muss aber die Sache als eine 
freiwillige behandeln, darf die erscheinenden nicht in seinem 
übrigen Amt und in bürgerlichen Beziehungen bevorzugen, 
hat die nämliche Lehrart zu befolgen wie sonst u. s. w. Der 
Schullehrer darf mit der Schuljugend die Predigten und Kin- 
derlehren wiederholen, mit ihnen in der Bibel oder sonstigen 
passenden geistlichen Büchern lesen, Psalmen und Lieder 
lernen, beten und singen, wozu auch Eltern und Geschwister 
kommen können, — aber nur mit Vorwissen und unter 
gewöhnlicher Aufsicht eines verordneten Geistlichen im Ort. 
Wollen sich Privatpersonen allein in einem Hause ver- 
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sammeln und dergleichen Handlungen vornehmen, so muss 
der Ortsgeistliche benachrichtigt werden: wer? und wohin ?; 
er kann das Halten von Versammlungen bei sich und das 
Gehen zu anderen in die Versammlung verbieten solchen 
Personen, welche sich von der öffentlichen Gemeinde, dem 
Besuch der Kirche und dem Gebrauch der Sakramente 
fern halten, ihm Unbekannten und Ungeprüften, wissent- 
lich Verdächtigen oder bekanntlich Gefährlichen, Fremden, 
er müsste sie denn zuvor kennen oder der Versammlung 
selbst anwohnen. Bei solchen Zusammenkünften, welche 
von und bei Privatpersonen gehalten werden, soll die An- 
zahl der Versammelten in der Regel auf 2., 3. bis 4. Haus- 
haltungen oder auch 10. bis 12., höchstens 15. Personen 
eingeschränkt werden; sie sollen vorzugsweise an Sonn- 
und Feiertagen stattfinden, allein nicht zur Zeit des öffent- 
lichen Gottesdienstes oder so nahe daran, dass sich die in 
ihn und in die Versammlungen Gehenden wie als zwei ver- 
schiedene Gemeinden begegnen, auch nicht bei einbrechen- 
der oder wirklicher Nacht. Es sollen keine entfernte oder 
abgelegene Häuser zu solchen Versammlungen gewählt, 
auch soll nicht an andere Orte zu ihnen gelaufen werden, 
noch sollen die Leute aus verschiedenen Orten des Landes 
dazu zusammenkommen. Ist der Pfarrer anwesend, so 
kann er lehren, ermahnen, Schrift auslegen, singen u. drgl.; 
in seiner Gegenwart können auch andere tüchtige Personen 
vortragen, über Schriftstellen fragen und antworten, sowie 
aus dem Herzen beten. Ist kein Geistlicher da, so dürfen 
zu dem Lehramte nicht berufene Personen nicht förmlich 
vortragen, lehren, die h. Schrift auslegen und frei beten; 
vielmehr soll man in solchen von Privatpersonen gehalte- 
nen Versammlungen insbesondere die h. Schrift nach der 
lutherischen Uebersetzung mit oder ohne Beiziehung eines 
von reinen Gottesgelehrten der lutherischen Kirche ver- 
fassten Commentars, sowie andere erbauliche geprüfte und 
von der Kirche gebilligte Bücher, christliche Lieder und Ge- 
bete lesen und aus den in der Kirche angenommenen Ge- 
sangbüchern singen. Verboten wird für solche Versamm- 
lungen: seinen sog. inneren -Seelenzustand und seine ge- 
heimen Umstände daselbst zu offenbaren und sich da einem 
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gesellschaftlich errichteten Gewissensrathe, Classification 
und Vorschrift zu unterwerfen, ferner das Urtheilen über 
andere Nebenmenschen, insbesondere Obrigkeit und Predigt- 
amt, sodann das Halten der Liebesmahle, endlich „das 
Behandeln der Fragen von allerhand neu hervorbrechenden 
Gläublein, künstlichem Lehrgewebe unterschiedlicher Reli- 
gionssonderlinge, von Vorwurf allerhand Kirchengebrechen, 
einzuführenden Anstalten“ u. drgl. Die Einhaltung dieses 
Generalrescriptes sollte zunächst von dem Geistlichen im 
Wege seelsorgerlichen Zuspruches bewirkt, nach Umstän- 
den aber mit der Hülfe der weltlichen Obrigkeit durchge- 
führt werden ; bestimmte Strafen und sonstige Zwangsmittel 
wurden jedoch nirgends ausdrücklich angedroht oder vor- 
geschrieben. 


8.4. 


Verordnungen gegen die separatistischen Bestrebungen am Ende 
dieser Periode. 


Die grossen Bewegungen und Veränderungen im poli- 
tischen und socialen Leben, welche gegen das Ende des 
18. und im Beginne des 19. Jahrhunderts ganz Europa 
durchwühlten, blieben auch für das religiöse Leben nicht 
ohne Wirkung. Es hielten damals, ähnlich wie hundert 
Jahre früher, Männer aus dem Volke, auf göttliche Einge- 
bung und Befehl sich berufend, öffentliche Vorträge, wobei 
Ausfälle auf die Verderbniss der Kirche und den Verfall 
der Kirchenzucht, Verkehrheit der Lehre, des Predigtamtes 
und der Verwaltung der Sakramente häufig vorkamen. 
Uebrigens nahm das Auftreten solcher Separatisten gerade 
damals sehr den Charakter politischer Unbotmässigkeit an, 
und wurde daher von der Staatsregierung als den Bestand 
des Staates gefährdend angesehen. _ Namentlich waren es 
zum Theil, ähnlich wie früher, die Weigerung solcher Per- 
sonen und ihrer Anhänger, ihre Kinder in der Kirche taufen . 
zu lassen, beziehungsweise die Vornahme solcher Taufen 
durch andere Personen als die von der Kirche verordne- 
ten, der Genuss des h. Abendmahls in solchen Kreisen, die 
-Widerspenstigkeit der Eltern oder Kinder gegen die Schul- 
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ordnung, die Verweigerung von Eiden, der Widerwille 
gegen den Kriegsdienst, und die Unehrerbietigkeit gegen 
die Obrigkeit, welche Zerwürfnisse mit den Behörden, und in 
Folge davon manche Geldstrafen, Einkerkerungen, Anwen- 
dung der Zwangstaufe u. s. w. herbeiführten, auch weitere 
gesetzgeberische Akte veranlassten. 

Der wichtigste dieser Akte ist die Verordnung vom 
27. December 1803., welche den grossen Fortschritt in der 
Toleranz machte, dass sie die dogmatischen Ansichten an 
sich, soweit nicht politische Umtriebe mit unterliefen, 
völlig freigab. Sie erklärt die chiliastischen Hoffnungen 
und Meinungen von dem nahen Anbruch eines tausendjäh- 
rigen Reiches Christi ausdrücklich als ausserhalb ihres 
Kreises liegend und hebt hinsichtlich der eigentlichen Se- 
paratisten, zunächst diejenigen hervor, welche unter dem 
Vorwande der Religion sich der bürgerlichen Ordnung zu 
entziehen oder gar sie zu stören suchen: solchen Leuten 
und Gesellschaften sind keine Versammlungen zu gestatten, 
dieselben sind vielmehr durch polizeiliche Gewalt auf Kosten 
der Separatisten selbst aufzuheben; Personen, welche sich 
in solchen Conventikeln betreten lassen, sind mit Gefäng- 
niss zu bestrafen, gegen die Receptatoren der Gesellschaft 
und gegen die beharrlich Ungehorsamen sind höhere Strafen 
vorbehalten; jede Widerspenstigkeit, Verachtung und Be- 
leidigung, welche sich solche Separatisten gegen Gesetze 
und Obrigkeit zu Schulden kommen lassen, ist strenger zu 
ahnden, als ähnliche Handlungen anderer Personen (nro. ]l.). 
Diejenigen Separatisten dagegen, die durch keine Thathand- 
lungen ein Widerstreben gegen bürgerliche Ordnung und 
Gesetze an den Tag legen, deren Absonderung daher we- 
nigstens nach äusserem Recht aus religiösen Gründen her- 
zuleiten ist, erhalten zwar nicht die Befugnisse einer con- 
stituirten Kirchengesellschaft und keine Oberen mit geist- 
licher Gerichtsbarkeit, sie sind aber, so lange sie in dieser 
Gränze sich halten, zu dulden, und haben das Recht zu 
rein geistlichen Versammlungen unter ähnlichen Bedingun- 
gen wie diese schon das Generalrescript vom 10. Oktober 
1743. vorgeschrieben hatte. Den Ortsgeistlichen steht an 
sich kein Recht über diese Versammlungen zu, allein die 
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Ortsobrigkeit hat sie von Zeit zu Zeit polizeilich durch eine 
eigene Person von unbescholtenem Charakter zu visitiren, 
welche dann dem gemeinschaftlichen Ober- oder Unteramt 
zu referiren hat (nro. II... Hinsichtlich ihres Verhältnisses 
zum Staat haben diese letzteren Separatisten die wesentlichen 
bürgerlichen Rechte und Freiheiten, d. h. solche, welche 
ihnen zum Unterhalt und zur Nahrung unentbehrlich sind, 
2. B. das Recht liegende Güter zu erwerben, Handwerke 
zu treiben, wogegen ihnen die in dieser Hinsicht ausser- 
wesentlichen Rechte, namentlich das Recht Aemter jeder 
Art zu bekleiden, so auch für Weiber das Recht Heb- 
amme zu werden, abgehen; allen bürgerlichen Verord- 
nungen und Gesetzen sind sie Gehorsam schuldig; Wider- 
stand gegen diese ist auch bei ihnen verhältnissmässig 
strenger zu bestrafen als bei anderen Personen; statt asser- 
torischer und promissorischer Eide genügt die Ablegung 
der Handtreue (nro. III.). Bezüglich ihres Verhältnisses zur 
Landeskirche und zu Kirchengesetzen trifft sie bei Störung 
der Landeskirche, ihrer Diener und Glieder strenge Strafe. 
Zu eigentlich geistlichen Handlungen und Verrichtungen 
können sie — abgesehen von der Taufe — nicht gezwun- 
gen werden, dagegen haben sie alle äusseren Kirchenpoli- 
zeigesetze zu beobachten und alle kirchlichen Lasten gleich 
den Kirchengliedern zu tragen, so z. B. Frohnen zu Kir 
chen-, Schul-, Pfarrhausbau, Stolgebühren, Emolumente der 
Schullehrer, Messner (nro. IV.). Ihre Kinder in die Kirche 
zur Taufe zu bringen, die sodann nach dem Ritus der 
Landeskirche an ihnen vorzunehmen ist, sind sie verpflich- 
tet, dagegen ist ihnen die Selbsttaufe, den Fall der Noth 
ausgenommen, nicht gestattet; ist jedoch eine solche er- 
folgt, so soll das Kind nicht wieder getauft, sondern nur 
nach Maassgabe der württembergischen Liturgie in der Kirche 
vorgetragen und ins Taufbuch eingeschrieben werden, den 
Taufenden trifft übrigens Strafe. Der Schulzwang ist noch 
durch strengere Maassregeln als bei Anderen aufrecht zu 
halten, dagegen besteht kein Zwang zur Confirmationsvor- 
nahme, sondern sollen die Kinder betreffenden Falles, etws 
im 20. beziehungsweise 18. Lebensjahre, befragt werden, 
ob sie nicht gegen den Willen ihrer Eltern confirmirt wer- 
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den wollen (nro. V.). In Betreff der Beerdigungen haben 
sie sich den allgemeinen Polizeigesetzen zu unterwerfen. 
— Uebrigens wurde diese Verordnung nach der Ansicht 
der leitenden Behörden, wie sie sich später in speciellen 
Fällen kundgab, nur als für die damals unter dem Namen 
von Separatisten aufgetretenen besonderen Sektirer ertheilt, 
angesehen. Wenn sie die Behörden, wie bei den Baptisten, 
später theilweise noch zur Anwendung brachten, — die 
Zwangstaufe ist jedenfalls seit Jahrzehenten nicht mehr in 
Geltung, — so geschah diess ausdrücklich nur im Wege 
der Analogie. 

Einige fremde religiöse Genossenschaften erfreuten 
sich in dieser Zeit gewisser Begünstigung durch den Herzog, 
späteren König Friedrich. Den Mennoniten gestattete er 
schon den 25, Oktober 1801. Güter in seinen Landen pacht- 
weise zu übernehmen, wofür sie dann — ohne das Bür- 
ger- und Beisitzerrecht erlangen zu können — das Schutz- 
und Schirmgeld während ihres Aufenthaltes zu entrichten 
hatten; sie erhielten zwar nur das Recht der Hausandacht, 
allein sonst vollkommene Duldung hinsichtlich ihrer reli- 
giösen Meinungen und gottesdienstlichen Gebräuche, sowie 
das Recht, ihre Kinder nach ihren Religionsbegriffen zu 
erziehen. Noch allgemeiner wurde denselben den 20./30. 
Juni 1807. Duldung und Aufenthalt im Lande auf Wohl- 
verhalten gestattet, die Aufnahme in das Unterthanen- und 
Bürgerrecht jedoch nur dann, wenn sie persönlich im Mili- 
tär dienen wollen. Den 12. August 1806. wurde den Her- 
renhutern auf dem Hörnleshofe eine Ansiedlung gestattet, 
woraus die, im J. 1810. an Baden abgetretene Gemeinde 
Königsfeld erwuchs. Dieselbe erhielt insbesondere voll- 
kommene Gewissensfreiheit und alles, was die freie Aus- 
übung ihres Gottesdienstes erforderte und ihre Kirchendis- 
cipin nach der in der Brüderunität hergebrachten Ver- 
fassung mit sich führte. 

An die Gemeinde Königsfeld reihte sich ein starkes 
Jahrzehent später, eigentlich in die zweite Periode gehörend, 
die Gemeinde Kornthal an mit ihrer die gleichen Rechte 
geniessenden Pflanzstätte Wilhelmsdorf. Das Glaubensbe- 


kenntniss der Kornthaler Gemeinde stimmte nach der Aeus- 
27* 


419- Dr. Paul Stälin: 


serung des Consistoriums in Bezug auf das eigentliche 
kirchliche Dogma und (mit Ausschluss der Grundsätze von 
der Kirche und Kirchengewalt) mit dem Lehrbegriff der evan- 
gelischen Kirche und der Augsburgischen Confession überein, 
und den 22. August 1819. wurde sie durch die königliche 
Fundationsurkunde bestätigt. — Solche ist ein in der Art 
beschränktes Privilegium, dass es ohne besondere höchste 
Erlaubniss weder auf andere Niederlassungen noch auf 
andere ausser dieser Gemeinde befindliche Staatsangehörige, 
wenn sie gleich dieselben religiösen Grundsätze haben 
sollten, anwendbar ist. Ihm gemäss erhielten die Korn- 
thaler, welche so zu sagen eine Art von Anhang der evan- 
gelisch-lutherischen Landeskirche bilden, in Betreff ihrer kirch- 
lichen Verfassung das Recht nach Maassgabe ihres Glaubens- 


bekenntnisses eine eigene Kirchenordnung, Disciplin, L- 


turgie und Ceremonien einzuführen, allein nur nach nach- 
gesuchter und erhaltener landesherrlicher Bestätigung, des- 
gleichen das Recht, ihre Lehrer, Prediger und Schulmeister 
selbst zu berufen und anzustellen, unter der Verpflichtung, 
sie zuvor durch eine von dem Ministerium zu bestellende 
Commission nach dem rein lutherischen Dogma und nach 
den besonderen Verhältnissen der Gemeinde prüfen zu lassen. 
Die Gemeinde wurde Yon der Aufsicht und Gerichtsbarkeit 
des Consistoriums befreit und hinsichtlich ihrer religiösen 
Verfassung unter die Oberaufsicht des Ministeriums des 
Kirchen- und Schulwesens gestellt, zunächst durch Vermitt- 
lung der Regierung des Neckarkreises, welche auch Visi- 
tationen durch besonders zu ernennende Commissionen vor- 
nehmen lassen kann. Wo nicht durch die Fundationsur- 
kunde und die bestätigte Kirchenordnung der Gemeinde 
eine Ausnahme begründet worden, hatte es bei den Bestim- 
mungen des landesüblichen Kirchenrechts zu verbleiben. 
Auch hinsichtlich der bürgerlichen Verfassung erhielt die 
Gemeinde eine Reihe nicht unbedeutender Vorrechte, 50 
die Befreiung von der Verpflichtung zur Ablegung körper- 
licher Eide u. s. w. 

Durch das Organisationsmanifest vom 18. März 1806. 
8. 59. war dem Consistorium die Aufsicht nicht bloss über 
das gesammte evangelische Kirchen- und Schulwesen, son- 
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dern auch über die übrigen im Königreiche tolerirten Ge- 
meinden übertragen: eine von allgemeinem Standpunkt 
nicht zu billigende Bestimmung, welche schon bei der Nor- 
mirung des Rechtsverhältnisses von Königsfeld ausser An- 
wendung gesetzt wurde. Auch in der Folge sind nie mehr 
Sekten, die von der evangelischen Landeskirche sich ge- 
trennt hatten, in kirchlicher Beziehung dem Consistorium 
untergeordnet worden. 


Zweite Periode. 


Die neuere Zeit. 


8. 5. 


Die allgemeinen Normen. 


Da Württemberg in den Jahren 1802. bis 1806. einen 
sehr bedeutenden Zuwachs von Land und Leuten (und zwar 
gegen eine halbe Million katholischer Confession) erhielt, 
war die alte Ordnung in Religionssachen nicht mehr auf- 
recht zu erhalten, und demgemäss verordnete das Religions- 
edikt vom 15. Oktober 1806., dass die drei reichsgesetzlich 
anerkannten Confessionen gleiche Ansprüche auf den könig- 
lichen Schutz haben sollen, und sicherte jeder kirchlichen 
Gemeinde die Fortdauer ihrer, nach Vorschrift der Gesetze 
zu verwaltenden Güter und Einkünfte zu; allein hinsicht- 
lich der ‚nicht zu einer dieser drei Confessionen gehörigen 
Personen traf es keine Bestimmung, daher für sie das frü- 
here Recht bestehen blieb. 

Nach der Verfassungsurkunde vom 25. September 
1819. wurde Jedermann im Königreiche ohne Unterschied, 
der Religion der Genuss ungestörter Gewissensfreiheit 
($- 27. Abs. 1.) und jeder der drei im Königreiche beste- 
henden Confessionen freie öffentliche Religionsübung und 
der volle Genuss ihrer Kirchen-, Schul- und Armenfonds 
zugesichert ($. 70). Mit jener Gewissensfreiheit sollte übri- 
gens nach der Auslegung, welche das Ministerium des Kir- 
chen- und Schulwesens und der Geheime-Rath im Anschluss 
an das, zur Zeit der Entstehung der Verfassungsurkunde 
geltende Recht gaben, keineswegs eine uneingeschränkte Re- 
ligionsfreiheit oder unbeschränkte Freiheit des Cultus und 
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der religiösen Vereinigung, sondern nur die individuelle 
Freiheit des religiösen Bekenntnisses oder die Freiheit 
häuslicher Erbauung im Familienkreise, die sog. 
Hausandacht, gewährt sein. Demzufolge war durch die 
Verfassungsurkunde dem  landesherrlichen sog. Reforma- 
tionsrechte dadurch eine Schranke gezogen, dass nach ihr 
allen Staatsangehörigen, somit auch den religiösen Dissiden- 
ten, die Gewissensfreiheit als individuelles Recht der re- 
ligiösen Selbstbestimmung gestattet werden musste; dage- 
gen war den Anhängern anderer Glaubensbekenntnisse als 
der drei genannten gegenüber dieses Reformationsrecht in- 
soferne aufrecht erhalten worden, dass die Zulassung jeder 
anderen Religionsübung als derjenigen im Wege der ein- 
fachen Hausandacht für solche Glaubensgenossen fortwäh- 
rend von der freien Cognition der Regierung abhängig 
war. Wenn die Verfassungsurkunde (8. 27., Abs. 2.) noch 
weiter sagte: „Den vollen Genuss der staatsbürgerlichen 
Rechte gewähren die drei christlichen Glaubensbekenntnisse ; 
andere christliche und nichtchristliche Glaubensgenossen 
können zur Theilnahme an den bürgerlichen Rechten nur 
in dem Verhältniss zugelassen werden, als sie durch die 
Grundsätze ihrer Religion an der Erfüllung der bürger- 
lichen Pflichten nicht gehindert werden“, so war diess eine 
ungenügende, der Bestimmung im Einzelnen durch die Ge- 
. setzgebung durchaus bedürftige Norm, indem in dieser 
Hinsicht nur noch das ausdrücklich festgesetzt wurde, dass 
das aktive und passive Wahlrecht zur Ständeversammlung 
die Angehörigkeit zu einem der drei christlichen Glaubens- 
bekenntnisse voraussetze ($. 135. und 142). — Diese Ange- 
hörigkeit wurde durch das revidirte Bürgerrechtsgesetz 
vom 4. December 1833. (Art. 47.) auch als Erforderniss 
für die Ausübung der gemeindebürgerlichen Wahlrechte 
_ aufgestellt. 

Nachdem durch die sog. Grundrechte des deutschen 
Volkes vom Jahre 1848. festgesetzt worden: jeder Deutsche 
solle volle Glaubens- und Gewissensfreiheit haben, sei un- 
beschränkt in der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen 
Uebung seiner Religion; durch das religiöse Bekenntnis . 
werde der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
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Rechte weder beschränkt noch bedingt; den staatsbürger- 
lichen Pflichten dürfe dasselbe keinen Abbruch thun; neue 
Religionsgesellschaften dürfen sich bilden, einer Anerken- 
nung ihres Bekenntnisses durch den Staat bedürfe es nicht; 
Niemand solle zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlich- 
keit gezwungen werden — so erklärte die Verfügung sämmt- 
licher württembergischen Ministerien vom 14. Januar 1849. 
in Betreff der Einführung dieser Grundrechte sämmtliche 
Benachtheiligungen und Unterschiede des öffentlichen und 
des Privatrechtes, welche die Gesetze bisher an das Bekennt- 
niss einer anderen Religion als der drei christlichen Con- 
fessionen knüpften, für aufgehoben. Auch wurde in dem 
Gesetze vom 6. Juli 1849. das Erforderniss der Theilnahme 
an einem der drei christlichen Glaubensbekenntnisse für 
die Ausübung der gemeindebürgerlichen Wahlrechte nicht 
mehr aufgestellt. 

Allein durch Verordnungen vom 5. Oktober 1851. 
wurde der Bundesbeschluss vom 23. August 1851. in Würt- 
temberg bekannt gemacht, wonach „die Grundrechte“ 
weder als Reichsgesetz noch soweit sie nur auf Grund des 
Einführungsgesetzes vom 27. December 1848 oder als Theil 
der Reichsverfassung in den einzelnen Staaten für verbind- 
lich erklärt sind, für rechtsgültig gehalten werden, deshalb 
soweit in allen Bundesstaaten als aufgehoben zu erklären 
sind, und durch das Gesetz vom 2. April 1852. wurde den 
Grundrechten auch die verbindliche Kraft eines Landes- 
gesetzes insoweit abgesprochen, als nicht einzelne Bestim- 
mungen derselben in besonderen Gesetzen zur Ausführung 
gebracht sind. Somit wurde vorerst in Betreff der anderen, 
keiner der drei christlichen Confessionen angehörigen Per- 
sonen der vor dem Jahre 1848. begründet gewesene Rechts- 
zustand wiedereingeführt, mit Ausnahme der durch das 
Gesetz vom 6. Juli 1849. als ein besonderes Landesgesetz 
geschaffenen Modification; allein durch das Gesetz vom 
31. December 1861. wurde der Grundsatz. ausgesprochen: 
die staatsbürgerlichen Rechte sind unabhängig von dem 
religiösen Bekenntniss, wonach die in der Verfassungsur- 
kunde ($$. 27. Abs. 2., 135., 142.) enthaltenen Beschrän- 
kungen wegzufallen hatten. 
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Bei den einzelnen Verordnungen, durch welche während 
der ietzten Jahrzehente der Rechtszustand der besonderen 
religiösen Genossenschaften in Württemberg bestimmt wurde, 
ging nun aber die Staatsgewalt d. h. das sie repräsentirende 
Ministerium des Kirchen- und Schulwesens insbesondere 
von folgenden Gesichtspunkten aus: sie unterschied strenge 
zwischen denjenigen Genossenschaften, welche innerhalb 
der anerkannten Kirchen, d. h. vorzugsweise innerhalb der 
evangelischen Landeskirche bestehen (den sog. Gemein- 
schaften), und denjenigen, welche ausserhalb derselben 
stehen (Dissidenten, Sekten). Allerdings gehen auch die 
letzteren immer aus einer der anerkannten grossen Kirchen 
hervor, und der Trennungsact fällt in der Regel nicht, wie 
diess bei den katholischen Dissidenten der Fall war, mit 
ihrer Entstehung zusammen, sondern es geht demselben 
eine, im Schoosse der Mutterkirche sich vollziehende, mehr 
oder weniger lange Vorbereitung des Bruches voraus, und 
demgemäss sind auch bei der Entwicklungsgeschichte der 
einzelnen Sekten meist zwei Stadien zu unterscheiden: das 
vorbereitende Stadium der ersten Entstehung bis zur Lö- 
sung des Verbandes mit der Mutterkirche und das Stadium 
des Getrenntseins von der letzteren, des selbstständigen Be- 
standes. Beiderlei Stadien bedingen eine ganz verschiedene 
rechtliche Stellung der Sekte, und es hängt diess wesentlich 
zusammen mit einer anderen Unterscheidung, nemlich der 
Unterscheidung der Stellung, welche die Staatsgewalt als 
solche, vornehmlich das kgl. Ministerium des Kirchen- und 
Schulwesens, als beauftragt mit dem Aufsichts- und Schutz- 
rechte des Staates über die’ im Lande bestehenden kirch- 
lichen Gesellschaften — und der Stellung, welche die be- 
theiligte Kirche zu den einzelnen Sekten einnimmt, be- 
ziehungsweise im Laufe der Zeit eingenommen hat. So 
lange nämlich eine bestimmte Sekte noch im kirchlichen 
Verbande mit der Mutterkirche steht, ist es zunächst die 
Aufgabe der kirchlichen Behörden, vom Standpunkte der 
kirchlichen Disciplin sich mit derselben auseinanderzusetzen, 
und hat ein Eingreifen der Staatsgewalt als solcher baupt- 
sächlich nur dann einzutreten, wenn es sich davon handelt, 
Ausschreitungen gegen die Öffentliche Rechtsordnung ent- 
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gegenzutreten. Ist dagegen die Sekte aus dem kirchlichen 
Verbande der Mutterkirche ausgeschieden, und hat sie sich 
zu einen selbstständigen religiösen Vereine constituirt, so 
ist es in erster Linie Sache der Staatsgewalt als solcher, ver- 
möge des ihr zustehenden sog. Reformationsrechtes, wenn 
sie sich überhaupt für die Zulassung der Sekte entschieden 
hatte, die Ordnung ihrer äusseren Verhältnisse in die Hand 
zu nehmen, ihre Religionsübung nach Art und Umfang (ob 
Privatgottesdienst oder öffentliche Religionsübung) zu be- 
stimmen, ihre interconfessionellen Beziehungen zu regeln, 
diejenigen bürgerlichen Rechtsverhältnisse, auf welche das 
confessionelle Verhältniss von Einfluss ist, z. B. Ehewesen, 
Schulwesen, Führung der Standesregister, Eidesleistung etc. 
zu normiren. So weit in solchen Dingen die Organe der 


‘grossen Kirchen staatliche Funktionen ausüben, soweit 


mithin z. B. das Consistorium zugleich Oberschulbehörde 
ist, fällt deren Thätigkeit ebenfalls in diese Kategorie. Die 
Mutterkirche als solche dagegen steht alsdann in keiner 
kirchlichen Beziehung mehr zu der betreffenden Sekte, ihre 
kirchliche Aufgabe beschränkt sich vielmehr darauf, inner- 
halb des Kreises ihres Regimentes unstatthafte sektirerische 
Einflüsse von sich fern zu halten, auf ihre eigenen Ange- 
hörigen und ihre Organe mit den geeigneten Weisungen 
und Belehrungen einzuwirken, nöthigenfalls bleibt es ihr 
bei Uebergriffen in ihre Rechtssphäre vorbehalten, den 
Schutz des Staates anzurufen, wobei freilich die Frage, ob 
ein solcher Uebergriff vorgelegen, nicht zu allen Zeiten 
von den leitenden Behörden in derselben Weise entschieden 
worden ist. 

Freilich haben die Anschauungen sowohl der stasat- 
lichen als auch der kirchlichen Behörden in den letzten 
Jahrzehnten hinsichtlich der Behandlung dieser Genossen- 
schaften mehrfach gewechselt. Wo sich die neuere Ansicht 
der betreffenden Behörde wieder in einer neueren Verfügung 
geltend machte, bot diese Sache keine Schwierigkeit dar, 
allein es möchte auch nicht selten vorkommen, dass die 
Behörde einen Fall, den sie vor Jahren entschieden, später 
nicht mehr in derselben Weise entschieden hätte, und dass 
ihr nur keine Veranlassung gegeben wurde, ihre veränderte 
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Anschauung zur Geltung zu bringen; was wohl hinsichtlich 
mancher der, im Folgenden zu nennenden Erlasse, welche 
wohl oft mehr specielle Entscheidungen als principielle Nor- 
men enthalten sollten, gelten möchte. 

Was insbesondere die ausserhalb der drei grossen Kirchen 
stehenden Dissidenten, sowohl einzelne Separatisten, als 
auch besondere Sekten betrifft, so sprach sich die Staats- 
regierung in Ermanglung umfassenderer Verordnungen, 
so oft solche auftraten, über deren rechtliche Verhältnisse 
je nach dem speciellen Bedürfnisse durch einzelne Anord- 
nungen aus, beziehungsweise regelte dieselben, wie diess im 
Folgenden sich zeigen wird. Uebrigens legte sie in den 
letzten Jahren keinem der vorhandenen Dissidentenvereine 
in Absicht auf deren Religionsübung irgend welche Be- 
schränkung auf, so lange sie nicht mit der sittlichen oder 
staatlichen Ordnung in Widerspruch traten, und nahm so- 
mit den religiösen Dissidenten gegenüber thatsächlich den 
Standpunkt ein, welcher durch das neueste Dissidentenge- 
setz (s. $. 15.) gesetzlich sanctionirt worden ist. Daneben 
hielt sie jedoch daran fest, dass die Ertheilung der Staats- 
genehmigung zur Bildung neuer Religionsgesellschaften nicht 
bloss durch ein zur Zeit legales äusseres Verhalten der Be- 
theiligten, sondern wesentlich auch durch das Urtheil über 
die religiösen und sittlichen Grundsätze derselben und ihr 
Verhältniss zur öffentlichen Moral und der staatlichen Ord- 
nung bedingt. sei (Ministerialerl. vom 6. Mai 1863.). — 
Genannt zu werden verdienen als allgemeinere Bestimmungen 
in dieser Hinsicht nur die folgenden: Das Gesetz vom 
1. Mai 1855. über die Einführung der Nothcivilehe: es lässt, 
diese Form der Eheschliessung, d. h. durch eine Verhand- 
lung vor dem Bezirksgerichte, — sofern nur kein in der 
Staatsgesetzgebung anerkanntes Ehehinderniss vorliegt, — 
ausnahmsweise auch in dem Falle eintreten, wenn die Ver- 
lobten oder einer von ihnen einer nicht vom Staat als Kör- 
perschaft anerkannten Religionsgesellschaft angehören ?), und 
enthält noch einige Vorschriften in Hinsicht auf die Führung 
der bürgerlichen Standesregister über die Geburts- und Sterbe- 


*) Vgl. Stälin in dieser Zeitschr. 5, 186. 
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fälle, welche sich in Familien ereignen, die auf Grundlage 
dieses Gesetzes entstanden sind. Weiterhin die von den 
Ministerien des Innern und des Kirchen- und Schulwesens 
vereinbarte Anordnung yom 12./20. März 1862. hinsichtlich 
der Geburts- und Sterbefälle in Familien, welche von der 
evangelischen Landeskirche sich losgesagt haben, ohne nun- 
mehr einer anderen vom Staate der Körperschaft aner- 
kannten Religionsgesellschaft anzugehören: solche Geburts- 
fälle sind von der Hebamme, und solche Sterbefälle von 
dem Leichenbeschauer alsbald, nachdem sie dienstliche 
Kunde von den betreffenden Vorgängen erlangt haben, 
dem evangelischen Ortsgeistlichen, oder wenn solcher am 
Ort des Vorgangs nicht wohnt, dem Ortsvorsteher be- 
hufs der Mittheilung an denjenigen evangelischen Geistlichen 
anzuzeigen, in dessen Parochie der betreffende Ort einge- 


 theilt ist, und von dem Geistlichen ist auf die erhaltene 


Anzeige hin sofort der entsprechende Eintrag in das Ge- 
burts- beziehungsweise Todtenregister, sowie in das Fami- 
lienregister zu bewirken; (hierdurch sollten jedoch die Vor- 
schriften nicht berührt werden, welche die Verordnung 
vom 23. Januar 1846. für die katholischen Dissidenten 
und das Gesetz vom. 1. Mai 1855. für die bürgerlich ge- 
schlossenen Ehen begründet hatten). Endlich die Bestim- 
mungen der Civilprocessordnung vom 3. April 1868. ($. 484.) 
‚und der Strafprocessordnung vom 17. April 1868. $. 160. 
wonach diejenigen, welchen es mit Rücksicht auf ihr re- 
ligiöses Bekenntnies gestattet ist, den Eid abzulehnen, 
(heutzutage bis jetzt nur den Mennoniten und Kornthalern,) 
statt dessen ein Gelöbniss in der Form, welche nach jenem 
Bekenntniss an die Stelle des Eides tritt, zu leisten haben °). 


8) Die Vorschriften des Volksschulgesetzes vom 29. September 
1836. Art. 8. und 13—15. darüber, wie es hinsichtlich der Kinder 
solcher Eltern, deren Confession an einem Orte die Minderzahl bilde, 
in Absicht auf die Beiziehung zur Volksschule der anderen Confession, 
beziehungsweise auf den Unterricht in einer abgesonderten Volks- 
schule oder in einer eigenen Confessionsschule gehalten werden solle, 


sind zum Theil auch hinsichtlich der Dissidenten practisch geworden. 
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8. 6. 


Verordnungen hinsichtlich der religiösen Privatversammlungen in- 
nerhalb der evangelischen Landeskirche im Allgemeinen. 


In den nächsten Jahren nach Gründung der Verfassung 
wurden im Gebiete der evangelischen Kirche einige Ver- 
ordnungen über das Recht der Religionsübung in beson- 
deren Gemeinschaften erlassen, ohne dass dieselben jedoch 
sämmtlich dispositive Normen enthalten hätten. So hat 
nach der durch Consistorialerlass vom 10./29. Oktober 1824. 
publicirten Amtsvorschrift für die evangelischen Kirchen- 
convente (sog. Kirchenconventsordnung) der Kirchenconvent, 
dessen Obliegenheit es im Allgemeinen ist, die Kirchen-, 
Sitten- und Schulpolizei in dem Bezirke der Ortsgemeinde 
zu handhaben, mit Klugheit und Gewissenhaftigkeit darüber 
zu wachen, dass durch Privaterbauungszusammenkünfte, 
durch Sekten und Separatisten die Erreichung des Zwecks 
der kirchlichen Verbindung nicht gestört werde, und er hat 
daher die in der Gemeinde etwa bestehenden Pietistenver- 
sammlungen zu beobachten, und wenn bei denselben Un- 
ordnungen und Missbräuche vorgehen, nach Befinden der 
Umstände entweder selbst einzuschreiten oder der betref- 
fenden Behörde Anzeige davon zu machen ($. 14); übrigens 
soll das religiös-sittliche Leben der im Umfange der Ge- 
meinde befindlichen Personen nur in soweit unter die Auf-- 
sicht und Censur des Kirchenconventes fallen, als z. B. 
durch Sektirerei die öffentliche christliche Kirchen- und 
Sittenzucht verletzt wird ($. 15.). Der Kirchenconvent hat 
in seinem Wirkungskreise zunächst Ermahnungen und 
Warnungen zur Besserung der Kirchengenossen anzuwenden, 
in solchen Fällen jedoch, in welchen dieses Correctionsrecht 
nicht zureicht, sind die weltlichen Mitglieder des Kirchen- 
conventes ermächtigt, Geld- oder Gefängnissstrafen zu er- 
kennen (bis zu 2, 3, 4 Reichsthalern oder 24, 36, 48 Stun- 
den Gefängniss, je nachdem die Gemeinde 3., 2., oder 
l. Klasse ist. $. 24. 25). „Die Aufsicht über die den Kir- 
chenconventen zunächst obliegende Handhabung der Kirchen- 
und Sittenpolizei, Privaterbauungszusammenkünfte, Separa- 
tisten und andere Sekten, und die Erledigung derjenigen 
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Gegenstände dieser Art, welche die Verfügungsgewalt der 
Kirchenconvente übersteigen“, wurde durch die Verordnung 
vom 23. August 1825. $. 4. dem gemeinschaftlichen Ober- 
amte, d. h. dem Oberamte und dem Dekane übertragen. 
Zwar gedenkt die genannte Kirchenconventsordnung 
von 1824. in $. 14. des Generalrescripts von 1743. nicht 
ausdrücklich, allein es ist doch, wie das Consistorium in 
einem Bericht vom 27. Juni / 11. Juli 1862. sich ausdrückt, 
„nach deren allgemeiner Fassung die Anwendung jenes 
Generalrescripts nicht ausgeschlossen, sondern sind vielmehr 
seine leitenden Grundsätze nach Sinn und Absicht bestätigt 
worden.“ Mit aller Strenge im Einzelnen sind demgemäss 
seine Vorschriften in neueren Zeiten nicht mehr befolgt 
worden, wie auch das Consistorium anerkennt, wenn es in 
seinem Bericht vom 26. Januar 1841. sich dahin ausspricht: 
„im Sinne und Geist dieser neueren Verordnungen (d. h. 
der Kirchenconventsordnung von 1824. und der Amtsin- 
struktion von 1827.) werden denn auch die religiösen Ver- 
sammlungen beobachtet und überwacht, und wo Unordnun- 
gen und Missbräuche sich zeigen, wird mit den nach Be- 
schaffenheit der Umstände geeigneten Mitteln eingeschritten; 
dass ledige Männer weibliche Versammlungen halten, wird 
nicht geduldet, dass die Versammlungen nicht während des 
öffentlichen Gottesdienstes stattfinden, darüber wird strenge 
gehalten, und in den seltenen Fällen, wo das Gegentheil 
aufkommen will, wird dagegen eingeschritten, Versammlun- 
gen auf freiem Felde, bei Nacht, werden ‚nicht geduldet; 
es wird nicht sowohl auf eine bestimmte Zahl, als darauf 
gesehen, dass die Summe der Zusammenkommenden und 
nach Geschlechtern abgesondert Sitzenden den Raum eines 
Privatzimmers nicht übersteige; es wird nicht geduldet, dass 
ein Fremder, In- oder Ausländer, an einem anderen Orte 
ohne Vorwissen des Geistlichen Versammlungen halte“. 
Gerade in Verbindung mit der Frage über den prakti- 
schen Werth des Generalrescriptes von 1743. erschienen nach 
Verhandlungen zwischen dem Ministerium und dem Consi- 
storium, welche hierin ganz einig gingen, zwei durch den 
Widerspruch, den sie hervorriefen, berühmt gewordene Erlasse 
des Consistoriums, nämlich derjenige vom 5. November 1841. 
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und der ihn ergänzende vom 5. Mai 1851. Durch den 
ersteren wurden die Kirchenconvente angewiesen „so oft es 
sich um Abhaltung religiöser Privatversammlungen und Vor- 
träge durch Auswärtige handelt, was ohne specielle Erlaub- 
niss des Kirchenconvents nicht statthaft ist, im Geiste der 
kirchlichen Verordnung vom 10. Oktober 1743. und mit 
der daselbst vorgeschriebenen Umsicht zu verfähren und 
gegen die Uebertreter ihrer diessfälligen Beschlüsse von Amts- 
wegen einzuschreiten. Doch sollte es keinen Anstand 
haben, dass, wo nach den Lokalverhältnissen und der Per- 
sönlichkeit des auswärtigen Stundenhalter keine Missstände 
zu befürchten seien, regelmässig wiederkehrende Versamm- 
lungen für einen Zeitraum von etwa 3 Monaten zum Vor- 
aus von dem Kirchenconvente gestattet werden können. 
Der Erlass vom 5. Mai 1851. theilte zunächst den Dekanat- 
ämtern mit, dass laut eines von den beiden Ministerien des 
Kirchen- und Schulwesens und des Inneren den 16. Mai 1848. 
ergangenen Erlasses das Gesetz vom 2. April 1848. betreffend 
die Volksversammlungen zwar auch auf öffentliche Ver- 
sammlungen zu Besprechung kirchlicher Angelegenheiten, 
an sich aber nicht auf Zusammenkünfte zu gemeinsamer Er- 
bauung, zur Religionsübung, zu beziehen sei. Demzufolge 
wurde auch der Erlass vom 5. November 1841. als noch in 
voller Geltung betrachtet, nur wurde jetzt gemäss den Grund- 
sätzen *) über das Verhältniss des Kirchenconvents und der 
durch Verordnung vom 25. Januar 1851. geschaffenen Pfarr- 
gemeinderäthe die Cognition über die Erbauungsversamm- 
lungen nach den bestehenden gesetzlichen Normen als eine 
Sache der inneren kirchlichen Ordnung, zunächst vor das 
Forum der Pfarrgemeinderäthe gewiesen. Der Pfarrge- 


meinderath wurde mithin für berechtigt erklärt, nach seinem 


Ermessen die Abhaltung von Zusammenkünften zu religiöser 
Erbauung auch ausserhalb der Kirche. zu untersagen und 
nöthigenfalls den Beistand des Kirchenconventes hierfür an- 
zurufen oder im Instanzenwege an die höheren Behörden 


4) Der gegen diesen Erlass von zahlreichen Beschwerdeführern bei 
dem Geheimen Rathe angebrachte Recurs wurde von diesem den 
21. März 1842., da ein Recurs an ihn gegen eine allgemeine Anordnung 
nicht stattfinde, abgewiesen. 
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sich zu wenden. Einzelnen Stundenhaltern sollte es unver- 
wehrt bleiben, im Familienkreise ohne grösseren Zulauf sich 
mit befreundeten Meinungsgenossen zu besprechen und zu 
erbauen, aber auch das sollte keinen Anstand haben, dass, 
solange der Pfarrgemeinderath sich der Persönlichkeiten 
versichert halte, eine religiöse Erbauung in freierer Form 
als blosserVorlesung bei Zusammenkünften von einer grös- 
seren Zahl als nur 15 Theilnehmern, selbst in Abendstunden, 
aber alsdann womöglich bei getrennten Geschlechtern, ge- 
stattet werde °). Uebrigens sprach sich das Ministerium 
den 3. Dezember 1861. dahin aus, es erscheine im Allge- 
meinen in hohem Grade bedenklich, solchen Anordnungen 
durch Anwendung von weltlichen zumal von Freiheitsstrafen 
Geltung verschaffen zu wollen, da der Gebrauch äusserer 
Zwangsmittel dem Wesen der Kirche fremd sei und auch 
in der Regel seinen Zweck verfehle, vielmehr sektirerische 
Bestrebungen der Natur der Sache nach überhaupt nur mit 
den Waffen des Geistes wirksam bekämpft werden können, 
und wies darauf hin, dass nach der Kirchenconventsordnung 
von 1824. (8. 15.) eine Censur durch diese Convente nur 
dann ausgeübt werden solle, wenn die öffentliche Kirchen- 
und Sittenzucht durch grössere Missbräuche und Ausschrei- 
tungen gestört oder verletzt werde. 

Ganz im Zusammenhange mit diesen Erlassen steht end- 
lich auch dasjenige, was der Erlass der Synode vom 23. De- 


5) Den 4. Dezember 1851. beschloss die Kammer der Abgeordne- 
ten, die Regierung zu bitten, dass der Inhalt dieses Erlasses mit der 
verfassungsmässig garantirten Glaubens- und Gewissensfreiheit und mit 
dem Gesetze vom 2. April 1848. über Jas Recht öffentlicher Versamm- 
lungen in Uebereinstimmung gebracht werde, allein schon der Bericht 
der staatsrechtlichen Commission dieser Kammer, welche dem betref- 
fenden Antrage keine Folge hatte geben wollen, theilte die Ansicht 
der Regierung, dass der fragliche Erlass dem bestehenden Rechte, wie 
es durch die Verfassungsurkunde, die Grundrechte und das Gesetz vom 
2. April 1848. begründet sei, nicht zuwiderlaufe, indem die Ueberwa- 
chung der Zusammenkunft ihrer Mitglieder zur gemeinsamen Erbau- 
ung, zur Religionsübung eine innere Angelegenheit der Kirche sei, 
in welche sich der Staat nicht zu mischen habe, und so wurde denn 
auch seitens der Regierung von einer Beseitigung oder Aenderung 
obigen Errlasses Abstand genommen. 
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zember 1850. /31. Januar 1851. hinsichtlich der sog. Reise- 
prediger (s. u.) verordnete. Dieselbe setzte hierin, um der Ge- 
fahr eines unordentlichen Predigens zu begegnen, fest, die 
Oberkirchenbehörde habe sich Sicherheit darüber zu ver- 
schaffen, dass die von einzelnen Privatvereinen ausgesandten 
Prediger die gehörige Befähigung besitzen, um nicht gegen 
den Sinn und gegen das Interesse der Kirche-zu wirken, 
und sie habe darauf das Absehen zu richten, dass den 
Reisen dieser Prediger die Richtung in Gegenden gegeben 
werde, wo es dem vorhandenen Bedürfniss etwa entsprechend 
erscheine. Im Uebrigen sollte es vorläufig bei den Bestim- 
mungen des Generalrescripts von 1743. verbleiben und den 
Kirchenvorständen jeder Pfarrgemeinde zu entscheiden über- 
lassen werden, ob einem fremden Prediger die Kirche zu 
einer Versammlung einzuräumen sei; der Ortsgeistliche aber 
sollte jedenfalls dafür Sorge tragen, dass Kanzel und Altar 
nur für solche Prediger vorbehalten bleiben, die von der 
Oberkirchenbehörde für das ordentliche Lehramt befähigt 
erkannt und berufen worden sind, — und um Irrungen und 
Verwirrungen in seiner Gemeinde vorzubeugen, auf geeig- 
nete Weise zu deren Kenntniss bringen: dass, sofern solche 
Sendlinge von Privatvereinen ausgehen, sie durchaus nicht 
als im Namen der Öberkirchenbehörde handelnd zu be 
trachten seien, dass Anordnungen oder Aenderungen in der 
Lehre, im Gottesdienst oder in der Verwaltung der Kirche 
durch sie nicht gemacht werden können, und dass es immer- 
hin für jedes Mitglied der Kirche gut sein werde, sich gegen- 
über von ihnen der Uebernahme aller besonderen Verpflich- 
tungen zu enthalten, durch welche das Gewissen beschwert 
werden könnte. 

In Folge einer grösseren Anzahl Beschwerden von An- 
hängern der evangelischen Landeskirche wegen Beeinträch- 
tigung der Gewissensfreiheit Einzelner sowie ihres Versamm- 
lungsrechtes durch die bestehenden kirchenpolizeilichen 
Gesetze, wonach gegen Abhaltung religiöser Versammlungen 
mit äusseren Zwangsmitteln eingeschritten werden könne und 
eingeschritten worden sei, (Beschwerden, welche meist aus 
dem Jahre 1862. stammten und auf Beseitigung dieser 
Gesetze hinzuwirken strebten, wogegen eine Reihe von 
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Diöcesansynoden das Ministerium um Aufrechthaltung der bis- 
herigen Normen ersuchte), beschloss die Kammer der Ab- 
geordneten den 29. Juli 1865. und zwar einstimmig mit 70 
Stimmen, die Staatsregierung um geeignete Einleitung zu 
ersuchen, dass kraft der verfassungsmässig gewährleisteten 
Gewissensfreiheit die Abhaltung religiöser Versammlungen 
von Mitgliedern der evangelischen Landeskirche aus kirchen- 
polizeilichen Gründen durch weltliche Zwangsmittel und 
Strafen weder verhindert noch beschränkt werde. Diesem 
Beschlusse der Kammer der Abgeordneten wollte auch die 
evangelische Synode in ihrem Berichte vom 29. Januar 1867. 
nicht entgegentreten, setzte aber als selbstverständlich vor- 
aus, dass das Cognitionsrecht der kirchlichen Ortsbehörden 
über die Erbauungsversammlungen in ihrer Mitte nach wie 
vor bestehen, und denselben überlassen bleibe, da wo sie 
solche Versammlungen mit der Ordnung der evangelischen 
Landeskirche nicht vereinbar finden, mit den Mitteln der 
kirchlichen Disciplin einzuschreiten, sowie, dass die Befug- 
niss des Kirchenconvents als Sittenpolizeibehörde gegen et- 
waige sittliche Verirrungen und Anstösse im Schoosse der 
Erbauungsversammlungen auch mit weltlichen Strafen vor- 
zugehen ($. 14. 15. der Kirchenconventsordnung) vollstän- 
dig aufrecht erhalten werde. Das Ministerium war gemäss 
einem Erlasse vom 10. Juli 1867. im Wesentlichen mit dem 
Consistorium einverstanden, unter der Voraussetzung, dass 
unter den, der weltlichen Strafgewalt der Kirchenconvente 
such fernerhin unterliegenden sittlichen Verirrungen und 
Anstössen, unsittliche, beziehungsweise gesetzwidrige Hand- 
lungen zu verstehen seien. Uebrigens sind seit Jahren keine 
Fälle mehr vorgekommen oder wenigstens keine solche mehr 
dem Ministerium bekannt geworden, in welchen die evan- 
gelischen Kirchenconvente gegen Kirchengenossen mit welt- 
lichen Strafen eingeschritten wären, thatsächlich ist somit 
die Anwendung polizeilicher Strafen gegen die Urheber un- 
erlaubter religiöser Privatversammlungen allmählich so gut 
als in Abgang gekommen. 
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8.7; 


Insbesondere die Michelianer, Pregizerianer, Swedenbergianer, 
Tennhardtianer, Gustav Werner und die vom Salon ausgegangenen 
religiösen Bowegungen. 


Aus der Zahl derjenigen religiösen Gemeinschaften, 
welche sich von der evangelischen Landeskirche nicht los- 
gesagt, haben einige specifisch württembergische Gemein- 
schaften wegen ihrer stillen friedlichen Natur weder von 
Seite der Kirche noch auch von Seite des Staates eine be- 
sondere Thätigkeit hervorgerufen: die Michelianer und 
die Pregizerianer. Auch die im Lande vorhandenen 
Anhänger der swedenborgianischen Sekte verhalten sich 
ruhig und haben es zu keinem Bruche mit der evangelischen 
Landeskirche kommen lassen. Eine entschiedene Hinnei- 
gung zu ihnen zeigen die nur sehr wenigen Tennhardtianer. 

Bei weitem die grösste Bedeutung unter den Privatver- 
sammlungen haben in den letzten Zeiten erlangt die seit 
dem Jahre 1838. durch den Reiseprediger Gustav Werner ge- 
haltenen. Zwar gewährten diese Versammlungen und Werners 
innige Verbindung mit Swedenborgianern manche Verlegen- 
heit, allein es wurde zunächst doch nur von Seiten des Mı- 
nisteriums und Consistoriums die den Kirchenconventen 
durch die Instruction vom 10./29. Oktober 1824. auferlegte 
Verpflichtung wiederholt betont, und Werner’n nur für seine 
Versammlungen die Vornahme solcher geistlichen Hand- 
lungen verboten, welche in. die geordnete öffentliche Ver- 
sammlung allein gehören. Im Uebrigen wurde ihm nach- 
gesehen, seine bisher in Reutlingen gehaltenen Versamm- 
lungen an Sonntagen in einem hierfür eingerichteten etwa 
500 Personen fassenden Locale insolange fortzuhalten, als 
dieselben wie seither die öffentliche Ordnung nicht stören, 
und zugleich erlaubt, in Abendstunden, aber bei getrennten 
Geschlechtern und mit bloss in Reutlingen wohnenden Per- 
sonen Privatversammlungen zu halten, die sich hinsichtlich 
der Zahl der Theilnehmer auf den Raum eines Privatzim- 
mers zu beschränken haben und zu keiner Jahreszeit über 
10 Uhr Nachts dauern dürfen. Die Rundreisen Werners 
glaubte das Ministerium, weil bisher in mehreren Orten regel- 
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mässig organisirte Versammlungen gewesen seien, um nicht 
in Aussicht stehende vielfache Remonstrationen hervorzu- 
rufen, trotz der durch sie veranlassten Spaltungen und Un- 
ordnungen nicht gerade verbieten zu sollen, allein es be- 
auftragte das Consistorium mit der Weisung, welche das 
letztere durch den früher mitgetheilten Erlass vom 5. No- 
vember 1841. publicirte. — Allein nach einigen Jahren wurde 
das Consistorium veranlasst, Werner zu einer neuen Aeusse- 
rung über sein gegenwärtiges Verhältniss zur evangelischen 
Landeskirche aufzufordern. Seine hierauf eingereichte 
Schrift sprach sich mit solcher Bestimmtheit gegen die 
Grundlehren des evangelischen Lehrbegriffs und gegen die 
Hauptartikel der Augsburgischen Confession aus, dass die 
Synode des Jahres 1850. ihn an die, von ihm bei seinem 
Eintritt in den Kirchendienst unterzeichnete, Lehrvorschrift 
als eine weise Schranke, innerhalb der sich das evangelische 
Predigtamt in seinen Vorträgen auf dem Grund der h. Schrift 
zu bewegen habe, zu erinnern und ihn zu nochmaliger An- 
erkennung jener Lehrvorschrift aufzufordern beschloss. Als 
nun Werner erklärte, dass er sich, ohne sein Gewissen zu 
verletzen, der ihm angesonnenen Verpflichtung nicht unter- 
ziehen könne, und dass er jedwede Verpflichtung auf sym- 
bolische Bücher als unevangelisch und unprotestantisch und 
als durchaus unvereinbar mit der Kirche der Zukunft 
ansehen müsse, wurde von Seite des Consistoriums der von 
der Synode eventuell gefasste Beschluss vollzogen, und mit 
Genehmigung des Ministeriums durch Erlass vom 31. März 
1851. die fernere Einräumung evangelischer Gotteshäuser 
zu Werners Vorträgen, sowie jede stellvertretende Thätig- 
keit desselben für landeskirchliche Geistliche untersagt. 
Ein eigenes Institut von Reisepredigern erhielt Würt- 
temberg im Jahre 1849. durch den sog. evangelischen 
Verein auf dem Salon bei Ludwigsburg. Die Absicht 
dieses Vereines war, die Wiedererweckung des lebendigen 
Glaubens mit denjenigen Mitteln zu wirken, welche dem 
öffentlichen Kirchenamt als solchem nicht zu Gebote stehen, 
aber auf dem Wege der Privatwirksamkeit ausführbar seien. 
Zu dem Ende hatte seine Thätigkeit zu bestehen in der 


Unterhaltung der evangelischen Schule, in welcher Zöglinge 
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für den Dienst im Reiche Gottes ausgebildet würden, und 
in der Verkündigung des Evangeliums durch Evangelisten. 
Diese sollten keine „durch eine bestimmte wissenschaftliche 
Laufbahn ausgebildete Geistliche sein, sondern einfache in 
der christlichen Wahrheit durch eigene Herzenserfahrung 
gegründete und in der Erkenntniss des Wortes soweit ge- 
bildete Männer, dass sie im Stande seien, als Zeugen dessen, 
was sie geglaubt und erkannt haben, Lust und Liebe zu 
Gottes Wort anzuregen und dadurch christliches Leben zu 
erwecken“. Um den Gefahren, welche namentlich auch 
durch dieses Predigen ausserhalb des geordneten Lehramtes 
drohten,: vorzubeugen, liess die Synode den bereits mitge- 
theilten Erlass vom 23. Dec. 1850/31. Jan. 1851. ergehen, 
und wenn auch in der Folge manche Reibungen durch Pre- 
digten solcher Personen vorkamen, so nahm die Sache doch 
nie einen solchen Verlauf, dass ein energischeres Einschreiten 
desselben nothwendig geworden wäre. 


8. 8. 
Die Baptisten. 


Die älteste unter den Sekten, welche in den letzten 
Jahrzehenten in Württemberg die Tbätigkeit der kirchlichen 
und staatlichen Behörden in Anspruch nahmen, ist diejenige 
der Wiedertäufer, oder wie sie in neuerer Zeit amtlich in 
der Regel genannt werden, der Baptisten. Sie regten sich 
zuerst wieder nach längerer Zeit seit dem Jahre 1837. in 
Stuttgart. Das Consistorium sprach sich gegenüber dem 
Ministerium, welches Anfangs milder hatte auftreten wollen, 
auf Grundlage von Beschlüssen der evangelischen Synode 
den 3. December 1838. entschieden dahin aus, dass dieje- 
nigen, welche die Kindertaufe verwerfen und die Taufe im 
Fluss an Erwachsenen vollziehen, sich von dem ordentlichen 
Lehramte der Kirche lossagen, durch einen von der Kirche 
nicht ordinirten Laien die Sakramente verwalten lassen und 
einen anderen Gebrauch beim h. Abendmahl einführen, von 
einem wesentlichen Theil der Verfassung der evangelischen 
Landeskirche abweichen und sich daher nicht beschweren 
können, wenn ihnen erklärt werde, dass sie, so lange sie 
auf diesem Beschluss beharren, nicht mehr als Glieder dieser 
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Kirche betrachtet werden, und es wollte nur, um den Schein 
einer Zwangsmaassregel zu vermeiden, und weil von den Be- 
treffenden selbst noch keine eigentliche Bitte, eine eigene 
von der evangelischen Landeskirche getrennte Kirche bilden 
zu dürfen, vorgebracht sei, eine solche Erklärung an sie 
umgehen und sie nach Analogie der Verordnung vom 27. De- 
cember 1803. behandeln. Demgemäss ordnete das Ministe- 
rum durch Erlass vom 22. Febr. 1839. an, dass sie nach 
Analogie der in jener Verordnung hinsichtlich derjenigen 
Separatisten, deren Absonderung aus religiösen Gründen 
herzuleiten, gegebenen Vorschriften zu behandeln seien (ge- 
nauer: Punkt II, IV. und V. jener Verordnung), fügte je- 
doch die Modification bei, dass das Verbot von Versamm- 
lungen von mehr als 15 Personen und die Beschränkung 
der Zusammenkünfte auf gewisse Tage und Tageszeiten, 
sowie die Anordnung der Zwangstaufe auf sie nicht ange- 
wendet werden solle; die vorkommenden Fälle sollten in die 
Geburts- Todten- und Familienregister eingetragen, Ehever- 
kündigungen und Trauungen von den Geistlichen der Landes- 
kirche auf Ansuchen vorgenommen, ernstlich aber sollte 
jeder Proselytenmacherei entgegengewirkt und allem, was 
zu Aergerniss gereichen könnte, gesteuert werden. 

In der Folge jedoch wurden die Baptisten gemäss 
mehreren Erlassen des Ministeriums und des Consistoriums 
aus den Jahren 1851., 1852., 1853., 1859. als eine von der 
evangelischen Landeskirche ausgetretene und völlig getrennte, 
allein nur geduldete, nicht anerkannte, besondere Religions- 
gesellschaft betrachtet, welcher zwar volle Glaubens- und 
Gewissensfreiheit, das Recht der Hausandacht, der Uebung 
ihrer besonderen Religionsgrundsätze im Kreise der Familie, 
und nach der analogen Anwendung der Verordnung vom 
27. December 1803. auch die Religionsübung in Privatver- 
sammlungen und selbst mit Theilnahme von Gleichgesinnten 
aus anderen Orten und während des öffentlichen Gottes- 
dienstes, allein keineswegs die öffentliche Tebung ihres Cultus 
zustehe. Den Behörden der evangelischen Landeskirche 
sollte somit ein Cognitions- und Aufsichtsrecht über sie 
nicht zukommen, namentlich der Kirchenconvent mit ihnen 
als Ortskirchenbehörde nichts mehr zu schaffen haben, 


430 Dr. Paul Stälin 


sondern nur noch als Ortsschulbehörde, und sollten dem- 
selben die in dem bekannten Erlasse vom 5. November 
1841. ihm eingeräumten Befugnisse gegenüber von ihnen 
nicht zustehen. Dagegen sollte es das Recht, beziehungs- 
weise die Pflicht der weltlichen Bezirks- und Ortsbehörden 
sein, die Einhaltung der von der Regierung (kraft des dem 
Staate zustehenden Aufsichtsrechtes) der Religionsübung der 
Baptisten gezogenen Gränzen zu überwachen, von ihren 
Versammlungen Kenntniss zu nehmen, wenn durch das 
Treiben solcher Versammlungen Aergerniss und Unzufrie- 
denheit in der Gemeinde gestiftet werde, solche zu beschrän- 
ken, und wenn gegen die Anordnungen der Obrigkeit Trotz 
an den Tag gelegt werde, mit Strafen einzuschreiten. Den 
kirchlichen Behörden sollte es natürlich stets vorbehalten 
bleiben, die erforderlichen Anträge an die weltlichen Behör- 
den zu machen. 

Das Verhältniss der Baptisten zum Staate und den 
anerkannten Kirchen im Einzelnen wurde durch eine grosse 
Menge von Specialentscheidungen geregelt, welche nicht 
selten auch für die Behandlung anderer Dissidenten maass- 
gebend geworden sind. Die wichtigsten derselben sind fol- 
gende: 

Die Frage, ob ein bestimmtes Individuum als aus der 
evangelischen Landeskirche ausgeschieden und als Mitglied 
der Baptistensekte anzusehen sei, erledigt sich natürlich 
dadurch am einfachsten, und wohl auch gewöhnlich, dass 
dasselbe seinen Austritt, sei es mündlich oder schriftlich, 
seinem Pfarramte anzeigt, und es wurde daher auch von 
Seite der evangelischen Synode an das Ministerium schon 
die Bitte ausgesprochen, zu bestimmen, die Erklärung, dass 
ein bisheriges Mitglied der evangelischen Kirche den Bap- 
tisten sich anzuschliessen Willens sei, müsse von diesem selbst, 
bevor es an den religiösen Versammlungen und gottesdienst- 
lichen Uebungen derselben Theil nehme, dem evangelischen 
Pfarramte seines Wohn- und Aufenthaltsortes gegeben wer- 
den, worauf das Pfarramt seinerseits die erforderliche Mit- 
theilung an den weltlichen Ortsvorstand machen werde. 
Allein das Ministerium hielt damals die Aufstellung einer 
solchen Norm für nicht vereinbar mit der Stellung dieser 
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Sekte, indem in der Anordnung gewisser formeller Bedin- 
gungen der Betheiligung an ihr ein Anerkenntniss derselben 
als einer besonderen Religionsgesellschaft liegen würde. 
Auch noch später, als bei der Landes-Synode vom Jahre 
1869. diese Frage allgemeiner hinsichtlich der Dissidenten 
überhaupt verhandelt wurde, sprach sich das Ministerium 
in derselben Weise aus, einestheils weil rechtliche Bedenken 
obwalten, ob der Staat die Geistlichen zwingen könne, Je- 
mand, der aus der Kirche austreten wolle, und nunmehr 
eine Urkunde hierüber von dem Geistlichen verlange, die- 
selbe auszustellen, und anderntheils, weil man dadurch den 
Dissidentenvereinen eine Bedeutung beilegen würde, die 
sie nicht verdienen, indem, was in dieser Beziehung ge- 
schehen würde, gegenseitig sein müsste. | 

Mit der soeben erörterten Frage hängt zusammen die- 
jenige über den erlaubten Umfang der Baptistenversamm- 
lungen. Sowohl das Consistorium als das Ministerium 
gingen nämlich ursprünglich davon aus, dass — vorbehält- 
lich, wie sich von selbst versteht, des Rechts der Obrigkeit 
zu persönlicher Einsichtnahme — Nichtbaptisten zu diesen 
religiösen Versammlungen nicht zuzulassen seien, indem 
denselben dadurch gewissermassen der Charakter der Oeffent- 
lichkeit gegeben würde, dass die Ortspolizeibehörde über 
diese Vorschrift zu wachen habe, und dass, wo solche Ver- 
sammlungen gehalten werden, sie aufzuheben und die Theil- 
nehmer an denselben auseinanderzuweisen seien, und dem- 
gemäss hielten anfangs auch das Ministerium und der Ge- 
heime-Rath Geldstrafen aufrecht, welche Oberämter wegen 
Verfehlung gegen diese Vorschrift verhängten, allein in 
späterer Zeit ging das Ministerium von einer anderen Rechts- 
anschauung aus. Es trug nämlich dem Umstande Rechnung, 
dass es ein unabweislicher Zug des menschlichen Gemüthes 
sei, die erkannten Religionswahrheiten Anderen mitzutheilen, 
den lebendig gewordenen Glauben nach aussen zu verbrei- 
ten, und erliess daher eine solche Ordnungsstrafe, welche 
ein Oberamt über Personen verhängt hatte, die obwohl 
nicht zur Sekte der Baptisten übergetreten, einer religiösen 
Versammlung derselben angewohnt hatten. (Min.-Erl. vom 
19. Febr. 1863.) | 
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Nach Analogie der Vorschriften des Verwaltungsediktes 
vom 1. März 1822. 8. 122. und der Verordnung vom 29. 
September 1836. und in Berücksichtigung derjenigen des 
Gesetzes vom 6. Juli 1849. wurden in den Gemeinde, 
beziehungsweise Stiftungsrath gewählte Baptisten von den 
Berathungen über die Verwaltung evangelischer Stiftungen 
für bloss gottesdienstliche Zwecke, und von der Theilnahme 
an der Besetzung der Messner- und Organistenstellen für 
ausgeschlossen erklärt; auf rein evangelische Stiftungen 
sollten Baptisten keinen Anspruch haben, dagegen von allge- 
meinen und gemischten Fonds zumal für Arme auf den 
Grund ihrer Religion nicht ausgeschlossen werden können. 

Besonders vielen Stoff zu Verhandlungen gab die Frage 
über die rechtliche Form der Eheschliessung, denn schon 
frühe war das Streben der Baptisten auf eine Vollziehung 
der Ehe in. ihrem eigenen Kreise ehne Mitwirkung der Lan- 
deskirche gerichtet. Das Consistorium war zwar ursprüng- 
lich geneigt, einem solchen Gesuche zu entsprechen, allein 
nach der übereinstimmenden Ansicht sämmtlicher Ehesenate 
des Landes und der Ministerien der Justiz und des Kirchen- 
und Schulwesens gehörte die priesterliche Trauung nach 
württembergischem Rechte zur wesentlichen Form der Ehe 
und es konnte, so lange die Sekte nicht als eigene kirch- 
liche Gesellschaft von der Staatsgewalt anerkannt und ihren 
Organen die Befugniss eingeräumt war, jenen priesterlichen 
Akt mit rechtlicher Wirkung auszuüben, den Baptisten 
selbst nicht im Wege der Dispensation die Trauung in der 
Landeskirche erlassen werden. Daher wurden öfters wieder- 
holte Gesuche in dieser Hinsicht abgewiesen; auch konnten 
demgemäss Trauungen von Baptisten, welche nicht selten 
ohne die kirchliche Feier durch den Vorstand derselben 
vorgenommen wurden, trotz der oft wiederholten Versuche, 
ihre Anerkennung von Seite des Staates herbeizuführen, 
eine solche nicht erreichen, und wurde in einem einzel- 
nen solchen Falle von den Gerichten wegen Concu- 
binats und Kuppelei eingeschritten; in einigen späteren 
Fällen jedoch, wo die Baptisten die kirchliche Einsegnung 
ausschlugen und trotzdem zusammenlebten, wurde durch 
den König der Vollzug dieser Strafen im Anstande gelassen, 
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beziehungsweise das Verfahren niedergeschlagen. Erst das 
schon genannte Gesetz vom 1. Mai 1855. verschaffte in 
dieser Beziehung eine Auskunft. 

Hinsichtlich der Pflicht zur Eidesleistung wollte das 
Ministerium nach dem Erlasse vom 22. Februar 1839. aller- 
dings gemäss der Analogie der Verordnung vom 27. De- 
cember 1803. sich mit Ablegung der Handtreue begnügen, 
allein da die weit überwiegende Mehrheit von Anhängern 
der Sekte gegen die Eidesleistung vom Standpunkte des 
Glaubens und Gewissens keine Einwendung erhob, hielt 
dasselbe später daran fest, dass auf einzelne, die sich — 
sei es auch mit Berufung auf ihre religiösen Ansichten — 
die Eidesleistung weigern, ohne jedoch zu einer Religions- 
partei zu gehören, welcher als solcher ihrer religiösen Mei- 
nungen wegen die förmliche Eidesleistung nachzusehen ist, 
die Verordnung von 1803. nicht anwendbar sei. Im Jahre 
1852. kam aus Anlass einer Petition der Kammer der Standes- 
herren zwischen den Ministerien der Justiz und des Kirchen- 
und Schulwesens die Frage zur Erörterung, ob nicht den 
Baptisten im Wege der landesherrlichen Dispensation die 
Entbindung von der Eidesleistung zu gewähren sei, allein 
sie wurde von beiden Ministerien verneint. 

Die Verhältnisse der Kinder von Baptisten betreffend 
wurde als oberster Grundsatz der anerkannt: bis zu den 
Unterscheidungsjahren der Kinder ist die Gewissensfreiheit 
und das Erziehungsrecht der Eltern durchaus maassgebend, 
und kann somit von Seite des Staates ein Recht der evan- 
gelischen Landeskirche, die Kinder bis zu diesen Jahren 
unter ihrer Einwirkung und bei ihrem Religionsunterricht 
festzuhalten, im Widerspruch gegen diese Rechte der Eltern 
durchaus nicht anerkannt werden, von jenem Zeitpunkte 
an haben dagegen die Kinder das Recht, selbst zu wählen. 
Ist der Vater Baptist, die Mutter der Landeskirche zuge- 
hörig, so hat der Vater jene Entscheidung, bei unehelichen 
Kindern hat sie überhaupt die Mutter, verlangt ein ver- 
waistes baptistisches Kind mit Zustimmung seines Vormun- 
des den Unterricht in der evangelischen Kirche, so ist es von 
demselben nicht zurückzuweisen. Die aus der Landeskirche 
ausgetretenen baptistisch gesinnten Eltern können nicht ge- 
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zwungen werden, ihre Kinder in den in der Schule ertheil- 
ten Religionsunterricht, in die Kinderlehre oder in den 
Confirmationsunterricht zu schicken oder sie confirmiren 
zu lassen, und ebenso wenig können die Kinder gegen der 
Eltern Willen in dieser Beziehung gezwungen werden. Es 
wurde daher den Stuttgarter Baptisten die Ermächtigung 
ertheilt, ihre Kinder privatim durch ein ihrer Sekte ange- 
höriges Glied auch in der Religion unterrichten zu lassen, 
unter der überhaupt für solchen Privatunterricht vorge- 
schriebenen Bedingung, dass die Kinder zu den periodischen 
öffentlichen Prüfungen der Volksschule beizuziehen seien. 
Mit dem Eintritt in die Unterscheidungsjahre haben die 
Kinder das Recht, auch ohne Einwilligung, beziehungsweise 
bei Widerspruch der Eltern, die Theilnahme an den Hand- 
lungen der evangelischen Landeskirche und namentlich 
auch am Confirmationsunterricht und der Confirmation zu 
begehren, die Eltern können ihrem freien Willen keine 
Gewalt anthun und die Kinder sind gegen etwaige Miss- 
handlungen derselben nachdrücklich zu schützen. 
Hinsichtlich des Begräbnisses von Baptisten wurden 
vom Consistorium folgende Grundsätze zur Anwendung ge 
bracht. Es haben bei ihnen die Bestandtheile des evange- 
lisch kirchlichen Begräbnisses, so die Begleitung des geist- 
lichen Amtes, der kirchliche Chor- und Gemeindegesang, 
Parentation des Schullehrers, geistlicher Gesang der Schüler, 
wegzubleiben, wohl aber ist es dem Beichtvater der evan- 
gelischen Angehörigen des Sektirers nicht verwehrt, auf 
den Wunsch der Familie sein Amt durch eine geistliche 
Rede vor Abführung der Leiche im Wohbnhause zu verwal- 
ten. Das Auftreten eines Baptistensprechers bei der Beer- 
digung zu verhindern steht nach der späteren rechtlichen 
Stellung der Sekte der Ortskirchenbehörde nicht zu, jedoch 
wurde dem Pfarrgemeinderath ausdrücklich das Recht und die 
Pflicht zugesprochen, wenn ein solcher Redner Seitenhiebe 
auf die evangelische Kirche führen und dadurch Aergerniss 
in der Gemeinde erregen sollte, bei der weltlichen Behörde 
sich zu beschweren. Das Auftreten eines solchen Sprechers 
am Grabe einer nicht förmlich aus der Landeskirche aus- 
getretenen Person wurde verboten es sei denn, dass die- 
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selbe auf dem Krankenbette den Zuspruch des kirchlichen 
Amtes verschmäht und sich dadurch selbst der Ehren eines 
christlichen Begräbnisses begeben hätte. Hinsichtlich der 
Gestattung des Gebrauches der Kirchenglocken bei Beer- 
digungen von Baptisten waren die Entscheidungen des 
Consistoriums keineswegs durchaus gleichlautend; früher 
wurde der Ortskirchenbehörde das Recht zugestanden, da- 
rüber zu bestimmen, nach einer neueren Entscheidung sollte - 
das Geläute auch bei Baptisten wie bei Angehörigen ande- 
rer Kirchen dem üblichen Herkommen gemäss gestattet 
sein, und nach einer noch späteren Anordnung sollte die 
Gestattung oder Versagung desselben dem Kirchenconvente 
und Pfarrgemeinderathe zustehen, und der Stiftungsrath 
in seiner Eigenschaft als Eigenthümer der Glocken nur 
zu einer Einsprache gegen die Ertheilung der Erlaubniss 
berechtigt sein, indem die Glocken dem kirchlichen Ge- 
brauche gewidmete Gegenstände seien und ihr Gebrauch 
zu bürgerlichen Zweeken nur unter stillschweigender Ge- 
nehmigung der Kirchenbehörden erfolge. Die evangelische 
Gemeinde, welche einen eigenen confessionellen Gottesacker 
besitzt, soll zwar nicht verpflichtet sein, denselben für Be- 
erdigung von Sektirern einzuräumen; allein es wurde doch 
als dem Grundsatz der christlichen Liebe und Duldung 
entsprechend erklärt, eine dahin gehende Bitte nicht abzu- 
weisen, zumal wenn die Familie des Gestorbenen der evan- 
gelischen Confession angehöre. 

In den letzten Jahren waren es eine grosse Menge von 
Rücktritten aus der Sekte zur evangelischen Landeskirche, 
welche die Thätigkeit der kirchlichen Behörden in Anspruch 
nahmen. Nach einer Reihe von Erlassen des Consistoriums 
hat ein solcher Rücktritt im Allgemeinen auf die Weise 
zu geschehen, dass der Betreffende vor dem versammelten 
Pfarrgemeinderathe oder, wenn diess einem Anstande unter- 
liegt, vor dem Pfarramte und mindestens zwei Kirchen- 
ältesten mittels Handtreue die protokollarische Erklärung 
abgiebt, er wünsche wieder in die evangelische Landeskirche 
aufgenommen zu werden, worauf er dann zum hl. Abend- 
mahl zugelassen wird; bei förmlich aus der Kirche ausge- 
tretenen Personen insbesondere ist der Austritt aus der Sekte 
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vom Oberamte zu beglaubigen und diese Beglaubigung 
von dem die Rückkehr in die Landeskirche Nachsuchenden 
bei dem Pfarramte vorzulegen, auch kann die Wiederauf- 
nahme nur nach eingeholter Genehmigung der Oberkirchen- 
behörde erfolgen. Für einzelne verschiedene Fälle wurden 
vom Consistorium noch eine Reihe von Specialentscheidun- 
gen gegeben. 


8. 1) 0} 
Die Deutschkatholiken. 


Mit Anhängern der Deutschkatholischen Sekte im 
Lande kamen die Behörden seit dem Jahre 1845. in Be- 
rührung: es bildeten sich besondere Vereine derselben in 
Stuttgart, Ulm ®) und Esslingen, übrigens von keineswegs 
bedeutender Mitgliederzahl (gegen Ende des genannten 
Jahres waren es beziehungsweise 38., 36. 24. Mitglieder), 
grösstentheils ursprünglich Katholiken, welche in gemischter 
Ehe lebten, dabei aber auch einige Protestanten. Diesel- 
ben schlossen sich dem auf dem sog. Leipziger Concil auf- 
gestellten Grundgesetz der deutschkatholischen Genossen- 
schaft an, welches eine rationalistische Färbung angenom- 
men hatte, und es baten unter Vorlegung desselben die 
Vereine von Ulm und Stuttgart um Anerkennung, d. h. 
namentlich um Gestattung der freien öffentlichen Religions- 
übung, wonach insbesondere ihren Geistlichen das Recht 
zukomme, kirchliche Verrichtungen mit bürgerlichen Wir- 
kung vorzunehmen; der letztere Verein noch besonders 
um Zusicherung des vollen ungeschmälerten Genusses der 
seitherigen staatsbürgerlichen Rechte Das Ministerium 
ging hierbei gemäss den eingeholten Gutachten der Kreis- 
regierungen, des katholischen Kirchenraths und des Consi- 
storiums von dem Grundsatze aus, sich jeder Begünstigung 
zu enthalten, welche nicht durch die verfassungsmässige 
Gewissensfreiheit und durch die Fürsorge für geordnete 


e, Von Ulm aus wurden in den Jahren 1861. und 1862. noch zwei 
weitere solche Vereine in zwei benachbarten Orten gegründet, und 
wurden dieselben dem für die älteren Vereine begründeten Rechts- 
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Befriedigung der religiösen Bedürfnisse der Unterthanen 
geboten sei, sowie andererseits die Sekte in keine engeren 
Gränzen zu weisen, als durch die Verfassungsurkunde und 
die bestehenden Gesetze gezogen seien. Demgemäss wur- 
den kraft königlicher Entschliessung durch Erlasse vom 
23. Januar 1846. die äusseren Verhältnisse jener drei Ver- 
eine gleichmässig in provisorischer Weise unter Vorbehalt 
der etwa später noch als nothwendig erscheinenden Abän- 
derungen festgesetzt. Die Vereine wurden auf den Grund 
der vorgelegten Grundsätze und Bestimmungen als beson- 
dere Religionsgenossenschaften, welchen jedoch keinerlei 
Corporationsrechte zustehen, unter der Bedingung geduldet, 
dass sie nichts vornehmen, was der Verfassung des Staates 
und den Rechten anderer Religionsparteien zuwider sei, 
sich auch aller verletzenden Angriffe gegen letztere ent- 
halten ; sie sollten unter der Aufsicht der Staatsbehörden 
in oberster Linie des Ministeriums des Innern, soweit der 
religiöse Gesichtspunkt in Betracht komme, unter der des 
Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens stehen, und 
der betreffenden Bezirksbehörde von jeder Aenderung der 
vorgelegten Grundsätze und Bestimmungen, von den Namen 
der Mitglieder und der Bevollmächtigten der Gesellschaft 
Anzeige zu machen haben; nur in Betreff des Schulwesens 
sollten sie vorläufig der evangelischen Oberschulbehörde 
unterworfen bleiben. Die gemeinsamen Religionsübungen 
hatten als Privatgottesdienst ohne Geläute und in einem 
der Zahl der Mitglieder entsprechenden Locale sattzufinden. 
Die von den Gesellschaften aufgestellten Geistlichen sollten 
der jedesmaligen Bestätigung der Regierung unterliegen, 
ausländische Geistliche auch nur zu einzelnen Gottesdien- 
sten besonderer Genehmigung derselben bedürfen. Von den 
gemischten kirchlich-bürgerlichen Pfarrverrichtungen sollten 
jene bestätigten Geistlichen Taufen und Beerdigungen vor- 
nehmen dürfen, hatten jedoch von jeder solchen Handlung 
sogleich demjenigen evangelischen Stadtpfarrer, in dessen 
Bezirk die betreffende Person ihre Wohnung hat, behufs 
des Eintrags in die Kirchenbücher und das Familienregister 
Anzeige zu machen. Die Trauung sollte nur dann bürger- 
liche Gültigkeit haben, wenn sie von einem evangelischen 
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Geistlichen unter Beobachtung der für die Protestanten 
bestehenden Staats- und Kirchengesetze vorgenommen wor- 
den sei ). Der Austritt aus der alten Kirche sollte zuvor 
dem zuständigen Geistlichen angezeigt und ein schriftliches 
Zeugniss hierüber der Bezirksbehörde vorgelegt werden. 
Uebertretungen dieser Bestimmungen sollten als Ungehorsam 
polizeilich gerügt werden und nach Befund der Umstände 
Abänderungen oder Zurücknahme derselben zur Folge haben. 

Als einzelne Momente in der geschichtlichen Entwick- 
lung des Rechtsverhältnisses dieser Dissidenten sind die 
folgenden hervorzuheben: Die von der Regierung in An- 
spruch genommene Cognition über die Person der von den 
Deutschkatholiken aufgestellten Geistlichen betreffend, sollten 
urkundliche Nachweisungen vorgelegt werden, dass die 
fraglichen Individuen in moralischer, intellektueller und po- 
litischer Beziehung keinen Anstand geben, und dass ihre 
Heimathsverhältnisse geordnet seien; dagegen sollte diese 
Cognition nicht die Bedeutung haben, dass der Gesellschaft 
gegenüber durch die Bestätigung eine Garantie gegeben 
wäre, und sollte diese Bestätigung nicht die Uebertragung 
eines förmlichen Kirchenamtes durch königliche Ernennung 
sein; daher sollten auch solche Geistliche nicht das Recht 
haben, sich Pfarrer zu nennen. — Die von einem der 
Dissidentenprediger beliebte Taufformel: „Ich taufe dich 
N.N. im Angesichte des Ewigen und dieser Zeugen im 
Namen Gottes auf die Lehre Jesu Christi und in seinem 
Geiste, Amen,“ wurde durch einige Consistorialerlasse nach 
der übereinstimmenden Ansicht der evangelischen Synode 
und der evangelisch-theologischen Facultät in Tübingen 


für ungültig erklärt, daher die mit dieser Formel vorgeblich 


getauften nicht als gültig getauft anzusehen seien, und es 
‘behufs ihrer Aufnahme in die evangelische Landeskirche 
einer wirklichen nach Form und Materie gültigen Taufe 
bedürfe. Da es den Dissidenten in Ulm an einem geeig- 
neten Locale für ihren Gottesdienst fehlte, wurde densel- 
ben die Mitbenützung der evangelischen Dreifaltigkeitskirche 
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daselbst von Seite des Ministeriums den 3. Mai 1848. bis 
auf Weiteres gestattet, übrigens nur unter den vom Stiftungs- 
rathe und Kirchenconvente bezeichneten Bedingungen, na- 
mentlich derjenigen der Widerruflichkeit und des Vorbehal- 
tes des vollen Eigenthums- und Dispositionsrechtes seitens 
der evangelischen Gemeinde; allein in Folge eines Antrages 
des Consistorums wurde wegen der Art und Weise, wie 
der dortige Prediger in seinen Vorträgen und in seiner 
literarischen Thätigkeit sich zu den anerkannten Kirchen 
und zum Glauben überhaupt verhielt, dieser Mitgebrauch 
den 1. December 1851. wenigstens insolange und insoweit 
aufgehoben, als dieser Prediger bei den Gottesdiensten mit- 
wirke. Zum Zweck des Uebertrittes solcher Dissidenten 
in die evangelische Kirche, mögen die Betreffenden früher 
katholisch oder evangelisch gewesen sein, sollte zunächst 
ein oberamtliches Zeugniss des ÄAustrittes aus dem seitheri- 
gen Verbande, sowie eine motivirte Bitte um Zulassung 
zur evangelischen Kirche durch Vermittlung des Pfarrers 
des Domicils überreicht werden ; im Uebrigen wurden über 
die Form des Uebertritts, welcher nur mit Genehmigung 
der Oberkirchenbehörde erfolgen kann, dieselben Grund- 
sätze, wie bei dem Rücktritte von der Sekte der Baptisten 
zur Anwendung gebracht. 


8. 10. 
Die Neukirchlichen. 


Die Sekte der Neukirchlichen oder Nazarener kam in 
Württemberg im J. 1844. zur Sprache. Die Anhänger der- 
selben erklärten zwar, sie wollten zu der Augsburgischen 
Confession, dem lutherischen Catechismus und dem Würt- 
tembergischen Confirmationsbuche halten, setzten auch ihre 
besonderen Ansichten von der Wiederbringung der Dinge, 
von einem Mittelorte in der andern Welt, nicht unter die 
Hauptartikel des Glaubens, dagegen sehen sie die Kirche für 
verfallen und zerrüttet an und hoffen auf den Anbruch 
einer neuen Kirche, worin die dritte Oeconomie, d. h. die 
Regierung des heiligen Geistes, beginne. Dem öffentlichen 
Gottesdienste entzogen sie sich, vereinigten sich zu abge- 
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sonderten Abendmahlsfeiern, fingen an, Annahme von Pa- 
thenstellen zu verweigern, zeigten auch hin und wieder eine 
Hinneigung zum Katholicismus, eine Anbetung der Jung- 
frau Maria. Im Jahre 1845. kamen zwei Taufen durch 
Angehörige der Sekte vor, das eine Mal mit einer gültigen 
Formel, das andere Mal mit der in der betreffenden Ge- 
gend ungebräuchlichen Sitte des Gevatterwechselns; auch 
erklärten die Anhänger der Sekte allmählich offen, sie seien 
aus der evangelischen Landeskirche ausgetreten und bilden 
eine Gemeinde, in deren Namen und Auftrag jene Taufen 
durch Einzelne aus ihrer Mitte vollzogen werden. 
Consistorrum und Ministerium waren übereinstimmend 
der Ansicht, dass die Zwangstaufe der Verordnung von 
1803. hier nicht anzuwenden sei; allein auch der einige 
Male wiederholte Versuch, dem eigenmächtigen Vornehmen 
von pfarrlichen Akten, insbesondere Taufen, durch Verhän- 
gung von Ungehorsamsstrafen, zuvorzukommen, hatte Aus- 
trittserklärungen solcher Sektirer aus der evangelischen 
Landeskirche zur Folge, was das Ministerium mit Rücksicht 
auf die kleine Zahl dieser Sektirer und auf den Umstand, 
dass sie ruhige Leute waren, vermeiden wollte. Es nahm 
daher bald die Anordnung der Bestrafung eigenmächtiger 
Taufen von Seiten der Neukirchlichen zurück und verlangte 
dagegen, dass dieselben von den bei ihnen vorkommenden 
Geburten und Taufen behufs des Eintrages in die Kirchen- 
bücher dem Ortsgeistlichen Anzeige machen, der dann, 
ob die wesentlichen Erfordernisse einer christlichen Taufe 
beobachtet seien, zu untersuchen und die geeignete Bemer- 
kung in das Taufbuch zu machen habe. Trotz dieser Con- 
cessionen erklärten im Jahre 1837. 65. Anhänger der Sekte 
ihren Austritt aus der Landeskirche und baten um Anerken- 
nung als besondere Religionsgesellschaft oder doch wenig- 


stens um die Erlaubniss zur Vornahme neukirchlicher Taufen; 


auch wurde jene Bitte im Jahre 1857. von 423. Anhängern 
der Sekte wiederholt. Allein das Ministerium schlug beide 
Male das Gesuch ab, indem es davon ausging, dass der 
Sekte zur Zeit die inneren und äusseren Mittel zur Bildung 
einer eigenen Religionsgesellschaft fehlen, und ihre thatsäch- 
liche Bedeutung zu gering sei, um sie als solche förmlich 
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anerkennen zu können; an der bisherigen faktischen Dul- 
dung dagegen sollte nichts geändert werden, solange sie in 
den Schranken der gesetzlichen Ordnung bleiben und pro- 
selytenmacherischer Umtriebe, sowie überhaupt aller feind- 
seligen Machinationen gegen die anerkannten Kirchen wie 
bisher sich enthalten; äusserer Zwang hinsichtlich der Gel- 
tendmachung der kirchlichen Vorschriften über die Taufe 
sollte nicht mehr Platz greifen; die Handhabung der ge- 
setzliichen Ordnung bei den aus der Landeskirche durch 
Erklärung- vor dem Pfarramte ausgetretenen sollte der 
weltlichen Behörde zukommen, während es bei der Beauf- 
sichtigung ihres Schulwesens durch die verordneten Schul- 
behörden sein Verbleiben haben sollte. z 


8. 11. 


Die Jerusalemsfreunde. 


Die Sekte der Jerusalemsfreunde wurde gegründet 
durch den evangelischen Predigtamtscandidaten Christoph 
Hoffmann. Dieser entwickelte, von einer einseitigen Auf- 
fassung der prophetischen Schriften des alten Testaments 
und der Apokalypse ausgehend, seit dem Jahre 1854. in der 
Zeitschrift: Die süddeutsche Warte, seine Ideen, so nament- 
lich seinen Plan „einer Sammlung des Volks Gottes in 
Jerusalem und des Baus des Tempels daselbst“ als der 
einzigen Rettung aus dem unheilbaren Verderben, welchem 
das Volk in seinen bürgerlichen und kirchlichen Zuständen 
und Einrichtungen verfallen sei, sprach sich immer schärfer 
. gegen die verweltlichte Landeskirche, der jede Befähigung 
zur Heilswirkung abgehe, und deren Diener aus, forderte 
unablässig zum Austritt aus derselben und zum Auszug 
ins heilige Land und Bau des Tempels in Jerusalem auf, 
gründete auch im J. 1856. mit seinen Angehörigen auf dem 
Kirschenhardthofe eine Niederlassung in seinem Sinne, welche 
mit der Zeit der Centralpunkt für eine Reihe anderer Be- 
zirke wurde. 

Das Consistorium untersagte Hoffmann zunächst in den 
Jahren 1856. und 1857. die Befugnisse eines Predigtamts- 
candidaten der Landeskirche und die Vornahme geistlicher 
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Amtsverrichtungen innerhalb dieser Kirche. In der Folge 
aber nahm derselbe einen Confirmationsakt vor, hielt seine 
Versammlungen zur Zeit des öffentlichen Gottesdiensts, 
feierte mit seinen Gesinnungsgenossen das h. Abendmahl 
und erklärte, darüber zur Rede gestellt, bei der principiellen 
Differenz zwischen ihm und der Oberkirchenbehörde könne 
er nicht versprechen, deren Anordnungen in jeder Hinsicht 
Folge zu leisten, und er müsse es derselben daher anheim 
geben, diess als eine Austrittserklärung aus der Landeskirche 
anzusehen, wobei er jedoch auf seinem Rechte beharren 
müsse, als evangelischer Christ so zu handeln und also Mit- 
glied der Kirche zu bleiben. Daraufhin und nach eini- 
gen weiteren Verhandlungen eröffnete ihm und seinen 
Genossen (10. Familienvätern) das Consistorium in Ueber- 
einstimmung mit dem Ministerium, diese Erklärung müsse 
als diejenige ihres Austrittes, zwar nicht aus der allgemei- 
nen Kirche und evangelischen Christenheit, wohl aber aus 
der allgemeinen Landeskirche aufgefasst werden, und sie 
seien somit als eine ausserhalb dieses Verbandes stehende 
geduldete Sekte, nicht aber als eine vom Staate anerkannte 
Religionsgesellschaft zu betrachten, daher sie ausserhalb 
des Wirkungskreises der landeskirchlichen Behörden , ins- 
besondere des Pfarrgemeinderaths stehen. 

Hoffmann , welcher von einer eigens hierzu berufenen 
Conferenz zum Bischof der Jerusalemsfreunde erwählt wurde 
und eine Anzahl von Priestern und Äeltesten ordinirte, 
wurde die Vornahme von Ministerialhandlungen Namens der 
Landeskirche untersagt, und solchen Handlungen, welche 
er fernerhin etwa Namens einer besonderen Glaubensgenos- 
. senschaft vornehmen sollte, die bürgerliche Gültigkeit abge- 
sprochen, namentlich Trauungen, wobei dem Trauenden 
mit der Strafe wegen Anmaassung eines öffentlichen Amtes 
und den Personen, welche auf Grund einer von einem Ver- 
einsangehörigen vorgenommenen Trauung zusammenleben, 
mit der Strafe des Concubinats gedroht wurde. Uebrigens 
hielt das Ministerium ein Einschreiten gegen solche, in der 
Gemeinschaft vorgenommene Akte nicht für gerechtfertigt, 
solange sie nicht in dem Sinne einer öffentlichen Berech- 
tigung vorgenommen werden, oder sonst etwas Gesetzwidri- 
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ges dabei vorkomme. Hinsichtlich der Verpflichtung zur 
Anzeige von Geburts- und Todesfällen und der Aufnahme 
dieser Anzeige in die Kirchenbücher sollten die Jerusalems- 
freunde bis auf weiteres wie andere evangelische Einwohner 
ihres Wohnortes behandelt, auch die von den Sektirern selbst 
vorgenommenen Taufen durchVermittelung des Schultheissen- 
amtes zur amtlichen Kenntniss gebracht, und soferne die 
Taufe nach Form und Materie gültig ist, unter den ange- 
messenen erläuternden Bemerkungen ins Taufbuch einge- 
tragen werden. Die landeskirchlichen Geistlichen sollten 
sich zwar diesen Sektirern gegenüber mit keinerlei Dienste 
ihres Amtes aufdrängen, dagegen sollte ihnen nicht ver- 
wehrt sein für dieselben auf deren Ansuchen die ge- 
wünschten Functionen zu: verrichten , so zu taufen und zu 
trauen (Cons.-Erl. von 1861. und 1864). 

Aus der Stellung der Jerusalemsfreunde zur evangeli- 
schen Landeskirche ergab sich insbesondere, dass eine Ver- 
legung der gottesdienstlichen Versammlungen bloss von An- 
hängern der Sekte in diejenige Zeit, wo kein Gottesdienst 
der Landeskirche stattfand, vorausgesetzt dass der öffentliche 
Gottesdienst nicht gestört wurde, nicht verlangt werden 
konnte; allein auch die früher vom Consistorium vertretene 
Ansicht, dass das weltliche Amt bei Zuziehung von Personen, 
die nicht zur Sekte gehören, in Versammlungen zur Zeit des 
landeskirchlichen öffentlichen Gottesdienstes einzuschreiten 
habe, möchte von Seite dieses Amtes schon seit längerer Zeit 
wohl nicht mehr mit aller Strenge gehandhabt worden sein. 

Hinsichtlieh des elterlichen Rechtes in Betreff der reli- 
giösen Erziehung der Kinder sowie hinsichtlich der Form 
des Rücktritts zur Landeskirche brachte das Consistorium 
die bei den Baptisten dargestellten Grundsätze zur Anwen- 
dung. Betreffend die Beerdigung dieser Sektirer ist es nach 
Verordnungen des Consistoriums zwar den landeskirchlichen. 
Geistlichen gestattet, einer Bitte der Verstorbenen gemäss 
die Leichenbegleitung zu verrichten; allein wenn eine solche 
Beerdigung nicht nach landeskirchlichem Ritus vorgenommen 
wird, hat auch der Gesang der Schuljugend und des Schul- 
meisters als dem Kreise der kirchlichen Feierlichkeiten an- 


gehörig zu unterbleiben; hinsichtlich der Reden und Gebete 
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am Grabe hat die bürgerliche Obrigkeit zu entscheiden. 
Wegen des Besuches der Versammlungen dieser Sekte durch 
Mitglieder der evangelischen Landeskirche will das Ministe- - 
rium nach einem Erlass vom J. 1867. äussere Gewalt nicht 
angewendet wissen, und nur wegen unberufenen Eindringens 
von Sektenmitgliedern in Wohnungen von Kranken sollte 
es den Betheiligten überlassen bleiben, die Hilfe der Polizei 
anzurufen. 


8. 12. 


Die Irvingianer. 


Für die Sekte der Irvingianer wirkte in Ulm schon im 
J. 1855. ein Emissär derselben unbeirrt von der Regierung. 
Von hier aus trugen im J. 1861. sechs daselbst wohnhafte, 
der Sekte zugethane Männer, die zum Theil von dem Dom- 
capitel in Augsburg wegen Iırgläubigkeit aus der katholi- 
_ schen Kirche excommunieirt worden waren, die Bitte vor, 
es möchte ihnen gestattet werden, in Ulm für sich und ihre 
im benachbarten bayrischen Gebiete wohnenden Glaubens- 
genossen Gottesdienst halten und die h. Sacramente spenden 
und empfangen zu dürfen. Die königliche Entschliessung 
vom 28. August 1861. war namentlich auch von dem Ge- 
danken geleitet, Verwicklungen mit Bayern zu vermeiden, 
indem es bei Einrichtung dieses Gottesdienstes zunächst auf 
die Gründung einer irvingianischen Station für die benach- 
barten bayrischen Bezirke, wo die Sekte zahlreiche Anhänger 
hatte, abgesehen zu sein schien; sie entsprach dem Gesuche, 
soferne es sich um die förmliche staatliche Anerkennung 
der Sekte in Ulm als besonderer Religionsgesellschaft handeln 
würde, unter den obwaltenden Umständen und insbesondere 
mit Rücksicht auf die geringe Zahl der im Lande ansässi- 
gen Genossenschaftsmitglieder vorerst nicht, erklärte aber 
die fernere Ahhaltung gemeinsamen Gottesdienstes in Ge- 
mässheit der besonderen religiösen Ansichten der Bittsteller, 
solange sie dabei der allgemeinen Ordnung sich unterwerfen, 
und keine besonderen Unzuträglichkeiten sich ergeben, für 
unverwehrt, 
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8. 13. 
Die Methodisten. 


Namentlich seit 1849. suchten neben den Wesleyani- 
schen Methodisten Englands von Nordamerika aus Send- 
boten zweier dortiger Parteien des Methodismus, der im 
Jahre 1803. von dem pennsylvanischen Deutschen Albrecht 
gestifteten „evangelischen Gemeinschaft“ oder der Albrechts- 
brüder und der nordamerikanischen Wesleyaner, Proselyten 
im Lande zu machen, und entwickelten in den verschie- 
densten Theilen desselben eine grosse Thätigkeit. Bei der 
Art und Weise, wie sich diese Sendlinge Anfangs benahmen, 
nichts gegen die Ordnungen der Landeskirche unternehmen, 
überhaupt kein eigenes Kirchensystem gründen, keine neuen 
Einrichtungen als Classenversammlungen u. s. w. einrichten, 
die h. Sacramente nicht selbst verwalten zu wollen erklärten, 
fasste man sie in Württemberg zunächst eben als fremde 
Stundenhalter auf, hinsichtlich deren die im Allgemeinen 
geltenden Normen, so namentlich das Generalrescript vom 
10. October 1743., soweit es überhaupt noch practisch, die 
Consistorialerlasse vom 5. November 1841. und 5. Mai 1851. 
und der Synodalerlass vom 23. December 1850./31. Jan. 1851. 
Anwendung zu finden haben. 

Allein mit der Zeit griffen diese Sendboten nicht nur 
häufig in ihren Vorträgen die Ordnungen der evangelischen 
Kirche an, veranlassten ihre Zuhörer zu lieblosem und gering- 
schätzigem Benehmen gegen deren Angehörige, betrieben 
die Erbauung eigener Capellen, und gaben überhaupt all- 
mählich immer offener zu erkennen, dass sie nicht sowohl 
im Dienste an und in der Kirche, als zur Gründung eigener 
Kirchensysteme ins Land gekommen seien, sondern es zeigten 
sich auch manche bedeutendere Ungehörigkeiten, welche den 
kirchlichen Behörden sittliche Gefahren mit sich zu bringen 
und ein ungesundes religiöses Leben zu erzeugen schienen: 
so die Verwendung junger, oft erst kurz zum Methodismus 
bekehrter Männer beim Stundenhalten, das Anstellen von 
Versammlungen bei Nacht, besonders ohne Trennung der 
Geschlechter, sowie in Feld und Wald, das Aechzen, Stöh- 
nen, Schreien in denselben, die besonderen Erweckungsver- 
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suche, welche nicht selten Geistesstörungen im Gefolge 
hatten, die Einführungen der sog. Classenversammlungen, 
sowie endlich auch der Umstand, dass diejenigen, welche 
wegen Hintansetzung der kirchlichen Verordnungen über 
das Stundenwesen gestraft wurden, durch eine eigens dazu 
gegründete Casse Unterstützung fanden. Mit Rücksicht auf 
solche Ausschreitungen verbot das Consistorium in mehreren 
Fällen die Einräumung von Kirchen zu Vorträgen metho- 
distischer Sendboten, sowie die Beiziehung schulpflichtiger 
Kinder aus landeskirchlichen Familien zu methodistischen 
Kinderstunden. Auch ein eigenes Synodalausschreiben wurde 
den 30. März 1860. hinsichtlich des Auftretens der metho- 
distischen Sendboten erlassen, welches übrigens wesentlich 
zuwartender Haltung war, vornehmlich denZweck hatte, die 
kirchlichen Ortsbehörden über das Wesen des Methodismus 
zu belehren, und, ohne neue Bestimmungen zu geben, auf 
die bestehenden verwies. Desgleichen wurde bei der Sy- 
nodalberathung vom December 1860. wiederum ein allge- 
meines Verbot gegen sie zu erlassen als bis jetzt nicht ge- 
boten angesehen; dagegen wurde beschlossen, mit Entschie- 
denheit darob zu halten, dass die oben genannten Ungehörig- 
keiten von Seite jener Methodistenemissäre unterlassen 
werden. Auch sollten diejenigen von ihnen und ihren Ge- 
hilfen, von denen Verfehlungen gegen die Ordnung der 
Landeskirche aktenmässig bekannt geworden, Namens des 
Consistoriums zur Einhaltung der bezüglichen Vorschriften, 
so insbesondere auch dazu aufgefordert werden, dass sie den 
Warnungen und Uhntersagungen des Pfarrgemeinderathes 
und dessen Vorstandes Folge leisten wollen, was dann auch 
im Verlauf des folgenden Jahres wiederholt geschah. Nur 
für den Fall, dass diese milderen Mittel nicht ausreichen 
sollten, wurde vorgeschlagen, die Widerspenstigen als ausser- 
halb der Landeskirche stehend zu erklären und ihre fernere 
Ueberwachung der Regierung anheimzugeben. 

Indessen hörten die Conflikte wegen unbefugten Ab- 
haltens ‚religiöser Versammlungen mit Angehörigen der Lan- 
deskirche durch diese Sendboten nicht auf, indem dieselben 
sich in die von den Pfarrgemeinderäthen auf Grund der be- 
stehenden Gesetzgebung gestellten Bedingungen für ihre 
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Versammlungen häufig nicht fügten, woraufhin Verweise, 
Verurtheilungen zu Geld-, in einigen wenigen Fällen auch 
zu Gefängnissstrafen (welche letzteren übrigens das Ministe- 
rium, soweit es davon Kenntniss erhielt, nie zum Vollzug 
kommen liess), Ausweisungen, durch die weltlichen Behörden 
erfolgten und sich schliesslich unliebsame weitere Verhand- 
lungen im Instanzenzuge anreihten ; übrigens ist die kirchen- 
polizeiliche Strafgewalt nur ganz selten an einzelnen Orten 
angewendet und auch von der Anrufung der Staatspolizei 
ein sparsamer Gebrauch gemacht worden. Seit dem Jahre 
1863. war es namentlich ein Umstand, welcher die Thätig- 
keit des Consistoriums und Ministeriums in’ Anspruch nahm, 
nämlich der, dass an manchen Orten die Methodistensend- 
linge auch Angehörige der Landeskirche, welche ihren Aus- 
tritt aus dieser noch nicht förmlich erklärt hatten, zu ihrer 
Abendmahlsfeier zuliessen. Denn jene Behörden gingen da- 
von aus, dass gemäss dem Artikel 14. der Augsburgischen 
Confession, welcher die Sacramentsverwaltung dem ordent- 
lich bestellten Amt der Kirche zuweist, „die Vornahme 
‚sacramentaler Akte mit Angehörigen der evangelischen Lan- 
deskirche, welche ihren Austritt aus dem Kirchenverbande 
nicht erklärt haben, nach der vom Staat anerkannten Ord- 
nung der evangelischen Landeskirche nur den von derselben 
berufenen und autorisirten Perspnen zukommt“ und dass 
sich jene Sendlinge daher durch diese Zulassung dem Vor- 
wurfe und den Folgen eines Eingriffes in das Rechtsgebiet 
der evangelischen Landeskirche aussetzten. Es wurde im 
August 1864. mit einem derselben im Consistorium eine 
mündliche Besprechung über die Unvereinbarkeit seiner 
eigenmächtigen Austheilung des h. Abendmahles mit der 
Angehörigkeit zur evangelischen Landeskirche gehalten, und 
als er auf seiner Ansicht beharrte, die von ihm dem Con- 
sistorium gemachte Anzeige, die Sacramentsverwaltung in 
seinen Versammlungen fortsetzen zu wollen, — wie ihm 
diess angedroht worden war — als factische Erklärung seines 
Austrittes aus der Landeskirche betrachtet. Den von ihm 
beabsichtigten besonderen gottesdienstlichen Uebungen sollte 
demnach in Zukunft ein Hinderniss nicht in den Weg ge- 
legt werden, soweit dadurch die gesetzliche Ordnung und 


448 Dr. Paul Stälin: 


insbesondere die Rechte der vom Staat anerkannten Kirchen 
nicht verletzt würden, wie diess gerade bei der Spendung 
des h. Abendmahls an Angehörige der evangelischen Landes- 
kirche der Fall sei. Als ein anderer dieser Sendboten trotz 
des Verbotes das h. Abendmahl an Angehörige der Landes- 
kirche austheilte und sich zu seiner Rechtfertigung nur auf 
„ein höheres göttliches Gesetz“ berief, wurde ihm im J. 1864. 
vom weltlichen Bezirksamt mit Gutheissen des Ministeriums 
ein Verweis ertheilt und er für den Wiederholungsfall mit 
strengen Maassregeln bedroht. — Auf die Kunde von jenem 
Verbote erfolgten an mehreren Orten Austrittserklärungen 
von Anhängern der methodistischen Gemeinschaft aus der 
Landeskirche. 

“In neuester Zeit tritt denn auch namentlich bei den 
Emissären der „evangelischen Gemeinschaft“ die Absicht, 
eine eigene kirchliche Genossenschaft zu bilden, mit immer 
grösserer Entschiedenheit hervor; so entgegnete einer der- 
selben im J. 1867. auf die Frage nach seiner Vollmacht 
zu der vorgenommenen Taufe eines Kindes, dass er es als 


ordinirter Prediger der evangelischen Gemeinschaft gethan, 


gah sich als vorstehenden Aeltesten dieser Gemeinschaft zu 
erkennen, unter dessen Leitung und Aufsicht die anderen 
Prediger derselben in Württemberg, Baden und der Schweiz 
arbeiten; den 14. Juni 1868. wurde zu Reutlingen eine zahl- 
reich besuchte Versammlung gehalten, in welcher von einem 
Bischofe eine Ordination zum Taufen, Confirmiren und zur 
Abendmahlsreichung ertheilt und das Abendmahl an eine 
grosse Anzahl von Anwesenden ausgetheilt wurde. Endlich 
fand den 30. November 1869. ebendaselbst unter Betheili- 
gung von Theilnehmern selbst aus entfernteren Landestheilen 
die Einweihung des Vereinshauses dieser Gesellschaft statt. 

Auf der anderen Seite machten sich aber auch in spä- 
terer Zeit bei den leitenden Behörden andere Anschauungen 
geltend. So ging namentlich in den letzten Jahren die 
Staatsregierung von einem milderen Grundsatze hinsichtlich 
der Abendmahlsfeier von methodistischen Predigern mit An- 
gehörigen der evangelischen Landeskirche aus, indem sie 
die Spendung des Abendmahls an solche Personen dann als 
statthaft betrachtete, wenn es sich lediglich von der Zulas- 
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sung zur Theilnahme an solchen Abendmahlsfeiern handelte, 
welche die Sekte innerhalb des Kreises ihrer eigenen Ge- 
meinschaft veranstaltete, und sie nahm demgemäss in einigen 
Specialfällen dieser Art von einem strafrechtlichen Ein- 
schreiten Abstand. Auch sprach sich die evangelische Sy- 
node dahin aus, dass das Faktum der Theilnahme Landes- 
kirchlicher am methodistischen Abendmahl an sich und 
unbedingt noch nicht als Austritt aus der Landeskirche an- 
gesehen werden könne, wie denn überhaupt mit Annahme 
von Austrittserklärungen und mit Ausschliessungen nicht 
rasch zu verfahren sei; es sollte bei solchen Fällen eine be- 
sondere persönliche Belehrung stattfinden und von der Ent- 
scheidung der Oberkirchenbehörde, welcher in jedem ein- 
zelnen Fall hierüber die causae cognitio zustehe, abhängen, 
ob die Betreffenden sofort als aus der Kirche ausgetreten 
zu betrachten seien. 

Den 11. März 1868. sprach sich das Consistorium hin- 
sichtlich des Besuches von methodistischen Religions- und 
Gebetstunden durch schulpflichtige Kinder und hinsichtlich 
der Betheiligung der evangelischen Geistlichen an Beerdi- 
gungen von Methodisten ausführlich aus. In ersterer Be- 
ziehung wurde es als Sache der Ortsschulbehörde erklärt, 
dann amtlich einzuschreiten, wenn hierdurch wirklich die ge- 
ordnete Beschulung der Kinder beeinträchtigt werde, und 
zwar zunächst durch ermahnende Belehrung der Eltern oder, 
wenn diesen die Kinder nicht mehr Gehorsam leisten und 
auch die Lehrer von den ihnen zu Gebot stehenden Dis- 
iplinarmitteln erfolglos Gebrauch gemacht haben, durch 
Ermahnung der widerspenstigen Kinder seitens der Orts- 
schulbehörde und durch eine entsprechende Rüge ihrer Wi- 
derspenstigkeit; sollten die methodistischen Sendlinge selbst 
die Schüler durch das Lernen für ihre Zwecke überbürden 
oder zur Widerspenstigkeit anleiten, so sollte der bürger- 
lichen Obrigkeit Anzeige gemacht werden. In Betreff solcher 
Kinder, welche zugleich in den Confirmationsunterricht gehen, 
hielt das Consistoriam es nicht für zulässig, ein allgemeines 
Verbot ergehen zu lassen, wodurch ihnen unter Androhung 
des Ausschlusses von der Confirmation der Besuch metho- 
distischer Stunden verboten würde, erklärte es vielmehr für 
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den Fall, dass sich ein nachtheiliger Einfluss des methodi- 
stischen Wesens zeige, als Sache der Seelsorger, durch Be- 
sprechung mit den Eltern und den Kindern dem entgegen- 
zukommen. In Betreff der Beerdigungen von Methodisten 
wurde zwar eine Betheiligung der evangelischen Geistlichen 
nicht gewünscht, für den Fall jedoch, dass dieses ausnahms- 
weise geschehen sollte, wurden die Geistlichen auf die ent- 
sprechenden Anordnungen hinsichtlich der aus dem Verbande 
der Landeskirche ausgetretenen Jerusalemsfreunde verwiesen, 
ein Anspruch auf kirchliche Beerdigung wurde den aus der 
Kirche Ausgeschiedenen selbstverständlich abgesprochen, wo- 
gegen es als denkbar erklärt wurde, dass unter Umständen 
von den der Kirche treu anhängenden Hinterbliebenen eines 
Methodisten der Trost des Worts bei dessen Beerdigung er- 
sehnt werde, in welchem Falle der Geistliche, soferne der 
Verstorbene nicht in direkter Feindseligkeit gegen die Kirche 
gestanden sei, sich nicht gehindert sehe, jenem Wunsche 
zu entsprechen. 


8. 14. 
Die Darbysten, Mormonen und Büockleaner. 


Die aus England stammende Sekte der Plymouthbrüder 
oder Darbysten, welche sich durch eine communistische 
Opposition gegen jede vorhandene kirchliche Ordnung und 
das geordnete Lehramt auszeichnet, wurde nach Württem- 
berg, besonders Tübingen im Jahre 1849. verpflanzt; im 
Jahre 1850. erfolgte die Austrittserklärung von 19 Personen 
aus der evangelischen Landeskirche. Die. verschiedenen, 
hinsichtlich einzeiner fraglicher Fälle, so namentlich hin- 
sichtlich der Wiederaufnahme in die Kirche, nothwendig 
gewordenen Entscheidungen des Consistoriums waren jedoch 
von keiner eigenthümlichen Bedeutung. Die Sekte blieb 
zunächst auf Tübingen beschränkt und es traten ihre weni- 
gen Anhänger daselbst im Jahre 1864. meist wieder in die 
Landeskirche zurück; später zeigte sich auch in Stuttgart 
eine geringe Anzahl Darbysten, welche übrigens ihren Aus- 
tritt aus der Landeskirche nicht erklärten. 

Seit dem Jahre 1853. kamen einige wenige Versuche 
vor, in Württemberg den Mormonismus zu verbreiten und 
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Gemeinden dieser Sekte zu gründen. Allein die Regie- 
rung ging davon aus, dass nach ihrem obersten Grundsatze 
über die Ertheilung der Staatsgenehmigung zur Bildung 
neuer Religionsgesellschaften und nach den Glaubensan- 
sichten und Einrichtungen der Mormonen in Württemberg 
die Staatsgenehmigung unter keinen Umständen ertheilt . 
werden könne, und wies die in jener Absicht vorgebrachten 
Gesuche zurück, beauftragte die weltliche Behörde, etwai- 
gen weiteren Versuchen der Verbreitung der Sekte durch 
Abhaltung von religiösen Versammlungen — polizeilich 
entgegenzutreten und verwies einen Mormonen des Landes. 

Eine nur vorübergehende Erscheinung war eine von 
dem Weber Georg Bückle in Nellingen O.A. Blaubeuren 
im J. 1849. gegründete Religionsgesellschaft, welche zwar 
von der evangelischen Landeskirche nicht austrat, mate- 
riell aber zu ihr in keiner näheren Beziehung stand, als 
die Mormonen; es fanden bei den Anhängern derselben 
grobe Unsittlichkeiten unter Berufung auf göttlichen Befehl 
statt und der Stifter, mit seinem Bruder durch die welt- 
liche zuständige Behörde ins Irrenhaus gesprochen, starb 
daselbst. 


Dritte Periode. 
Die neueste Gesetzgebung. 


8. 15. 


Nach dem in der vorigen Periode begründeten Rechts- 
zustande war den Dissidenten gegenüber das landesherr- 
liche Reformationsrecht, insbesondere das Recht, die Bildung 
von Religionsgesellschaften von der staatlichen Genehmi- 
gung abhängig zu machen, und die Bedingungen ihrer Exi- 
stenz im Staate festzustellen, im vollen Umfange stehen ge- 
blieben; vom Standpunkt des strengen positiven Rechtes 
war ihnen nur das Recht der einfachen Hausandacht ge- 
währt, und waren die staatsbürgerlichen, gemeindebürger- 
lichen und bürgerlichen Rechte vom religiösen Bekenntniss 
unabhängig, sowie den Anhängern vom Staate nicht aner- 
kannter Religionsgesellschaften die Möglichkeit der bürger- 
lichen Eheschliessung gewährt worden war. Daneben hatte 
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die Regierung im Laufe der Zeit manche Dissidentenvereine 
förmlich zugelassen oder sie durch thatsächliche Duldung 
in den Besitz einer mehr oder minder unbeschränkten 
Religionsübung gelangen lassen. Das Recht öffentlicher 
Religionsübung genossen (neben den Israeliten) allein die 
 Kornthaler, das Recht einer gewissen Privatreligionsübung 
war durch einen landesherrlichen Akt den Mennoniten 
(nach einer genauen Aufnahme vom Ende des Jahres 1868. 
und Anfang des Jahres 1869. im Ganzen 172. Personen) 
und den Deutschkatholiken (298. Personen) eingeräumt 
worden; nicht durch einen solchen Akt.recipirt, dagegen 
wenigstens thatsächlich geduldet und in ihren gottesdienst- 
lichen Privatversammlungen nicht gehindert waren die Bap- 
tisten (1470. P.), die Neukirchlichen (366. P.), die Jeru- 
salemsfreunde (1591. P.) und die Methodisten (728. P.); 
bei den Irvingianern (106. P.) war die thatsächliche Dul- 
dung in einer königlichen Entschliessung anerkannt. 
.Diesem seitherigen Zustande ging nun aber der Cha- 
rakter eines harmonischen Ganzen durchaus ab, indem er 
durch eine Reihe von Verordnungen geschaffen war, welche 
durch specielle Fälle in Anregung gebracht worden und 
sich als einzelne Durchbrechungen des alten Systems dar- 
stellten, so dass die Behauptung gerechtfertigt war, diesem 
thatsächlichen Stande der Sache gegenüber sei eine Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der Dissidentenvereine auf dem 
Wege der Gesetzgebung sowohl im Interesse ihrer eigenen 
Rechtssicherheit als im öffentlichen Interesse gelegen. Zu- 
dem drängt auch das Rechtsbewusstsein der neueren Zeit, 
welche ‘in den Begriff der bürgerlichen Freiheit überhaupt 
als wesentlichen Bestandtheil derselben die Freiheit der 
Vereinigung mit andern zu gemeinsamer Thätigkeit für je- 
den an sich erlaubten Zweck aufgenommen hat, mehr und 
mehr zu einer Aenderung der hinsichtlich des Reformations- 
rechtes geltenden Grundsätze in dem Sinne der Religions- 
freiheit.-: Da nun auch durch verschiedene Beschwerden, 
beziehungsweise Bitten, welche von Seiten der Dissidenten 
bei der Ständeversammlung eingereicht wurden, eine äussere 
Veranlassung gegeben war, forderte das Ministerium zunächst 
Gutachten der evangelischen Synode, des katholischen Kir- 
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chenrathes und der vier Kreisregierungen ein, welche, wenn 
sie auch hinsichtlich des Maasses der den Dissidenten zu 
gewährenden Rechte nicht völlig übereinstimmten, sich doch 
alle für eine umfassendere Regelung dieser Verhältnisse in 
einem die freie Bewegung der Einzelnen und der Vereine 
mehr als bisher begünstigenden Sinne aussprachen. 

Daraufbin liess der Minister nach dem Vorgange der 
auf gleichem Principe beruhenden anderen deutschen Ge- 
setzgebungen einen Gesetzesentwurf ausarbeiten. Die evan- 
gelische Landessynode erklärte sich gemäss dem Beschlusse 
ihrer kirchenrechtlichen Commission in grosser Mehrheit 
mit dem — diesem Entwurfe zu Grund liegenden Principe der 
Religionsfreiheit für einverstanden, gab aber zugleich einer- 
seits der vertrauensvollen Erwartung Ausdruck, es werde 
die Staatsregierung der evangelischen Landeskirche den ihr 
verfassungsmässig zugesicherten Rechtsschutz jederzeit an- 
gedeihen lassen, und sprach andererseits insbesondere ge- 
genüber den Geistlichen und den kirchlichen Behörden die 
Ueberzeugung aus, es sei vor Allem Aufgabe der evange- 
lischen Kirche selbst, durch ernste und einmüthige Benuz- 
zung der ihr eigenthümlichen Mittel ihre Ordnungen auf- 
recht zu erhalten. 

Die Kammer der Abgeordneten nahm den Entwurf 
einstimmig an, beantragte nur einige den Wortlaut betref- 
fende Aenderungen und sprach die ausdrückliche Voraus- 
setzung aus, dass unter dem Widerspruch gegen die Ge- 
bote der Sittlichkeit hauptsächlich geschlechtliche Ausschrei- 
tungen, im Uebrigen nur solche Verletzungen der Sittlich- 
keit verstanden werden sollen, welche nach Maassgabe der 
bestehenden Polizeigesetze als solche zu bezeichnen sind. 
Auch benutzte sie die gebotene Veranlassung zu zwei wei- 
teren Beschlüssen : 1) die von ihr am 29. Juli 1865. be- 
schlossene Bitte, betreffend die Abhaltung religiöser Ver- 
sammlungen von Mitgliedern der evangelischen Landes- 
kirche bei der Staatsregierung zu wiederholen, (s. oben 8. 6.) 
und 2) an die letztere die weitere Bitte zu richten, zu ge- 
setzlicher Einführung des Grundsatzes, dass die Religions- 
verschiedenheit zwischen Christen und Nichtchristen kein 
bürgerliches Ehehinderniss bilden solle, die geeignete Ein- 
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leitung zu treffen (66. gegen 16. Stimmen). Die Kammer 
der Standesherrn lehnte den Beitritt zu der von der Kam- 
mer der Abgeordneten hierbei ausgesprochenen Voraus- 
setzung ab, da der Begriff der Sittlichkeit mit dem Begriff 
dessen, was das Polizeistrafgesetz des Staates verbiete, 
unmöglich synonym sein könnte, ebenso den Beitritt zu 
dem zweiten Zusatzbeschlusse der genannten Kammer (21. 
gegen 9. Stimmen), wogegen sie gegen den materiellen 
Inhalt des ersten Zusatzbeschlusses nichts einzuwenden 


fand, aas formellen Gründen ihm übrigens nicht bei-- 


trat. Auch beantragte die Kammer einen weiteren Artikel 
zu dem Gesetze, wodurch es im Wege der Gesetzge- 
bung der Regierung überlassen würde, das bisher einzel- 
nen Sekten gemachte Zugeständniss, an Stelle des Eides 
einer anderen Betheuerungsformel sich zu bedienen, im 
Wege der Verordnung auf. andere religiöse Vereine zu er- 
strecken. Endlich waren der Minister und die Kammer 
hinsichtlich der Vereine, auf welche das Gesetz Anwendung 
finden sollte, in soweit einig, es dürfen dieselben darüber 
keinen Zweifel lassen, dass es ihnen wirklich um Religions- 
und Gewissenssache und um Gottesverehrung zu thun sei. 

In Folge dieser ständischen Berathungen wurde den 
9. April 1872. das Gesetz, betreffend die religiösen Dissi- 
dentenvereine, publicirt, dessen zwei Artikel lauten: 

Artikel 1. 

„Die Bildung religiöser Vereine ausserhalb der vom 
Staate als öffentliche Körperschaften anerkannten Kir- 
chen ist von einer staatlichen Genehmigung unabhängig. 

Es steht diesen Vereinen das Recht der freien ge- 
meinsamen Religionsübung im häuslichen und öffent- 
lichen Gottesdienst, sowie der selbstständigen Ordnung 
und Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu. 

Dieselben dürfen jedoch nach ihrem Bekenntnis, 
ihrer Verfassung oder ihrer Wirksamkeit mit den Ge- 
boten der Sittlichkeit oder mit der öffentlichen Rechts- 
ordnung nicht in Widerspruch treten. 

Artikel 2. 

Ob und unter welchen Voraussetzungen den Mit- 

gliedern solcher religiösen Vereine an Stelle des Eides 
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der Gebrauch einer anderen Betheuerungsformel ge- 
stattet sei, ist Gegenstand der Verordnung. 


Alle mit gegenwärtigem Gesetze nicht im Einklang 
stehenden, seither geltenden Vorschriften sind aufgehoben“ ®). 

Diesem Gesetze gemäss, durch welches die Rechtsver-\ 
hältnisse der vom Staat als öffentliche Corporationen an- 
erkannten Kirchen nicht berührt werden, verzichtet der 
Staat auf die wesentlichste Function des seitherigen Refor- 
mationsrechtes, das Recht, die Bildung eines religiösen 
Vereines von einer vorgängigen Cognition der Staatsgewalt 
abhängig zu machen, behält sich dagegen das Recht vor, 
im Wege der Repression gegen Eingriffe in die Rechts- 
ordnung und Sittlichkeit Seitens eines religiösen Vereines 
in der dem einzelnen Falle angemessenen Weise einzuschrei- 
ten; ferner verleiht er solchen religiösen Veremen keines- 
wegs das Recht von öffentlichen Corporationen, ebensowe- 
nig die Rechte einer juristischen Person, um welche viel- 
mehr von den betreffenden Vereinen, welche sie zu erhalten 
wünschen, im einzelnen Fall auf Grundlage der allgemei- 
nen in dieser Hinsicht geltenden Normen stets nachgesucht 
werden muss. Es wird diesen Vereinen gestattet, ihre ge- 
meinsame Religionsübung nach Art und Umfang frei zu 
bestimmen: sie sind daher hinsichtlich ihrer religiösen Ver- 
sammlungen unbeschränkt in der Zahl der Theilnehmer, 
in der Zulassung von Nichtmitgliedern, in der Wahl der 
Zeit und des Orts, in der Einrichtung ihrer gottesdienst- 
lichen Locale, der Art ihrer gottesdienstlichen Handlungen, 
der Verwaltung der ihrem Bekenntnisse entsprechenden 
Sacramente, der Vornahme von Ministerialhandlungen an 
ihren Mitgliedern, sowie an und für sich auch in der Aus- 


®) Reg.-Bl. von 1872. S. 152. Die Motive zu dem Gesetze weisen 
darauf hin, dass schon durch die bestehende Gesetzgebung ausreichende 
Fürsorge getroffen sei in Hinsicht auf die Bestimmung der Erziehungs- 
religion und auf die Schulverhältnisse bei Kindern von Dissidenten 
(Religionsedict vom 15. Okt. 1806., Verordnung vom 14. März 1817. 
und Volksschulgesetz vom 29. Sept. 1836. Art. 8. u. 13—15.) sowie 
in Hinsicht auf die Führung der bürgerlichen Standesregister über die 
Dissidentenfamilien (Ges. v. 1. Mai 1855. Art. 15--17. und weitere 
Verwaltungsvorschriften.) S. oben $. 5. 
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wahl und Bestellung ihrer Geistlichen, der Zulassung aus- 
wärtiger Geistlichen u. drgl., d. h. soweit diese Geistlichen 
ihre Thätigkeit auf das religiöse Gebiet beschränken, denn 
diese Vereine sollen keinen Anspruch darauf zu erheben 
haben, in ihren religiösen Zwecken vom Staat positiv ge- 
fördert zu werden oder gar auf dem Gebiete des Staats 
selbst Funktionen auszuüben, oder endlich ihren kirchlichen 
Akten z. B. ihren Trauungen, bürgerliche Wirkung beizu- 
messen. Die von dem Minister auf den obenerwähnten 
zweiten Beschluss der Kammer der Abgeordneten in Aus- 
sicht gestellte allgemeine Verordnung über die Abhaltung 
religiöser Versammlungen von Mitgliedern der evangelischen 
Landeskirche, sowie die Verordnung in Betreff des Gebrau- 
ches einer die Stelle des Eides vertretenden Betheuerungs- 
formel waren, als diese Abhandlung verfasst wurde, noch 
nicht erschlenen. 
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X. 


Nachtrag zur Geschichte des Rechtsverhältnisses 
der religiösen Gemeinschaften und der Dissidenten 
in Württemberg. 


Von 
Dr. Paul Stälin. 


Was die religiösen Privatversammlungen innerhalb der 
evangelischen Landeskirche und den Beschluss der Kammer 
der Abgeordneten vom 29. Juli 1865. betrifft, „die Staats- 
regierung um geeignete Einleitung zu ersuchen, dass kraft 
der verfassungsmässig gewährleisteten Gewissensfreiheit die 
Abhaltung religiöser Versammlungen von Mitgliedern der 
evangelischen Landeskirche aus kirchenpolizeilichen Grün- 
den durch weltliche Zwangsmittel und Strafen weder 
verhindert noch beschränkt werde“, so ist die Sachlage in 
dieser Beziehung durch die neue Polizeistrafgesetzgebung 
gegen früher wesentlich verändert geworden. Das freilich 
kann keinem Zweifel unterliegen, dass die evangelischen 
Kirchenconvente in ihrer Eigenschaft als Behörden der 
örtlichen Sittenpolizei befugt sind, gegen etwaige unsittliche 
Ausschreitungen, die sich an die Abhaltung religiöser Pri- 
vatversammlungen knüpfen, mit Geld- oder Freiheitsstrafen 
innerhalb der ihnen zustehenden Strafbefugniss vorzugehen, 
wie auch ein Erlass des Ministeriums des Kirchen- und 
Schulwesens vom 31. August 1872. ausspricht. Allein ab- 
gesehen hiervon sind durch Art. 50. des Gesetzes vom 27. 
December 1871., betreffend Aenderungen des Polizeistraf- 


rechts bei Einführung des Strafgesetzbuchs für das deutsche 
Zeitschr. £. Kirchenrecht. XI. 4. 30 
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Reich, sämmtliche in den Landesgesetzen und Verordnungen 
enthaltenen polizeilichen Strafbestimmungen, welche nicht 
durch dieses Gesetz aufrecht erbalten sind, ausser Wirkung 
gesctzt, in das Gesetz selbst aber keinerlei Strafbestim- 
mungen wegen Uebertretung der bestehenden Vorschriften 
über die religiösen Privatversammlungen aufgenommen wor- 
den, und somit steht zuvörderst so viel fest, dass die Ueber- 
tretung dieser Vorschriften als solche einer polizeilichen 
Bestrafung überhaupt nicht mehr unterliegt. Eher dürfte 
es sich noch fragen, ob nicht Angesichts der Art. 46. und 
48. obigen Gesetzes die Kirchenconvente in der Lage_sein 
dürften, gegen die Veranstalter und Theilnehmer von re- 
ligiösen Versammlungen etwa unter dem Gesichtspunkte des 
Ungehorsams gegen die besondere Anordnung einer be- 
stimmten Behörde mit weltlichen Zwangsmitteln einzuschrei- 
ten, insoferne in Art. 46. festgesetzt ist, dass die mit Straf- 
befugniss versehenen Behörden berechtigt sind, im Falle 
des Ungehorsams gegen die von ihnen innerhalb ihrer Zu- 
ständigkeit getroffenen, ordnungsmässig eröffneten Anord- 
nungen Geld- oder Freiheitsstrafen innerhalb der ihnen zu- 
stehenden Strafbefugniss als Zwangsmittel zu verhängen, 
in Art. 48. aber, dass zu Abrügung des Ungehorsams gegen 
diejenigen Anordnungen der genannten Art, welche von 
einer nicht mit Strafbefugniss ausgestatteten Behörde aus- 
gehen, wenn es sich um eine Bezirks- oder höhere Stelle 
handelt, die Oberämter, ausserdem die Ortsbehörden zu- 
ständig sind. Aber auch hier dürfte die Berechtigung der 
Kirchenconvente zu einem solchen Einschreiten zu verneinen 
sein: einestheils — was den Art. 46. betrifft —, weil in 
Folge der Verordnung vom 25. Jan. 1851. die Cognition 
über die kirchliche Statthaftigkeit religiöser Privatversamm- 
lungen der Kirchengenossen nicht mehr in die Zuständig- 
keit der Kirchenconvente, sondern in diejenige der Pfaır- 
gemeinderäthe fällt, anderestheils — was den Art. 48. be- 
trifft — weil die Pfarrgemeinderäthe reine Kirchenbehörden 
sind, auf welche dieser Artikel sich nicht bezieht, indem 
er offenbar nur bürgerliche Behörden im Auge hat und 
haben kann. In Erwägung des im Bisherigen Ausgeführten 
erschien es dem Ministerium zum Mindesten fraglich, ob 
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nicht die genannte Petition der Kammer der Abgeordneten 
durch die neue Polizeigesetzgebung im Grunde völlig ge- 
genstandslos geworden sei, dasselbe hielt es aber, um jedem 
Zweifel für die Zukunft vorzubeugen, immerhin für räthlich, 
dass sämmtliche evangelische Kirchenconvente ausdrücklich 
angewiesen werden, bei Ueberwachung der religiösen Privat- 
versammlungen der Kirchengenossen von weltlichen Zwangs- 
mitteln keinen Gebrauch zu machen, soweit nicht Aus- 
schreitungen gegen die Sittlichkeit oder gegen die öffent- 
liche Rechtsordnung solches erfordern. 
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Miscellen. 
I. 


Die neue grossherzoglich badische Verordnung vom 2. November 
1872., die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Geist- 
lichen betreffend. 


Mitgetheilt 
von 


Emil Friedberg. 


In Gemässheit des $. 9. des Gesetzes vom 9. October 1860') 
hatte die grossherzoglich badische Regierung unter dem 6. Sep- 
tember 1867. eine Verordnung *) erlassen, welche die Candidaten 
des geistlichen Standes der Ablegung einer Staatsprüfung unter- 
warf, die sich nicht auf theologische Materien erstrecken, sondern 
nur die allgemein wissenschaftliche Bildung zum Gegenstand haben 
sollte. 

Dagegen hatte die erzbischöfliche Kurie am 14. September 
1867. einen Protest erlassen, und damit das Verbot an alle Can- 
didaten geistlichen Standes verbunden, sich au der Staatsprüfung 
zu betheiligen, worauf am 19. September das Regierungsverord- 
nungsblatt ein Rescript des Ministeriums publicirte, welches dem 
erzbischöflichen Erlass als in staatskirchliche Verhältnisse eingrei- 
fend und ohne Genehmigung des Staates veröffentlicht, jede recht- 
liche Wirkung absprach °). 

Unter dem 2. November 1872. hat die grossherzogliche Re- 


1) Abgedruckt in dieser Zeitschrift Bd. I. S. 157. ff., auch bei 
Friedberg, der Staat und die kath. Kirche im Grossherzogth. Baden 
(Leipzig 1871.) S. 237. . 
») Friedberg a. a. 0. S. 270. — Wir lassen sie unten folgen. 
Die Redaction. 
°) Vgl. ebendas. S. 32. ff. 
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gierung die frühere Verordnung in mehreren wesentlichen Punkten 
modificirt, wobei namentlich das früher mindestens dreijährige 
Universitätsstudium auf ein zwei und einhalbjährliches ermässigt 
und die bisherigen obligatorischen Prüfungsgegenstände der latei- 
nischen Sprache, der Kenntniss der badischen Staats- und Staats- 
kirchenverfassung beseitigt wurden. 

Die Veranlassung zu der Verordnung v. 2. November 1872. 
lag in den Wünschen, welche die evangelische Kirche durch den 
Oberkirchenrath und die letzte Generalsynode dringend ausge- 
sprochen hatte, und hing eng zusammen mit der neuen theologi- 
schen Prüfungsordnung für die evangelische Kirche t). 

Obgleich aber die Verordnung vom 2. November auch den 
Wünschen der katholischen Kirche, welche diese bei Gelegenheit 
der Verhandlungen über die Verordnung v. 6. September 1867. 
geäussert hatte, mehrfach Rechnung trug, so legte doch die Frei- 
burger Kurie, einer päpstlichen Weisung zufolge auch gegen die 
neue Verordnung unter dem 7. November Verwahrung ein, und 
wiederholte die Verordnung vom 14. September 1867., durch welche 
den geistlichen Candidaten verboten wurde, sich der Prüfung zu 
unterziehen, worauf auch wiederum die Staatsregierung unter dem 
14. November der Verordnung des erzbischöflichen Kapitelsvicariates 
jede rechtliche Wirksamkeit absprach. 

Wir theilen im Folgenden die neuen diesen Gegenstand be- 
treffenden Aktenstücke mit. 


l. Verordnung. Die allgemein wissenschaftliche Vorbildung 
der Geistlichen betreffend. 


Mit höchster Ermächtigung aus Grossherzoglichem Staatsmini- 
sterium vom Heutigen wird unter theilweiser Abänderung der Landes- 
herrlichen Verordnung vom 6. September 1867. verordnet: 

Die Prüfung über die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der 
Geistlichen kann schon nach zwei- und einhalbjährigem Universitäts- 
Studium abgelegt werden. 

Die Zulassung zur Prüfung erfolgt auf die Vorlage von Nachweisen 

1. über die Abiturienten-, beziehungsweise Maturitätsprüfung, 

2. über mindestens zwei- und einhalbjährige Universitätsstudien, 

3. über den Besuch von mindestens drei Vorlesungen aus dem 
Lehrkreise der philosophischen Facultät ($. 15. der höchsten 
Verordnung vom 1. Oktober 1869. über die Organisation der 
Gelehrtenschulen), und 

4. über den Besitz des Badischen Staatbürgerrechts. 

Eine schriftliche Prüfung in der lateinischen Sprache (Fertigung 


4, Vgl. Karlsruher Zeit. v. 17. Novemb. 1872. no. 273. 
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eines lateinischen Stils) und eine Prüfung über die Kenntniss der Staats- 
verfassung des Grossherzogthums sowie der rechtlichen Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate findet nicht mehr statt. 
Die der Prüfungs-Commission im Absatz 2. des $. 5. der höchsten 
Verordnung vom 6. September 1867. für die Beurtheilung des Prü- 
fungsergebnisses gegebene Weisung tritt ausser Kraft. 
Karlsruhe, den 2. November 1872. 
Grossherzogliches Ministerium des Innern. 
Jolly. vdt. Schenkel. 


9. Die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Geist- 
lichen betr. 


Nro. 9231. Wir bringen andurch dem hochw. Clerus der Erz- 
diöcese die gegen die im Gesetzes- und Verordnungsblatt für das 
Grossherzogthum Baden vom 2. d. M. Nro. XXXIX. publicirte Ver- 
ordnung Grossherzoglichen Ministeriums d. J. von ung bei Hochdem- 
selben eingelegte und motivirte Rechtsverwahrung mit dem Anfügen 
zur Kenntniss, dass hiernach die Erzbischöfliche Verordnung vom 14. 
September 1867. in Kraft bleibt. 

Freiburg den 7. November 1872. 

Erzbischöfliches Capitels-Vicariat. 
+ Lothar v. Kübel. 


Die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Geist- 
lichen betr. 


Nr. 9231. Grossherzoglichem Ministerium des Innern beehren 
wir uns ergebenst mitzutheilen: 

Zur Ausgleichung der über die landesherrliche Verordnung vom 
6. September 1867. zwischen der Staats- und Kirchenbehörde beste- 
henden Differenzen hat bekanntlich zwischen dem dortseitigen und 
diesseitigen Commissär im Februar d. J. eine Besprechung stattge- 
funden. Auf Grund derselben wurden uns durch den dortigen ver- 
ehrlichen Erlass vom 13. April d. J., Nr. 6297., Vorschläge zur Er- 
zielung des gewünschten Einverständnisses gemacht. Wie aus unserer 
darauf erfolgten ergebensten Erwiderung vom 6. Juni, Nr. 4678., und 
18. Juli d. J., Nr. 6091., hervorgeht, haben wir uns für verpflichtet 
gehalten in Berücksichtigung der hier obwaltenden Verhältnisse und 
der Wichtigkeit dieser Frage, den Apostolischen Stuhl vorerst sofort 
um Instruction zu bitten; aber sobald als möglich Hochdemselben den 
Wunsch ausgedrückt, dass diese Angelegenheit in beiderseitigem Ein- 
vernehmen geregelt werde. Da wir inzwischen um weitern, Aufschluss 
Seitens des hl. Stuhles ersucht worden sind, wurde uns Höchstdessen 
Entschliessung erst vor einigen Tagen zugestellt. Auf Grund derselben 
beabsichtigten wir sofort eine einlässliche Erwiderung auf den er- 
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wähnten dortigen Erlass vom 13. April d. J. Hochdemselben zukommen 
zu lassen und, soweit unsere Pflicht es gestattet, eine Verständigung 
über die Angelegenheit herbeizuführen. 

Die in Nr. XXXIX. des Gesetzes- und Verordnungsblattes vom 
2. d. M. publicirte dortige Verordnung in obigem Betreff vom 2. d. M. 
ist von Hochdemselben, ohne uns hierüber auch nur Kenntniss zu 
geben, ganz unerwartet erlassen worden und ehe die berührte, von 
diesseits in Aussicht gestellte Erwiderung erfolgen konnte. So er- 
scheint das schon im Interesse des Friedens früher beiderseits ge- 
wünschte Einvernehmen zur rechtlichen Regelung dieser Angelegenheit 
von dortseits als aufgegeben. 

Wir können unsere schmerzliche Ueberraschung über diesen und 
andere gleichzeitige Schritte Hochdesselben gegen die freie katholische 
Religionsübung, insbesondere gegen die Lehrthätigkeit von Mitgliedern 
religiöser Vereine, gegenüber unserer so vielfachen Bethätigung fried- 
licben Entgegenkommens nicht bergen. 

Im ausdrücklichen Auftrage resp. im Namen des Apostolischen 
Stuhles und unserer Pflicht gemäss legen wir andurch Verwahrung 
gegen die berührte Verordnung vom 6. September 1867. und vom 2. 
d. M. ein, weil dadurch das im göttlichen, natürlichen und positiven 
Rechte begründete unveräusserliche Recht der Kirche verletzt erscheint, 
die Erziehung und Heranbildung der Geistlichen selbstständig zu lei- 
ten, über deren Befähigung und Anstellung zum Kirchendienst frei zu 
entscheiden. 

Schon in den diesseitigen an Hochdasselbe gerichteten Erlassen 
vom 17. April, 25. Juli und 14. September 1867. (Erzb. Anz.-Bl. 1867. 
Nr. 14.) haben wir in ausführlicher Weise nachgewiesen, dass die be- 
rührte Verordnung von 1867. eine die freie Existenz und Wirksam- 
keit, sowie die Rechte der Kirche verletzende Einmischung des Staates 
in die Erziehung und Bildung, die Rechte und Anstellung der katho- 
lischen Kirchendiener involvirt. 

Der Bischof hat kraft göttlichen und positiven Rechtes die Be- 
fugniss und die Pflicht, seine Gehilfen in der Seelsorge resp. im Kir- 
chenamt, die Kirchendiener, selbstständig zu erziehen, ihnen sowohl 
eine gründliche, allgemein wissenschaftliche, als die zu ihrem Berufe 
erforderliche Bildung unter seiner Leitung ertheilen zu lassen, die 
Kirchendiener im Geiste der Kirche heranzubilden und sie nach be- 
stehendem kirchlichem Recht selbstständig im Kirchendienst anzu- 
stellen. Er ist hiernach nicht befugt, also auch nicht verpflichtet, 
diejenigen von der Bewerbung um Pfründen auszuschliessen, welche 
und weil sie eine von dem hier maassgebenden Rechte nicht verlangte 
resp. unzulässige Staatsprüfung nicht gemacht haben. 

Dieses Recht der Kirche und ihrer Diener ist noch in $. 7. und 
12. des Gesetzes vom 9. October 1860. garantirt. Auch der $. 9. des- 
selben (verglichen mit den Regierungsmotiven, sowie mit den Commis- 
sionsberichten beider Kammern) schreibt weder den »Studienkreis und 
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Aufenthaltsort der Theologen« vor, noch verlangt er von den Kirchen- 
dienern etwas Weiteres als denjenigen Nachweis der allgemein wissen- 
schaftlichen Vorbildung, wie er den Aspiranten der übrigen öffent- 
lichen Stellen obliegt. 

Diesen Nachweis von Seiten der katholischen Theologen haben wir 
bisher verlangt und werden wir diese kirchliche Forderung im In-' 
teresse der Kirche und der Gesellschaft nicht ausser Acht lassen. 

Die berührte Verordnung von 1867. verlangt aber von den Aspi- 
ranten des Kirehendienstes nicht blos den allgemein vorgeschrie- 
benen Nachweis über die bestandene Abiturienten- resp. Maturitäts- 
prüfung und über den Besuch von drei Vorlesungen aus dem Lehr- 
kreise der philosophischen Facultät, sondern schreibt überdies den- 
selben das Maass der weiter gehenden allgemein wissenschaftlichen 
Bildung, die Art des Erwerbes derselben an Staatsanstalten und deren 
Nachweis durch eine rein staatliche Prüfung vor einer staatlichen 
Commission vor. 

Die neuere dortseitige Verordnung vom 2. d.M. enthält allerdings 
einige mildernde Abänderungen der landesherrlichen Verordnung vom 
6. September 1867., indem hiernach die Vorlage eines lateinisch ge- 
schriebenen Curriculum vitae, die schriftliche Prüfung in der la- 
teinischen Sprache und über die Kenntniss der badischen Staaisver- 
fassung, sowie der rechtlichen Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staate entfällt, statt des Nachweises von mindestens drei- 
jährigen Universitätsstudien ein solcher von mindestens zwei- und ein- 
halbjährigemf$als genügend erklärt und statt der früher bestimmt und 
detaillirt vorgeschriebenen vier akademischen Vorlesungen nur die 
oben berührten drei verlangt werden. 

Mit Rücksicht auf die rechtliche Stellung der Kirche und die Be- 
rufsbildung der Geistlichen wurde in der erwähnten Besprechung der 
beiderseitigen Commissäre, resp. in dem dortigen verehrlichen Erlasse 
vom 13. April d. J. die Abordnung resp. Anwohnung eines Erzb. 
Commissärs zur fraglichen, dahier für die katholischen Theologen ab- 
zuhaltenden Prüfung. die Freiheit der Studirenden bei der Erwerbung 
der erforderlichen Kenntnisse, sowie die Befugniss derselben in Aus- 
sicht gestellt, dass die Candidaten die fragliche Prüfung in der Regel 
im, also vor Abschluss des fünften Semesters machen können. Diese 
uns zur Erklärung mitgetheilten Grundlagen zu einer Verständi- 
gung. sowie die von dortseits beabsichtigte Rücksicht auf die seit 1863. 
geweihten Priester sind in der Verordnung vom 2. d. M. aufgegeben 
worden. Dadurch ist die landesherrliche Verordnung von 1867. in 
keinem principiell wesentlichen Punkte abgeändert. Die Zulassung zu 
einem Kirchenamte ist auch hiernach von dem Besuche der Univer- 
sität und mehreren Vorlesungen der dort vom Staate angestellten 
Lehrer, sowie von einer sehr umfassenden Prüfung abhängig erklärt, 
welche ohne Mitwirkung der Kirche am Schlusse des Berufs- resp. 
Universitätsstudiums vor einer staatlichen Prüfungs-Commission »ge- 
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meinschaftlich von den evangelisch-protestantischen und katholischen 
Theelogen« zu erstehen ist. 

Da die Studirenden der Theologie bekanntlich die ganze Zeit des 
Universitätsstudiums, insbesondere aber die vier letzten Semester des- 
selben ihrer Berufsbildung vollständig zu widmen haben, im sechsten 
Semester aber, in welches nach der neuen Verordnung die berührte 
Staatsprüfung fallen würde, sich auf das am Schlusse desselben jeweils 
abgehaltene Examen pro Seminario vorbereiten müssen , so ist ohne 
die durchaus unzulässige Vernachlässigung der theologischen Berufs- 
bildung die Erstehung einer so umfassenden, für die Zukunft der Can- 
didaten so entscheidenden Staatsprüfung gerade in dieser Zeit nahezu 
unmöglich. 

In den berührten diesseitigen Erlassen von 1867. haben wir die 
Unzulässigkeit der Erstehung der fraglichen Staatsprüfung Seitens der 
bereits Ordinirten nachgewiesen. Der Vollzug dieser dortseitigen Ver- 
ordnung würde überdies den ohnehin fühlbaren Mangel an Geistlichen 
erheblich steigern. Dazu kommt, dass die Geistlichen im Geiste der 
Kirche, also nicht von Lehrern heranzubilden sind, welche der Kirche 
die hiewegen erforderliche Garantie nicht überall bieten. Wie er- 
wähnt, ist der Bischof für die Erziehung und Bildung der Geistlichen 
verantwortlich; er kann sich also deren Leitung nicht entschlagen 
und wir dürfen desshalb bei dem Vollzug der berührten, die Berufs- 
bildung der Geistlichen und die Seelsorge hemmenden Verordnung, 
welche also die Kirche, deren Freiheit und Rechte schädigt, nicht 
mitwirken. Desshalb sind wir auch Angesichts der dortigen Verord- 
nung vom 2. d. M. zu unserm grössten Bedauern nicht in der Lage, 
die Verfügung des hochseligen Erzbischofs Hermann vom 14. Sept. 
abzuändern,, wornach den Geistlichen und den Candidaten des geist- 
lichen Standes untersagt bleibt, sich irgendwie bei dieser Staatsprü- 
fung zu betheiligen. | 

Freiburg, den 7. October (?) 1872. 

+ Lothar Kübel. Vögele. 


8. Ministerium des Innern. 
Carlsruhe, den 14. November 1872. 
Die allgemein wissenschattliche Vorbildung der Geistlichen betr, 


Erzb.-Capitelsvicariate beehren wir uns auf den gefl. Erlass vom 
7. d. M. Nro. 9231. ergebenst zu erwidern: 

Wohldasselbe hat sich veranlasst gesehen, gegen die landesherr- 
liche Verordnung vom 6. September 1867. und die diesseitige Verord- 
nung vom 2. d. Mts., die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der 
Geistlichen betr., Verwahrung einzulegen und hat diese Rechtsver- 
wahrung dem Cierus der Erzdiöcese mit dem Anfügen zur Kenntniss 
gebracht, dass die Erzb. Verordnung vom 14. September 1867., wor- 
nach den Geistlichen und den Candidaten des geistlichen Standes 
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untersagt sei, sich irgendwie bei der Staatsprüfung über ihre allge- 
mein wissenschaftliche Vorbildung zu betheiligen, in Kraft bleibe, 
Dieser Erklärung Wohldesselben gegenüber müssen wir auf die Mini- 
sterial-Bekanntmachung vom 19. September 1867. — Centralverord- 
nungsblatt vom 3. Oktober Nro. 18. — hinweisen, wornach die vom 
Erzb. Capitelsvikariate erwähnte kirchliche Verordnung vom 14. Sep- 
tember 1867. als in staatsbürgerliche Verhältnisse eingreifend und 
obne Genehmigung des Staates erlassen, nach der Bestimmung in 
8. 15. Abs. 1. des Gesetzes vom 9. Oktober 1860. keine rechtliche 
Geltung in Anspruch nehmen kann. Wir vermögen daher auch der 
Erklärung Wohldesselben vom 7. November d. J. eine rechtliche Gel- 
tung nicht einzuräumen. 
(gez.) Jolly. 


‚r 


Wir schliessen hier an die 
Grosshergogliche Verordnung vom 6. September 1887., die 
allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen be- 
treffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog 
von Zähringen. 

Auf den unterthänigsten Vortrag Unseres Ministeriums des Innern 
haben Wir beschlossen und verordnen, wie folgt: 

8. 1. 

Der Nachweis einer allgemein wissenschaftlichen Vorbildung, von 
welchem nach $. 9. des Gesetzes vom 9. Oktober 1860., die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend '), 
die Zulassung zu einem Kirchenamte abhäügt, ist durch eine hiezu 
bestimmte Prüfung vor einer durch das Ministerium des Innern zu 
ernennenden Commission zu erbringen. 

Die Commission wird unter dem Vorsitz eines Mitgliedes des Mi- 
nisteriums des Innern aus Professoren der Universitäten, der poly- 
technischen Schule oder der Mittelschulen zusammengesetzt. 

8. 2. 

Die Prüfung findet jährlich zweimal, im Frühjahr und im Herbst, 
gemeinschaftlich für die evangelisch-protestantischen und die katho- 
lischen Theologen statt. Sie ist nach Beendigung der Universitäts- 
studien längstens binnen 1'/s Jahren abzulegen. Das Ministerium des 
Innern kann einen Candidaten ausnahmsweise auch später zu der 
Prüfung zulassen. - 

8. 8. 

Wer zur Prüfung zugelassen werden will, hat mit der Anmeldung, 
die im März beziehungsweise im August zu geschehen hat, vorzu- 
legen: 


ı) S. diese Zeitschrift Bd. I. S. 158. 
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1) ein lateinisch geschriebenes curriculum vitae; 

2) ein Zeugniss über die Abiturienten- beziehungsweise Maturitäts- 
prüfung; 

3) ein Zeuguiss über mindestens dreijährige Universitätsstudien, 
dabei den Nachweis über den Besuch von wenigstens 

zwei philologischen Vorlesungen, einer aus dem Gebiete der 
lateinischen, einer aus dem der griechischen Sprachforschung, 

einer Vorlesung über Philosophie, 

einer Vorlesung über Geschichte; 

4) den Nachweis über das Indigenat. 

Ausländer werden nur mit Genehmigung des Ministeriums 
des Innern zur Prüfung zugelassen. 
8. 4. 

In der Prüfung ist nachzuweisen: 

1) eine solche Kenntniss der lateinischen Sprache, dass der Can- 
didat ihm vorgelegte, nicht allzu schwierige Stellen aus Prosai- 
kern oder aus leichteren Dichtern übersetzen und sprachlich und 
sachlich erläutern, und einen lateinischen Styl nach deutschem 
Diktat ohne erhebliche Fehler fertigen kann; 

2) Kenntniss der griechischen 'Sprache, um Stellen aus leichteren 
Schriftstellern übersetzen und sprachlich und sachlich erläutern 
zu können; 

8) eine übersichtliche Kenntniss der Geschichte der Philosophie 
nach ihren Hauptepochen; 

4) Veberblick über die allgemeine Weltgeschichte, genauere Kennt- 
niss der Geschichte der europäischen Staaten, insbesondere Deutsch- 
lands seit dem Anfang des sechzehnten Jahrhunderts, so dass 
wenigstens die entscheidenden Thatsachen nach Jahreszahl und 
innerem Zusammenhang angegeben werden können; 

5) übersichtliche Kenntniss der deutschen Literaturgeschichte seit 
Klopstock und der wichtigsten Werke der deutschen Klassiker 
aus dieser Zeit; 

6) Kenntniss der Staatsverfassung des Grossherzogthums, insbe- 
sondere auch der rechtlichen Stellung der Kirchen und kirch- 
lichen Vereine im Staate. 

Ueber die unter Ziffer 1., 4. und 6. benannten Gegenstände findet 
eine schriftliche und mündliche, über die übrigen nur eine mündliche 
Prüfung statt. 

8. 5. 

Ueber das Ergebniss der Prüfung entscheidet die Prüfungscom- 
mission collegialisch. Sie stellt Denjenigen, welche bestanden sind, 
eine Urkunde darüber aus, in welcher zugleich die Leistungen des 
Cändidaten als vorzüglich, oder hinlänglich bezeichnet werden, und 
gibt Denjenigen, die nicht bestanden sind, Nachricht hievon. 

Wer in einem der unter $. 4., Ziffer 1., 4. und 6. bezeichneten 
Fächer nicht genügt, wird als nicht bestanden betrachtet, dagegen 
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kann ein Mangel in einem einzelnen der übrigen Fächer durch bessere 
Leistungen in einem andern ausgeglichen werden. 

Nach beendigter Prüfung erstattet die Commission Bericht an das 
Ministerium des Innern, in welchem die Candidaten unter Angabe der 
ihnen ertheilten Note nach der Reihenfolge ihrer Befähigung ange- 
führt werden. 

Das Ministerium macht Mittheilung davon an die betreffende 
Kirchenbehörde. j 

Wer in der Prüfung nicht bestanden ist, kann sich derselben noch 
einmal, frühestens nach Ablauf eines Jahres, unterziehen. 

Zum drittenmal wird Niemand zur Prüfung zugelassen. 

8. 6. 

Vorstehende Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1868. unter fol- 
genden Beschränkungen in Wirksamkeit. 

1) denjenigen Theologen, welche bereits im Jahre 1862. oder früher 
die theologische Prüfung vor dem evangelischen Oberkirchenrath be- 
standen haben, beziehungsweise nach abgelegtem Examen für das ka- 
tholische Priesterseminar zu Priestern geweiht worden sind, ist die 
vorstehend angeordnete Staatsprüfung hiemit erlassen; 

2) den später, aber vor Verkündigung dieser Verordnung Exa- 
minirten, beziehungsweise Geweihten wird das Ministerium des Innern 
die Prüfung erlassen, sofern sie innerhalb drei Monaten darum nach- 
suchen und entsprechende Nachweise ihrer allgemein wissenschaftlichen 
Vorbildung liefern; 

3) die Theologie-Studirenden beider Confessionen, welche sich zur 
Zeit der Verkündigung dieser Verordnung bereits im dritten oder 
einem späteren Semester befinden, können zur Prüfung zugelassen 
werden ohne den Nachweis, dass sie alle in $. 3. bezeichneten Vor- 
lesungen besucht haben. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 6. 


Sept. 1867. Friedrich. 
Jolly. Auf Sr. K. Hoheit allerhöchsten Befehl: 


Schreiber. 


I. 
Königlich Württembergisches Gesetz vom 28. März 1872. betref- 


fend die Aufhebung des Verbots der Trauung im Auslande. 


Karl 
von Gottes Gnaden König von Württemberg. 
Nach Anhörung Unseres Geheimenraths und unter Zustimmung 
Unserer getreuen Stände verordnen und verfügen Wir, wie folgt: 
Einziger Artikel. 
Die landesgesetzlichen Bestimmungen in Betreff des Verbots der 
kirchlichen Trauung im Auslande, und zwar das Generalrescript vom 
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N. Oktober 1741., die K. Verordnung vom 4. September 1808.,£die K. . 
Ormalresolution vom 16. Dezember 1812., die Ziff. 2. Abs. 2. und 8. 
er K. Verordnung vom 7. August 1819. sind aufgehoben. 

Unsere Minister der Justiz, des Innern und des Kirchen- und 
hulwesens sind mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 
Gegeben, Stuttgart den 28. März 1872. 
Karl. 
Der Justiz-Minister: Der Minister des Innern: 
Mittnacht. Scheurlen. 
Der Minister des Kirchen- und Schulwesens: 
Gessler. 
Auf Befehl des Königs: 
Der Kabinets-Chef 
Egloffstein. 


Il. 


Königlich Preussisches Gesetz vom 21. December 1872., be- 
treffend das zur Eheschliessung erforderliche Lebensalter, 
nebst Motiven. 


Gesetz, betreffend das zur Eheschliessung erforderliche Lebens- 
alter, vom 21. December 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Unserer Mo- 
narchie, für den ganzen Umfang derselben, mit Einschluss des Jade- 
gebiets, was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Das zur Eheschliessung erforderliche Lebensalter tritt bei Personen 
männlichen Geschlechts mit dem vollendeten achtzehnten, bei Personen 
weiblichen Geschlechts mit dem vollendeten vierzehnten Lebensjahre 
ein. Ausnahmen von dieser Vorschrift finden nicht statt. Alle ent- 
gegenstehenden Bestimmungen sind aufgehoben. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, -den 21. Dezember 1872. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürst von Bismarck. Graf von Roon. Graf von Itzenplitz. 
von Selchow. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphausen. Falk. 


Die Motive lauten: 

Das zur Schliessung einer Ehe erforderliche Lebensalter ist im 
Allgemeinen Landrecht Theil I. Titel 1. $. 37. dahin bestimmt, dass 
Mannspersonen nicht vor zurückgelegtem achtzehnten, Personen 
weiblichen Geschlechts nicht vor zurückgelegtem vierzehnten Jahre 
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heirathen sollen. Der im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
geltende Code civil Artikel 144. stimmt in ersterer Beziehung mit dem 
Landrecht überein, gestattet dagegen dem weiblichen Geschlecht die 
Verheirathung erst mit zurückgelegtem fünfzehnten Lebensjahre. 

In dem dritten Rechtsgebiete der Monarchie, dem Geltungsbereiche 
des gemeinen Rechts, fehlt es hierüber an einer gleichmässigen Be- 
stimmung. Das römische und kanonische Recht lassen die Fähigkeit 
zur Eheschliessung mit der Geschlechtsreife eintreten. Vielfach wird 
jedoch nach Gewohnheitsrecht oder partikulargesetzlichen Bestimmungen 
ein späterer Termin erfordert. Die in dieser Beziehung hauptsächlich 
in Betracht kommenden Rechtsnormen sind folgende: 

1) Provinz Schleswig-Holstein. Angehörige der christ- 
lichen Konfessionen werden zur Eheschliessung erst nach ihrer Konfir- 
mation zugelassen. Das für die letztere regelmässig erforderliche Lebens- 
alter von 16., beziehungsweise von 15. Jahren, bezeichnet daher auch 
den Termin der Ehemündigkeit. Juden können sich nach der Ver- 
ordnung für das Herzogthum Schleswig vom 8. Februar 1854. und 
nach dem Gesetze für das Herzogtbum Holstein vom 14. Juli 1868. 
erst nach abgelegter Religionsprüfung verheirathen, welche letztere der 
Regel nach erst nach vollendetem 15., beziehungsweise 14. Lebensjahre 
stattfindet. 

2) Gemeinrechtliches Gebiet der Provinz Hannover. 
Hier besteht abgesehen von dem Kurhessischen Rechte, welches in 
einigen vormals zu Kurhessen gehörigen Dörfern gilt (vergleiche unten 
zu 3a.), eine partikularrechtliche Bestimmung nur für das Fürstenthum 
Lüneburg, woselbst die Kirchenordnung von 1643. Kap. XIV. 88. 69. ff. 
das Alter der Heirathsfähigkeit auf das 16., beziehungsweise 12. Lebens- 
jahr festgesetzt hat. 

8) Provinz Hessen-Nassau. a) Für das Kurfürsten- 
thum Hessen hat die Verordnung vom 6. Februar 1822. bestimmt, 
dass Mannspersonen nicht vor dem zurückgelegten 22., Frauenspersonen 
nicht vor dem zurückgelegten 18. Lebensjahre zur Eheschliessung zu- 
gelassen werden sollen. b) Die Gemeinde-Gesetzgebung des Herzog- 
thums Nassau hat das Recht, durch Heirath eine Familie zu grün- 
den, von dem Besitze des Gemeindebürgerrechts und den Erwerb des 
letzteren von der Grossjährigkeit abhängig gemacht. Mannspersonen 
ist somit die Ehe erst nach erlangter Grossjährigkeit oder erfolgter 
Grossjährigkeits-Erklärung gestattet. c) Für die vormals Grossher- 
zoglich hessischen Landestheile hatte das Gesetz vom 19. Mai 
1852. das zur Verheirathung eines Mannes erforderliche Lebensalter 
auf das zwrückgelegte 25. I,ebensjahr festgesetzt, obwohl die Gross- 
jäbrigkeit nach der hessischen Gesetzgebung schon mit dem 21. Lebens- 
jahre eintrat. d) In den vormals hessen-homburgischen Ge- 
bietstheilen ist durch Verordnung vom 31. Januar’1835. das Heiraths- 
alter für Mannspersonen auf das 21. Lebensjahr festgesetzt. e) Nach 
dem Rechte der vormals freien Stadt Frankfurt a. M. bildet das 
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zurückgelegte 21. Lebenjahr die Altersgrenze wie für die Grossjährig- 
keit, so auch für die Heirathsfähigkeit der Männer, weil die Gründung 
‚eines Hausstandes durch vorgängige Aufnahme in eine Gemeinde be- 
dingt war, zu welcherin der Regel nur Grossjährige zugelassen wurden. 

4) Ostrheinischer Theil des Regierungsbezirks 
Coblenz. Gemäss der Mannigfaltigkeit der zu diesem Gebiete ver- 
einigten Territorien existiren innerhalb derselben nicht weniger als 
acht, das Heirathsalter betreffende Partikulargesetze, deren Aufführung 
im Einzelnen kein Interesse bietet. 

6) HohenzoJlernsche Lande. Nach der Gemeindegesetz- 
gebung des Fürstenthums Sigmaringen und der Landesordnung für das 
Fürstenthum Hechingen von 1693. konnten Mannspersonen der Regel 
nach erst nach erreichter Grossjährigkeit (welche im ersteren Rechts- 
gebiete mit dem vollendeten 24., in letzterem mit dem vollendeten 25. 
Lebensjahre eintritt) zu einer Ehe schreiten. 

Auf einen Theil der vorbezeichneten partikularrechtlichen Vor- 
schriften hat das Reichsgesetz vom 4. Mai 1868. über die Aufhebung 
der polizeilichen Beschränkungen der Eheschliessung ') (Bundesgesetzblatt 
Seite 149.) aufhebend oder modifizirend eingewirkt. Dasselbe schreibt 
insbesondere im $. 1., Absatz 2., vor: 

dass die Befugniss zur Verehelichung nicht wegen eines bestimmten, 

die Grossjährigkeit übersteigenden Alters beschränkt werden dürfe, 
nnd hat daher zweifelsohne die zu 3c. erwähnte Grossherzoglich hessi- 
sche Altersbestimmung ausser Kraft gesetzt. Aus gleichem Grunde wird 
nicht zu bestreiten sein, dass das nach kurhessischem Recht (oben zu 3a.) 
für Männer erforderte Lebensalter von 22. Jahren, welches mit dem 
kurhessischen Grossjährigkeitsalter zusammentraf, jetzt nicht mehr maass- 
gebend sein kann, nachdem das preussische Gesetz vom 9. Dezember 
1869. (Gesetz-Sammlung Seite 1177.) den Grossjährigkeitstermin auf 
das vollendete 21. Lebensjahr festgesetzt hat. Dagegen ist es ein 
Gegenstand berechtigter Zweifel, ob nunmehr dieser letztere Termin 
an die Stelle des in jenen partikularrechtlichen Bestimmungen fest- 
gesetzten Heirathsalters der Mannspersonen getreten, oder ob unter 
Beseitigung jener partikularrechtlichen "Beschränkungen der gemein- 
rechtliche Grundsatz, wonach die Ehemündigkeit mit der Pubertät ein- 
tritt, wieder maassgebend geworden ist. Eine Erörterung und Abwägung 
der für die eine und für die andere Ansicht sprechenden Gründe würde 
hier nicht am Orte sein. Es wird vielmehr der Hinweis auf die vor- 
handenen Zweifel um so mehr genügen, als die daraus sich ergebende 
Rechtsungewissheit nicht das alleinige Motiv der gegenwärtigen Gesetz- 
vorlage bildet, vielmehr schon die aller inneren Rechtfertißängsgründe 
entbehrende Verschiedenheit der in der Monarchie und zum Theil 
innerhalb einer und derselben Provinz bestehenden Vorschriften auf 
das Bedürfniss einer gleichmässigen gesetzlichen Festsetzung des zur 
Eheschliessung erforderlichen Lebensalters hinweist. 


1) S. diese Zeitschrift Band VIII. S. 373. 
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Der Gesetzentwurf folgt bei dieser Festsetzung dem Allgemeinen 
Landrecht und erfordert demgemäss für Männer das vollendete 18., 
für Frauenspersonen das vollendete 14. Lebensjahr. In letzterer Be- 
ziehung lässt sich nicht verkennen, dass der Termin des Code civil von 
15. Jahren mit der Sitte und den Lebensverhältnissen mehr in Einklang 
steht. Da es indessen bei Anschliessung an das französische Recht 
nicht wohl zu vermeiden sein würde, nach dessen Vorgange (Art. 145.) 
Dispensationen zuzulassen, so hat der Entwurf, um nicht die gesetz- 
liche Regel durch Gestattung von Ausnahmen zu durchbrechen, an der 
Altersbestimmung des Landrechts festgehalten, dabei aber ausdrücklich 
ausgesprochen, dass Ausnahmen von der gesetzlichen Vorschrift nicht 
stattfinden. Diese letztere Bestimmung bezweckt einerseits die nach 
dem Code civil zugelassenen Dispensationen zu beseitigen und anderer- 
seits es ausser Zweifel zu stellen, dass die dem Charakter der Ehe 
widerstreitende Bestimmung im $. 66. des Anhangs zum Allgemeinen 
Landrecht ausser Kraft tritt. 


IV. 


Königlich Bayrische Verordnungen vom 24. October 1872, 
die kirchlichen Proclamationen betreffend. 


1. Königliche Verordnung v. 24. October 1872., die Verein- 
fachung des Proclamationswesens in den Consistorialbezirken 
diesseits des Rheins betreffend. 


Ludwig II. 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, Herzog von 
Bayern, Franken und in Schwaben etc. 

Wir haben euere berichtlichen Vorschläge über die Vereinfachung 
des kirchlichen Proclamationswesens in den Consistorialbezirken dies- 
seits des Rheins mit Rücksicht auf die Berathung und gutachtliche 
Aeusserung der letzten vereinigten protestantischen General-Synode zu 
Ansbach einer näheren Würdigung unterstellen lassen und verfügen 
hierauf was folgt. 


I. 

1) Hinsichtlich der beantragten gleichzeitigen Vornahme der kirch- 
lichen Proclamation mit der Bekanntmachung des beabsichtigten 
Ehe-Abschlusses durch die Gemeindebehörden nach dem Gesetze 
vom 1 April 1868. über Heimath, Verehelichung und Aufenthalt 
verweisen Wir auf die hierüber unterm heutigen Tage von Uns 
erlassene besondere Allerhöchste Entschliessung. 

2) Da, wo nicht gesetzliche Vorschriften etwas Anderes base 
kann bei der kirchlichen Proclamation eines der drei Aufgebote 
auch gelegentlich eines Wochengottesdienstes vorgenommen werden. 
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3) Die Dispensation vom dritten kirchlichen Aufgebot wird den De- 
canaten ausschliesslich überwiesen und kann solche nur dann ver- 
sagt werden, wenn hiezu besondere triftige Gründe vorliegen. 

Von den ertheilten Dispensationen ist dem vorgesetzten Consi- 
storium am Schlusse eines jeden Quartals übersichtliche Anzeige 
zu erstatten. 

4) Die Gebühr für Dispensationen vom dritten kirchlichen Aufgebot 
wird auf Einen Gulden ermässiget. 

II. 

Die nähere Würdigung der von der General-Synode begutachteten 
Anträge bezüglich einer künftigen definitiven Regelung des kirchlichen 
Proclamationswesens kann erst bei einer Revision der zur Zeit be- 
stehenden bürgerlicheu Gesetzgebung über die Ehe eintreten und muss 
diesem Zeitpunkte vorbehalten bleiben. 

Ihr habt hiernach das Weitere zu verfügen und die Pfarrämter 
geeignet anzuweisen. 

Partenkirchen den 24. October 1872. 

(gez.) Ludwig. 

An das k. protestantische Oberconsistorium. (gez.) Dr..v. Lutz. 
Auf Königlich Allerhöchsten Befehl 
der Generalsecretär Ministerialrath 

(gez.) von Bezold. 


2. Königliche Verordnung vom 24. October 1872., die Vor- 
nahme der kirchlichen Proclamationen betreffend. 


Ludwig II. 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, Herzog von 
Bayern, Franken und in Schwaben etc. 

Wir finden uns bewogen, hinsichtlich der Vornahme der kirchlichen 
Proclamationen in den Gebietstheilen diesseits des Rheins zu verfügen 
was folgt. 

I. 

Die Vornahme der kirchlichen Proclamation ist durch die vorgängige 
Ausstellung und Vorlage des nach Art. 33. des Gesetzes vom 16. April 
1868. über Heimath, Verehelichung und Aufenthalt vorgeschriebenen 
Verehelichungszeugnisses nicht bedingt. 

Dieselbe kann von den Brautleuten gleichzeitig mit der Bekannt- 
machung des beabsichtigten Eheabschlusses durch die Gemeindebehörden 
(Art. 85. des angeführten Gesetzes) unter Vorlage eines einfachen von 
der Gemeindebehörde auszustellenden Nachweises, dass die Civil-Procla- 
mation verfügt sei, beantragt werden. = 

II. 

Dem Antrage auf Vornahme der kirchlichen Proclamation ist von 

den zuständigen Pfarrämtern sofort zu entsprechen. 
Il. 
Die: Vornahme der Trauung oder Einsegnung der Ehe durch den 
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Geistlichen darf gemäss der Bestimmungen der Art. 38., 38. Abs. 2. 
‚und 89. des Gesetzes vom 16. April 1868. über Heimath, Verehelichung 
und Aufenthalt, dann des Art. 18. des Gesetzes vom 26. Dezember 
1871., den Vollzug der Einführung des Strafgesetzbuches für das deut- 
sche Reich in Bayern betreffend, erst dann erfolgen, wenn das von der 
zuständigen Behörde ausgestellte Zeugniss vorgelegt worden ist, dass 
gegen die beabsichtigte Ehe kein gesetzliches Hinderniss bestehe. 
Partenkirchen, den 24. October 1872. 
(gez.) Ludwig. 
(gez.) Dr. v. Lutz. (gez.) v. Pfeufer. 
An das k. protestantische Oberconsistorium. 
Auf Königlich Allerhöchsten Befehl 
der Generalsecretär Ministerialrath 
(gez.) von Bez old. 


NV 


Synodalordnung vom 298. August 1872. und Gesetz vom 31. 
Januar 1873. für die vereinigte evangelische Kirche von 
Waldeck und Pyrmont. 


1. Synodalordnung für die vereinigte evangelische Kirche der 
Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont. 


8. 1. Die vereinigte evangelische Kirche der Fürstenthümer Waldeck 
und Pyrmont bildet einen Theil der evangelischen Gesammtkirche Deutsch- 
lands, steht daher auf dem Grunde der heiligen Schrift und bleibt in 
Uebereinstimmung mit den Grundsätzen der Reformation, wie dieselben 
in deren Bekenntnissen, namentlich der Augsburgischen Confession ent- 
halten sind. — 8. 2. Der evangelische Landesherr übt die ihm zuste- 
henden Episcopalrechte nach den Bestimmungen dieses Gesetzes sowie 
der höchsten Verordnung vom 2. März 18583., die Organisation des Con- 
sistorii betr., und der Gemeindeordnung für die evangelische Kirche 
der Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont vom 1. August 1857. aus. 


Abschnitt I. Vonden Kreissynoden. 


8. 3. Die Kirchengemeinden eines Kirchenkreises bilden die Kreis- 
gemeinde, welche durch die Kreissynode vertreten wird. — $. 4. Die 
Kreissynode besteht aus sämmtlichen ein Pfarramt in dem Kirchkreise 
definitiv verwaltenden Geistlichen und einer der Zahl der Pfarrstellen 
gleichen Anzahl von Laiendeputirten. Die letzteren sind von den welt- 
lichen Mitgliedern der Kirchenvorstände aus ihrer Mitte oder aus der Zahl 
der früheren Kirchenvorsteher durch absolute Mehrheit der Anwesenden 
in geheimer Abstimmung auf die Dauer von 3. Jahren zu wählen, in 
der Art, dass jede Gesammtgemeinde so viele Deputirte wählt als Pfarrer 
für sie zu berufen sind. Als Gesammtgemeinde in diesem Sinne gelten 
alle Gemeinden, welche einen gemeinsamen Kirchspielsvorstand haben 
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oder unter Einem Pfarrer zu einem Pfarrsystem vereinigt sind. — Nach 
Verlauf der Wahlperiode können die Deputirten wieder gewählt werden. 
Diejenigen Geistlichen im Kirchenkreise, welche kein Pfarramt ver- 
walten, können an den Verhandlungen der Synode mit nur berathender 
Stimme Theil nehmen. — Die Mitglieder des engeren und weiteren 
Consistoriums sind berechtigt jeder Sitzung beizuwohnen und müssen 
auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden, sofern dadurch nicht 
ein begonnener Vortrag unterbrochen wird. — $. 5. Die Verhandlungen 
der Synode sind, so weit die Synode selbst in einzelnen Fällen nicht 
ein anderes beschliesst, Öffentlich. — 8. 6. Zum Wirkungskreise der 
Kreissynoden gehört: 1) die Mitaufsicht über die Gemeinden, Geist- 
lichen und andere in kirchlichen Aemtern stehende Personen , soweit 
ee sich um deren sittlichen Lebenswandel handelt. 2) Erwägung 
der den kirchlichen und sittlichen Zustand des Kreises betreffenden -» 
Erfahrungen und Bedürfnisse, besonders in Bezug auf Gottesdienst, 
Religionsunterricht, Sittenzucht und Armenwesen auf Grund der in den 
Synoden erstatteten Berichte oder eigener Wahrnehmung. 3) Bera- 
thung und Beschlussfassung über Anträge, Wünsche und Beschwerden, 
welche an das Consistorium oder die Landessynode gebracht werden 
sollen, und Erledigung der von dem Consistorium gemachten Vorlagen. 
4) Die Entscheidung in der Rekursinstanz über die streitige kirchliche 
Stimmberechtigung von Gemeindemitgliedern des Kirchenkreises und über 
die bestrittene kirchliche Qualification zum Kirchenvorsteher ; 5) Die Mit- 
aufsicht über die in den Gemeinden bestehenden Anstalten und Vereine 
für christliche Liebeswerke, soweit dieselben überhaupt kirchlicher 
Pflege oder Controle unterworfen sind. 6) Die Wahl der Kirchenvorsteher 
in dem Falle, wenn in einer Gemeinde ein zweimaliger Wahltermin wegen 
Nichterscheinens der Wahlberechtigten oder Verweigerung der Wahl 
Seitens der erschienenen Wahlberechtigten ohne Erfolg geblieben ist. 
7) Die Wahl der Abgeordneten zur Landessynode. — 8.7. Die 
Kreissynode versammelt sich jährlich einmal. Der Vorstand bestimmt 
Zeit und Ort. Die Berufung geschieht durch den Vorsitzenden wenig- 
Stens vier Wochen vor dem Zusammentritt und ist dem Consistorium 
zugleich mit den vom Vorstand aufgestellten Gegenständen der Ver- 
handlung anzuzeigen. Die letzteren sowie die Vorlagen des Consisto- 
riums sind auch den Kirchenvorständen vor dem Zusammentritt der 
Synode mitzutheilen. Besondere Referenten ernennt der Vorsitzende. 
Ort und Zeit der Kreissynode sind nach deren Berufung den Gemeinden 
von der Kanzel zu verkünden. — Die Versammlung dauert gewöhnlich 
äur einen Tag. Für eine längere Dauer ist die vorherige Genehmigung 
des Consistoriums erforderlich. — $. 8. Die Kreissynode wird ausser- 
ordentlich berufen: 1) nach Ermessen ihres Vorstandes, welcher von 
der Berufung dem Consistorium Anzeige zu machen hat; 2) auf 
Anordnung des Consistoriums. — $. 9. Die Kreissynode entscheidet 
über die Gültigkeit der Wahlen ihrer Mitglieder. — $. 10. Zum Vor- 
Sitzenderm in der Kreissynode wird aus ihren geistlichen Mitgliedern 
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durch absolute Stimmenmehrheit aller Anwesenden eines auf 3. Jahre 
gewählt. Kommt bei der ersten Abstimmung eine absolute Mehr- 
heit nicht zu Stande, so wird zu einer zweiten Abstimmung ge- 
schritten, bei welcher nur unter denjenigen beiden Geistlichen zu wählen 
ist, welche bei der ersten die meisten Stimmen erhalten haben. Der- 
jenige, welcher bei dieser Wahl die meisten Stimmen erhält, ist als der 
Gewählte anzusehen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Loos. — 
— Hierauf wählt die Synode durch relative Stimmenmehrheit aus ihrer 
Mitte zwei Schriftführer. — $. 11. Die Beschlüsse der Kreissynode 
werden durch Mehrheit der Stimmen gefasst, bei Stimmengleichheit 
entscheidet der Vorsitzende Zur Fassung eines Beschlusses wird die 
Anwesenheit von wenigstens °/s der Mitglieder erfordert. — 8. 12. Die 
Verhandlungen werden protokollirt und die Protokolle von den erwähl- 
ten Schriftführern und dem Vorsitzenden unterzeichnet. Die Protokolle 
sind in Abschrift dem Consistorium und die von der Synode gefassten 
und vom.Consistorium genehmigten Beschlüsse den einzelnen Gemeinden 
des Kreises zur Nachachtung mitzutheilen. — $. 13. Ausser dem Vor- 
sitzenden wählt die Synode (in derselben Weise wie diesen) ein geist- 
liches und ein weltliches Mitglied auf 3. Jahre, welche mit dem Vor- 
sitzenden zusammen den Synodalvorstand bilden. Das geistliche Mit- 
glied ist zugleich Vertreter des Vorsitzenden. Für das geistliche und 
weltliche Mitglied werden von der Kreissynode Stellvertreter gewählt. 
— 8.14. Die Befugnisse und Pflichten des Vorstandes sind: 1) Vor- 
bereitung der Versammlung der Kreissynode und ausserordentliche Be- 
rufung derselben. 2) Ausführung der von der Synode gefassten Be- 
schlüsse. 3) Vermittelung des Werkehrs der Kreissynode mit dem 
Consistorium, der Landessynode, den Kirchenvorständen und einzelnen 
Personen. 4) Annahme von kirchlichen Petitionen und Beschwerden 
Einzelner oder der Gemcinden, Begutachtung und event. Empfehlung 
derselben bei der Kreissynode, der Landessynode, dem Consistorium. 
5) Gütliche Ausgleichung von Differenzen zwischen Geistlichen, Kir- 
chenvorstehern und Gemeinden im Auftrage der Kreissynode und 
unter Zustimmung des Consistoriuuss. 6) Vertretung der Kreissynode 
in dem Falle des 8.6. Nr. 6., sofern ein Zusammentritt der Kreissynode 
in den ersten 2. Monaten nach erfolglos gebliebenem zweiten Wahl- 
Termin nicht stattfindet. — $. 15. Der Vorstand kann mündlich oder 
schriftlich berathen und beschliessen. Ueber mündliche Verhandlungen 
führt derselbe Protokoll. — $. 16. Die Mitglieder der Kreissynoden 
“ beziehen Tagesgebühren und Vergütung der Reisekosten. Das Nähere 
darüber wird durch besondere Verordnung bestimmt. — $. 17. Die 
Kirchengemeinden des Fürstenthums Pyrmont werden durch eine eigene 
Kreissynode vertreten. 


Abschnitt Il. Von der Landessynode. 


Die Gesammtheit der Kirchengemeinden bildet die Landesgemeinde 
oder Landeskirche, welche durch die Landessynode vertreten wird. 
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8. 19. Die Landessynode besteht: 1) aus zwei vom Fürsten auf Vor- 
schlag des weiteren Consistoriums zu ernennenden geistlichen oder 
weltlichen Mitgliedern. 2) aus 14. zur Hälfte geistlichen zur Hälfte 
weltlichen von den Kreissynoden zu wählenden Abgeordneten, von wel- 
chen jede der drei Kreissynoden des Fürstenthums Waldeck je vier — 
zwei geistliche und zwei weltliche — die Kreissynode des Fürstenthums 

Pyrmont aber zwei — einen geistlichen und einen weltlichen Abge- 
 ordneten, zu wählen hat. — $. 20. Jede Kreissynode hat ausser den 
Abgeordneten und zugleich mit diesen 2. Ersatzmänner (Stellvertreter) 
und zwar einen Geistlichen und einen Weltlichen zu wählen. — $. 21. 
Wählbar zu geistlichen Abgeordneten und Stellvertretern sind alle, 
welche den geistlichen Beruf innerhalb der Landeskirche seit mindestens 
zwei Jahren ausüben. Wählbar zu weltlichen Abgeordneten und Stell- 
vertretern sind diejenigen, welche zu Kirchenvorstehern gewählt werden 
können. — $. 22. Die Wahl der Abgeordneten zur Landessynode und 
der Ersatzmänner erfolgt in geheimer Abstimmung durch Stimmzettel 
nach absoluter Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder der Kreis- 
synode auf eine Dauer von 3. Jahren. Wenn bei der ersten Abstim- 
mung eine Wahl nicht zu Stande kommt, so ist nach Analogie des 
$. 10. alin. 1. zu verfahren. — $. 23. Die Ausschliessung aus der 
Landessynode darf erfolgen, wenn ein Mitglied der Synode den Ge- 
schäften derselben eich beharrlich und ohne genügenden Grund entzieht 
oder durch sein Betragen des ihm erwiesenen Vertrauens sich unwürdig 
gezeigt hat. — Zu einem solchen Beschlusse ist jedoch eine Mehrheit 
von drei Viertel sämmtlicher Mitglieder der Synode erforderlich. — 
Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt, wenn ein Mitglied der Landes- 
synode an deren Besuch dauernd verhindert ist, oder ausgeschlossen 
wird, oder stirbt, so tritt der in dem betr. Kreise gewählte geistliche 
bez. weltliche Ersatzmann als Abgeordneter ein. Die nächstdem zu- 
sammentretende Kreissynode nimmt die Neuwahl eines Ersatzmanns, 
oder, wo nöthig, eines Abgeordneten und Ersatzmanns vor. Diese 
Neuwahl hat nur so lange Gültigkeit, als die ursprüngliche Wahlzeit 
des ausgeschiedenen Mitgliedes noch dauert. — 8. 24. Die Synode 
prüft die Vollmachten ihrer Mitglieder und entscheidet über die Gül- 
tigkeit der Wahlen. — 8. 25. Zum Eintritt in die Synode kann den 
Geistlichen der Urlaub nicht versagt werden. — Für ihre Vertretung 
im Amte sorgt der betr. Superintendent mit Hülfe der übrigen Geist- 
lichen des Kreises. — $. 26. Die Synode versammelt sich alle drei 
Jahre. Die dreijährige Synodalperiode wird von der Eröffnung der 
einen ordentlichen Synode bis zur Eröffnung der folgenden gerechnet. 
Bei ihrer Berufung ist dahin zu sehen, dass die Versammlungen mit 
denen des Landtags nicht zusammen fallen. — $. 27. Ausserordentliche 
Synoden werden nach Ermesser des Kirchenregiments berufen. — $. 28. 
Für jede ordentliche Synode wird eine neue Wahl beziehungsweise Er- 
nennung vorgenommen, bis zu deren Vollziehung der Auftrag der frü- 
heren Abgeordneten fortdauert. Die bisherigen Mitglieder können 
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wieder gewählt werden. Für die ausserordentlichen Synoden gelten 
die Wahlen und Ernennungen zu der letzten ordentlichen Synode. — 
8. 29. Die Berufung der Synode geschieht im Auftrage des Fürsten 
durch das weitere Consistorium, welches dabei zugleich den jedesmaligen 
Ort der Zusammenkunft zu bestimmen hat. Von der Berufung ist der 
Staatsbehörde durch das Consistorium Anzeige zu machen. — $. 80. 
Am Sonntage vor der Eröffnung der Synode soll in allen evangelischen 
Kirchen des Landes am Schlusse des Hauptgottesdienstes eine Fürbitte 
für die Synode gehalten werden. — $. 31. Die Eröffnung und die 
Schliessung der Synode geschieht durch den Fürsten in Person oder 
durch einen Beauftragten desselben. — $. 32. Die Synode wird eröffnet 
und ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. 
— $. 33. Die einzelnen Sitzungen der Synode sind mit Gebet einzu- 
leiten, die letzte derselben auch mit Gebet zu schliessen. — $. 34. Die 
Synode wählt nach ihrer Eröffnung in geheimer Stimmgebung nach 
Analogie des $. 10. alin. 1. einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter 
desselben, sowie einen Schriftführer, welcher nicht Mitglied der Synode 
zu sein braucht. — Bis die Wahl vollzogen ist, führt das älteste Mit- 
glied den Vorsitz und übernimmt das jüngste Mitglied die Schrift- 
führung. — $. 85. Bei dem Eintritt in die Synode hat jedes Mitglied 
folgende feierliche Versicherung abzugeben: >»Ich gelobe vor Gott, 
bei meinem Wirken in der Synode die bestehende Ordnung der ver- 
einigten evangelischen Kirche des Landes zu wahren und, soviel Gott 
Gnade giebt, dahin mitzuwirken, dass die Kirehe in allen Stücken 
wachse an dem, der das Haupt ist, Christus.« — $. 36. Jedes Mitglied 
der Synode ist Vertreter der ganzen vereinigten evangelischen Landes- 
kirche und an Aufträge und Vorschriften nicht gebunden. — 8. 37. 
Die Beschlüsse der Synode werden durch absolute Stimmenmehrheit 
der anwesenden — cfr. 8.32. — Mitglieder gefasst. Wenn sich Stimmen- 
gleichheit ergiebt, so wird die Abstimmung in der folgenden Sitzung 
wiederholt. Führt auch die zweite Abstimmung zu keinem Beschluss 
durch Stimmenmehrheit, so ist der zur Abstimmung gebrachte Antrag 
als abgelehnt zu betrachten. Seine Stimme hat jeder persönlich abzu- 
geben. — $. 38. Die Mitglieder des engern und weitern Consistoriums 
sind berechtigt, jeder Sitzung der Synode beizuwohnen und müssen 
auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden, sofern dadurch ein 
begonnener Vortrag nicht unterbrochen wird. Dasselbe gilt von den 
Bevollmächtigten, welche das Landes-Directorium zu den Versamm- 
lungen der Synode im Interesse des Staats abzuordnen für erforderlich 
halten möchte. — $. 39. Die Sitzungen der Synode sind Öffentlich. 
Die Geschäftsordnung bestimmt, unter welchen Bedingungen vertrauliche 
Sitzungen stattfinden können. — Die über die Verhandlungen in den 
öffentlichen Sitzungen aufgenommenen Protokolle sollen durch den Druck 
veröffentlicht werden. — $. 40. Die Synode berathet und beschliesst 
über die Angelegenheiten der gesammten vereinigten evangelischen 
Kirche des Landes. Siehe jedoch $. 51. Sie hat die Befugniss, die 
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Vorlage von Gesetzen beim Consistorium zu beantragen; ihr steht das 
Recht zu, bei der kirchlichen Gesetzgebung mitzuwirken, dergestalt, 
dass kirchengesetzliche Normen — namentlich auf dem Gebiete des 
Cultus, der Kirchenzucht und der Verfassung — ohne ihre Zustimmung 
nicht erlassen werden können. Desgleichen können neue Religions- 
lehrbücher, Gesangbücher und Agenden nicht eingeführt werden, bevor 
sie von der Synode nach Inhalt und Fassung genehmigt sind. — Uebri- 
gens soll, auch wenn mit der Synode die Einführung neuer Formen 
des Gottesdienstes, oder neuer Religionsbücher, Katechismen und 
Agenden vereinbart ist, doch keine Gemeinde zu einer Aenderung 
dessen, was in dieser Beziehung bei ihr besteht, genöthigt werden. — 
Die Aenderung unterbleibt für die einzelne Gemeinde, wenn von stimm- 
berechtigten Gemeindegliedern, deren Anzahl jedoch doppelt so gross 
sein muss, als die der Kirchenvorstände, ein Antrag auf Befragung der 
Gemeinde gestellt wird, und die letztere sich gegen die Aenderung 
erklärt. Die Erklärung der Gemeinde erfolgt durch Beschluss einer 
Versammlung, welche aus den Kirchenvorstehern und einer der drei- 
fachen Zahl der letztern gleichkommenden, von der Gemeinde zu die- 
sem Zwecke zu wählenden Anzahl von stimmberechtigten Gemeinde- 
gliedern besteht. — $. 41. Zur Wirksamkeit der Synode gehört ferner: 
1. die Bewilligung der allgemeinen Ausgaben zu kirchlichen Zwecken 
und der Deckungsmittel. — Diese letzteren werden auf Grund der 
Vorschläge des Consistoriums durch Kirchensteuern (Umlagen auf die 
Mitglieder der Kirche) aufgebracht, welche in Zuschlägen zu den di- 
rekten Staatssteuern bestehen und auf diese nach gleichen Procent- 
sätzen gelegt sein müssen. Diese Zuschläge werden, sobald die Um- 
lagerollen von der Landesregierung für exekutorisch erklärt sind, in 
derselben Weise, wie die übrigen Steuern erhoben; — 2. das Recht 
der Beschwerde in Betreff der Amtsführung des Consistoriums, insbe- 
sondere auch bei seiner Aufsicht über die untern Beamten und das 

Kirchengut; — 3. die Wahl des Synodalausschusses. — $. 42. Die mit 
Zustimmung der Synode vereinbarten Gesetze treten erst dann in Kraft, 
wenn dieselben vom Fürsten in seiner Eigenschaft als Landesbischof 
bestätigt und von dem Consistorium, mit ausdrücklicher Bezugnahme 
auf die erfolgte Zustimmung der Synode verkündet sind. Die Verkün- 
digung geschieht durch das Regierungsblatt und die kirchliche Gesetz- 
und Verordnungs-Sammlung. — $. 43. Die authentische Interpretation, 
Aenderung oder Aufhebung der im Gebiete des Kirchenwesens erlassenen 
Gesetze kann vom Fürsten nur in Uebereinstimmung mit der Synode 
geschehen. — 8. 44. Vorstellungen jeder Art müssen schriftlich an die 
Synode gebracht werden; in der Versammlung dürfen nur Mitglieder 
dieselben persönlich überreichen. — $. 45. Der Fürst vertagt und 
schliesst die Synode. Er kann sie auflösen. — Im Falle der Auflösung 
wird die Berufung einer neuen Synode innerhalb Jahresfrist erforder- 
lich. — Die Auflösung bewirkt, dass alle durch Wahl berufenen und 
die ernannten Mitglieder ihre Eigenschaft verlieren mit Ausnahme der 
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zum Synodalausschusse gewählten. — 8. 46. Die näheren Bestimmungen 
über die Behandlung der Geschäfte in der Synode wird eine zwischen 
dem Consistorium und der Synodal-Versammlung zu vereinbarende Ge- 
schäftsordnung feststellen. — 8. 47. Die Mitglieder der Synode er- 
halten Tagegelder und Vergütung der Reisekosten. — $. 45. Vor dem 
Schlusse der Synode wird ein aus drei Mitgliedern derselben bestehen- 
der Synodal-Ausschuss gebildet, darunter wenigstens Ein Geistlicher. 
Die Wahl geschieht durch absolute Stimmenmehrheit der AS’wesenden. 
— Zugleich wählt die Synode für je ein geistliches bez: weltliches 
Mitglied des Ausschusses Stellvertreter, die im Fall der Verhinderung 
einzutreten haben, der Ausschuss wählt einen Vorsitzender. — $. 49. 
Dieser Ausschuss ist in Wirksamkeit, bis der nächste Ausschuss ge- 
bildet ist. — $. 50. Der Synodal-Ausschuss hat an folgenden Bera- 
thungen und Entschliessungen des weiteren Consistoriums Theil zu 
nehmen: 1. über die Vorschläge zur Besetzung der Pfrrreien und 
Superintendenturen ; — 2. über Auflösung und Neubildung von Kirchen- 
verbänden; 3. über provisorische Verfügungen in solchen Angelegen- 
heiten, welche ihrer Natur nach zur Competenz der Synode gehören, 
und dieser bei ihrer nächsten Zusammenkunft zur Genehmigung vorzu- 
legen sind; 4. in Disciplinaruntersuchungen gegen Geistliche wegen 
schwerer Vergehen in zweiter Instanz, an Stelle der im $. 7. der Ver- 
ordnung vom 22. Juli 1859. bezeichneten zwei Superintendenten und 
des daselbst erwähnten Mitglieds des Richterstandes, sowie in Disci- 
plinaruntersuchungen gegen Kirchenbeamte in 2. Instanz, wenn auf 
Dienstentlassung angetragen ist. — Bei Stimmengleichheit entscheidet 
der Vorsitzende des Consistoriums. — Der Synodalausschuss hat ferner 
.aus seiner Mitte ein geistliches Mitglied zu wählen, welches an den 
Prüfungen der Candidaten Theil nimmt. — $. 5l. Das Consistorium, 
für dessen Rechte und Pflichten die höchste Verordnung vom 2. März 
1853., soweit dieselbe nicht durch diese Synodalordnung modificirt ist, 
maassgebend ist. wird 1. die der Synode zu machenden Gesetzesvorlagen 
vorbereiten; 2. Mittheilungen machen über die wichtigerea Ereignisse, 
welche seit dem Schlusse der vorhergegangenen Synode auf kirchlichem 
Gebiete vorgekommen sind; 8. den Vorschlag über die Mittel, welche 
zur Deckung der allgemeinen kirchlichen Bedürfnisse erforderlich sind, 
aufstellen und vorlegen; 4. Nachweisung über vorschriftsmässige Ver- 
wendung der für die abgelaufene Finanzperiode bewilligt gewesenen 
Mittel geben. — $. 52. Für die nach der ersten ordentlichen Synode 
zusammentretenden beiden folgenden Versammlungen wird eine Revision 
dieses Gesetzes vorbehalten, wobei die desfallsigen Beschlüsse durch 
absolute Mehrheit der anwesenden Mitglieder (cfr. $. 32.) gefasst werden 
dürfen. Spätere Aenderungen dieses Gesetzes bedürfen einer Mehrheit 
von 3/« der Stimmen. — $.53. Das zu kirchlichen Gesetzen erforderliche 
Placet des Landesherrn bleibt in bisheriger Weise fortbestehen. 

Die vorstehende Synodalordnung, auf der im Juli v. J. gehaltenen 
Vorsynode mit den Abgeordneten der vereinigten evangelischen Kirche 
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der Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont vereinbart und am 29. August 
v.J. von Serenissimo genehmigt, wird im Höchsten Auftrage Sr. Durch- 
laucht des Fürsten als Gesetz biermit verkündigt. 
Aroisen am 18. Februar 1873. 
Fürstlich Waldeckisches Consistorium. 
- Gleisner. 


2. Geset:, betreffend die Synodalordnung für die vereinigte 
Ki che der Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont. 


Wi: Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordner auf Grund des mit Waldeck-Pyrmont am 18. Juli 1867. ab- 
geschlossenen Vertrages, mit Zustimmung Seiner Durchlaucht des Fürsten 
zu Waldeck und Pyrmont, sowie des Landtags der Fürstenthümer, was 
folgt: — Der Synodalordnung für die vereinigte evangelische Kirche 
der Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont vom 29. August 1872. wird 
hierdurcu hinsichtlich des im $. 41. gedachter Synodalordnung in An- 
spruch genommenen kirchlichen Besteuerungsrechtes die staatliche Ge- 
nehmigunr unter nachfolgender Bestimmung ertheilt: Beschlüsse 
über Aufbringung der zur Deckung kirchlicher Bedürfnisse erforder- 
lichen Geldmittel, sowie über die auf die Gemeinden zu vertheilenden 
Leistungen können erst dann vollstreckt werden, wenn sie von der 
Staatsbehörde für vollzugsreif erklärt worden sind. Zu diesem Zweck 
sind die von den kirchlichen Organen aufgestellten Umlagerollen dem 
Landes-Direktor einzureichen, welcher dieselben mit Rücksicht auf die 
rechtliche Natur der geforderten Leistung, die Richtigkeit des Contri- 
butionsfusses und die Leistungsfähigkeit der Pflichtigen prüft und even- 
tuell für exekutorisch erklärt. — Der Betrag der zu erhebenden Geld- 
mittel darf 1Ys Procent der gesammten direkten Staatssteuern in Einem 
Jahre in keinem Falle übersteigen. Für den Fall, dass ein diesen 
Procentsatz übersteigender Betrag gefordert wird, bedarf es der vor- 
herigen Genehmigung des Landtags. 

Urkurdlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin, den 81. Januar 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr.v. Roon. v. Bismarck. v. Itzenplitz. Gr. Eulenburg. 
A. Leonhardt. Camphausen. Falk. G.v. Kameke. 
Königsmark. 
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Der Landes-Director. 
v. Sommerfeld. 
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Königlich Württembergische Verordnung vom 12. October 
1872., die Form der Eidesleistung durch Mitglieder des reli- 
giösen Vereins der Nazarener betreffend. 


Karl von Gottes Gnaden König von Württemberg. 

In Anwendung des Artikels 2. des Gesetzes vom 9. April 1872., 
betreffend die religiösen Dissidenten-Vereine (Reg.-Bl. S. 151.) ') ver- 
ordnen und verfügen Wir nach Anhörung Unseres Geheimenraths 
wie folgt: 

Den Mitgliedern des religiösen Vereins der Nazarener ist gestattet, 
an Stelle des Eides die Erklärung abzugeben: 

»ich versichere es feierlich an Eides statt.« 

Diese Versicherung ist durch Handschlag zu bekräftigen. 

Unsere sämmtlichen Minister sind mit der Vollziehung dieser Ver- 
ordnung beauftragt. | 

Gegeben Schloss Friedrichshafen, den 12. October 1872. 

(gez.) Karl. 
Der Justiz-Minister. Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten: 


Mittnacht. Wächter. 
Der Minister des Innern: Der Minister des Kirchen- u. Schulwesens: 
Sick. Gessler. 
Der Kriegs-Minister: Der Finanz-Minister : 
.J. V.: Wundt, Oberst. Renner. 


Auf Befehl des Königs: 
Der Kabinets-Chef: Egloffstein. 


1) 8. in dieser Zeitschrift oben S. 333. f. 
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